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0. Einleitung 
Transformationen des modernen National- und Wohlfahrtsstaates waren bereits in den 
1970er Jahren im Zentrum politischer Debatten und staatstheoretischer Überlegungen. 
Zum einen wurden Notwendigkeiten für Reformen der Staatsorganisation behauptet und 
verschiedene Varianten des Rückzugs des Staates aus Gesellschaft und Wirtschaft 
gefordert. Zum anderen wurden gesellschaftliche Transformationen registriert, die 
staatliche Politik unwirksam oder unzulänglich erscheinen ließen. Mit Ausbau und 
Verfestigung neoliberaler Politikstrategien im Laufe der 1980er und 1990er Jahre sind 
nicht wenige Forderungen dieser frühen Diskussionen erfüllt worden. Europäische 
Staaten wurden nach einer „Logik der kompetitiven Deregulierung“ verschlankt (Wöhl 
2009, 139). Sie verfügen nun über einen gemeinsamen Wirtschaftsraum, in dem 
ökonomische Freihandelspostulate weitgehend verwirklicht sind. Sie haben sogar einige 
Souveränitätsrechte an europäische Institutionen abgegeben und koordinieren zentrale 
politische Entscheidungen. Zudem wurden schon mehrfach Versuche lanciert, eine von 
den Einzelstaaten unabhängige europäische Außenpolitik zu etablieren, die mit 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon ihren derzeitigen Höhepunkt erreicht haben. 
 
Scheinbar unabhängig, aber doch gleichzeitig, kam es zu gesellschaftlichen 
Transformationen, die insbesondere die Geschlechterverhältnisse in Europa 
veränderten. Die Frauenbewegung skandalierte die prämodern anmutenden 
Geschlechterverhältnisse und schaffte es Forderungen nach echter Gleichstellung der 
Geschlechter und Selbststimmung der Frau auf die politische Agenda zu setzen. So 
wurden in zahlreichen europäischen Ländern in den 1970er Jahren Reformen des Ehe- 
und Familienrechts durchgeführt, die einige Hürden für eine echte Gleichstellung der 
Geschlechter im Rechtssystem dieser Staaten beseitigt haben. Immer noch andauernde 
Ungleichheiten, Diskriminierungen und Schieflagen im Verhältnis der Geschlechter sind 
heute zumindest ein Grund zur Empörung und keine Selbstverständlichkeit mehr. Trotz 
aller Disparitäten zwischen den europäischen Staaten ist Chancengleichheit der 
Geschlechter offizielle politische Linie in der EU. 
 
Damit sind zwei unterschiedliche Transformationswahrnehmungen benannt. Zum einen 
haben sich Staaten in Europa verändert. Zum anderen haben profunde Veränderungen 
der Geschlechterverhältnisse stattgefunden. Beide Transformationen sind als politische 
Prozesse begreifbar. Dennoch werden politische, ökonomische und kulturelle 
Veränderungen der letzen dreißig bis vierzig Jahre als Transformationsphase 
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wahrgenommen, in der politisches Handeln vorrangig als Reaktion auf globale Prozesse 
vorgestellt wird. Demnach haben Staaten ihre Wirtschaftspolitik angepasst, um dem 
kompetitiven Druck durch ökonomische Globalisierung standhalten zu können. 
Geschlechterpolitische Innovationen werden als Abschluss eines historischen 
Modernisierungsprozesses gewertet, der in Europa bereits im 18. Jahrhundert eingesetzt 
hat, aber bis vor kurzem noch nicht alle Elemente des prämodernen Patriarchats 
beseitigen konnte. Eine solche Sichtweise unterstellt, dass Staat, Politik und 
Geschlechterverhältnisse voneinander unabhängige Variable sind. Demgegenüber hat 
politikwissenschaftliche Geschlechterforschung mittlerweile geradezu unzählige 
Verbindungen und Wechselwirkungen zwischen Politik und Geschlecht aufgezeigt und 
zudem nachgewiesen, dass auch Staaten keine geschlechtsneutralen Einrichtungen 
darstellen. Untersuchungen zu aktuellen Transformationen von Staaten und des 
Staatensystems belegen zudem, dass diese nicht als a-politischer Prozess zu begreifen 
sind, sondern politisch gemacht und gestaltet werden. 
 
Im Zentrum dieser Arbeit steht die Frage des Zusammenhangs zwischen den 
Transformationen von Staat und Geschlecht. Dabei geht es nicht um eine Beschreibung 
des sozialen Wandels der Gegenwart, sondern um das verfügbare theoretische 
Repertoire, mit dem derartige Prozesse erfasst, aber auch bewertet werden können. Ziel 
der Arbeit ist es nicht, lediglich eine Bestandsaufnahme staatstheoretischer 
Konzeptionen vorzulegen, sondern das vorhandene theoretische Rüstzeug auch zu 
bewerten und gegebenenfalls auszubauen. Dies erfordert Bewertungskriterien, die ich an 
zwei Fragenkomplexen festmache: Zum einen sind Staatstheorien dahingehend zu 
befragen, ob sie Transformationen als politische konzipieren oder als Prozesse, die 
unabhängig von politischem Handeln ablaufen. Daran schließen sich Fragen nach der 
Konstruktion politischer Akteure, deren Handlungsfähigkeit sowie die des Staates an. 
Zum anderen ist danach zu fragen, ob eine politische Fassung von Transformation auch 
Geschlechterverhältnisse einschließt und vor allem, ob mit dem theoretischen Ansatz 
ermöglicht wird, Transformationen auch als emanzipatorische Politik zu denken.  
 
In den ersten beiden Kapiteln gehe ich daher zentral auf das Feld staatstheoretischer 
Debatten ein. Entgegen der Denktradition der „Allgemeinen Staatslehre“ betone ich 
dabei die Aspekte von Staatstheorien, die sie als politische Theorien ausweisen. Erst 
dadurch können sie überhaupt mit Transformationen ihres Gegenstandsbereiches – dem 
Staat – umgehen, zumal der Staat geradezu das Gegenteil von Transformation 
bezeichnet, nämlich das stabile und stabilisierende politische Gerüst einer Gesellschaft. 
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Daher gibt es keinen Begriff des Staates mit dem seine eigene Transformation gedacht 
werden kann. Doch, sofern Staatstheorien einen sozial- bzw. politikwissenschaftlichen 
Anspruch erfüllen, befassen sie sich mit sozialen und politischen Veränderungen und 
daraus resultierenden neuartigen Problemlagen von Gesellschaften, die ein Staat 
bearbeiten muss und dabei auch mitgestaltet. Insofern betrachte ich Staatstheorien als 
politische Theorien, im doppelten Wortsinn: Zum einen ist jede Staatstheorie auch eine 
Theorie der Politik, zum anderen sind staatstheoretische Debatten selbst als politische 
Auseinandersetzungen zu verstehen. In Transformationszeiten bzw. in 
Diskurszusammenhängen, in denen Veränderungen gesellschaftlicher und politischer 
Ordnung in auffälliger Häufung diagnostiziert werden, stehen Staatstheorien selbst unter 
Legitimationsdruck und laufen mitunter zur Höchstform auf, weil sie von ihrem 
Gegenstand her mit dem institutionalisierten Garanten gesellschaftlicher Stabilität 
befasst sind. Großflächige Veränderungen bringen Verunsicherung in stabil geglaubte 
Ordnungs- und Herrschaftszusammenhänge. Staatstheorien sind nun herausgefordert, 
die zukünftige Stabilität zu suchen. 
 
Historisch betrachtet sind Transformationsphasen Prozesse mit offenem Ausgang. 
Zugleich sind es Phasen intensiver politischer Auseinandersetzungen, die – gerade weil 
die Zukunft offen ist – ein emanzipatorisches Potenzial bergen. In der europäischen 
Geschichte der Neuzeit haben mehrere emanzipatorische Schübe stattgefunden, doch 
nur selten konnten Frauen davon profitieren. Ein Element unter vielen, das zu 
Ungleichheit in der Wahrnehmung emanzipatorischer Chancen beigetragen hat, sind 
Staatstheorien, die argumentative Hilfestellungen gegen weibliche Ansprüche gaben. 
Geschlechtertheoretisch fundierte Staatstheorien könnten hier Gegenargumente liefern – 
eine Eigenschaft, die ich als feministisch bezeichne. Daher ist es m. E. nahe liegend und 
notwendig, nach feministischen Staatstheorien zu fragen, die insbesondere 
herrschaftskritische Ansprüche verfolgen. Dies geschieht in den Kapiteln drei und vier. 
 
Meine Einschätzung von Staatstheorien als politische Theorien erfolgt auf Basis eines 
breiten Diskursverständnisses. Ich verwende den Diskursbegriff weder in einer 
textzentrierten Verkürzung noch als analytisches Instrument. Vielmehr betrachte ich 
diskurstheoretische Überlegungen als meta-theoretisches Terrain, das der 
Selbstreflexion von Theoriearbeit dient. Mit dieser Perspektive kann die Involviertheit 
staatstheoretischen Denkens und Arbeitens in den politischen Diskurs berücksichtigt 
werden. Staatstheorien beteiligen sich immer notwendig auch an der diskursiven 
Konstruktion ihres Gegenstandes. Dies zu leugnen, entspräche einer ideologischen 
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Verzerrung, die einem feministisch-herrschaftskritischen Anspruch an Staatstheorien 
nicht gerecht würde. Gleichzeitig ermöglicht dieses Bewusstsein aber auch feministisch-
emanzipatorische Interventionen. Relevant bleibt, dass Diskurse – so auch 
Staatsdiskurse – strukturiert sind, und daher auch unterschiedliche 
SprecherInnenpositionen mit unterschiedlichen Durchsetzungschancen zuweisen. Dies 
wird besonders virulent, wenn mit dem Staat auch Geschlechterverhältnisse 
transformieren. Fundamentale Transformationen der Geschlechterordnung scheinen 
nach wie vor weniger plausibel als solche des Staates. Diese Resistenz, die in 
politischen Diskursen auch gegenwärtiger Gesellschaften immer noch verankert ist, 
bezeichne ich als Geschlechterkonservativismus. Damit meine ich die Ideologie, die es 
verhindert eine grundlegende Transformation der Geschlechterordnung denkbar zu 
machen. Sie ist sozusagen die Summe der reflexiven und prä-reflexiven Vorannahmen, 
Ansichten und Argumente, die sich gegen konstruktivistische Gendertheorien wenden. In 
staatstheoretischen Ansätzen fördert er eine Abwertung emanzipatorischer 
Errungenschaften als nicht theorierelevant. In Alltagsdiskursen verhindert er die 
Infragestellung einer Natürlichkeit von Geschlecht. Diese Infragestellung und damit 
Politisierbarkeit ist aber Voraussetzung für Transformationen der Geschlechterordnung. 
0.1. Geschlechterkonservativismus und Transformationen der 
Geschlechterordnung 
Die grundlegende Herausforderung, der sich Geschlechtertheorien stellen, ist die 
Widerlegung eines Geschlechter-Essentialismus. Dieser besteht in der gesellschaftlichen 
und wissenschaftlichen Annahme einer unhintergehbaren, a-historisch und universal 
verstandenen Essenz des Geschlechts – wie z.B. „Geschlechtscharaktere“ – in 
gesteigerter Form eine Naturalisierung von Geschlecht, indem die Begründung für die 
Essenz des Geschlechts mit Verweis auf natürliche oder biologisch begründete 
Prädispositionen der Geschlechter behauptet wird. Auf die soziale Welt übertragen 
wirken die behaupteten Differenzen zwischen den Geschlechtern als Biologismen, die 
dazu dienen, soziale Unterschiede zwischen den Geschlechtern als Folge natürlicher 
Differenzen erscheinen zu lassen. Auf dieser Basis wird eine hierarchische bzw. 
patriarchale Geschlechterordnung konstruiert, die für Reproduktion und Bestand einer 
Gesellschaft als notwendig oder zumindest funktional erachtet wird. Diese biologistische 
Argumentation wird immer zugleich normativ abgestützt. Denn eine hierarchisierte 
Geschlechterordnung kann nicht verändert werden, weil sie von Natur aus gegeben ist, 
und darüber hinaus, soll sie auch nicht verändert werden, weil sie für die 
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Gesamtgesellschaft funktional ist. Damit ist das grundlegende Repertoire des 
Geschlechterkonservativismus abgesteckt. 
 
Um diese Ordnungsvorstellung in Frage stellen zu können, ist es zunächst erforderlich 
Geschlecht als Politikum begreifbar zu machen. Die analytische Trennung der Sicht auf 
Geschlecht in Sex und Gender, ist der Versuch die fatale Verkettung zwischen einer 
natürlichen, politisch nicht verhandelbaren Existenz des Menschen als Lebewesen mit 
sexueller Fortpflanzung auf der einen Seite, und der sozialen, gesellschaftlich und 
politisch verhandelbaren, sich kulturell auch verändernden Existenz als Menschen 
unterschiedlichen Geschlechts, die ihre Geschlechtlichkeit entsprechend sozialer 
Konventionen leben müssen, auf der anderen Seite aufzubrechen. Ziel ist es, die 
willkürlichen Herrschaftseffekte dieser Verbindung aufzuzeigen, und auch 
Geschlechterverhältnisse als Teil der politisch gestaltbaren Welt zu betrachten und damit 
letztlich einer demokratischen Gestaltbarkeit zuzuführen. Die Geschlechterforschung 
entwickelte sich jedoch hauptsächlich als Gender-Forschung und ließ somit die 
argumentative Basis des Geschlechterkonservativismus unberührt, die sich fundamental 
auf die Behauptung einer natürlichen Differenz stützt. Weil die Annahme der 
Natürlichkeit der Geschlechterdifferenz aber eine zentrale gesellschaftliche Ontologie 
bildet, sind – mehr oder minder subtil vorgebrachte – Appelle an die Wiederherstellung 
der natürlichen Ordnung im politischen Diskurs relativ leicht zu platzieren. Sie haben 
daher das Potenzial zu politische Lager übergreifenden geschlechterkonservativen 
Allianzbildungen. 
 
Kritik an der Geschlechterordnung auf der Basis von Gender unter Auslassung von Sex 
ist daher politisch prekär. Weil die soziale Welt eine von Menschen geschaffene ist, die 
auch verändert werden kann, ist sie metaphorisch „weich“ und „formbar“. In diesem Bild 
muss sie sich somit verformen und nachgeben im Zusammenprall mit den harten Fakten, 
ehernen Gesetzen und Konstanten der Natur und ihren Wissenschaften. Die natürliche 
Geschlechterdifferenz bleibt somit Trumpf im konservativen Spiel geschlechterpolitischer 
Restauration. Konsequenterweise ist es erforderlich Geschlecht wieder ganz zu machen 
und auch Sex einer kritischen Dekonstruktion zu unterziehen. Diese Erweiterung ist in 
der Geschlechtertheorie mittlerweile erfolgt: Zum einen wurde der diskursive 
Konstruktionscharakter auch der Kategorie Sex aufgezeigt (Butler 1991). Zum anderen 
kam Unterstützung aus Medizin und Naturwissenschaften. In der Genforschung wurden 
Differenzen zwischen den Geschlechtern als geringfügig eingeschätzt im Vergleich zu 
solchen zwischen einzelnen Personen desselben Geschlechts. Zudem hat nicht jedes 
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Individuum ein eindeutiges Geschlecht. Staatliche Regulierungen und medizinische 
Praxis, die immer auf Vereindeutigung gezielt hatten, wurden in den letzten Jahren 
dahingehend verändert, dass sie es den Betroffenen selbst zur Wahl stellen, ob sie als 
Mann oder als Frau leben wollen. Auch die Entkoppelung von Sex und sexuellem 
Begehren stößt mittlerweile auf größere gesellschaftliche Akzeptanz, was sich rechtlich 
in einem Aufholprozess der Gleichstellung von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften 
mit ungleichgeschlechtlichen niederschlägt. 
 
Damit ist die argumentative Basis eines Geschlechterkonservativismus erschüttert, aber 
noch lange nicht zerstört. Denn queer politics wird im politischen Diskurs als 
ausgesprochenes Minderheitenprogramm wahrgenommen. Theoretische Überlegungen 
zu geschlechteremanzipatorischen Strategien kreisen zudem um individuelle 
Handlungsdimensionen. Fehlleistungen der Geschlechterperformanz bleiben damit in 
ihren strukturellen Effekten fragwürdig. Bezugnahmen auf die Genforschung könnten 
zudem neuartige Biologismen etablieren wie dies Richard Dawkins mit seinem 
„egostischen Gen“ bereits vorgeführt hat. 
 
Ein zentrales Problem für emanzipatorische Politik sehe ich darin, dass 
Geschlechterkonservativismus nicht damit beseitigt werden kann, indem er einfach 
widerlegt wird, unabhängig davon wie diese Widerlegung erfolgt. Keine Ideologie kann 
auf diese Art zum Verschwinden gebracht werden. Geschlechterkonservative Staats- 
und Gesellschaftssicht sind aber keineswegs starr, sondern unterliegen selbst 
Transformationen. War gegen Ende des 19. Jahrhunderts noch jede Frau in jeder 
Führungsposition ein Ding der Unmöglichkeit, so wird heute die Möglichkeit nicht mehr 
bezweifelt. Geschlechterkonservativ ist jedoch die Unterstellung, dass Frauen in 
Führungspositionen notwendig außergewöhnliche Frauen seien. Ihre individuelle 
Einzigartigkeit befähige sie zu überdurchschnittlichen Leistungen. Derart ist der heutige 
Geschlechterkonservativismus mit einer Art weiblicher Elitenkonzeption angereichert, 
ohne deshalb die Vorstellung einer hierarchisierten Geschlechterordnung aufgegeben zu 
haben.1  
 
Es wäre aber eine leichte Untertreibung zu behaupten, dass eine konservative 
Geschlechtersicht ihre enorme Restaurationskraft in Zeiten der Wahrnehmung von 
gesellschaftlichen Transformationen, die größere Geschlechteregalität verheißen, nur 
                                                 
1  Eine derartige Argumentationslogik findet sich im sogenannten „neuen Feminismus“, der sich gezielt an 
privilegierte Frauen richtet (vgl. Nowak 2008). 
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deshalb gewinnt, weil sie eine der gesellschaftlichen Ontologie entsprechende 
Geschlechtersicht und damit Plausibilität vorweisen kann. Ihre Überzeugungskraft 
gründet in der Übereinstimmung mit der Weltwahrnehmung. Diese setzt voraus, dass die 
scheinbare Evidenz der natürlichen Geschlechterdifferenz institutionell und strukturell 
abgesichert ist. Dieses institutionell-strukturelle Vergewisserungsnetz ist selbst 
Transformationen unterworfen und bedarf permanenter Anpassungen. Einen erheblichen 
Anteil daran hat – zumindest in Westeuropa – der Staat, der sich historisch nicht zufällig 
parallel mit der modernen Geschlechterordnung entwickelt hat. 
 
Eine gesamtgesellschaftliche Geschlechterordnung hat die prä-moderne Welt nicht 
gekannt. Voraussetzung dafür ist eine moderne Gesellschaft, in der soziale Mobilität 
möglich und gegeben ist, sowie eine praktische Vorstellung eines Ganzen der 
Gesellschaft. Gerade Vorstellungen von Ganzheit und Geschlossenheit sind aber in 
modernen Gesellschaften wesentlich schwieriger herzustellen im Vergleich zu 
kleinräumigen Gesellschaften und/oder solchen, in denen sozialer Status und einfache 
Arbeitsteilung dominieren. Die Analogie zwischen Staat (insbesondere Nationalstaat) 
und Geschlechterordnung besteht genau in der Fähigkeit eine Ganzheitsvorstellung der 
modernen Gesellschaft bereitzustellen. Die offene Frage in der aktuellen 
Transformationsphase ist es, ob diese Fähigkeiten, brüchig werden, oder lediglich einer 
Restauration zugeführt werden. 
0.2. Historic (Re-) Turn in der Staatsbetrachtung 
Das Thema der aktuellen Transformation hat zu Suchbewegungen Anlass gegeben, die 
in die Geschichte der europäischen Staaten zurückführen (vgl. Spruyt 1994; Sassen 
2006). In der politikwissenschaftlichen Geschlechterforschung wurden schon sehr früh 
Studien aus der historischen Frauenforschung rezipiert. Denn die Analyse politischer 
Geschlechterverhältnisse wirft unwillkürlich die Fragen nach deren Genese auf. Zudem 
galt es gerade geschlechterkonservativen Argumenten, die eine Ewigkeit der 
Geschlechterordnung suggerieren, die argumentative Basis zu entziehen. Damit kann 
die Geschlechterforschung als eine der ersten Disziplinen identifiziert werden, die das 
vollzogen haben, was Terrence McDonald (1996, 1) als „historic turn“ in den Human- und 
Sozialwissenschaften diagnostiziert hat. Er sieht darin einen dreifachen Turn: erstens 
gegen ein Verständnis von Sozialwissenschaften, das sich explizit in Opposition zur 
Geschichtswissenschaft positioniert hat, zweitens eine Hinwendung zur Geschichte im 
Einleitung  14 
Sinne von Vergangenheit, Prozess, Kontext usw. und drittens kritische 
Auseinandersetzungen mit der Geschichte der eigenen Disziplinen.  
 
Der Geschichtsverlust der Sozialwissenschaften hängt mit ihrer 
Vernaturwissenschaftlichung in den 1920er und 1930er Jahren zusammen. Es galt den 
älteren, sehr historisch argumentierenden Sozialwissenschaften etwas entgegen zu 
halten, und dies sollte die eigene Wissenschaftlichkeit unterstreichen. Historische 
Argumentationen wurden somit mit unwissenschaftlichen Begründungen gleichgesetzt. 
Verstärkt wurde diese a-historische Tendenz der Sozialwissenschaften in den 1950er 
und 1960er Jahren – insbesondere in den USA. Die Gegenwart wurde als Höhe- und 
Endpunkt der Entwicklung, als höchster Grad der Modernisierung interpretiert. 
Entwicklung im Sinne einer Modernisierung konnte nur noch die Anpassung an das US-
Modell bedeuten, womit Geschichte als Prozess für gegenwärtige Gesellschaften keine 
Relevanz mehr hatte (ebd., 3). Es waren gerade Wahrnehmungen von Transformationen 
der Gesellschaft in den späten 1960er Jahren, die eine Rückkehr der Geschichte als 
Prozess in die Sozialwissenschaften bewirkte. Mit dem Auftreten neuer politischer 
Bewegungen – nicht zuletzt der Frauenbewegungen – waren struktur- und 
systemtheoretische Ansätze nicht mehr ausreichend. Politisches Handeln musste auch 
auf Ebene der Theorie wieder thematisierbar gemacht werden. Das sind genau die 
beiden Momente, die die Geschlechterforschung von Anfang an auszeichnet. Geschichte 
als ein Prozess des Werdens, der darüber hinaus politisch gestaltet wird und gestaltbar 
ist, eine Grundidee, die auch diese Arbeit verfolgt. Auch die dritte Dimension, eine 
geschlechterkritische Inspektion der Geschichte und Gegenwart der eigenen Disziplin 
war geschlechterforscherisches Programm (vgl. z.B. Kreisky/Sauer 1997). 
0.3. Staatlichkeit und permanente Transformation 
Für den staatstheoretischen Umgang mit Transformationen bieten sich 
sozialwissenschaftliche Theorien der Staatsbildung an, die ebenfalls unter den Begriff 
„Historic Turn“ subsumiert werden (McDonald 1996, 9). Historische Staatsbildung kann 
exemplarisch als Prozess der Transformation von Staatlichkeit begriffen werden, dessen 
Analyse auch Erkenntnisse für gegenwärtige Transformationen verspricht. Theorien 
historischer Staatsbildung liegt jedoch ein Begriff von Formation zugrunde, der sich von 
Transition ebenso unterscheidet wie von Transformation. Eine Begriffsklärung legt aber 
auch sich überlappende Bedeutungsgehalte offen: 
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? Formation bezeichnet generell einen Prozess, in dem etwas entsteht, die Genese 
eines Gegenstandes. Im Falle von Staatsbildung ist dies der Staat. Mit der 
Forschungsperspektive auf den Staat als Resultat des Staatsbildungsprozesses 
werden andere Prozesse und Entwicklungen ausgeblendet, die nicht diesem Ziel 
entsprechen.  
? Transition meint einen Übergang von einem Ausgangs- zu einem Endpunkt, 
wobei beide klar definiert sind. Untersucht werden Elemente der Ausgangslage, 
die sich verändern müssen, um zum Endergebnis zu gelangen, und solche, die 
hinzukommen oder verschwinden müssen. Der Begriff Transition wurde für die 
Analyse des Übergangs von planwirtschaftlich-autoritären Systemen zu 
Kapitalismus und Demokratie entwickelt. Das Konzept lässt sich aber auch 
verallgemeinern und auf andere Überganskonstellationen anwenden. Um eine 
Analogie zu historischen Staatsbildungstheorien herzustellen, kann z.B. auch der 
Übergang vom feudalen Herrschaftssystem zum modernen Staat als 
Transitionsprozess betrachtet werden. Tatsächlich bildeten sich zahlreiche 
Wurzeln moderner Staatlichkeit im Hoch- und Spätmittelalter aus, was auch in 
historischen Staatsbildungstheorien betont wird. 
? Der Begriff Transformation hingegen besagt zunächst nur, dass eine 
Veränderung stattfindet. Bezogen auf den Staat meint das aber meist, dass der 
Staat in seiner modernen und institutionell gefestigten Form ins Wanken gerät. 
Dennoch bleibt das Zukunftsszenario offen: Der Staat könnte sich nach einer 
kurzen Erschütterung wieder so einrichten wie er war, er könnte eine andere 
Form annehmen, ohne deshalb aufzuhören zu existieren, er könnte aber auch 
enorm an Bedeutung einbüßen, erodieren, zerfallen, untergehen und von der 
politischen Bildfläche verschwinden. Wie auch immer eine Transformation des 
Staates ausgeht, mit dem Begriff ist das nicht vorweggenommen.  
 
Transformation ist im Vergleich zu Transition der allgemeine Begriff, denn auch 
Transition kann als Transformation beschrieben werden. Selbst eine gescheitere 
Transition ist immer noch eine Transformation. Im Verhältnis zur Formation ist 
Transformation jedoch von gleicher Reichweite. Doch sie sind in einer logischen 
Reihenfolge. Bezogen auf den Staat ist Staatsformation Voraussetzung für 
Staatstransformation. Konkret handelt es sich dabei um eine historische Unterscheidung, 
denn Staatsbildung ist zeitlich der Staatsveränderung vorgelagert. Da nun Formation der 
Transformation logisch und historisch vorausgeht, bedarf es eines Kriteriums, um zu 
entscheiden, wo und wann genau der Wechsel von der Bildung zur Veränderung des 
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Gebildeten stattfindet. Dieses Kriterium kann nur ein Staatsbegriff sein, der den 
Endpunkt der Staatsbildung markiert. Ist aber die Definition des Staates strittig, oder 
kommt ein Verständnis zur Anwendung, wonach der Staat immer Prozesscharakter 
haben muss, so ist der Übergang von Formation zu Transformation uneindeutig. Die 
logische Vorgängigkeit bleibt zwar, doch die Merkmale des Staates die zuerst formiert 
werden müssen, um dann transformiert werden zu können, sind historisch nicht 
unbedingt gleichzeitig entstanden. Somit kann sich bereits ein Element des Staates 
transformieren, während ein anderes erst in Herausbildung begriffen ist. Auch die 
Transformation kann zu einer neuen Formation werden und dann eine neuerliche 
Transformation erfahren. Die Frage, wann und wo „der Staat“, wie er der Definition einer 
Staatsbildungstheorie entspricht, tatsächlich realisiert worden ist, kann konkret nur mit 
einem Fallbeispiel beantwortet werden. Doch jedem Beispiel entsprechen mehrere 
Gegenbeispiele. Die logische Eindeutigkeit ist somit historisch uneindeutig. 
 
Reinhart Koselleck (2003, 9) hat versucht zu erklären, dass und wie Phänomene 
unterschiedlicher Dauer „aus völlig heterogenen Lebenszusammenhängen“ gleichzeitig 
auftreten können, aber dennoch verschiedenen „Zeiten“ angehören. Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft überlagern sich als „Zeitschichten“ – so Kosellecks geologische 
Metapher. Kontinuität und Wandel, aber auch historische Einmaligkeit stehen so 
gesehen nicht einfach auf einer Zeitachse, sondern können gleichzeitig erfolgen, liegen 
aber auf verschiedenen Zeitschichten, die sich miteinander verschränken können: So 
gibt es nicht nur gegenwärtige Gegenwart, sondern auch gegenwärtige Vergangenheit 
oder gegenwärtige Zukunft, und nicht nur vergangene Vergangenheit, sondern auch 
vergangene Gegenwart und vergangene Zukunft, ebenso ist zukünftige Zukunft auch 
zukünftige Gegenwart und zukünftige Vergangenheit (vgl. ebd., 249). Der Staat wird nun 
meist im Hinblick auf Stabilität definiert und somit zeitlich mit Dauer und Kontinuität 
gleichgesetzt. Von einem Staat kann dann gesprochen werden, wenn seine Merkmale in 
der Reihe von Vergangenheit (d.i. vergangene Gegenwart), über Gegenwart (d.i. 
gegenwärtige Gegenwart) zu absehbarer Zukunft (d.i. zukünftige Gegenwart) stehen. 
Damit ist ein Überdauern fixiert, das von der Vergangenheit über die Gegenwart bis in 
die Zukunft reicht. Während konkrete Staaten selbstverständlich immer eine Geschichte 
haben und sich somit auch verändern, wird der „Staat“ in Staatstheorien aber der 
Geschichte entzogen, weil er sich nicht transformieren kann, ohne seine Eigenschaft als 
Staat einzubüßen. Der Staat hat zwar eine Geschichte (Staatsformierung) und somit 
eine Vergangenheit, aber er kann keine echte (offene) Zukunft haben. Den Gegenstand 
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von Staatstheorien bildet also ein zeitloses Gebilde, das zwischen Formation und 
Transformation des Staates auf Dauer gestellt ist. 
 
Wie lange der moderne Staat schon existiert und wie lange er weiter bestehen wird, lässt 
sich freilich über die Definitionselemente des Staatsbegriffs variieren. Dennoch scheint 
relative Einigkeit darüber zu herrschen, dass gegenwärtig eine tief greifende 
Transformation des Staates stattfindet. Der Staat – selbst der zeitlose Staatsbegriff – tritt 
sozusagen wieder in die historische Zeit ein, wird „überwunden“ oder partiell „gerettet“, 
muss sich mit neuen Kontrahenten arrangieren oder bleibt ein überholtes Relikt in einer 
neu geordneten politischen Welt, das nur noch für wenige Menschen in wenigen 
Lebenszusammenhängen von Bedeutung sein wird. Nun ist es nicht zu leugnen, dass 
Veränderungen stattfinden, die als Staatstransformationen bezeichnet werden können. 
Was ich aber in dieser Arbeit in Frage stellen möchte, ist die Trennbarkeit von Formation 
und Transformation des Staates. Denn diese erfolgt durch eine Stillstellung der Zeit, die 
das Dazwischen markiert und zugleich „den Staat“ definiert. Das mag zwar als eine 
Notwendigkeit von Theorie betrachtet werden, weil zur theoretischen Bearbeitung immer 
auch, zumindest begrifflich, ein Anhalten der Zeit erforderlich ist, sodass der abstrakte 
Begriff des Staates und seine historisch konkrete Form nicht identisch sein können. 
Staatstheorie befasst sich demnach mit dem abstrakten und allgemeinen Begriff des 
Staates. Doch sobald die Entstehung des modernen Staates zum Bestandteil von 
Staatstheorien wird, und somit Staatsbildung relevant wird für den Staatsbegriff, der nur 
durch seine historisch konkrete Formation auch seine Gültigkeit behaupten kann, dann 
ist die Trennung zwischen Formation und Transformation des Staates tatsächlich 
beliebig. Hinzuzufügen ist, dass es faktisch kaum eine Staatstheorie gibt, die nicht auf 
den historisch entstandenen und konstituierten Staat rekurriert. Viele integrieren sogar 
explizit die Geschichte des Staates. Und alle beanspruchen Aussagen über konkrete 
Staatlichkeit treffen zu können.  
 
Wenn ich nun die Trennung zwischen Formation und Transformation des Staates in 
Frage stelle, so behaupte ich damit nicht, dass es keine Staatsbildung gegeben hat. Der 
moderne Staat ist eine politische Organisationsform, die tatsächlich erst in der Neuzeit 
entstanden ist. Ich behaupte aber, dass der Staatsbildungsprozess keine 
abgeschlossene historische Phase ist, und darüber hinaus wohl auch nicht abschließbar 
ist. Jede Facette des Staates, die formiert wurde, kann auch transformiert werden, und 
kaum eine wurde noch nie transformiert. Was ich also in Frage stelle, ist die Hypothese 
des Stillstandes als Gütesiegel moderner Staatlichkeit. Der Begriff Staatlichkeit – in 
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Abgrenzung zum abstrakten Staatsbegriff – konkretisiert und historisiert den Staat als 
gesellschaftliches Verhältnis, das immer auch politischen Veränderungen unterliegt. Mit 
der Sicht auf den Staat in permanenter Transformation, auch wenn sie zeitweilig, oder 
bezogen auf bestimmte Dimensionen nur potenziell gegeben ist, mutet die gegenwärtige 
Transformationsdebatte wenig spektakulär an. Dennoch behält sie ihre Brisanz durch die 
offene Frage der Transition. 
 
Die Staatsbildung der frühen Neuzeit kann ohne Zweifel auch als Übergangszeit, als 
Transition von vorstaatlicher zu staatlicher Verfasstheit europäischer Gesellschaften 
beschrieben werden. In aktuellen Diagnosen zur Transformation des Staates steckt 
häufig eine solche Übergangsvermutung – von einer staatlichen oder zumindest 
nationalstaatlichen zu einer post-(national-)staatlichen Verfasstheit der politischen Welt 
(vgl. z.B. Sassen 2008). Staatstheoretisch interessiert mich zwar weniger die Welt, die 
von Staaten geprägt ist, als die innere Ausgestaltung von politischen Gemeinwesen, 
dennoch wäre es interessant zu prüfen, ob oder inwiefern die aktuelle 
Transformationsphase tatsächlich einen Übergangscharakter hat. Diese Klärung ist zum 
einen wiederum abhängig vom Staatsverständnis, zum anderen müsste einiges an 
prognostischer Energie aufgewendet werden. Eine Entscheidung darüber kann aus der 
Konzeption dieser Arbeit daher nicht gefällt werden. Was jedoch geklärt werden muss 
ist, ob es Phasen der Transformation des Staates gibt und geben kann, wenn der Staat 
doch ohnehin in permanenter Transformation betrachtet werden soll. Solche 
Transformationsphasen zeichnen sich durch gehäufte Transformationswahrnehmungen 
in staatstheoretischen Arbeiten aus, durch eine Beschleunigung von Transformationen 
einzelner Dimensionen von Staatlichkeit, durch deren gleichzeitiges Auftreten sowie 
durch politische Aktionen und Reaktionen auf Veränderungen unterschiedlicher Art. 
0.4. Transformation als politisch gestaltbarer Prozess 
Wenn ich mich in dieser Arbeit aus staats- und geschlechtertheoretischer Perspektive 
mit Transformationen befasse, so gründet dieses Interesse wie gesagt in der durchaus 
plausiblen Vermutung, dass Zeiten der Transformation auch Emanzipationspotenziale 
bereithalten. Mein Ziel ist es nicht ein aktuelles Gelingen oder Scheitern 
emanzipatorischer Strategien zu erkunden, sondern zu prüfen, ob ein 
staatstheoretisches Rüstzeug zur Verfügung steht, mit dessen Hilfe transformatorische 
Geschlechterpolitik überhaupt identifiziert werden kann. Die Vermutung liegt nahe, dass 
Theorien der historischen Staatsbildung mehr über Transformationen des Staates 
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aussagen können als Staatstheorien. Voraussetzung dafür ist jedoch, neben einem 
elaborierten staatstheoretischen Verständnis, die Fähigkeit Politik als 
transformatorisches Handeln begreifen zu können. D.h. Transformation sollte nicht 
ausschließlich als anonymer Prozess konzipiert werden, der hinter dem Rücken der 
Akteure abläuft, sondern auch als politisch gestaltbarer Prozess verstanden werden. Um 
die Gleichzeitigkeiten von Transformationen des Staates und von 
Geschlechterverhältnissen nicht als zufälliges Zusammentreffen betrachten zu müssen, 
ist darüber hinaus eine Verbindung von Staat und Geschlecht in der theoretischen 
Konzeption erforderlich. Staatsbildungstheorien weisen nun aber mehrere Schieflagen 
und Verkürzungen auf, die für die Ziele dieser Arbeit problematisch sind. Insbesondere 
Geschlechterverhältnisse werden kaum diskutiert. Doch auch die historische 
Frauenforschung, die hier korrigierend eingesetzt werden könne, trägt nur wenig zur 
Lösung der Probleme bei. Diese Schwierigkeiten können schlaglichtartig wie folgt 
beschrieben werden: 
 
? Theorien der historischen Staatsbildung werfen einen makrohistorischen Blick auf 
die großen Prozesse der Staatswerdung und vernachlässigen daher 
mikrohistorische Studien, die sich mit den politischen Kämpfen im Rahmen von 
Staatsbildungsprozessen befassen. Mikrohistorische Studien hingegen sind lokal 
und zeitlich begrenzt angelegt und versuchen nur selten verallgemeinerbare 
Schlüsse für Staatsformierungsprozesse zu ziehen (vgl. Tarrow 2004). 
? Der Fokus in Staatsbildungstheorien ist häufig auf das Außenhandeln von 
Staaten und deren Interaktionen (also auf die Ebene der internationalen Politik) 
gerichtet, womit Fragen nach inneren Prozessen der Staatsbildung und 
-transformation ausgeblendet werden, die jedoch für die Erfassung von 
Geschlechtertransformationen unerlässlich sind. Zudem orientieren sie sich 
häufig an einem Staatsbegriff, der zentral um staatliche Souveränität kreist und 
bewegen sich kaum auf der Höhe der staatstheoretischen Diskussionen. So 
stilisiert z.B. Charles Tilly (1990, 54) den Krieg zur treibenden Kraft in der 
europäischen Geschichte. 
? Sofern der innere Staatsbildungsprozess thematisiert wird, erfolgt dies als 
Prozess der Etablierung, Zentralisierung und Monopolisierung der zentralen 
Institutionen der Staatsgewalt (vgl. z.B. Reinhard 2000). Sie folgen damit Max 
Webers Festlegung des Gewaltmonopols als zentrales Staatsmerkmal. 
Demgegenüber legen Studien der Geschlechterforschung den Schwerpunkt auf 
Prozesse des politischen Frauenausschlusses und der ideologischen Integration 
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von Frauen – also die Konstruktionen von Staatsbürgerschaft und Nation vor dem 
Hintergrund von Nationalisierung und Demokratisierung moderner Staaten (vgl. 
z.B. Appelt 1999).  
? Erkenntnisse und Einsichten geschlechtertheoretischer Staats- und 
Politikkonzeptionen werden überhaupt nicht aufgegriffen, womit aber das 
emanzipatorische Potenzial in Transformationsphasen unthematisiert bleibt oder 
zumindest deren Geschlechterdimensionen ausblendet. Dies gilt für die meisten 
Staatsbildungstheorien, zeigt sich aber auch in der historischen Frauenforschung. 
Denn auch emanzipatorische Politik wird entlang männlich definierter 
Politikmuster gesucht wie z.B. im Handeln der bürgerlichen und proletarischen 
Frauenbewegungen (vgl. Bader-Zaar/Gehmacher 2003), während alternative, 
politische Strategien nur selten thematisiert werden (vgl. z.B. Lipp 1986).  
? Sofern moderne Geschlechterverhältnisse überhaupt zum Thema in 
Staatsbildungstheorien gemacht werden, gelten sie als patriarchalisches Relikt 
aus einer vorstaatlichen Zeit (vgl. Mann 1998, 108) oder werden auf die zentrale 
Stellung des Krieges im Staatsbildungsprozess zurückgeführt: Denn „women 
have played an amazingly small part in the construction and use of coercive 
organization, a fact that surely helps account for their subordinate position within 
states“ (vgl. Tilly 1990, 54). Die Bedeutung des Arguments der Waffenfähigkeit, 
mit dem Frauen lange Zeit ein eigenständiger Staatsbürgerinnenstatus 
vorenthalten wurde, ist zwar auch in der Frauenforschung betont worden (vgl. z.B. 
Rumpf 1995). Doch das erklärt weder die Formierung der modernen 
Geschlechterordnung noch Transformationen der Geschlechterverhältnisse. 
Historische Frauenforschung, die sich mit den Veränderungen der 
Geschlechterverhältnisse beschäftigt, konzentriert sich meist auf ökonomische 
Veränderungen und eventuell noch das rechtliche Rahmenwerk, setzt diese aber 
nur selten in eine Beziehung zu veränderter Staatlichkeit (vgl. Schissler 1993). 
? Neuere Studien zur historischen Verfassungskultur (vgl. Brandt u.a. 2005) 
belegen ein vitales Interesse an Staatsbildungsprozessen. Der Fokus verschiebt 
sich sichtlich von formalen Institutionen in Richtung Kultur. Die 
Geschichtswissenschaft hat einen Theoretisierungsschub erfahren, der 
insbesondere diskursanalytische Ansätze integriert (vgl. z.B. Martschukat 2002; 
Sarasin 2003; Landwehr 2004;). Davon profitiert vor allem die 
geschlechtertheoretische Fundierung historischer Studien. Gleichzeitig gehen 
sozialhistorische Analysen in ihrer Bedeutung zurück und werden von Analysen 
historischer Texte der Staatsphilosophie verdrängt (vgl. z.B. Opitz 2005). Mit einer 
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Diskursgeschichte des Staates können aber Fragen emanzipatorischer Politik 
kaum noch angegangen werden. Zudem sind die kulturzentrierten Studien, 
entsprechend ihrer theoretischen Fundierung, sehr zurückhaltend, wenn es 
darum geht strukturelle Veränderungen zu benennen. 
 
Somit ergibt sich ein vielfältiger, aber doch sehr disparater Forschungsstand zur 
Staatsbildung in Europa, der staatstheoretisch kaum aufbereitet ist und kaum mit 
geschlechtertheoretischen Konzepten operiert. Eine Aufarbeitung der hier zusammen 
getragenen Materiallage entlang einer geschlechtertheoretisch fundierten Konzeption 
von Staatlichkeit kann sicher als Forschungsdesiderat benannt werden. Doch eine 
derartige Aufarbeitung kann auch in dieser Arbeit nicht geleistet werden. Denn das wirft 
ungelöste methodologische Probleme geschichtswissenschaftlicher Art auf. Verfahren, 
die eine Verbindung von historischen Einzelstudien zur Frauen- und 
Geschlechtergeschichte mit den großen Erzählungen der europäischen Staatswerdung 
und schließlich auch -transformation ermöglichen, sind durchaus strittig. So wird ein 
unvermitteltes Nebeneinander von Diskurs- und Sozialgeschichte ebenso konstatiert 
(Canning 1994) wie Schwierigkeiten einer plausiblen Vermittlung zwischen langfristigem 
sozialen Wandel und eher mittelfristig angelegten Studien oder punktuellen Ereignissen. 
Dies ist nicht nur ein Problem unterschiedlicher Zeitlichkeiten, sondern darüber hinaus 
muss auch entschieden werden, ob Ergebnisse aus Regionalstudien als Indiz für die 
allgemeine Transformation eingestuft werden können oder als regionale Abweichungen 
vom allgemeinen Trend zu betrachten sind.  
 
Mein Interesse richtet sich aber nicht darauf, Probleme geschichtswissenschaftlicher 
Methodologie zu lösen, sondern die staatstheoretische Perspektive auf 
Transformationen von Staatlichkeit um die Dimension von Geschlechterpolitik zu 
erweitern. Diese theoretischen Erweiterungen werden im fünften Kapitel der Arbeit 
diskutiert. Eine Historisierung der Transformationssicht erachte ich dabei aus zwei 
Gründen für sinnvoll: Sie ermöglicht es Transformationen von Staatlichkeit als 
Normalzustand moderner Staaten zu konzipieren. Der Blick in die Geschichte bietet 
zudem Beispiele für transformatorische Geschlechterpolitiken und -strategien, deren 
Zukunft wir bereits kennen. Damit können tatsächliche Transformationen benannt 
werden, während die Zukunft aktueller Transformationen noch offen ist. 
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0.5. Aufbau der Arbeit 
Im ersten Kapitel erarbeite ich ein Grundverständnis von Staatstheorie, das die 
vorliegende Arbeit anleiten soll. Es dient der Auswahl staatstheoretischer Ansätze, aber 
auch als Basis für die abschließende Weiterentwicklung staatstheoretischer Konzepte. 
Ausgehend von der Tatsache, dass Staatstheorien weder einer bestimmten Disziplin 
zuordenbar sind, noch Einigkeit über den Begriff des Staates herrscht, wird versucht 
sozial- und politikwissenschaftlich relevante Dimensionen staatstheoretischen Arbeitens 
herauszuarbeiten. Staatstheorien klassifiziere ich dabei als einen Spezialfall politischer 
Theorie. Sie ermöglicht (kritische) Reflexion politischer Prozesse und stellt selbst 
Orientierungswissen für politische Praxis bereit. Staatstheorien entwickeln sich daher in 
Auseinandersetzung mit politischen Veränderungen und sind problemorientiert. Daher 
werden Transformationen von Staatlichkeit in Staatstheorien bearbeitet, was zu 
Veränderungen relevanter Problemwahrnehmungen in staatstheoretischen Diskussionen 
führt. In der Mehrzahl staatstheoretischer Ansätze wird Geschlecht nicht als relevante 
Kategorie integriert und ungleiche Geschlechterverhältnisse nicht als relevantes 
politisches Problem wahrgenommen. Diese Geschlechtsblindheit führt aber zu 
androzentrischer Perspektivierung, sodass selbst kritisch motivierte Staatstheorien dazu 
beitragen können, Geschlechterherrschaft zu legitimieren. Androzentrische 
Einschreibungen haben sich in den zentralen Begriffen von Staatstheorien festgesetzt, 
die auch die Auswahlmodi für relevante Problemwahrnehmungen steuern. 
Der Begriffshaushalt „klassischer“ Staatstheorien schließt daher keine feministische 
Perspektive ein und lässt eine solche auch nicht zu. Aufgabe feministischer 
Staatsbetrachtung ist es somit sowohl diese Lücke aufzuzeigen als auch Ansätze zu 
entwickeln, um sie zu schließen. 
 
Staatstheorien sind Einsätze in politischen Kämpfen und Deutungen gerade in Zeiten der 
Transformation. Dabei wird auf den Fundus staatstheoretischer Ansätze zurückgegriffen, 
der jedoch androzentrisch verfärbt ist und somit strategische Möglichkeiten 
feministischer Politik beschränken. Daher erachte ich eine explizit feministische 
Staatssicht als notwendig. Diese stellt zum einen feministische Kritik am zum Einsatz 
kommenden Fundus bereit, zum andern sind feministische staatstheoretische 
Konzeptionen erforderlich, die das alte Repertoire auch ersetzen und damit aktuelle 
Debatten in geschlechter-emanzipatorischem Sinne mitgestalten können. 
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Im zweiten Kapitel wende ich mich diesem Fundus staatstheoretischer Ansätze zu. Dies 
erfolgt in Form eines Mappings staatstheoretischer Debatten nach 1945 (teilweise mit 
Rückgriff auf davor liegende Wurzeln). Im Zentrum aller diskutierten Ansätze steht der 
moderne Staat, der einer territorial definierten Bevölkerung als politische 
Organisationsform dient, und der verbindliche Entscheidungen treffen und durchsetzen 
kann. Dies kann als ein basales Staatsverständnis betrachtet werden, das jedoch noch 
keinen staatstheoretischen Ansatz begründet. Darüber hinausgehend besteht keine 
Einigkeit über den Staatsbegriff, Staatstätigkeiten oder die adäquate Analyse seiner 
Einrichtungen, was zu einer Vielzahl staatstheoretischer Ansätze führt. Jeder Ansatz ist 
schließlich nur in einem Diskurszusammenhang zu verstehen, der mittels Kontrollfragen 
eruiert werden kann. Diese richten sich auf wechselseitige Rezeptionen und 
Abgrenzungen, Inhalte und Art der Problembearbeitungen, sowie die zum Einsatz 
kommenden Konzepte, Denk- und Argumentationsfiguren. Dieser Fragenkatalog sowie 
bereits vorliegende Systematisierungsversuche dienen einer Einteilung der Ansätze in 
grobe Cluster, die ich als Theorienkonglomerate bezeichne. Das sind Pluralismus, Neo-
Pluralismus, Institutionalismus, Neuer Institutionalismus, Marxismus und Neo-
Marxismus. Das weite Feld post-strukturalistischer Ansätze ist in diese Systematisierung 
nicht integriert, weil gerade in diesem Bereich zahlreiche geschlechtertheoretisch 
fundierte Arbeiten vorliegen, die im vierten Kapitel diskutiert werden. 
 
Obwohl Details einzelner Ansätze ausgespart bleiben müssen, und innertheoretische 
Diskrepanzen kaum berücksichtigt werden können, erlaubt die systematische 
Darstellung dennoch zu verdeutlichen, welche gesellschaftlichen und politischen 
Probleme als staatstheoretisch relevant in den jeweiligen Diskursen bearbeitet werden. 
Die Thematisierungen bestimmter Problemlagen in staatstheoretischen 
Auseinandersetzungen werden als historisch-theoretisches Krisenraster gefasst. Es sind 
und waren gerade gesellschaftliche Transformationen, die staatstheoretische 
Paradigmen an die Grenzen ihrer Erklärungskraft und Plausibilität gebracht haben, was 
zur Ablösung etablierter Ansätze und/oder zu grundlegenden Revisionen geführt hat. Mit 
veränderter Problemwahrnehmung erweitert sich aber insgesamt der Fundus an 
Staatsverständnissen, Erklärungs- sowie Lösungsansätzen. Diese resultieren aus 
innertheoretischen Umorientierungen und Modifikationen der Ansätze, die in der 
Systematisierung eine Kennzeichnung durch Neo-, Neu- und Post-Präfixe rechtfertigt. 
 
Die einzelnen Theorienkonglomerate werden entlang des Fragenkatalogs gebildet und 
anhand ihrer zentralen Problemwahrnehmungen und Staatsverständnisse diskutiert. Die 
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Reihenfolge ist keine vorrangig chronologische, sondern in erster Linie vom 
politikwissenschaftlichen Mainstream ausgehend hin zu (aus dieser Perspektive) 
randständigeren Ansätzen. Dabei bildet der Neo-Marxismus ein relativ offenes Ende, das 
in der Diskussion feministischer Ansätze wieder aufgegriffen werden soll. Die 
Aufarbeitung der einzelnen Theorienkonglomerate verfolgt zudem den Zweck, 
feministische Kritiken in ihrem Bezug zu bestimmten Zugängen zu verorten. Was in 
staatstheorie-kritischen Texten der Geschlechterforschung als Staatskritik formuliert 
wird, ist bei genauerem Hinsehen häufig eine Auseinandersetzung mit einem 
bestimmten Ansatz, und nicht eine grundsätzliche Abwehr jeglicher staatstheoretischer 
Arbeit. Solche kritischen Aufarbeitungen bilden letztlich die Basis für feministische 
Erweiterungen und Entwicklungen neuer Konzepte. 
 
Abschließend werden die aktuelleren Ansätze vergleichend diskutiert entlang ihrer 
Konzeptionen von Staat, Politik und Demokratie. Diese sind relevante Dimensionen für 
die Frage der Veränderbarkeit von Staatlichkeit durch politisches Handeln. Darin 
unterscheiden sich diese Ansätze. Dennoch befassen sich alle mit der Thematik der 
Transformation, nicht zuletzt deshalb weil sie durch veränderte Problemwahrnehmungen 
initiiert wurden, zumal im Rahmen der älteren Ansätze die diagnostizierten politischen 
und gesellschaftlichen Veränderungen nicht erklärt werden konnten. Ihre jeweiligen 
Grenzen finden staatstheoretische Ansätze aber nicht nur im Wandel ihrer empirischen 
Referenz. Anhand feministischer Kritiken an Staatstheorien kann auch der mangelnde 
Einbezug der Dimension des Geschlechts des Staates, oder umgekehrt, deren 
androzentrische Einlassungen als Denkbarrieren benannt werden, die den theoretischen 
Umgang mit Transformationsphasen erschweren. 
 
Aus einer feministischen Perspektive kann es nicht darum gehen, den Staat oder einen 
bestimmten staatstheoretischen Ansatz gegen existentielle Bedrohungen zu verteidigen, 
die politisch und wissenschaftlich in Zeiten vermehrter Transformations- und 
Problemwahrnehmungen generiert werden. Von Interesse ist, ob mit den 
staatstheoretischen Transformationen auch eine Transformation geschlechtsspezifischer 
Herrschaftsverhältnisse thematisierbar wird oder staatstheoretische 
Problemlösungsbemühungen lediglich der Herrschaftslegitimation dienen. Die 
Beschäftigung mit dem Staat in Staatstheorien birgt grundsätzlich die Gefahr, den Staat 
und die von ihm gestützte Herrschaftsordnung zu fixieren und damit auch zu legitimieren. 
Daher stellt sich die Frage, ob eine Staatstheorie möglich ist, die zugleich 
Herrschaftskritik ist? Dieser Anspruch steckt im Begriff der Staatskritik. Staatskritik ist 
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eine Form von Staatstheorie, die zentral von Herrschaftskritik ausgeht und einem 
emanzipatorischen Erkenntnisinteresse folgt. Im dritten Kapitel gehe ich daher Ansätzen 
feministischer Herrschaftskonzeptionen in ihrem kritischen Anspruch nach. Diese sind 
nicht notwendig in Auseinandersetzung mit dem Staat entstanden und gehen daher nicht 
in Staatskritik auf. Sie sollen aber in ihrer Relevanz für eine kritische Staatssicht und als 
Basis für eine Konzeption emanzipatorischer Politik diskutiert und aufbereitet werden.  
 
Herrschaftskritik ist ein zentrales Terrain und Fokus feministischer Theorien. 
Geschlechtertheorien weisen enorme Heterogenität auf, die sich in Auseinandersetzung 
mit veränderten Problemwahrnehmungen entwickelt hat, aber auch durch 
Neuarrangements des diskursiven Feldes induziert wurde. In Überblicksdarstellungen 
werden sie daher meist entlang paradigmatischer Brüche und Diskontinuitäten diskutiert. 
Dem halte ich Kontinuität im Sinne einer „feministischen Perspektive“ entgegen, die eine 
Verbindung von Herrschaftskritik, Ideologiekritik und emanzipatorischem Anspruch 
meint. Um diese nachzuweisen, werden Geschlechtertheorien und feministische 
Herrschaftskritiken zunächst in ihren politischen Entstehungskontexten verortet. 
Besonderes Augenmerk gilt den Unterschieden zwischen US-amerikanischen und 
kontinental-europäischen Problemwahrnehmungen, zumal diese Differenzen auch einige 
Rezeptionsschwierigkeiten bewirkt haben. Hinzu kommt die teilweise zu Recht 
skeptische Haltung gegenüber der Männer- und Männlichkeitsforschung. Auch in diesem 
Bereich sind Differenzen der Entwicklungspfade im angloamerikanischen Kontext und im 
deutschsprachigen Raum zu berücksichtigen, darüber hinaus aber auch ihr Verhältnis zu 
feministischen Ansprüchen zu eruieren. Um Konzepte aus diesem Forschungsbereich 
für feministische Staatskritik fruchtbar machen zu können, erachte ich eine kritische 
Kontextualisierung für unerlässlich.  
 
Nachdem das Diskursfeld abgesteckt ist, werden Konzepte von Geschlechterherrschaft 
diskutiert. Hierfür habe ich eine Systematik entwickelt, die sich an den zentralen 
Begriffen orientiert. Diese stammen aus unterschiedlichen Kontexten, und wurden von 
verschiedenen TheoretikerInnen erst zu kritischen Instrumenten geformt. In allen wird die 
Frage nach geschlechtsspezifischer Herrschaft im Zusammenhang mit vielfältigen 
Herrschaftsdimensionen diskutiert. Ziel dieser Rekonstruktion ist eine Überprüfung der 
Vereinbarkeit der unterschiedlichen Zugänge und deren Zusammenführung in ein 
Konzept von Geschlechterpolitik, das die geschlechtertheoretischen Mängel der 
staatstheoretischen Diskussion beheben kann. Darüber hinaus soll in der Konzeption 
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von Transformation als politisch gestalteter Prozess auch emanzipatorische Politik 
identifizierbar gemacht werden.  
 
Um geschlechtsspezifische Herrschaftsdimensionen zu benennen, wurde zunächst der 
Begriff des Patriarchats in feministischer Perspektive aufgegriffen. Obwohl dieser Begriff 
in seiner Undifferenziertheit als überkommenes Herrschaftskonzept gilt, attestiere ich 
ihm doch eine wichtige Benennungsfunktion. Bourdieus Konzeption der männlichen 
Herrschaft als symbolische Gewalt steht zum einen in einem Naheverhältnis zum 
Patriarchatsbegriff, was die scheinbar überhistorische Dimension der symbolischen 
Ordnung betrifft, zum anderen aber bietet er mit seiner Feld- und Habitus-Konzeption 
analytische Instrumente, die eine kritische Auseinandersetzung mit der 
herrschaftsförmigen Strukturierung politischer Prozesse ermöglicht. Der Begriff 
Geschlechterverhältnis ist der Zentralbegriff feministischer Herrschaftskonzeption, der 
hauptsächlich vor dem Hintergrund der bürgerlichen Geschlechterordnung diskutiert 
wird. Damit Veränderbarkeit denkbar wird, muss dieser aus seiner Verankerung im 
geschlossenen Theoriengebäude einer orthodox-marxistischen Sicht gelöst werden. Ich 
schlage dafür eine konzeptuelle Verbindung zum Begriff der Geschlechterordnung vor, 
der seinerseits politischer Transformierbarkeit zugänglich gemacht werden muss. Mithilfe 
des Konzepts hegemonialer Männlichkeit können Widerstandspotenziale gegen 
emanzipatorische Transformationen benannt werden. Männlichkeiten bieten 
gesellschaftliche Ankerpunkte für ideologisch überhöhten Maskulinismus, der Erhalt und 
geschlechterkonservative Restauration der Geschlechterordnung forciert. Dass damit 
Geschlechterherrschaft als umfassendes Zwangsverhältnis hergestellt und 
aufrechterhalten wird, kann mit ihrer Konzeption als heteronormative Zwangsordnung 
der Gesellschaft begreifbar gemacht werden. Diese Herrschaftsdimension ist aber in ein 
vielschichtiges Herrschaftsgeflecht verwoben, was im Zentrum der Diskussion um 
Intersektionalität steht. Letztlich stellt sich die Frage nach den Möglichkeiten 
emanzipatorischer Politik, die von Diskriminierungs- und Unterdrückungserfahrungen 
ausgeht, und nicht in den konventionellen Bahnen von Interessenspolitik operiert. 
Herrschaft transformierende Politik, die zudem emanzipatorisch wirken soll – also nicht 
einfach eine Herrschaftsdimension durch eine andere ersetzen will – braucht kollektive 
Akteure, die ihre eigene herrschaftsförmige Konstituierung selbstreflexiv bearbeiten ohne 
deshalb politisch zu resignieren. In diesem Sinne ist ein Konzept politischer 
Subjektivierung und politischen Handelns erforderlich, das eine Entgrenzung 
traditioneller politischer Terrains erlaubt. 
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In der neueren Staatsdebatte wird eine derartige Entgrenzung als Zeichen aktueller 
Transformation diagnostiziert. Politische Entscheidungen werden auf nicht-staatliche 
Terrains verlagert, was mitunter als Demokratiezugewinn gewertet wird. Zugleich gilt 
aber der Staat als einziges politisches Terrain, das (zumindest formal) demokratisch 
strukturiert ist, weshalb mit politischer Entgrenzung auch demokratiepolitische 
Schieflagen erzeugt werden. In den zuvor diskutierten staatstheoretischen Ansätzen wird 
diese Entwicklung kaum problematisiert. Sie verfahren in dem Modus, als ob Politik im 
staatlichen Terrain gleichartig wäre mit politischen Gestaltungsprozessen, die nicht in 
diesem Rahmen operieren. Transformation erscheint dann als Verschiebung oder 
Vervielfältigung politischer Räume. Demokratiepolitisch bedenkliche Schieflagen sind 
mehr oder minder notwendiger Teil dieses Prozesses. Im vierten Kapitel möchte ich nun 
die Frage verfolgen, inwiefern feministische Ansätze zur Staatstheorie, die ich vorrangig 
als Staatskritik werte, hier eine alternative Einschätzung erlauben. Dies überprüfe ich 
daran, ob sie in der Lage sind, Staat und Politik so zu konzeptualisieren, dass sie mit 
dem zuvor entwickelten Begriff von Geschlechterpolitik kompatibel sind. 
 
In feministischen Ansätzen zur Staatstheorie und Staatskritik wird die Frage nach der 
Herrschaftsrelevanz des Staates verhandelt. Dabei gilt den klassischen 
Trennungsparadigmen besondere Aufmerksamkeit, weil diese immer auch dazu dienen 
Herrschaftsverhältnisse zu begründen und zu stabilisieren. Feministische Kritik hat sich 
von jeher gegen die klassische Trennung von öffentlich und privat gewandt, die immer 
auch eine Trennung und Hierarchisierung der Geschlechter begründet. In Staatstheorien 
bildet diese Scheidelinie eine Grundlage zur Trennung von Gesellschaft und Staat, mit 
der Konsequenz, dass in gesellschaftlichen Verhältnissen eingelagerte 
Herrschaftsverhältnisse kaum staatstheoretische Relevanz erhalten. Feministische 
Ansätze hingegen gehen von einer notwendigen gesellschaftstheoretischen Fundierung 
des Staates aus. Erst damit kann Staatskritik formuliert werden. Sie favorisieren daher 
weite Staatsbegriffe, die den Staat nicht strikt von der Gesellschaft abtrennten sowie 
weite Politikbegriffe, die in der Lage sind, die Zuordnung zu Öffentlichkeit oder Privatheit 
als umkämpfte Trennlinien zu thematisieren. 
 
Feministische Staatskonzeptualisierungen haben sich in Auseinandersetzung mit 
Veränderungen gesellschaftlicher Verhältnisse entwickelt und zudem verschiedene 
Konzeptualisierungen innerhalb geschlechtertheoretischer Zugänge aufgenommen. Sie 
haben sich daher an den Schnittstellen zweier Diskurszusammenhänge entwickelt: Zum 
einen wurden staatstheoretische Ansätze rezipiert und weiterentwickelt, zum anderen 
Einleitung  28 
wurden Gender Theorien und geschlechtsspezifische Herrschaftskonzepte mit dem 
Staat in Verbindung gebracht. Vor allem die Rezeptionslinien aus nicht-feministischen 
Diskussionen haben seit den 1990er Jahren zur Entwicklung feministischer Ansätze in 
der Staatstheorie und -kritik geführt, die eine Etikettierung als „post-strukturalistische 
Staatstheorien“ erfahren haben. In meiner Systematisierung des feministischen 
Staatsdiskurses orientiere ich mich aber an den zentral zum Einsatz kommenden 
Herrschaftskonzeptionen. Daher scheinen „post-strukturalistische“ Ansätze unter der 
Rubrik „staatliche Vergeschlechtlichungen“ auf. Eine Orientierung an 
Herrschaftskonzeptionen ermöglicht zudem eine gezielte Auswahl 
geschlechtertheoretisch fundierter Staatskonzeptionen. Denn das Attribut „feministisch“ 
erfordert ein Verständnis von Staatstheorie als Staatskritik und in diesem Sinne als 
Herrschaftskritik. 
 
Konzeptionen des patriarchalen Staates wurden sowohl im marxistischen als auch im 
radikalfeministischen Diskurs entwickelt. Der Staat wird vorrangig als männliche 
Herrschaftsinstanz betrachtet. Eine Ausnahme bildet der skandinavische Entwurf eines 
frauenfreundlichen Wohlfahrtsstaates, der zumindest als ein mögliches Zukunftsszenario 
entwickelt wurde. Staatstheoretisch bleibt dieses Konzept jedoch in den Bahnen der 
Patriarchatsdebatte, die nicht nur ein einheitliches männliches Interesse voraussetzen 
muss, sondern darüber hinaus auch einen einheitlichen Staat. Unter der Rubrik 
„patriarchale Einschreibungen“ fasse ich jene Konzeptualisierungen zusammen, die 
diese Einheit anzweifeln und zu klären versuchen, ob und wie Teile des Staates 
maskulinistisch verfasst sind. Dies wird als historische Einschreibungen gefasst, die als 
strukturelle Selektivitäten fortwirken. Damit verliert der Staat seine zentrale Rolle als 
„ideeller Gesamtpatriarch“ ohne deshalb herrschaftstheoretisch neutral zu sein. Ansätze, 
die „institutionalisierte Männlichkeiten“ untersuchen, befassen sich vorrangig mit dem 
bürokratischen Staatsapparat. Dabei spielt die Kritik an Max Webers Fassung von Staat 
und Politik eine zentrale Rolle. Mithilfe des Konzepts hegemonialer Männlichkeit wird der 
Staat als Männerbund dechiffriert, dessen Strukturmerkmale in institutionelle 
Arrangements sedimentiert sind. Unter „staatliche Vergeschlechtlichungen“ fasse ich 
schließlich jene post-strukturalistischen Ansätze zusammen, die vornehmlich diskurs- 
und hegemonietheoretisch verfahren und auch den Staat als diskursiv hergesellten 
Prozess begreifen. Geschlechtertheoretisch werden Identitäten als Mann und Frau nicht 
mehr vorausgesetzt, sondern geschlechtliche Subjektivität formiert sich erst in 
Auseinandersetzung mit dem Staat und via Aneignung des Staates. Damit kann die 
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Frage staatlicher Dimensionen in der Herstellung vergeschlechtlichter Subjekte und 
deren politische Handlungsfähigkeit gestellt werden. 
 
Abschließend erfolgt eine vergleichende Analyse feministischer Ansätze zur Staatskritik 
entlang der Frage, ob eine Konzeption politischen Handelns ermöglicht wird, das in 
einem emanzipatorischen Sinn Herrschaft transformierend wirken kann. Als zentrale 
Vergleichsdimension dient der zuvor entwickelte Begriff von Geschlechterpolitik. Dabei 
unterscheiden sich die Ansätze auch darin, ob sie den Staat selbst als politischen Akteur 
entwerfen oder ob die Bezeichnung als Staat lediglich ein politisches Terrain absteckt.  
 
Im abschließenden, fünften Kapitel werden begriffliche und konzeptuelle Möglichkeiten 
aufgezeigt und (weiter-) entwickelt, die es erlauben sollen Transformationen von 
Staatlichkeit in Konzeptionen feministischer Staatstheorie zu verankern. Zunächst 
entwerfe ich dafür einen Kriterienkatalog, in dem Grundlagen feministischer Staatskritik 
definiert werden und auch konzeptuelle Vorschläge gemacht werden, die es ermöglichen 
sollen sowohl den Kriterien gerecht zu werden, als auch das Problem der Transformation 
auf Ebene von Staatstheorien angehen zu können. Sodann wende ich mich den 
einzelnen Konzepten zu: Als grundlegend erachte ich ein Staatsverständnis, dass die 
begrifflichen Barrieren, Transformation zu denken, beseitigen kann. Denn übliche 
Staatsbegriffe bieten keine Möglichkeit, die Transformationen des Staates zu denken. Im 
Umgang mit Transformationen ist daher der Einsatz eines weiten Staatsverständnisses 
nahe liegend. Allerdings läuft diese Strategie Gefahr, tatsächlich einen Begriff des 
Staates zu verlieren, weil tendenziell alles Staat ist. Demgegenüber entwickle ich 
Staatlichkeit als eine begriffliche Alternative zum weiten Staat, die es ermöglichen soll, 
Transformationen als politische Prozesse in das Staatsverständnis zu integrieren, ohne 
gleichzeitig die Spezifik des Staates zu ignorieren. 
 
Anschließend werden mögliche Erträge einer Integration historischer 
Geschlechterforschung sowie Theorien der historischen Staatsbildung diskutiert. Wie 
bereits erwähnt, erscheinen mir Analysen historischer Transformationen zwar sinnvoll, 
dennoch können die methodologischen Probleme, die einer Integration in einen 
staatskritischen Ansatz entgegenstehen, von mir nicht gelöst werden. Dennoch soll 
zumindest exemplarisch aufgezeigt werden, wie geschlechterpolitische Strategien schon 
in der frühneuzeitlichen Phase der Formierung moderner Territorialstaaten zum Einsatz 
kamen. Ziel ist es nicht zu behaupten, dass diese Transformationen im Sinne einer 
Pfadabhängigkeit auch moderne Staatlichkeit strukturieren. Anhand dieses historischen 
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Beispiels sollen einige Konzepte erprobt werden, die ich für eine geschlechterkritische 
Erfassung von Transformationen von Staatlichkeit als brauchbar erachte. Dabei sind 
diese aber auch weiter zu entwickeln. Die so erprobten Konzepte dienen schließlich 
dazu, einige Dimensionen von Staatlichkeit in ihrer geschlechterpolitischen Relevanz zu 
benennen. Diese sollen letztlich ermöglichen, aktuelle Transformationen von 
Staatlichkeit geschlechterkritisch erfassen und bewerten zu können.
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1. Der Staat als Gegenstand sozialwissenschaftlicher 
Theoriebildung 
Staatstheorien lassen sich kaum einer Einzeldisziplin zuordnen. Als Teildisziplin der 
Jurisprudenz diskutiert die „Allgemeinen Staatslehre“ vor allem die Rechts- und 
Verfassungsordnung als wesentliche Merkmale von Staatlichkeit2, fragt nach deren 
Entwicklung (Verfassungsgeschichte) und bemüht sich auch um normative Aussagen 
über Staatsaufgaben und Staatszwecke (vgl. Heintzen, 2002). Mit ihren normativen 
Ansprüchen (Rechtsphilosophie) steht sie in einem Naheverhältnis zur politischen 
Philosophie. Definition und Diskussion der „wesentlichen Merkmale von Staatlichkeit“ 
sind auch Thema politikwissenschaftlicher Staatstheorien3. Mit ihrem 
sozialwissenschaftlichen Anspruch stehen sie der politischen Soziologie nahe, die 
staatstheoretische mit gesellschaftstheoretischen Überlegungen verknüpft. 
 
Um politikwissenschaftliche Staatstheorien im Unterschied zu juridischen, 
philosophischen oder soziologischen4 zu bestimmen, ist es nicht ausreichend den oder 
die jeweilige TheoretikerIn in der eigenen Fachdisziplin zu verorten. Selbst die zentrale 
Fragestellung bzw. Problemwahrnehmung ist kein hinlängliches Kriterium, zumal diese 
eher gesellschaftlichen Entwicklungen folgt und weniger wissenschaftlichen 
Kontroversen. Der Staat als interdisziplinärer Gegenstandsbereich ist offen für 
Betrachtungen aus unterschiedlichen Blickwinkeln, die sich ihrerseits durchaus 
überschneiden. Staatsbetrachtung in der Art klarer Disziplinentreue führt notwendig zu 
einer Verengung des Blickfeldes und damit auch zur Verdunkelung bestimmter Aspekte 
von Staatlichkeit. Disziplinäre Verengung widerspricht jedoch dem Anspruch von 
Staatstheorien auf Verallgemeinerbarkeit, und selbst wenn dieser nicht erhoben wird, so 
widerspricht sie doch dem Gegenstandsbereich selbst.  
                                                 
2  „Staatlichkeit“ in diesem Verständnis steht als Synonym für den Staat und soll das Allgemeine der 
„Allgemeinen Staatslehre“ bezeichnen. D.h. Staatlichkeit wird dann verwendet, wenn nicht von einem 
konkreten Staat die Rede ist, sondern vom Staat im Allgemeinen. Wie schwierig diese Unterscheidung ist, hat 
z.B. Koja (1992) gezeigt, der versucht den Begriff der Allgemeinen Staatslehre zu definieren, letztlich jedoch 
an einer Definition des Allgemeinen scheitert. 
3  Im Rahmen der Politikwissenschaft sind Staatstheorien durchaus umstritten, obwohl der Staat zu ihrem 
Gegenstandsbereich zählt. Dennoch bezeichnet z.B. Aden (2004, 9) Staatstheorie als eine Nachbardisziplin 
der politischen Theorie. Auch die Nähe zur politischen Philosophie ließ Zweifel daran aufkommen, ob dies mit 
dem Status der Politikwissenschaft als Sozialwissenschaft vereinbar sei (vgl. Berg-Schlosser u.a. 1985, 136). 
4  Der Vollständigkeit halber müssten wesentlich mehr disziplinäre Zugänge genannt werden. Voigt (2000, 9) 
nennt "Rechts-, Politik-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Geschichtswissenschaft, Philosophie, Soziologie, 
Geographie" und schließt seine Aufzählung mit einem vielsagenden "etc." ab. Eine disziplinäre Eingrenzung 
des Gegenstandbereichs Staat scheint auf jeden Fall unmöglich. Ich möchte mich zunächst auf die 
Überschneidungen von rechtswissenschaftlichen, politikwissenschaftlichen und soziologischen Zugängen 
konzentrieren. Für die weitere Argumentation in dieser Arbeit sind jedoch auch wirtschaftswissenschaftliche 
und historische Zugänge relevant. 
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Staatstheorien weisen fast immer interdisziplinäre Schnittflächen auf. Dennoch lassen 
sich anhand der zentralen Begriffe und deren Gewichtung disziplinäre Tendenzen 
feststellen. Rechtswissenschaftliche Zugänge stellen eher (Rechts-)Institutionen ins 
Zentrum, philosophische Zugänge sind mit dem Staat als Denkkategorie (Metaphysik) 
und Handlungskategorie (praktische Philosophie) befasst und soziologische Zugänge 
rücken gesellschaftliche Organisation in den Mittelpunkt. Politikwissenschaftliche 
Staatstheorien hingegen sind dadurch gekennzeichnet, dass sie den Staat im Verhältnis 
zu Demokratie und Politik bestimmen und diskutieren, womit politikwissenschaftliche 
Staatstheorien zugleich mit einer Kernfrage der Politikwissenschaft – Was ist und wie 
formiert sich Politik? – befasst sind, wobei die Abgrenzung zur praktischen Philosophie 
im Verständnis von Politik als sozialwissenschaftliche Kategorie liegt. So gesehen 
können politikwissenschaftliche Staatstheorien als Spezialfall politischer Theorie 
betrachtet werden. 
 
Politikwissenschaftliche Staatstheorien spiegeln aber auch das enge Verhältnis der 
Politikwissenschaft zu ihren Nachbardisziplinen wider, mit denen sie einige Begriffe, 
Methoden und vor allem auch theoretische Positionen teilt (vgl. Patzelt 2003/1992, 135). 
Dies erklärt sich zunächst aus den Traditionslinien der Politikwissenschaft. In der 
Einführungsliteratur fehlt selten der Hinweis auf eine Jahrtausende alte Tradition 
politischen Denkens beginnend bei Platon und Aristoteles. Der politische Teil der 
Praktischen Philosophie wird als "alte Politikwissenschaft" eingestuft5, die erst im Laufe 
des 19. Jahrhunderts in spezialisierte Einzelwissenschaften zerbrach (vgl. Mols 2003, 
42). Zugleich wird jedoch ihr Charakter als moderne Sozialwissenschaft betont, was 
Alemann (1994, 46) dazu veranlasst, die Soziologie als "Schwesterwissenschaft" der 
Politikwissenschaft zu bezeichnen. In dieser Logik spricht er von der Rechtswissenschaft 
als ihre "Mutterwissenschaft"6. Bezogen auf Staatstheorien sind alle drei Bezüge 
bedeutsam: Wer unter „Staatstheorie“ nachschlägt, wird in Handbüchern der 
Politikwissenschaft zuerst gerne auf klassische Staatsphilosophien verwiesen (z.B. Heidt 
1998). Forschungen der politischen Soziologie und der Organisationssoziologie (sofern 
sie sich auf politische Organisationen und Institutionen beziehen) unterscheiden sich von 
Politikwissenschaft praktisch gar nicht. Sodann wird gerne auf die Wurzel der "political 
science" in der (juristisch geprägten) "Staatswissenschaft" hingewiesen (vgl. Hartmann 
                                                 
5  In der älteren Einführungsliteratur wird insbesondere auf den normativ-ontologischen Ansatz der Freiburger 
und Münchner Schule verwiesen (vgl. Alemann 1994, 50). Hinzu kommt der Versuch eines Aufschließens an 
Fragestellungen der Praktischen Philosophie bei Eric Voegelin ("The new Science of Politics, 1952). 
6  Alemann bezieht sich dabei vor allem auf die gemeinsamen Vorgängerwissenschaften der älteren "Policey- 
und Kammeralwissenschaften". 
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2003, 22; Heinisch 2004, 75). Vonseiten der rechtswissenschaftlichen Staatslehre wird 
die Konzentration auf das "allgemeine Wesen des Staates" auch als Strategie 
interpretiert, die es dem Fach ermöglichen sollte, Stellungnahmen zu politischen Fragen 
und Problemen des demokratischen Verfassungsstaats zu vermeiden7 (Kriele 1994, 17), 
was "zur Folge hatte, daß das Fach >Politische Wissenschaft< in die Lücke stieß und die 
unerledigte Aufgabe übernahm, die verschiedenen Disziplinen der Staatswissenschaft zu 
integrieren" (ebd.). 
 
Obwohl Politikwissenschaft schon lange keine "integrierende Sammelwissenschaft" 
(Fraenkel/Bracher 1957, 15 zit. in Alemann 1994, 45) mehr ist, kann also der spezifische 
Gegenstandsbereich Staat dennoch als interdisziplinäre Querschnittsmaterie begriffen 
werden. Für politikwissenschaftliche Staatstheorien hat dies vor allem die Konsequenz, 
dass theoretische Überlegungen, die in anderen Disziplinen mit ihren charakteristischen 
Tendenzen formuliert werden, für eine politikwissenschaftliche Staatsbetrachtung 
fruchtbar gemacht werden können. 
1.1.  Staatstheorien und ihre empirische Referenz 
Staatstheorien befinden sich jedoch nicht nur an der Schnittstelle unterschiedlicher 
Wissenschaftsdisziplinen, auch Schulengrenzen verlaufen nicht selten entlang von 
Auffassungsunterschieden darüber, welche Spezifika einen Staat ausmachen, und 
welche Problemlagen der Staat zu lösen hat oder gar selbst verursacht. Schulengrenzen 
wiederum – insbesondere wenn sie an wissenschaftstheoretischen Zugängen bemessen 
werden – verlaufen ebenfalls quer zu Wissenschaftsdisziplinen8. Daher verwundert es 
nicht weiter, dass es keine politikwissenschaftliche Staatstheorie gibt, die für sich 
beanspruchen kann, politikwissenschaftliche staatsbezogene Forschung anzuleiten. 
Vielmehr kommen in Policy-Analysen, bei der Analyse internationaler Politik oder in 
vergleichenden Studien auch Ansätze aus Nachbardisziplinen zum Einsatz. 
Überschneidungen und Abgrenzungen orientieren sich dann weniger an Fachdisziplinen, 
denn an grundlegenderen Annahmen darüber, wie der Staat zu begreifen ist – oder 
allgemeiner – wie sich das Verhältnis zwischen (Staats-)Theorie und empirischer 
Forschung gestalten soll. Der Staat wird, grob gesprochen, entweder als empirisch 
                                                 
7  Aufgrund der entgegengesetzten Stoßrichtung seiner "Staatslehre" (1934) gilt Hermann Heller heute eher als 
Politikwissenschafter denn als Jurist. 
8  Neuere Wissenschaftstheorien verstehen sich auch (in Abgrenzung zur klassischen Wissenschaftstheorie) 
nicht mehr an Einzelwissenschaften (eine einzige Leitwissenschaft) gebunden, sondern als 
disziplinenübergreifend, sei es als multi-, inter- oder transdisziplinär (Poser 2001, 285). 
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erfassbares Konglomerat aus Institutionen und Praktiken interpretiert oder als eine 
davon abstrahierte, übergeordnete Kategorie. Die Aufgabe der Theorie liegt 
dementsprechend entweder darin, analytische Kategorien und Forschungsansätze zu 
entwickeln, die in empirischen Studien eingesetzt werden können, oder darin, einen 
Verständnis- und Erklärungsrahmen zu entwickeln, der über empirisch erhebbare Daten 
hinausgeht. Theorie kann aber in jedem Fall auch als kritische Reflexion betrieben 
werden und Orientierungswissen für politische Praxis bereitstellen.  
 
In der politikwissenschaftlichen Forschung gelten Theorie und Empirie nicht unbedingt 
als zwei disparate Bereiche. Vielmehr stehen beide in einem Wechselverhältnis 
zueinander. So ist die Untrennbarkeit von Deduktion und Induktion im 
Forschungsprozess gewissermaßen zu einem wissenschaftlichen Common Sense 
geronnen (vgl. Behnke/Baur/Behnke 2006, 32). Im positivistischen 
Wissenschaftsverständnis steht idealtypisch Theorie am Beginn des deduktiven 
Forschungsprozesses (Hypothesenbildung) und an ihrem Ende, wo die Ergebnisse 
empirischer Forschung im Verhältnis zur Theorie überprüft werden. Die Theorie wird 
dann anhand der Forschungsergebnisse bestätigt, verworfen oder reformuliert, wobei ihr 
Geltungsanspruch entweder erweitert oder eingeschränkt wird. Der induktive 
Forschungsprozess kommt idealtypisch fast ohne Theorie aus, kann aber letztlich in die 
Formulierung einer Theorie münden, die aufgrund der induktiven Vorgangsweise 
notwendig eine sehr geringe Reichweite haben muss. Doch auch bei deduktivem 
Verständnis eignen sich zum direkten Einsatz in empirischer Forschung vor allem low-
range Theorien (Theorien geringer Reichweite). Sie bieten den Vorteil, dass sie bereits 
eine Einschränkung des Themenfeldes/des Forschungsfeldes bzw. des Objekts 
(Forschungsgegenstandes) vornehmen, und sich dieses Objekt in empirisch 
überprüfbare Hypothesen übersetzen lässt. 
 
Theorie erscheint in Bezug auf empirische Forschung somit als ein Nebenprodukt, nimmt 
dabei aber mitunter einen hohen Stellenwert ein, zumal es "Ziel und Zweck der 
empirischen Forschung [ist] Theorien zu generieren, zu überprüfen oder zu modifizieren" 
(Behnke/Baur/Behnke 2006, 444). Indem (relevante) Theorien aber nur im Rahmen 
empirischer Forschung existieren, kann es dieser Einschätzung nach Theorie als 
eigenen Gegenstand in der Politikwissenschaft gar nicht geben. Einem derartigen, quasi-
empiristischen Wissenschaftsverständnis folgend, haben Staatstheorien keinen Platz 
innerhalb der Politikwissenschaft. Denn Staatstheorien sind mit einem derart komplexen 
Gegenstand befasst, dass eine Theorie geringer Reichweite kaum in der Lage ist, den 
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Staat überhaupt auf seinen Begriff zu bringen. Staatstheorien zielen implizit immer auf 
einen gewissen Grad von Verallgemeinerbarkeit – d.h. sie erheben den Anspruch 
zumindest für mehrere – nach bestimmten Kriterien gleichartige – Staaten zu gelten, und 
geben sich selten mit einem einzigen, konkreten Staat als Geltungsbereich zufrieden. 
Zudem enthält jede Staatstheorie (zumindest implizit) eine normative Aussage darüber, 
wie der Staat beschaffen sein solle. Doch auch Staatstheorien werden nicht (mehr) als 
universalistische Theorien entworfen, insbesondere sozialwissenschaftliche 
Staatstheorien werden meist als middle-range Theorien (Theorien mittlerer Reichweite) 
mit zumindest einer zeitlichen und räumlichen Einschränkung des Geltungsanspruchs 
formuliert, manchmal sogar bezogen auf eine "funktionale" Einschränkung. Gegenstand 
von Staatstheorien sind beispielsweise unterschiedliche Konzeptualisierungen von 
"Rechtsstaat" oder "Nationalstaat ", beide je als Inbegriff des modernen Staates 
verstanden, "kapitalistischer Staat" oder "(post-)fordistischer", wobei der Staat in Relation 
zur Produktionsweise einer Gesellschaft definiert wird, "Wohlfahrtsstaat"9 bzw. 
Sozialstaat als ein Versuch, den Staat über seine (intervenierende, sozialpolitische) 
Funktionalität für die Gesellschaft zu bestimmen, oder "kooperativer Staat"10 (Ritter 
1979), wobei der Staat (oder zumindest einzelne staatliche Institutionen) als politischer 
Akteur neben anderen Akteuren betrachtet wird. 
 
Middle-range Theorien sind jedoch von empirischer Forschung bereits einen Schritt 
weiter entfernt als low-range Theorien. Es ist nicht mehr unmittelbar möglich, ihre 
Aussagen in überprüfbare Hypothesen zu übersetzen. Zudem ist es im Rahmen einer 
empirischen Studie kaum noch machbar, alle relevanten Aussagen zu überprüfen. Meist 
sind die Kernaussagen der Theorie gar nicht überprüfbar, weil die Theoriebildung selbst 
bereits einem Wissenschaftsverständnis folgt, wonach Theorie ihren Gegenstand nie 
abbilden kann, sondern höchstens gedanklich (re-)konstruiert. So bleibt z.B. 
unüberprüfbar, warum ausgerechnet das Rechtssystem, das Nationale, die 
Produktionsweise, bestimmte Interventionen in die Gesellschaft oder das Handeln 
einzelner staatlicher Institutionen im politischen Entscheidungsprozess den Staat und 
seine Charakteristik bestimmen sollten. 
 
                                                 
9  Genau genommen müsste der Wohlfahrtsstaat als Subkategorie des Interventionsstaates bezeichnet werden, 
ist in der Literatur aber etwas prominenter und wird teilweise sogar als Synonym verwendet.  
10  "Kooperativer Staat" ist hier als eine Sammelbezeichnung für solche Ansätze zu verstehen, die den Staat 
grundsätzlich nicht mehr als Herrschaftsinstanz, sondern als Partner anderer gesellschaftlicher Akteure bei 
der Formulierung und Durchsetzung politischer Entscheidungen betrachten wie beispielsweise in „public-
private-partnerships“.  
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Bei genauerem Hinsehen folgt diese Einschätzung jedoch, trotz aller Skepsis gegen rein 
induktives Vorgehen in der politikwissenschaftlichen Forschung, einem empiristischen 
Wissenschaftsverständnis, das sich in weiten Teilen politikwissenschaftlicher Forschung 
hartnäckig behauptet. Ein solches Wissenschaftsverständnis ist gekennzeichnet durch 
die Annahme, dass es eine soziale Welt gibt, die aus "an sich" (vor-theoretisch bzw. 
vorsprachlich) existierenden Elementen besteht. Theorien (Aussagen und 
Aussagesysteme über Wirklichkeit) stehen ihrerseits in einem Abbild- bzw. 
Korrespondenzverhältnis zu dieser Welt (Reckwitz 2003, 85f.). Nun kann zwar auch die 
Ablehnung der Vorstellung von Theorie als vollständige oder auch nur lückenhafte 
Abbildung der Wirklichkeit als wissenschaftlicher Common Sense bezeichnet werden, 
ebenso wie die post-empiristische11 Einsicht, dass Sprache (Begriffe und deren kulturelle 
Determiniertheit) jegliche empirische Wahrnehmung (auch vorrangig induktive) 
vorstrukturieren und beeinflussen. Dennoch kommen Staatstheorien nicht ohne 
empirischen Bezug aus, der zumindest in der (überzeugenden) Behauptung besteht, 
dass der Gegenstand der Theorie real existiert, dass er soziale Wirkungen erzeugt, die 
empirisch "sichtbar" sind. Dies gilt trotz der Einsicht, dass die soziale Welt – selbst als 
empirisch beobachtbare – wissenschaftlich und sozial konstruiert ist und permanent 
konstruiert wird. Der Staat als sozialwissenschaftliches Forschungsobjekt ist ebenso 
soziales Konstrukt wie er auch selbst als ein Konstrukteur des Sozialen wirkt. 
Staatstheorien konstruieren ihren Gegenstand, interpretieren gesellschaftliche 
Konstruktionen dieses Gegenstandes und beziehen sich dabei auf die von ihrem 
Gegenstand mitkonstruierte soziale Wirklichkeit. 
1.2.  Konstruktionen des Staates 
Die in der Staatslehre gebräuchliche Trias Staatsgebiet – Staatsvolk – Staatsgewalt12 ist 
keine Definition, sondern „eine analytische Unterscheidung der Komponenten des 
Staates“ (Roth 2003, 17). Die Aufzählung dieser drei Komponenten kann nicht als 
Definition dienen, weil sie tautologisch ist. Nicht jedes Gebiet, jedes Volk und jede 
Gewalt (Macht) sind gemeint, sondern je spezifische: „Gebiet, Volk und Macht erhalten 
                                                 
11  "Post-Empirismus" fungiert dabei als eine Sammelbezeichnung für wissenschaftstheoretische Positionen, die 
mit Thomas S. Kuhn darin übereinstimmen, dass wissenschaftliche Tätigkeit eine soziale Tätigkeit ist und 
Wissen nicht vorfindet, sondern produziert. 
12  Diese Trias geht auf die Einteilung von Georg Jellinek zurück, der in seiner "Allgemeinen Staatslehre" den 
Staat wie folgt definiert: "Der Staat ist die mit ursprünglicher Herrschermacht ausgestattete Verbandseinheit 
sesshafter Menschen" (Jellinek 1905/1900, 173). Er betrachtete diese Definition als den sozialen 
Staatsbegriff, von dem sich der juristische dahingehend unterscheidet, dass nicht mehr von einer 
Verbandseinheit gesprochen wird, sondern von der "Körperschaft eines sesshaften Volkes" bzw. von einer 
"Gebietskörperschaft" (ebd., 176) – d.h. der Verband wird zum Rechtssubjekt.  
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selbst erst durch den Staat ihre konkrete Bestimmung und Gestalt“ (ebd.). Staat 
bezeichnet eine – allerdings spezifische – Form politischer Organisation, deren 
"Bausteine" eine geradezu endlose Liste bilden können: 
 
? Institutionen in engem Sinn (z.B. politische Organisationen, Behörden, 
internationale Verträge, Gerichte, Regierung, Präsidentschaft, Parlament, Militär, 
Polizei, Staatsbürgerschaft, Recht, Verfassung) 
? Raumvorstellungen (z.B. Öffentlichkeit(en), politische Handlungsräume, 
Territorium, Grenzen) 
? Individuelle Akteure (z.B. PolitikerInnen, Beamte, AmtsträgerInnen, RichterInnen, 
Rechtssubjekte, StaatsbürgerInnen, AusländerInnen) 
? Kollektive Akteure (z.B. Parteien, Organisationen, Interessensvertretungen, 
soziale Bewegungen, Medien, Eliten) 
? Institutionen in weitem Sinn (z.B. politische Handlungsschemata, Repräsentation, 
Geheimnis, Verhaltenscodes, Sprachregelungen, politische Moral, Führung) 
? Politische Symbolsysteme (z.B. politische Inszenierung, Staatsakte, Rituale wie 
Militärparaden oder Kranzniederlegungen, Hymnen, Fahnen, Schwüre) 
? Imaginierte bzw. konstruierte Kollektivsubjekte (z.B. Volk, Nation, Masse, 
Bevölkerung, Klasse) 
? Abgrenzungskategorien, die das Nicht-Staatliche markieren (z.B. Privatheit, 
Privatwirtschaft, Markt, Zivilgesellschaft, Familie, Lebenswelt, Intimität, Ästhetik, 
Sexualität) 
Die Liste ließe sich fortsetzen. 
 
Von einem Staat kann dann die Rede sein, wenn einige dieser Bausteine als notwendig 
zusammengehörig begriffen werden, d.h. deren wechselseitige Fundierung und 
Abhängigkeit den Staat als ein Ganzes begreifbar machen. Für Staatstheorien ist es 
jedoch nicht ausreichend einige dieser Bausteine auszuwählen und damit den Staat zu 
definieren. Staatstheorien diskutieren vielmehr die Spezifik des Staates, seine 
Funktionsweise, seine Tätigkeiten, sein Verhältnis zu Gesellschaft und Politik sowie zu 
anderen Staaten und politischen Akteuren auf der Basis wissenschaftstheoretischer 
Grundlagen, die ihrerseits Auswahl und Gewichtung unterschiedlicher Komponenten des 
Staates begründen. In den Bereich solcher Grundlagen fallen u.a. Annahmen über 
anthropologische Konstanten wie beispielsweise Aristoteles' Setzung des Menschen als 
politisches Wesen (zoon politicon) oder ein utilitaristisches Menschenbild als egoistischer 
Nutzenmaximierer, rationale Begründungen politischen Handelns (z.B. rational choice, 
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public choice, Systemrationalitäten), aber auch wissenschaftstheoretische Ansätze wie 
Struktur-Funktionalismus, autopoietische Systemtheorie oder critical realism. 
 
Staatstheorien stehen zudem im Kontext gesellschaftlicher, wissenschaftstheoretisch 
gefilterter Problemwahrnehmungen und verstehen sich entweder als neutrale 
Beobachtungshilfe zur Beschreibung des (eigentlichen) Problems oder als (normative 
oder funktionale) Bewertung der Problemdefinition und entsprechender 
Lösungsvorschläge. Dabei bieten Staatstheorien direkt oder indirekt politische 
Handlungsorientierungen an oder stellen selbst eine Intervention zur Lösung des 
Problems dar, indem sie sich am politischen Kampf um die "Definitionsmacht" beteiligen. 
So gesehen ist die Formulierung einer Staatstheorie eine gesellschaftliche Tätigkeit, die 
in Auseinandersetzung mit historisch-spezifischen Problemlagen bzw. 
Problemwahrnehmungen steht. 
"[P]olitische Ideen [entwickeln sich] nicht abgelöst von der Wirklichkeit aus reiner Freude am 
Denken, sondern aus konkretem Bedarf an der intellektuellen Bewältigung instabiler 
Machtverhältnisse, sei es in legitimatorischer oder in kritischer Absicht" (Reinhard 2000, 101).
In Staatstheorien werden solche instabilen Machtverhältnisse bzw. Problemlagen und 
die damit in Verbindung gebrachten politischen Phänomene reformuliert, um sie auf 
einer im Verhältnis zur politischen (empirischen) Realität der Problemlage abstrakteren 
Ebene theoretisch zu bearbeiten. Ergebnis staatstheoretischer Reflexion ist nicht immer 
ein (konkreter) Lösungsvorschlag, aber sehr wohl der Anspruch auf eine tiefere, weil 
theoretisch reflektierte Erkenntnis des Problems. D.i. vor allem eine begriffliche 
Bearbeitbarmachung der politischen Problemlage nicht zuletzt in Form eines präzisierten 
(auf das Problem zugeschnittenen) Staatsbegriffs. Politikwissenschaftliche 
Staatstheorien geben sich jedoch nicht mit einer beschreibenden und objektivierenden 
BeobachterInnenperspektive zufrieden, sondern intervenieren in gesellschaftliche 
Staatsdiskurse. Staatstheorien sind daher Teil eines politischen Diskurses und sinnvoller 
Weise immer nur in ihrem jeweiligen Diskurszusammenhang zu entschlüsseln. 
1.3.  Variationen des Staatsbegriffs 
Ein grundsätzliches Problem mit dem Staatsbegriff führt Niklas Luhmann (1999, 102) auf 
dessen 500-jährige Geschichte zurück. Im Laufe dieser Geschichte habe die 
sozialstrukturelle Evolution der Gesellschaft auch die Semantik des Staates verändert, 
jedoch nicht in genau benennbarer Korrelation. Vielmehr neige die ‚Ideenevolution’ dazu, 
alte Bezeichnungen fortleben zu lassen, während sich das damit Bezeichnete bereits 
Der Staat als Gegenstand sozialwissenschaftlicher Theoriebildung 39 
verändert habe. Dies führe zu einer Sinnanreicherung, die Begriffe schließlich 
undefinierbar mache (Luhmann 1999,103). Wie Nietzsche in „Zur Genealogie der Moral“ 
schreibt, sei nur das definierbar, was keine Geschichte habe (vgl. Roth 2003, 17; 
Koselleck 2000,120). Die Einsicht in die prinzipielle Nicht-Definierbarkeit (in einem 
allgemein gültigen Sinn) des Staates veranlasste Fritz Mauthner zu seiner Polemik 
gegenüber der Allgemeinen Staatslehre: 
„Wie immer wird zum Hauptworte einer Wissenschaft genommen, was vorher seinen Inhalt 
verloren hat. Das leerste Wort, das brauchbarste. Wie ein Kürbis zur Flasche wird, nachdem der 
natürliche Inhalt herausgenommen ist“ (Mauthner 1923/1910, 68).  
Das Problem des Staatsbegriffs liegt jedoch nicht in seiner Leere, sondern in seiner 
Überfülle, in seinem Bedeutungsüberschuss und seiner prinzipiellen „Grenzenlosigkeit“ 
(Luhmann). Um dies zu verdeutlichen unterscheidet Reinhard Koselleck zwischen Wort 
und Begriff. Das Wort Staat kann im Gebrauch eindeutig werden, der Begriff jedoch 
muss vieldeutig bleiben, zumal in ihn „die Fülle eines politisch-sozialen Bedeutungs- und 
Erfahrungszusammenhanges“ (Koselleck 2000, 119) eingeht.  
„Was alles geht z.B. in das Wort >Staat< ein, dass es zu einem Begriff werden kann: 
Herrschaft, Gebiet, Bürgertum, Gesetzgebung, Rechtssprechung, Verwaltung, Steuern, Heer, 
um nur Geläufiges zu nennen. Alle in sich mannigfachen Sachverhalte mit ihrer eigenen 
Terminologie, aber auch Begrifflichkeit, werden vom Wort Staat aufgegriffen, auf einen 
gemeinsamen Begriff gebracht. Begriffe sind also Konzentrate vieler Bedeutungsgehalte.“ 
(Koselleck 2000, 119-120) 
Begriffe haben somit generell eine semantische Funktion, die über die Funktion als 
Indikator der von einem Begriff erfassten sozialen und politischen Zusammenhänge 
hinausweisen. Ein Begriff ist selbst Faktor dieser Zusammenhänge, denn „[m]it jedem 
Begriff werden bestimmte Horizonte, aber auch Grenzen möglicher Erfahrung und 
denkbarer Theorie gesetzt“ (Koselleck 2000, 120). Luhmanns Problem mit dem 
Staatsbegriff, das in der Unklarheit darüber besteht, „auf was sich der Begriff des 
Staates überhaupt bezieht; [...] oder genauer: was alles nicht gemeint ist, wenn von 
‚Staat’ die Rede ist“ (Luhmann 1999, 102), ist somit kein spezifisches Problem des 
Staatsbegriffs, sondern vielmehr ein Grundproblem aller sozialwissenschaftlicher 
Theorie. 
 
Doch der Staatsbegriff als semantischer Faktor stellt kein Problem dar, das 
Staatstheorien verhindert, sondern er ermöglicht sie geradezu erst: Als weites 
semantisches Feld ist der Staatsbegriff Bestandteil gesellschaftlicher Diskurse und 
Praktiken, die den Staat als scheinbar Reales konstruieren und rekonstruieren, selbst 
wenn "Staat" nicht zum typischen, politischen Vokabular einer Gesellschaft zählt, oder – 
wie in Helmut Willkes Beispiel der USA – negativ konnotiert ist und deshalb durch das 
Der Staat als Gegenstand sozialwissenschaftlicher Theoriebildung 40 
funktionale und vor allem semantische Äquivalent "government" ersetzt wird (vgl. Willke 
1983, 9). Zudem verweist die Uneindeutigkeit des Staatsbegriffs auf seine historische 
Formierung und in weiterer Folge auf Transformationen und Veränderbarkeit realer 
Staatlichkeit. Dass der Staat nicht statisch und überhistorisch gedacht wird, ist sogar 
zentrale Voraussetzung für sozialwissenschaftliche Staatstheorien. Als analytischer 
Begriff muss „Staat“ freilich immer wieder neu zugeschnitten bzw. operationalisiert 
werden. „Jede theoretische Verwendung des Begriffs muss daher von sich her 
bestimmen, was sie unter ‚Staat’ verstanden wissen will“ (Luhmann 1999, 103). In 
diesem Sinne ist der Staatsbegriff Teil eines wissenschaftlichen Diskurses, der in 
unterschiedlichen, um innerwissenschaftliche und gesellschaftliche Plausibilität 
konkurrierende Positionen und Teildiskurse zerfällt. Das ist wissenschaftliche bzw. 
theoretische Praxis – ein wesentlicher Teil eines semantischen Kampfes, an dem 
Staatstheorien notwendig beteiligt sind. Die analytische Zurichtung eines Begriffs meint 
sehr wörtlich das Zerlegen in seine einzelnen Bedeutungsgehalte (oder Unterbegriffe) 
aber auch das gezielte Weglassen von Bedeutungsdimensionen (z.B. Geschlecht), die in 
den Begriff eingeschrieben sind. Das Weglassen selbst kann wiederum im semantischen 
Kampf bedeutsam sein. Denn was der Reichweite eines Begriffs entzogen ist, entzieht 
sich letztlich der theoretischen Betrachtung (Koselleck). 
1.4.  Der Staat ohne Geschlecht? 
Staatstheorien unterscheiden sich darin, welche Bedeutungsgehalte des Staates als 
relevant herausgegriffen werden, wie sie miteinander in Beziehung gesetzt werden, 
welche Problemwahrnehmung als wichtig eingestuft wird und welches 
Erkenntnisinteresse13 damit verfolgt wird. Was fast alle Ansätze zur Staatstheorie 
gemeinsam haben, ist die Ausblendung der Kategorie Geschlecht als relevante 
Komponente in der Definition des Staates und seiner Funktionsweise sowie die 
Ausblendung hierarchisierter Geschlechterdifferenz als relevante Problemlage.  
 
Eine basale Erklärung für die Abwesenheit des Geschlechts ist mit dem Konzept des 
Androzentrismus gegeben. Der Begriff stammt ursprünglich von Charlotte Perkins 
                                                 
13  Die Bezeichnung lehnt sich an Jürgen Habermas’ Begriff des Erkenntnisinteresses an. In seinem Aufsatz 
„Erkenntnis und Interesse“ (1969/1965) hatte Habermas die prinzipielle Möglichkeit eines wertfreien, 
uninteressierten Zugangs in der Wissenschaft angezweifelt und technische, praktische oder emanzipatorische 
erkenntnisleitende Interessen identifiziert, wobei er letztere ausschließlich den kritischen Wissenschaften und 
der Philosophie zuspricht. Dies begründet er mit der zentralen Stellung von Selbstreflexion, die „das Subjekt 
aus der Abhängigkeit von hypostasierten Gewalten“ löst (Habermas 1969/1965, 159), anstelle es zum 
ohnmächtigen Objekt von Wissenschaft zu machen. 
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Gilman und bezeichnet „den Universalanspruch männlicher Lebensmuster und 
Denksysteme“ (Kreisky 2004, 27), die männliche Selbstvergessenheit, durch die Mensch 
und Mann stillschweigend gleichgesetzt werden, und Fragen des Geschlechts als 
(politisch und wissenschaftlich) irrelevant erscheinen lassen. In der feministischen 
Wissenschaftskritik wurde Androzentrismus im Sinne eines sozialen Standorts der 
Wissensproduktion als „our heritage from Karl Mannheim“ (Smith 1990, 32) bezeichnet. 
Tatsächlich kann die Grundüberlegung mit Mannheim erklärt werden, ohne jedoch seine 
Gesamtkonzeption der Wissenssoziologie zu übernehmen14. 
 
Mannheim betrachtet Denken als soziales Phänomen, das nur im konkreten 
Zusammenhang einer historisch-gesellschaftlichen Situation zu verstehen ist (Mannheim 
1995/1929, 4). Menschen leben in bestimmten Gruppen, die einen je spezifischen 
Denkstil entwickelt haben, und sie „handeln in verschieden organisierten Gruppen mit- 
und gegeneinander und während sie dies tun, denken sie mit- und gegeneinander“ (ebd., 
5). Mannheim sieht somit einen fundamentalen Zusammenhang zwischen sozialer 
Existenz und kollektivem Handeln sowie kollektivem und individuellem Denken, was er 
als die „Seinsgebundenheit des Denkens“ und der daran sich entwickelnden 
Wissenstypen bezeichnet. 
 
Die Erkenntnis der Vielzahl von Denkstilen und Wissenstypen wird erst in einer 
Gesellschaft möglich, die gewisse soziale Mobilität aufweist. Die klassische 
Erkenntnistheorie mit ihrem Anspruch an Wertneutralität entstand daher nicht zufällig „in 
der Epoche der sich auflösenden mittelalterlichen Gesellschaftsordnung und im liberalen 
Beginn der bürgerlich-kapitalistischen Ära“ (ebd., 29), in der die ursprüngliche 
Verklammerung der sozialen Ordnung weithin unsichtbar wurde. Die Denker dieser Zeit 
konstruierten den Erkenntnisprozess, „als ob das Wissen aus einem Akt rein 
theoretischer Betrachtung hervorginge“ (ebd., 28) – also als individualisierten Akt – und 
übersahen dabei selbst die soziale Ursache dieser Sichtweise, nämlich den relativ hohen 
Grad an Individualisierung, über den jedoch nur eine kleine Schicht von Intellektuellen 
und wohlhabenden Gebildeten der bürgerlichen Gesellschaft verfügten. 
 
Die so entstandene „idealistische Erkenntnistheorie“ hypostasiert einen bestimmten 
Denkstil – den formal-mathematischen – zum alleinig gültigen, und verschleiert den 
sozialen Grund dieser Beschränkung, ein bestimmtes politisch-weltanschauliches Wollen 
                                                 
14  Was vor allem gegen Mannheims Konzeption spricht, ist seine Vorstellung einer "sozial freischwebenden 
Intelligenz", die in der Lage ist, einen Gegenstand von allen erdenklichen Positionen aus zu betrachten und 
damit "seins-adäquat" zu erfassen (vgl. Singer 2005, 157-160). 
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des demokratisch-weltbürgerlich eingestellten Bürgertums. Demnach gilt nur das als 
„wahr“ und „erkennbar“, was Allgemeingültigkeit beanspruchen kann (vgl. ebd., 146). 
Jede Erfahrung, die nur durch „Sinnlichkeit“ zugänglich ist, und jede Erkenntnis, die nur 
spezifischen, historisch-sozialen Gemeinschaften zugänglich ist, gilt als verdächtig. „Das 
Wichtigste jedoch, das man auszuschalten suchte, war der konkret wertende und 
wollende Mensch in uns“ (ebd., 147). 
 
Zu diesem Zweck wird ein auf axiomatischen Eigenschaften gegründetes Subjekt 
konstruiert, in dem der organische Zusammenhang, „der zwischen dem historisch und 
sozial eingebetteten Subjekt und dessen Denken besteht“ (ebd.), willkürlich zerrissen 
wird. Das erkenntnistheoretische bzw. wissenssoziologische Problem entsteht jedoch 
nicht so sehr durch diese Konstruktion selbst, sondern durch die Tatsache, dass Wissen 
prinzipiell nur von konkreten Subjekten produziert wird, und damit der Anspruch an das 
erkenntnistheoretische Subjekt nicht eingelöst werden kann. 
 
Wissenschaftliche Erkenntnis bleibt somit auf das dahinter stehende „Sein“ des 
Erkennenden bezogen (Seinsrelativität) und der Standort des Beobachters geht in das 
Erkenntnisergebnis ein. Jede Theorie – selbst wenn sie formal-logisch aufgebaut ist – 
weist daher eine bestimmte Aspektstruktur auf. „Aspektstruktur bezeichnet in dem Sinne 
die Art, wie einer eine Sache sieht, was er an ihr erfasst und wie er sich einen 
Sachverhalt im Denken konstruiert“ (ebd., 234). „Aspekt“ bezieht sich hier auf die 
qualitativen Momente im Erkenntnisaufbau, wobei nicht nur die Inhalte relevant sind, 
sondern auch die Auslassungen, die so entstehende Partikularität. 
 
Sofern Geschlecht zumindest Teil des sozialen Standorts eines Staatstheoretikers ist, 
kann die Analyse der Aspektstruktur einer Staatstheorie bereits Rückschlüsse auf die 
geschlechtliche Fundierung des zugrundeliegenden Staatsverständnisses ermöglichen. 
Der Vorwurf der Partikularität bezieht sich dabei zunächst auf Auslassungen – „blinde 
Flecken“15 –, die sich darin äußern, dass Frauen und weibliche Erfahrungswirklichkeiten 
in den Wissenschaftsproduktionen lange Zeit generell nicht vorgekommen sind (Becker-
Schmidt 1987, 12f.), weil Wissenschaft eine männliche Domäne war. Das 
erkenntnispolitische Programm der Sichtbarmachung des Unsichtbaren – nämlich von 
Frauen und ihrer Geschichte – wie es noch zu Beginn der 1980er Jahre postuliert wurde, 
                                                 
15  Schmerl und Großmaß nennen dies das „Virginia-Woolf-Phänomen“ (vgl. Schmerl/Großmaß 1989, 251). 
Woolf sprach von einem blinden Fleck am Hinterkopf, den sie für das Verhältnis zwischen den Geschlechtern 
beschrieb. Mit dieser Begriffsbestimmung weisen Schmerl und Großmaß darauf hin, dass auch feministische 
Theoretikerinnen „blinde Flecken“ haben können (vgl. ebd.).
Der Staat als Gegenstand sozialwissenschaftlicher Theoriebildung 43 
ist jedoch aufgrund des historischen Frauenausschlusses aus den Bereichen von Politik 
und Staat kaum umzusetzen (Kreisky 1995a, 40). 
„Wenn etwas freigelegt werden muß, dann ist es das Männliche, das sich unter dem 
Deckmantel der ‚Neutralität’ der politischen und bürokratischen Institutionen bis in die innersten 
Bereiche hinein verborgen und festgesetzt hat“ (Kreisky 1995b, 216). 
Die Konstruktion von Staatsbegriffen sowie staatstheoretische Problemdefinitionen und 
−diskussionen folgen somit weniger einer unzulässigen Auslassung des Weiblichen, 
denn einer stillschweigenden Einschreibung des Männlichen und damit einer Fest- und 
Fortschreibung von Politik und Staat als männliche Lebenswelt (vgl. Kreisky 1994, 40). 
Der reale Ausschluss von Frauen aus Politik und gesellschaftlichen 
Entscheidungszentren wird „durch die spezifische Konstruktion politischer Wirklichkeit“ in 
der Politikwissenschaft (Kreisky/Sauer 1995, 10) noch einmal reproduziert und 
gewissermaßen verdoppelt. „Die männliche Sichtweise der Politik hat sich letztendlich 
als wissenschaftliche ‚Disziplin’ etabliert“ (Kreisky 1995a, 32). Die zentralen Begriffe der 
Politikwissenschaft „reflektieren eine männlich gestaltete und männlich beherrschte Welt“ 
(ebd., 37). 
 
Das Geschlecht des Staates auf der Ebene von Staatstheorien zu thematisieren, 
bedeutet folglich zweierlei: Zum einen ist Geschlechtlichkeit bereits in Staatstheorien 
eingelassen, sofern Staatstheorien androzentrische Einschreibungen aufweisen – das 
führt zu einer spezifisch feministischen Staatskritik. Zum anderen aber ist Geschlecht 
eine Kategorie, die in der Konstruktion von Staatsbegriffen explizit als irrelevant 
ausgeschlossen ist – das führt zur Notwendigkeit geschlechtersensibler 
Staatskonzeptualisierung. Geschlecht bildet also keine Komponente des Staatsbegriffs, 
fließt aber dennoch quasi "hinter dem Rücken" der Staatstheoretiker in die 
Staatskonzeption ein. Geschlecht findet auch als relevante Komponente in 
Staatstheorien keine Anwendung, wirkt aber (ungewollt) als unterstellte 
Strukturkategorie. 
 
Die frühe feministische Staatskritik war vorrangig mit dem Aufzeigen des Geschlechts 
(der Männlichkeit) des Staates beschäftigt, um letztlich den Staat als brauchbar oder 
unbrauchbar für feministische Bewegungspolitik einzuschätzen (vgl. Waylen 1998, 4). 
Ansätze zur gendersensiblen Konzeptualisierung des Staates integrieren hingegen die 
Ergebnisse neuerer Gendertheorien und -forschung und entwickeln damit auch ein 
differenzierteres Staatsverständnis. Vor allem aber wird Geschlecht nicht mehr nur als 
Komponente des Staates begriffen, die entweder unabänderlich oder veränderbar ist, 
Der Staat als Gegenstand sozialwissenschaftlicher Theoriebildung 44 
sondern mithilfe der Analyse staatlicher Geschlechterpolitiken werden 
geschlechterrelevante Wirkungsweisen von Staatstätigkeiten benennbar, was eine 
differenzierte Einschätzung der möglichen Rolle des Staates für 
geschlechteremanzipatorische Politik ermöglicht. 
 
"Feministische Staatstheorien" heben sich somit in zweierlei Hinsicht von anderen 
Staatstheorien ab: Sie integrieren systematisch die Kategorie Geschlecht in den 
Staatsbegriff und in die Analyse von Staatlichkeit, sie fokussieren die relevante 
Problemwahrnehmung auf soziale und politische Hierarchisierungen aufgrund des 
Geschlechts und fragen nach Möglichkeiten feministischer bzw. emanzipatorischer 
Politik. 
1.5. Feministische Wissenschaft(skritik) 
Die Anfänge feministischer Wissenschaft datieren in die Mitte der 1970er Jahre (Harding 
1999, 7) und bereits in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre erschienen wissenschafts- 
und erkenntnistheoretische Arbeiten, die die zahlreichen Ergebnisse, Methoden und 
Begrifflichkeiten der Frauen- und Geschlechterforschung sowie der feministischen Kritik 
aus unterschiedlichsten Wissenschaftsdisziplinen zusammenstellten und einer durchaus 
selbstkritischen Überprüfung unterzogen – vor allem aber einer solchen Überprüfung 
zugänglich machten.16 Die relativ kurze Zeitspanne, in der dies geschah, hängt m.E. mit 
der ungewöhnlich schwierigen Situation feministischer Wissenschafterinnen zusammen, 
die auf Probleme und Hürden stießen, die zumindest aus einer liberalen Perspektive 
nicht zu erwarten waren. Diese Schwierigkeiten lagen (und liegen) sowohl in der sozialen 
Organisation des Wissenschaftsbetriebs als auch im vorgefundenen Wissensbestand. 
 
Was den Wissenschaftsbetrieb – die Universitäten – betrifft, so war die eklatante 
Unterrepräsentation von Frauen am augenfälligsten. Dies begann sich erst mit der 
Öffnung und Expansion der Universitäten in den späten 1960er und frühen 1970er 
Jahren zu verändern (Felt/Nowotny/Taschwer 1995, 93). Dazu kamen sehr 
unterschiedliche Karrierechancen, was die Positionen innerhalb der universitären 
Hierarchie betrifft. 
„Doch unabhängig davon, wo Wissenschaftlerinnen und in welcher Position, mit welcher 
Ausbildung und Erfahrung sie tätig sind, zeigt der detaillierte statistische Vergleich mit ihren 
nach diesen Faktoren gleichgestellten Kollegen ihre relative Schlechterstellung und 
                                                 
16  Erwähnen möchte ich vor allem Evelyn Fox Keller 1985 (1998): Reflections on Gender and Science, Sandra 
Harding 1986 (1999): The Science Question in Feminism und Schmerl / Großmaß 1987. 
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Benachteiligung: die verbleibenden Disparitäten in Rang und karrieregemäßer Vorrückung, in 
Gehalt und Anerkennung lassen nur den Schluß zu, daß hier subtile und weniger subtile 
Mechanismen von Diskriminierung am Werk sind.“ (Felt/Nowotny/Taschwer 1995, 95) 
Ein Bereich der neu entstehenden feministischen Forschung begab sich also auf die 
Suche nach diesen Diskriminierungsmechanismen, und widmete sich somit der 
Erforschung des eigenen Arbeitsumfelds. Vor allem mithilfe von Studien zur 
Gleichberechtigung sollte die faktische Ungleichbehandlung von Männern und Frauen 
(auch) in der Wissenschaft aufgezeigt werden. Die Frage, ob sich „die zunehmende 
Präsenz von Frauen in der Wissenschaft überhaupt in irgendeiner Weise auf 
wissenschaftliche Fragestellungen und Forschungsresultate“ auswirkt (Harding 1999, 
18), muss jedoch nach wie vor unbeantwortet bleiben – zum einen, weil die Zahl der 
Wissenschaftlerinnen an den Universitäten noch immer in einem extremen Unverhältnis 
zu den männlichen Kollegen steht17 – zum anderen, weil Frau-Sein allein wohl sicher 
nicht ausreicht, um wissenschaftliche Perspektiven zu verändern. Nicht die bloße 
Präsenz von Frauen, sondern ein feministischer Zugang zu Wissenschaft kann zu 
Veränderungen führen.  
 
Was sich daher als wesentlich schwerwiegender herausstellte, waren Form und Inhalt 
wissenschaftlichen Wissens, das sich als keineswegs neutral, sondern von 
gesellschaftlichen – in eine wissenschaftliche Sprache transformierten – 
geschlechtsspezifischen Vorurteilen und Mythen durchzogen herausstellte. „Eine 
grundlegende wissenschaftskritische Perspektive ist also für die Frauenforschung von 
Anbeginn konstitutiv und macht eines ihrer zentralen innovativen Momente aus“ 
(Maihofer 2006, 65). Die behauptete wissenschaftliche Objektivität wurde als 
geschlechtlich parteiisch entlarvt. Im Rahmen der daran anschließenden Debatte um 
Objektivität forderte Sandra Harding letztlich, das Versprechen wissenschaftlicher 
Objektivität erst umfassend einzulösen. Das brachte sie in ihrem Konzept der „strong 
objectivity“ zum Ausdruck (vgl. Harding 1996, 244).  
 
                                                 
17  So lag noch 1995 der Anteil der Professorinnen in den meisten Industriestaaten unter 10% (Felt / Nowotny / 
Taschwer 1995, 94), wohingegen „der Anteil von Frauen an den Erstinskribierenden die 50%-Marke erreicht 
hat“ (ebd., 100).  Dieses Ungleichgewicht hat sich seither kaum verändert. Mit Stichtag 01.01.2001 betrug z.B. 
das Verhältnis von Männern zu Frauen bei den UniversitätsprofessorInnen der Universität Wien 383:40 (vgl. 
Moser 2001, 23), gesamtösterreichisch (inkl. Kunsthochschulen) 222:1869 (vgl. BMGF 2005, 37). 2003 gab es 
noch immer keine Rektorin an österreichischen Universitäten und Kunsthochschulen, und das Verhältnis der 
männlichen zu weiblichen UniversitätsprofessorInnen lag bei 251:1854 (ebd.). 
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Frauen in der Wissenschaft konnten sich somit nicht auf wissenschaftliche Autoritäten 
verlassen.18 Jedes vorgefundene Wissen – jede Theorie, jeder Ansatz, jede 
Forschungsfrage, jede Methode – könnte ein Mosaikstein eines subtilen 
Diskriminierungskomplexes sein. Und tatsächlich wurde (und wird) Wissenschaft „in den 
Dienst rassistischer, sexistischer, klassenhierarchischer und antihomosexueller Projekte 
gestellt“ (Harding 1999, 18). Die Vermutung, dass die etablierte Wissenschaft 
Bestandteil eines patriarchalen Herrschaftszusammenhangs ist, führt zur „radikalen 
feministischen Kritik“, die davon ausgeht, „dass der Androzentrismus in der Wissenschaft 
so tief verwurzelt ist, dass man Wissenschaft entweder insgesamt ablehnen oder aber 
die Forderung stellen muss, dass sie – als Ganzes – durch eine radikal andere 
Wissenschaft ersetzt werde“ (Keller 1998, 202). Beide Ideen gelten als durchaus 
problematisch.  
 
Wissenschafts- (in einigen Versionen lediglich Theorie-) Verzicht würde die Situation 
nicht ändern und somit die Herrschaftsverhältnisse (indirekt) stützen, indem sie deren 
Reproduktion unangetastet lässt. Der Idee eines völligen Neubeginns – einer 
feministischen Wissenschaft als originäre Schöpfung – hielt Evelyn Fox Keller entgegen, 
dass damit jede emanzipatorische Funktion der modernen Wissenschaft negiert würde 
und zudem Wissenschaft als rein soziales Produkt gesehen werde – als bloße Ideologie 
(ebd.). Problematischer als der Ideologieverdacht ist dabei jedoch die implizite Annahme, 
dass es eine wertfreie, rein wissenschaftliche Forschung geben (Harding 1999, 19) und 
feministische Wissenschaft diesen Anspruch auch einlösen könne. Tatsächlich wurde 
schon Mitte der 1980er Jahre der Versuch aufgegeben, wirklich „genuin eigene 
Methoden zu entwickeln“ (Hark 2001, 10). 
 
Wenn feministische Wissenschaft folglich weder alle nicht-feministische Wissenschaft 
pauschal verwerfen, noch einen umfassenden Gegenentwurf liefern will, stellt sich die 
Frage nach feministischer Wissenschaft als Frage nach einer spezifisch feministischen 
Perspektive: „[M]it einer feministischen Perspektive haben wir es dann zu tun, wenn die 
Interessen und Belange von Frauen, bzw. deren Unterdrückung und Benachteiligung in 
den Mittelpunkt gerückt werden, und zwar (dies muss hinzukommen) mit der Absicht 
ihrer Veränderung“ (Klinger 1993, 9). In Cornelia Klingers Einschätzung ist Feminismus 
folglich Gesellschaftskritik – genauer Herrschaftskritik – nämlich Kritik an einer 
patriarchalen Geschlechterordnung, die auf sexueller Diskriminierung basiert, und ein 
                                                 
18  Diese Entdeckung in ihrem eigenen Arbeitsumfeld beschreiben einige Wissenschafterinnen, die erst spät 
feministische Fragestellungen aufgegriffen haben. So z.B. Luise F. Pusch 1996, 9f. oder Evelyn Fox Keller 
1998, 9. 
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emanzipatorisches Projekt, das auf die Transformation dieser kritisierten 
Gesellschaftsordnung zielt. Dies korrespondiert auch mit der üblichen Einschätzung von 
feministischer Theorie: Sie „fokussiert in herrschaftskritischer Absicht auf die Verfasstheit 
von Geschlechterverhältnissen“ (Hark 2001, 10). So wurde – quasi als Radikalisierung 
der Mannheim’schen These – die Reflexion des Standpunkts zum Programm, was 
letztlich nicht gleichbedeutend ist mit einem einzigen und in diesem Sinne richtigen 
„Frauenstandpunkt“, sondern in die Erkenntnis einer Vielfalt von Standpunkten (situated 
knowledges) münden sollte (vgl. Haug 1995, 221). 
 
So formuliert erweist sich eine feministische Perspektive in der Wissenschaft eher als 
„politische“ denn „wissenschaftliche“. Doch dieser scheinbare Widerspruch entsteht nur 
auf Basis eines Wissenschaftsverständnisses, das eine Trennung der Sphären von 
Wissenschaft (Denken, Theorie) und Politik (Handeln, Praxis) als gegeben voraussetzt. 
Dem gegenüber steht die Vorstellung von Wissenschaft als sozialem Prozess. „Dieses 
Verständnis ist sowohl politisch wie intellektuell eine notwendige Voraussetzung für eine 
feministische Wissenschaftstheorie“ (Keller 1989, 286). Insbesondere die 
Politikwissenschaft gilt als soziale Praxis, und dies nicht nur in feministischer Absicht. So 
definieren bspw. Hubertus Buchstein und Dirk Jörke Politikwissenschaft wie folgt: 
„Politikwissenschaft ist eine soziale Praxis, die eingebettet ist in ein Universum von 
Bedeutungen, Praktiken und unhinterfragten lebensweltlichen Selbstverständlichkeiten. 
Zugleich wirkt sie auf die Lebenswelt mit ihren Bedeutungen und Praktiken ein und trägt (mehr 
oder minder nachhaltig) zu deren Veränderung bei“ (Buchstein/Jörke 2007, 30). 
 
Damit bleiben auch die beiden Sphären (Wissenschaft und Politik) aufeinander bezogen. 
Unter der Prämisse, dass Denken und Handeln nicht losgelöst voneinander existieren, 
kann die Kritik an bestimmten Denkstilen (Ideologiekritik) einen Beitrag zur 
Herrschaftskritik leisten. Politische Theorien stellen Deutungsangebote bereit, die somit 
in politische Prozesse intervenieren. Obwohl also die Entscheidung, die 
gesellschaftlichen Verhältnisse verändern zu wollen, im Grunde politisch ist, ist sie auch 
die Offenlegung eines wissenschaftlichen Motivs – eines emanzipatorischen 
Erkenntnisinteresses –, dessen Verschleierung selbst ideologisch wäre. Diese 
„Spannung zwischen wissenschaftlichem Erkenntnisinteresse und dem politischen 
Anspruch der Transformation herrschaftsförmiger Verhältnisse zwischen den 
Geschlechtern“ (Hark 2001a, 230) bildet nach wie vor ein konstitutives Element 
feministischer Theoriebildung. 
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1.6. Notwendigkeit feministischer Staatsbetrachtung 
Staatstheorien konnten sich, wie andere Bereiche der Wissenschaft auch, lange Zeit 
ohne weibliche Beteiligung entwickeln. Dies erklärt den androzentrischen Gehalt 
wissenschaftlicher Staatsdiskurse, deren Tradition bis in die Antike zurückverfolgt 
werden kann. Die androzentrischen Einschreibungen sind nicht ausschließlich auf das 
Geschlecht bzw. den sozialen Standort einzelner Theoretiker zurückzuführen – dies 
wäre eine geschlechter-essentialistische Sicht –, sondern sie haben sich in den 
zentralen Begriffen festgesetzt, die auch die Auswahlmodi für relevante 
Problemwahrnehmungen steuern. So wirkt beispielsweise die seit Aristoteles immer 
wieder variierte, in ihrem Kern aber stabile, Trennung zwischen öffentlich und privat als 
Unterscheidung für politisch relevant oder irrelevant. Mit der feministischen Kritik konnte 
die damit eingezogene Geschlechtertrennung aufgezeigt werden, die Frauen im Privaten 
und damit in einer Sphäre politischer Irrelevanz verortet. Staatstheorien sind also nicht 
(mehr) deshalb androzentrisch, weil sie von männlichen Theoretikern verfasst wurden 
und werden, sondern weil der Begriffshaushalt von Staatstheorien und politischen 
Theorien überhaupt keine feministische Perspektive einschließt oder auch nur zulässt. 
Aufgabe feministischer Staatsbetrachtung ist es somit sowohl diese Lücke aufzuzeigen 
als auch Ansätze zu entwickeln, um sie zu schließen. 
 
Am Beispiel der Trennung von öffentlich und privat lässt sich das besondere Verhältnis 
von Staatstheorien zu ihrer empirischen Bezugsgröße verdeutlichen. Damit kann der 
historisch nachweisliche Frauenausschluss aus den Bereichen von Politik und Staat 
ebenso erfasst werden wie der begriffliche Ausschluss bestimmter weiblicher oder 
weiblich konnotierter Erfahrungsbereiche aus staatstheoretischen Denkhorizonten. Es ist 
zwar keine unmittelbare oder gar lineare Kausalität zu unterstellen, die den realen 
Frauenausschluss auf den staatstheoretischen zurückführen würde. Staatstheorien sind 
aber wie oben erläutert als Teil politischer Diskurse und als gesellschaftliche Praxis zu 
verstehen. Somit liefern sie auch einen Beitrag zur Konstitution politischer Wirklichkeiten. 
Gleichzeitig erheben Staatstheorien einen Wahrheitsanspruch in dem Sinne, dass sie 
behaupten, die Wirklichkeit des Staates, seiner Institutionen, Handlungsmöglichkeiten 
und Problemlösungskompetenzen (empirische Referenz) erklären zu können. Dadurch 
entwickeln staatstheoretische Konzeptionen Orientierungshilfen und Deutungsangebote 
für politische Akteure. Ob und wie die Dimension des Geschlechts in diese Konzeptionen 
eingeht, kann daher politisch nicht unerheblich sein. Denn sofern Staatstheorien in 
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politische Diskurse und Kämpfe involviert sind, stehen sie auch in einem strategischen 
Verhältnis zu feministischer Politik.  
 
Der Zusammenhang zwischen Wirklichkeit und Theorie des Staates ist aber um einiges 
komplexer als diese Hinweise vermuten lassen. Einerseits ist der Staat eine diskursive 
Konstruktion, an der Staatstheorien maßgeblich beteiligt sind, andererseits existiert der 
Staat, indem er praktische Wirkungen zeitigt und politische Handlungsoptionen 
strukturiert. Die Einsicht in die Konstruktion des Staates ist somit immer mit einer 
gesellschaftlichen Ontologisierung des Staates konfrontiert, die wiederum in 
staatstheoretischen Diskursen bekräftigt wird, aber auch in Frage gestellt werden kann. 
Der Staat ist somit nicht nur theoretisches Konstrukt und Gegenstand staatstheoretischer 
Betrachtung, sondern zugleich Gegenstand alltäglicher Erfahrung unzähliger Menschen, 
die diese Erfahrungen und auch Erfahrungen anderer reflexiv verarbeiten, mit Sinn 
versehen, und sich eine Vorstellung vom Staat erarbeiten. Es gibt somit ein 
gesellschaftlich-praktisches Wissen über den Staat, das zwar je nach Perspektive der 
Erfahrungshorizonte unterschiedlich ausfallen wird, aber dennoch als „realistisch“ gilt, 
weil es selbst erfahren wurde und damit als unmittelbar einsichtig und überprüfbar 
erscheint. Diese Staatsvorstellungen bilden dann einen Prüfstein für die Plausibilität 
einer Staatstheorie. In anderen Worten: Moderne Gesellschaften zeichnen sich dadurch 
aus, dass sie sich selbst interpretieren und dabei Realität konstituieren (vgl. Reckwitz 
2003, 98). Soziale Praktiken und Diskurse lassen die Kontingenz sozialer 
Interpretationssysteme unsichtbar werden und kulturelle Codes als natürliche oder 
notwendige Strukturen erscheinen. Ähnlich verhält es sich mit dem Staat. Im 
gesellschaftlichen Staatsdiskurs werden Erfahrungen mit staatlichen Institutionen zu 
einer unhintergehbaren, quasi-natürlichen Existenz des Staates verdichtet.  
 
Sozialwissenschaften intervenieren in gesellschaftliche Diskurse (ebd.). Doch ganz so 
einseitig verhält es sich nicht. Denn staatstheoretische Konzepte sind längst Bestandteil 
gesellschaftlicher Staatsdiskurse. StaatstheoretikerInnen stehen selbst nicht außerhalb 
ihrer Gesellschaften und Staaten, und umgekehrt sind gesellschaftliche Akteure durch 
Schulbildung, Studium und Beruf auch mit staatstheoretischen Denkgebäuden vertraut. 
Es kann daher zwischen akademischer und gesellschaftlicher Staatssicht kein Verhältnis 
der reinen Äußerlichkeit und damit einer Intervention geben. Was es gibt, ist eine 
Involviertheit, die tatsächlich allen sozialwissenschaftlichen Diskursen immanent ist. 
Dennoch bietet das theoretische Terrain die Möglichkeit, die realitätskonstituierenden 
Effekte des Staatsdiskurses zu hinterfragen und ihnen damit den Anschein zwingender 
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Naturwüchsigkeit zu nehmen. Um diesen Einsichten in gesellschaftliche Konstruktionen 
politische Wirkmächtigkeit zu ermöglichen, ist es jedoch erforderlich, den 
Plausibilitätstest zu bestehen – d.h. die eigene staatstheoretische Konstruktionsleistung 
muss unsichtbar gemacht und als realistische Beschreibung (vgl. ebd.) präsentiert 
werden. Ansonsten ist die „verhärtete“ Ontologisierung nicht aufzubrechen. 
 
Dass der Staatsdiskurs tatsächlich schon immer in diesem Wechselspiel von 
Konstruktion und Realitätsbehauptung befangen war, wird im historischen Rückblick 
besonders deutlich. Denn der moderne Staat ist ja erst im Laufe der letzten fünfhundert 
Jahre entstanden. Er hat sich nicht einfach nur gebildet und formiert, sondern wurde 
auch gedacht und „durch Texte 'festgeschrieben' […], die von Inhabern der Staatsgewalt 
selber hervorgebracht (Gesetze, Verordnungen, politische Reden) oder von Juristen und 
Historikern […] geschrieben wurden (Verfassungen, theoretische und historische 
Erörterungen)" (Reinhard 2000, 100). Im Zuge der Staatsbildung hat er sich zudem 
permanent verändert. Der durchaus konfliktorische Prozess der Staatsbildung 
verdeutlicht die politische Gestaltung und Gestaltbarkeit des Staates.  
 
Wird also aktuell gerade wieder die Transformation des Staates diskutiert, so ist dies als 
politischer Prozess und als politischer Kampf zu verstehen, an dem Staatstheorien 
ebenso beteiligt sind wie Diskurse und Praktiken anderer politischer Akteure. In diesen 
Auseinandersetzungen wird auf den vorhandenen Fundus staatstheoretischer Ansätze 
zurückgegriffen, und die in Bezug auf die Veränderungswahrnehmungen plausibelsten 
können strategisch am besten in Position gebracht werden. Wenn nun aber der 
staatstheoretische Fundus androzentrisch verzerrt ist, beschränkt das strategische 
Möglichkeiten feministischer Politik in diesen Auseinandersetzungen. Andererseits 
eröffnen gerade Phasen gehäufter Transformationswahrnehmungen politische 
Handlungsoptionen, die in eher stabilen Phasen nicht gegeben wären. Es besteht also 
durchaus die Gefahr, solche politischen Gestaltungsmöglichkeiten für feministisch-
emanzipatorische Politik zu verstellen oder gar einen geschlechterpolitischen „Backlash“ 
zu ermöglichen, wenn keine entsprechenden staatstheoretischen Konzeptionen zur 
Verfügung stehen. Dies begründet eine Notwendigkeit feministischer Staatssicht. Der 
androzentrisch verfärbte Fundus staatstheoretischer Ansichten, der politisch wirksam 
wird, muss entsprechender feministischer Kritik unterzogen werden, und zudem sind 
feministische staatstheoretische Konzeptionen erforderlich, die das alte Repertoire 
ersetzen und aktuelle Debatten mitgestalten können. 
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2. Staatstheoretische Ansätze 
2.1. Merkmale von Staatstheorien 
Obwohl es keine allgemein anerkannte Definition des Staates gibt, herrscht doch relative 
Einigkeit darüber, dass es in Staatstheorien um den modernen Staat geht, und darüber, 
was diesen grundsätzlich ausmacht. Der Staat ist im neuzeitlichen Europa entstanden. 
Er verfügt über ein Territorium, ist also durch Grenzen nach außen definiert. Die 
Bevölkerung dieses Territoriums hat im Staat ihre politische Organisationsform. Mittels 
dieser werden verbindliche Entscheidungen getroffen und durchgesetzt. Ein Staat 
entsteht zudem nicht für sich allein, sondern in Auseinandersetzung mit, durch 
Abgrenzung von und auf Basis der Anerkennung durch andere Staaten. Diese 
Einschätzungen entsprechen in ihren Grundzügen völkerrechtlichen Konventionen. Was 
nun die genaue Ausgestaltung, Bedeutung, Bewertung und eigentliche Operationsweise 
des Staates angeht, aber auch die adäquate Analyse, seiner Einrichtungen, 
Teilorganisationen sowie Tätigkeiten, Funktionen oder Aufgaben, gehen die 
staatstheoretischen Einschätzungen bereits auseinander. Diesbezüglich lassen sich aus 
dem vorher gesagten lediglich einige Merkmale von Staatstheorien zusammenfassen: 
 
? In Staatstheorien kommt immer ein Begriff des Staates zum Einsatz. Dieser wird 
entweder im jeweiligen Ansatz entwickelt oder aus einem anderen Ansatz 
rezipiert und/oder modifiziert in der Annahme, dass dieser Staatsbegriff die 
Wirklichkeit des Staates am besten erfasst. 
? Ein zentrales Motiv, das der Staatsbestimmung vorausgeht, ist die Bestimmung 
des Verhältnisses des Staats zur Gesellschaft bzw. zu Wirtschaft und/oder 
Bevölkerung. 
? Die Art der Begriffsdefinition des Staates und die Einschätzung bzw. Bestimmung 
seiner Position gegenüber der Gesellschaft eröffnen oder verschließen zugleich 
politische Denk- und damit auch Handlungsmöglichkeiten. Staatstheorien sind 
somit als Theorien der Politik zu verstehen. 
? Staatstheoretische Betrachtungen sind anlass- und problemorientiert. Sie 
befassen sich mit einer theoretisch oder empirisch induzierten 
Problemwahrnehmung, formulieren die Problematik in ihrer jeweiligen 
Theoriesprache und entwickeln eine Erklärung oder sogar einen 
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Lösungsvorschlag bzw. folgern aus der theoretischen Problembearbeitung 
politische Forderungen.  
? In all diesen Tätigkeiten sind Staatstheorien niemals „neutral“ – weder in einem 
wissenschaftlichen Sinn „wertneutral“ noch in einem praktischen Sinn politisch 
neutral. Selbst wenn keine explizite Positionierung erfolgt, sind doch ein 
Erkenntnisinteresse sowie eine potentielle politische Stoßrichtung erkennbar. 
? Staatstheoretische Debatten sind immer auch Kämpfe um Deutungsmacht, die 
zwischen unterschiedlichen „Schulen“ und Denkrichtungen geführt werden. Auch 
Kontroversen innerhalb einzelner Ansätze ringen um die bessere und damit auch 
(potentiell) politisch wirksamere Staatsdeutung im Sinne eines Deutungsangebots 
für politische Akteure. 
 
Diese Merkmale von Staatstheorien dürfen jedoch nicht als logische Abfolge in jeder 
theoretischen Befassung mit dem Staat fehl interpretiert werden. Denn Staatstheorien 
stehen und entstehen in Diskurszusammenhängen. Die Verortung eines 
staatstheoretischen Ansatzes innerhalb eines Diskurses ist daher unerlässlich für das 
Verständnis. Um dies zu bewerkstelligen, sind drei Fragen zu beantworten: 
? Die erste Frage ist die nach Rezeption und Abgrenzung. Welche Ansätze und 
Konzepte werden aufgenommen und gegen welche staatstheoretischen Entwürfe 
und Positionen wird argumentiert? Anhand solcher Debatten können Traditionen 
erkannt, aber auch Abspaltungen innerhalb einzelner Richtungen festgestellt 
werden. 
? Die zweite Frage ist die nach bearbeiteten Problemwahrnehmungen und 
Lösungsvorschlägen. So werden in unterschiedlichen Richtungen der 
staatstheoretischen Auseinandersetzungen manchmal gleichartige Probleme 
aufgegriffen und bearbeitet. Sie kommen aber zu durchaus unterschiedlichen, 
mitunter kontroversen Problemdefinitionen, Erklärungen und 
Lösungsvorschlägen. Umgekehrt können auf Basis unterschiedlicher 
Problemdefinitionen gleichartige Lösungsvorschläge unterbreitet werden.19 
? Die dritte Frage schließlich richtet sich auf zum Einsatz kommende Konzepte, 
Denk- und Argumentationsfiguren. Dabei ist zu beachten, dass einzelne 
methodologische Paradigmen durchaus quer zu den staatstheoretischen 
                                                 
19  So sahen z.B. einige StaatsableitungstheoretikerInnen die Rücknahme sozialpolitischer Maßnahmen als 
Lösung für das Problem des „klassenneutralen Scheins des Staates“ und erhofften sich dadurch eine 
Revolutionierung von Staat und Gesellschaft (vgl. Classen 1979, 188). Auch neoliberale oder libertäre 
Theoretiker sahen den Abbau sozialpolitischer Maßnahmen als gute Lösung, allerdings für das Problem, dass 
die Mechanismen des freien Marktes durch solche Umverteilungsmaßnahmen gestört würden (z.B. Nozik 
1974). 
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Traditionslinien liegen können. Dies können theoretische „Moden“, oder einfach 
dem Umstand geschuldet sein, dass bestimmte Herangehensweisen als (sozial-
)wissenschaftlich adäquater erachtet werden als die in der Tradition üblichen. 
 
Anhand von Rezeption und Abgrenzung lassen sich Denkrichtungen identifizieren, die 
ich – zumal sie in sich immer noch heterogen sind – als Theorienkonglomerate 
bezeichne. Diese teilen staats- und gesellschaftstheoretische Grundannahmen sowie 
gesellschaftspolitische Einstellungen und Werthaltungen. Die Problemwahrnehmung 
liefert ein historisch-theoretisches Krisenraster. Zum einen sind historische Phasen 
identifizierbar, in denen politische, staatliche, gesellschaftliche, ökonomische usw. 
Probleme geballt auftreten, was als Krisen begriffen werden kann. Diese stellen 
Staatstheorien vor besondere Herausforderungen, weil sie nun beweisen müssen, diese 
adäquat erfassen und theoretisch bearbeiten zu können. Gelingt dies nicht, so können 
Staatstheorien selbst in eine Krise geraten. Um wieder an Plausibilität zu gewinnen, 
kann es zur Aufnahme neuer Paradigmen20 kommen. Diese können innertheoretische 
Umorientierungen, Verschiebungen oder gar Brüche bewirken. 
 
Diese vielfältigen Verlagerungen und Verschiebungen, die wechselnden 
Problemstellungen und nicht zuletzt der Spezialisierungsgrad in Richtung 
staatstheoretisch relevanter Detailthemen und Bereiche machen es schwierig, wenn 
nicht gar unmöglich, einen systematischen Überblick über neuere Staatstheorien und -
diskussionen zu erstellen. Ich will im Folgenden dennoch einen 
Systematisierungsversuch entwickeln, sodann Veränderungen staatstheoretisch 
relevanter Problemlagen der vergangenen Jahrzehnte vorstellen, um letztlich 
feministische Staatsbetrachtungen in Auseinandersetzung mit diesen Ansätzen zu 
verorten. 
2.2. Systematisierung staatstheoretischer Ansätze 
Gegenwärtige politische und politiktheoretische Debatten um den Staat thematisieren 
den modernen Staat als demokratischen Staat (im liberalen parlamentarischen Sinne), 
meist anhand einer besonders hervorgehobenen Spezifik. Verfassungs- oder 
Rechtsstaat21 stehen im Zentrum rechtswissenschaftlicher Zugänge. Der Wohlfahrtsstaat 
                                                 
20  So wurde bspw. in den frühen 1970er Jahren sowohl in pluralistischen als auch in neomarxistischen 
Theoriensegmenten auch mit einem systemtheoretischen Paradigma argumentiert (vgl. Esser 1985, 209ff.). 
21  Allerdings waren gerade die Untersuchungen der Diskrepanz zwischen Verfassungsrecht und 
Verfassungswirklichkeit eine der ersten Betätigungsfelder deutscher Politikwissenschaft, mit deren Hilfe 
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wird sowohl sozial- als auch wirtschafts- und rechtswissenschaftlich bearbeitet.22 
ÖkonomInnen aller Couleur befassen sich zudem mit Fragen der Staatsintervention in 
ökonomische Prozesse, mit Umverteilungsfragen und generell mit Staatstätigkeiten 
(-aufgaben)23 im Sinne der Bereitstellung öffentlicher Güter. Hinzu kommt die ökonomie-
kritische Interpretation des Staates (meist marxistisch oder neomarxistisch), die den 
Staat als bürgerlichen oder als kapitalistischen Staat24 begreift, sowie zahlreiche 
Auseinandersetzungen mit dem Nationalstaat.25 Letztere sind vor allem im Rahmen der 
Diskussion Internationaler Politik relevant. Der moderne Staat wird meistens als liberal-
demokratischer verstanden, wenn nicht explizit autoritäre Systeme untersucht werden. 
Hinzu kommen jedoch Demokratietheorien,26 die ebenfalls den Staat als institutionell-
demokratische Infrastruktur diskutieren. Die unterschiedlichen Perspektiven sind 
durchaus überlappend und schließen einander nicht notwendig aus. Im Folgenden wird 
der Versuch einer Systematisierung der Staatsdiskussionen seit dem Zweiten Weltkrieg 
unternommen. Diese soll einen Bogen spannen, um feministische Staatskritiken und 
-theorien in einem größeren Diskurszusammenhang verorten zu können. Dabei 
orientiere ich mich an vorliegenden Systematisierungsversuchen von Dunleavy und 
O'Leary (1987), Michael Mann (1998), Birgit Sauer (2001) und Clyde W. Barrow (1993).  
 
Dunleavy und O'Leary haben eine Systematik der Theorien des liberalen, 
demokratischen Staats erstellt und kommen auf fünf Theorienkonglomerate: Pluralismus, 
New Right,27 Elitetheorien, Marxismus und Neo-Pluralismus. Michael Mann (1998, 60) 
unterscheidet ebenfalls fünf Theorien über den Staat: Klassentheorien, Theorien des 
Pluralismus und Elitetheorien, die er weiter unterteilt in einen "emphatischen Elitismus" 
und einen "staatszentrierten Institutionalismus".28 Die fünfte Kategorie konstruiert er aus 
                                                                                                                                                        
versucht wurde, den Rechtsstaat aus der Alleinzuständigkeit der JuristInnen zu holen und zum Gegenstand 
der Politikwissenschaft zu machen. 
22  Die Wohlfahrtsstaatsforschung kommt relativ selten zu einer Theorie des Staates. In der vergleichenden 
Wohlfahrtsstaatsforschung werden eher Typen gebildet und auf ihre Leistungsstärken und -schwächen hin 
diskutiert. 
23  Die Bezeichnung von Staatstätigkeiten als Aufgaben ist vorrangig in konservativen Texten üblich, weil 
dahinter die Vorstellung von „Dienst und Pflicht“ steckt. 
24  Die Bezeichnung als „bürgerlicher Staat“ betont die Klassenbasis, die als „kapitalistischer Staat“ die 
Produktionsweise, wobei sie manchmal synonym verwendet werden. 
25  Im angloamerikanischen Sprachraum werden Nationalstaat und souveräner Territorialstaat meist 
gleichgesetzt, wohingegen diese im deutschsprachigen Raum eher getrennt gehalten werden (vgl. Fukuyama 
2006, 141). 
26  Demokratietheorien werden sowohl in eher sozialwissenschaftlichen als auch in eher philosophischen 
Zugängen diskutiert, wobei häufig Fragen der Institutionalisierung ausgespart bleiben, was diese Ansätze 
einer Staatstheorie tendenziell entfremdet. 
27  "New Right" meint ein Zusammenspiel neokonservativer und neoliberaler Vorstellungen und ist daher nicht als 
"Neue Rechte" zu übersetzen, der im kontinentaleuropäischen Kontext eine andere Bedeutung zukommt. 
28  Mann selbst sieht den emphatischen Elitismus und den staatszentrierten Institutionalismus als zwei Seiten 
des gleichen Theorienkorpus. So identifiziert er beispielsweise beide Sichtweisen in den Arbeiten von Theda 
Skocpol (vgl. Mann 1998, 65). Sauer (2001, 89ff.) hingegen zählt Skocpol zum Neuen Institutionalismus. Ich 
gehe nun davon aus, dass es elitetheoretische Elemente im Neuen Institutionalismus gibt, und setze daher 
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empirischen Untersuchungen, die implizit eine Staatstheorie enthalten und bezeichnet 
sie als "Wirrwarr-Theorie" (cock-up). Damit sind sich Dunleavy, O'Leary und Mann darin 
einig, dass Pluralismus, Marxismus bzw. Klassentheorien und Elitetheorien bzw. (Neuer) 
Institutionalismus brauchbare Typenbildungen sind. Hinzu kommen New Right, Neo-
Pluralismus sowie implizite Staatstheorien, die jeweils Neukonstruktionen der Autoren 
sind. So bezeichnen Dunleavy und O'Leary die Kategorien New Right und 
Neopluralismus als ihre eigene Innovation. 
"In our view modern liberal thought is increasingly bifurcating between the new right and neo-
pluralist viewpoints, and it is essential to consider explicitly the points at issue between them, 
and their differences from the pluralist orthodoxy of the early post-war period." 
(Dunleavy/O'Leary 1987, 9f.) 
 
"Implizite Staatstheorien" – also Michael Manns "Wirrwarr-Theorien" – sind ebenfalls 
seine "Entdeckung". Sie folgen jedoch einer recht häufig gemachten Beobachtung. Wird 
dem Staat in der Politikwissenschaft (z.B. in der Policy-Forschung) keine besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt, so ist dennoch seine Benennung bzw. die Benennung des 
Agierens staatlicher Institutionen und Organisationen oder der von diesen gesetzten 
Restriktionen für politisches Handeln im Rahmen empirischer Studien erforderlich. 
Staatliches Handeln erscheint dann mitunter als widersprüchlich, uneinheitlich oder gar 
irrational, was in den Analysen als verworrenes Staatsbild zum Ausdruck kommt. Doch 
gerade Uneinheitlichkeit und Widersprüchlichkeit staatlichen Handelns werden auch in 
Staatstheorien zu erklären versucht, weshalb ein eigenes Theorienkonglomerat nicht 
erforderlich ist.29 Eine andere Quelle für implizite Staatstheorien kann jedoch auch in 
solchen "Policy-Studies" vermutet werden, die sich insbesondere im Bereich 
professioneller Politikberatung engagieren (vgl. Prätorius 1997, 285). Prätorius legt in 
seiner Diskussion der Policy-Studies dar, dass sie theoretisch mehr oder minder beliebig 
verfahren, sich als "Gefäße" darstellen, die unterschiedliche Theorien aufnehmen und 
verarbeiten, aber keinen "staatswissenschaftlichen Ertrag im Sinne eines eigenständigen 
Theorienangebots" (ebd., 297f.) abwerfen. Er beobachtet jedoch auch die normative 
Aufladung methodisch scheinbar neutraler Verfahren wie rational-choice-Ansätze, womit 
hier eine mögliche Überschneidung mit dem vorliegt, was Dunleavy und O'Leary unter 
„New Right“ zusammenfassen. Denn auch dabei handelt es sich zu einem großen Teil 
um Public-choice-Ansätze, die zwar methodisch neutral sein können; dennoch verfasse 
                                                                                                                                                        
Manns Kategorie des staatszentrierten Institutionalismus mit dem Neuen Institutionalismus gleich, 
unterscheide davon aber den älteren Elitismus – dieser entspricht den Elitetheorien in der Systematik von 
Dunleavy und O'Leary. 
29  Mann entnimmt den Wirrwarr-Theorien letztlich nur die Erkenntnis, dass Staaten wesentlich chaotischer sind, 
als Staatstheorien suggerieren (Mann 1998, 108). 
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die große Mehrheit der Public-choice-ForscherInnen Arbeiten, in denen politische Werte 
und entsprechende Politiken enthalten sind, die in den USA als konservativ in Europa als 
marktliberal eingestuft würden30 (Dunleavy/O'Leary 1987, 75). Was hier unter „New 
Right“ gefasst wird, wird heute also eher als „neoliberal“ bezeichnet. 
 
Systematisierungen verfahren für gewöhnlich nach einem bestimmten Raster bzw. 
einem Kriterium, das eine Zuordnung der doch sehr heterogenen Ansätze zu einer 
Kategorie erlauben. Dunleavy und O'Leary treffen ihre Auswahl nach ihrer Einschätzung 
von Relevanz und Zukunftsfähigkeit der Ansätze. 
"[W]e chose our five categories because we believe that much contemporary and future political 
argument, however poorly articulated, is and will be conducted in the language of these different 
approaches." (Dunleavy/O'Leary 1987, 10) 
Zudem stellen sie die Diskussion des Staates ins Zentrum und lassen daher 
Gesellschaftstheorien eher ausgespart, womit sie mit großzügiger Geste Fragen nach 
Ethnizität, Nationalismus und Geschlecht für ihre Auswahl ausscheiden (ebd.). Mann 
hingegen zielt auf die Entwicklung einer eigenen Staatssicht, die er aus seinen fünf 
Kategorien von Staatstheorien zusammensetzt und zu vier Kristallisationen verdichtet: 
die kapitalistische, die militärische, die repräsentative und die nationale (vgl. Mann 1998, 
100) und betont: 
"[E]s sind die Kombinationen aller dieser übergeordneten Kristallisationen (mitsamt den 
Einspeisungen aus den moralisch-ideologischen und den patriarchalischen Kristallisationen), 
welche die modernen Staaten zu den Gesellschaftsgefügen machen, die wir heute vorfinden, 
d.h., die ihnen 'in letzter Instanz' ihre Struktur verleihen." (Mann 1998, 108) 
 
Während also Dunleavy und O'Leary Genderansätze aus der Systematik von 
Staatstheorien mit dem Verweis auf ihre zu starke gesellschaftstheoretische Schlagseite 
ausschließen, erscheint die Frage nach dem Geschlecht des Staates bei Mann 
höchstens als Einsprengsel einer patriarchalischen Kristallisation, nicht jedoch als 
übergeordnete Staatskristallisation, und damit auch nicht als relevante Machtbeziehung 
im modernen Staat. Birgit Sauer (2001, 63ff.) hat nun zwar keine Systematik aufgestellt, 
aber doch einige Ansätze zur Staatstheorie gruppiert, die sie anhand ihrer Tauglichkeit 
für eine genderkritische Betrachtung des Staates überprüft. Sie verfährt dabei durchaus 
ähnlich wie Mann, will doch auch sie eine eigene Staatssicht entwerfen, die den "Staat 
als Terrain, Institution, Akteur, Diskurs und Praxis formuliert sowie seine Sedimentierung 
in und seine Reproduktion durch Individuen" (Sauer 2001a, 69) herausarbeitet. Im 
                                                 
30  Ganz ähnlich die Einschätzung von Andrew Hindmoor (2006, 97), der auf die Wurzel der Public-Choice-
Ansätze im ökonomischen Modelldenken hinweist und zudem auf ihren politischen Einfluss, der den Erfolg 
von „New Right“- PolitikerInnen wie Ronald Reagan und Margaret Thatcher ermöglicht hatte. 
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Unterschied zu Dunleavy und O'Leary, die letztlich die Überschneidungen, 
Überlappungen und wechselseitigen Anleihen ihrer Theoriekategorien problematisieren 
(vgl. Dunleavy/O'Leary 1987, 323), will sie bewusst die gegenseitige Rezeption dieser 
Ansätze aufzeigen, "um die Akkumulation von Wissen über Staatlichkeit sichtbar zu 
machen" (Sauer 2001a, 69). 
 
Sauers Kategorisierung orientiert sich an fünf unterschiedlichen Denkfiguren:  
"Der Staat als Apparat bzw. Gehäuse (Weber), der Staat als soziales Verhältnis (Neo-
Marxismus), der Staat als autonomer Akteur (Neo-Institutionalismus), der Staat als Mediator 
(Systemtheorie) und die Mikrophysik der Macht (Foucault, Bourdieu)." (Sauer 2001a, 69) 
Auch Mann beginnt seine Überlegungen zum modernen Staat mit Webers 
institutionellem Staatsverständnis und verwendet dieses als eigentliche Definition (vgl. 
Mann 1998, 73f.). Was Weber eben auch für eine feministische Staatssicht interessant 
macht, ist, dass er den Staat als zentrale Herrschaftsinstanz begreift, was in 
pluralistischen Ansätzen nicht (mehr) der Fall ist. Da Webers Staatsverständnis aber als 
Referenzpunkt für fast alle Ansätze fungiert,31 kann sein Zugang keinem bestimmten 
Theorienkonglomerat zugeschlagen werden. Vor allem in den aktuellen Diskussionen zu 
„Staatszerfall“ wird Webers Staatsverständnis häufig angewendet (z.B. Erdmann 2003; 
Schlichte 2005; Schneckener 2006). Da es dabei aber selten um theoretische 
Weiterentwicklung geht, macht Weber oder Neo-Weberianismus als eigene Dimensionen 
für Systematisierungszwecke keinen Sinn. Die Form der Systemtheorie, auf die sich 
Sauer bezieht, entspricht Dunleavy und O'Leary folgend dem Neopluralismus. So ergibt 
sich eine weitere Kategorie – „die Mikrophysik der Macht“ –, die entweder gar nicht als 
Staatstheorie wahrgenommen wird, oder als "Post-Strukturalismus"32 (vgl. Raab 2005, 
60; Finlayson/Martin 2006) etikettiert wird. Die Arbeiten von Foucault und Bourdieu 
bilden tatsächlich zentrale Anknüpfungspunkte für aktuellere feministische 
Staatsdiskussionen sowie für Analysen von Staatsbildungsprozessen. Ich nehme diese 
Ansätze hier aus der Kategorisierung, weil sie ohne feministische Beiträge nicht als 
eigenes Theorienkonglomerat zu verstehen sind, und werde sie daher gemeinsam mit 
feministischen Ansätzen diskutieren.  
 
                                                 
31  Hay und Lister (2006, 7ff.) betonen, dass die Weberianische Staatsdefinition auch die gegenwärtige 
Staatstheorie dominiert. Nicht nur ausdrückliche Neo-WeberianerInnen beziehen sich auf Webers 
Staatsdefinition. Aspekte seiner Staatssicht werden ebenso im Neuen Institutionalismus wie im Neo-
Marxismus rezipiert. 
32  Wie problematisch das Etikett „Post-Strukturalismus“ ist, hat Johannes Angermüller (2007, 10) aufgezeigt. In 
seiner Einschätzung ist Post-Strukturalismus“ eine Erfindung der US-amerikanischen Rezeption französischer 
Theoretiker. Inhaltlich besagt das Etikett nicht mehr, als dass es sich um einen Diskurs handelt, der von 
französischen Denkern geführt wurde, die sich u.a. vom Strukturalismus aus unterschiedlichen Gründen 
abgrenzen wollten. Manche sprechen auch von Post-Marxismus und meinen damit aber nicht-marxistisch. 
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Eine Problematik ergibt sich betreffend marxistische Ansätze. Während Dunleavy und 
O'Leary Marxismus als eine Ordnungskategorie aufstellen und Mann sie lediglich als 
Klassentheorien wahrnimmt, spricht Sauer von Neo-Marxismus. Tatsächlich ist die 
marxistische Debatte diejenige, die sich am durchgängigsten mit dem Staat befasst und 
zudem einige theorieinterne Verschiebungen vorgenommen hat. Barrow (1993) versucht, 
diese Staatsdebatte zu systematisieren und kommt auf fünf Varianten, denen ein 
historischer Verlauf unterlegt werden kann. Unter „plain marxism“ fasst er instrumentelle 
Zugänge, mit „neo-marxism“ will er vorrangig strukturalistische Ansätze bezeichnen, aber 
auch Staatsableitungen, die er als eigenen Ansatz aufstellt. Zu guter letzt unterscheidet 
er noch zwei Arten von „post-marxism“: das sind zum einen system-analytische Ansätze, 
zum anderen der „organizational realist approach“. Barrow orientiert sich somit an 
methodologischen Paradigmen. Der „organizational realist approach“ ist bei genauerem 
Hinsehen jedoch fast identisch mit dem „Neuen Institutionalismus“, der für gewöhnlich 
nicht in eine marxistische Traditionslinie gestellt wird. Das Etikett Post-Marxismus ist 
zudem problematisch, weil es mit den Arbeiten von Ernesto Lauclau und Chantall Mouffe 
assoziiert wird, die ihre diskurs- und hegemonietheoretischen Überlegungen als 'post-
marxistische' Theorie bezeichnen. Finlayson und Martin (2006, 161ff.) hingegen 
subsumieren sie wiederum unter die Bezeichnung „Poststrukturalismus“. Dem 
diskurstheoretischen Ansatz von Laclau und Mouffe wird jedoch geradezu ein 
„Staatsverlust“33 nachgesagt (Pringle/Watson 1992, 55; Clarke 1991, 21). Andererseits 
fehlen in Barrows Überblick kritische hegemonietheoretische Ansätze sowie die 
Regulationstheorie. Ich entnehme Barrows Überlegungen daher die Bestätigung, dass 
es Sinn macht, den „Neuen Institutionalismus“ als ein Theorienkonglomerat 
aufzunehmen, und übernehme im Folgenden eine pragmatische Unterscheidung 
zwischen Marxismus und Neo-Marxismus.34 Zudem ist zu betonen, dass im 
Theorienkonglomerat „Neo-Marxismus“ eine Fülle heterogener Ansätze versammelt ist, 
                                                 
33  Auch wenn der Staat nicht wirklich aufgegeben wird, so wird doch dieser Schluss gezogen, gefolgert aus 
Laclaus Behauptung, dass es keine Gesellschaft geben könne. Wenn Gesellschaft nicht möglich ist, so ist 
auch der Staat "an impossible dream" (Jessop 1990, 278). Allerdings ist die Fesstellung, dass es keine 
Gesellschaft gibt, eine poinierte und damit auch verkürzte Fassung des Gesellschaftlichen bei Laclau und 
Mouffe. Ihr Argument zielt eher gegen essentialistische und verdinglichte Fassungen von Gesellschaft. 
Gesellschaft im Sinne einer Konvention, als zwar prekäre und vorübergehende – aber dennoch permanent 
hergestellte – Bedeutungsfixierung, verschwindet auch in ihrer Perspektive nicht. 
34  Die Abgrenzung zwischen Marxismus und Neo-Marxismus ist eine sehr müßige Debatte, die für die hier 
verfolgte Überblicksdarstellung zu weit führen würde. Benz (1997, 12) konstatiert beispielsweise einen 
deutlichen Niedergang des Neo-Marxismus, der in der BRD nur noch in Form der 'Regulationstheorie' 
existiere, womit er offensichtlich die Arbeiten von Jürgen Habermas, der in anderen Zusammenhängen der 
Frankfurter Schule zugerechnet wird (vgl. Schaal/Heidenreich 2006, 196), nicht als neo-marxistisch betrachtet. 
Eine andere Möglichkeit wäre es, eher kulturtheoretische Zugänge wie bspw. Hegemonietheorie als neo-
marxistisch zu bezeichnen, während politik-ökonomische Ansätze als marxistisch kategorisiert würden. Dann 
wäre allerdings die Regulationstheorie nicht neo-marxistisch, was jedoch in krassem Widerspruch zum 
üblichen Sprachgebrauch steht. Meine pragmatische Lösung besteht nun darin, die Grenze zwischen 
Staatsableitungsdebatte und Poulantzas-Rezeption einzuziehen, die sich historisch jedoch überlagert haben. 
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deren wiederum vielfältige Weiterentwicklungen durchaus als post-strukturalistisch 
bezeichnet werden können. Diese Weiterentwicklungen werden jedoch wie erwähnt erst 
im Rahmen des Kapitels zu feministischen Ansätzen näher erläutert. 
 
Ein etwas anders gelagertes "Neo-Problem" ergibt sich mit dem Neuen 
Institutionalismus. Wenn von einem Neuen Institutionalismus die Rede ist, müssen wir 
davon ausgehen, dass es auch einen „alten“ oder traditionellen Institutionalismus gibt. 
„The original institutionalism studied the formal institutions of government and defined the state 
in terms of its political, administrative, and legal arrangements […]. It used a largely descriptive 
methodology to explain the relations among levels and branches of government, with concepts 
of the state drawn from traditional political philosophy and understood in terms of sovereignty, 
justice, power, citizenship, and legal status in international law.” (Schmidt 2006, 99f.) 
Tatsächlich berufen sich VertreterInnen neuerer staatszentrierter Ansätze mitunter auf 
Klassiker wie Machiavelli, Clausewitz, Tocqueville, Weber oder Hintze. Mit Ausnahme 
der Bezugnahme auf Weber erfolgt diese aber nicht konsequent (vgl. Jessop 2003, 4). 
Andererseits gibt es vor allem (aber nicht ausschließlich) im rechtswissenschaftlichen 
Staatsdenken eine sehr enge Orientierung an staatlichen Institutionen und 
Organisationen. Die Staatslehre des demokratischen Staates stellt Institutionen wie 
Recht, Verfassung, Souveränität, die vertikale organisatorische Gliederung des Staates 
in Bundes-, Landes- und Gemeindeebene sowie die "horizontale Ausdifferenzierung in 
Ministerien, Ämter und Behörden" (Voigt 2000, 10) ins Zentrum. Nach der höchst 
kontroversiellen Debatte innerhalb der Staatslehre der Weimarer Republik wurden 
institutionelle Staatsauffassungen nach 1945 vor allem im konservativ-normativen 
Staatsdenken35 fortgesetzt (vgl. Waldrich 1973, 46ff.; Voigt 1987, 509), während liberale 
und rechtspositivistische Ansätze sich dem Pluralismus annäherten und/oder in 
systemtheoretischen Ansätzen aufgingen. Es macht daher durchaus Sinn, der 
Systematisierung noch die Dimension „Institutionalismus“ hinzuzufügen, auch wenn 
diese einigermaßen erklärungsbedürftig ist.36 Der Neue Institutionalismus ist geradezu 
die Wiederentdeckung des (alten) Institutionalismus, aber mit dem entscheidenden 
Unterschied, dass die vormals eng verstandenen politischen Institutionen durch einen 
weiten sozialwissenschaftlichen Institutionenbegriff (z.B. Göhler 2004) ergänzt werden 
(vgl. Sauer 2004, 110f.), und die normative Aufladung des rechts-konservativen und 
ordo-liberalen Rechtsstaatsverständnisses nicht vorhanden ist, oder in die von Dunleavy 
                                                 
35  Diese Debatten schlossen mehr oder minder direkt an die sogenannte „konservative Revolution“ an, und 
waren nicht selten durch Bezugnahmen auf Carl Schmitts Dezisionismus und seiner Vorstellung von 
Souveränität als Entscheidung über den Ausnahmezustand geprägt (vgl. Fritzsche 1998, 292 ff.). 
36  Die Befassung mit staatlichen Institutionen ist ja in der Rechtswissenschaft ohnehin üblich. Andererseits gibt 
es in der deutschen Debatte sehr wohl eine Traditionslinie, die starke normative Bezüge zum Rechtsstaat 
herstellen. Allerdings ist diese sowohl konservativ als auch neo-liberal verankert (z.B. im Ordo-Liberalismus). 
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und O’Leary genannte normative Aufladung transformiert wird, wie sie in der Variante 
eines Rational-Choice-Institutionalismus zu beobachten ist (vgl. Hall/Taylor 1996, 936). 
Im Gegensatz zur Unterscheidung von Marxismus und Neo-Marxismus stehen 
Institutionalismus (wie ich ihn hier fasse) und Neuer Institutionalismus also nicht in 
engerem Sinne in einer Traditionslinie, weil es im Neuen Institutionalismus vorrangig 
darum geht, die Berücksichtigung institutioneller Rahmenbedingungen für politisches 
Handeln in den politikwissenschaftlichen Mainstream „zurückzubringen“, nicht jedoch 
darum, bestimmte institutionalistische Ansätze weiterzuentwickeln. 
 
Demgegenüber ist Neo-Pluralismus, wie ihn Dunleavy und O’Leary verstehen, ein 
internes Reformprojekt des Pluralismus und entstand somit als Reaktion auf die Kritik an 
pluralistischen Vorstellungen einer stabilen und funktionierenden Demokratie des 
Westens. Theoretiker wie Robert Dahl, Charles Lindblom, Albert Hirschman und John 
Galbraith waren in den 1950er und 1960er Jahren Pluralisten und veränderten ihre 
Ansätze in den späten 1960er Jahren. Die Bezeichnung als Neopluralismus soll diese 
Veränderung benennen, ist aber insofern irreführend, weil das Etikett bereits für die 
deutschsprachige Variante des Pluralismus vergeben war. So bezeichnete Ernst 
Fraenkel seine Arbeiten als neo-pluralistisch, weil sie nicht am US-amerikanischen Ideal 
orientiert waren. In dieser Logik müssen auch die Kritiken am Pluralismus, die bereits vor 
den späten 1960er Jahren formuliert wurden, schon als Beiträge des Neo-Pluralismus 
eingestuft werden. Ich finde es dennoch sinnvoll, den Bruch mit dem (alten oder „reinen“) 
Pluralismus zu benennen.  
 
Problematisch erscheint mir auch die Bezeichnung „New Right“ nach Dunleavy und 
O’Leary, zumal sie von einer neuen Theorierichtung seit den späten 1960er Jahren 
ausgehen. Gemeint sind aber faktisch solche Ansätze, die ideologisch aus dem 
Institutionalismus (nach meiner Definition) hervorgegangen sind, und sich 
methodologisch einer Verwissenschaftlichung unterziehen, indem sie Rational- und 
Public-Choice-Modelle anwenden. Der politische Erfolg neo-konservativer und neo-
liberaler Staatssicht, den Dunleavy und O’Leary hier im wissenschaftlichen Diskurs 
wahrnehmen, täuscht aber über die Geschichte neoliberalen Denkens hinweg, die 
bereits in den 1930er Jahren begonnen hat, und würde nicht nur den politisch durchaus 
erfolgreichen Ordoliberalismus ausblenden, sondern überhaupt die staatstheoretischen 
Debatten der Neoliberalen, die von Mises, Hayek und teilweise von Popper geführt 
worden sind. Was diese Ansätze gemein haben, ist, dass sie den Markt als zentrale 
Institution begreifen und auch methodologisch als Erklärungsmodell verwenden. Ich 
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werde diese Ansätze daher dem Institutionalismus zuordnen und die neueren Ansätze, 
auf die sich Dunleavy und O’Leary beziehen, werde ich Hall und Taylor (1996, 942ff.) 
folgend dem Neuen Institutionalismus zuzählen. 
 
Hay und Lister (2006, 15) sprechen vom klassischen Triumvirat von Pluralismus, 
Elitismus und Marxismus. Dennoch erachte ich Elitetheorien als Bezeichnung eines 
eigenen Ansatzes nicht sehr sinnvoll, zumal elitetheoretische Überlegungen sowohl im 
Institutionalismus, als auch im Marxismus, im Neo-Marxismus und im Neuen 
Institutionalismus üblich sind. Ähnlich wie der Ansatz von Max Weber, der übrigens in 
sich selbst elitetheoretische Elemente aufweist, liegen also Elitetheorien quer zu den hier 
skizzierten Theorienkonglomeraten und durchziehen die meisten von ihnen. Selbst 
Pluralismus und Neo-Pluralismus können elitetheoretische Einsprengsel aufweisen. Für 
feministische Staatsbetrachtung relevant erscheint mir eher die Frage, ob der 
Elitenbezug affirmativ oder kritisch erfolgt. 
 
Somit ergeben sich fünf Theorienkonglomerate, deren Staatsverständnisse einen groben 
Überblick über die Staatsdiskussion der letzten Jahrzehnte geben sollen, und anhand 
derer feministische Staatssicht und Staatskritik diskursiv verortet werden kann: 
? Pluralismus 
? Neo-Pluralismus 
? Institutionalismus 
? Neuer Institutionalismus 
? Marxismus 
? Neo-Marxismus 
2.3. Veränderte Problemwahrnehmungen in Staatstheorien 
Nachdem (sozialwissenschaftliche) Staatstheorien immer Auseinandersetzungen mit 
gesellschaftlich relevanten Problemlagen darstellen, verändern sich diese auch mit der 
Wahrnehmung neuer Probleme. Die Staatsdebatten der Nachkriegszeit waren in Europa 
mit Wiederaufbau und Demokratisierung befasst, in den USA vorrangig mit dem „Kalten 
Krieg“. Daher waren diese (pluralistischen) Ansätze, darum bemüht, die US-
amerikanische Gesellschaft und Demokratie als überlegene Staatsform zu beschreiben. 
Sowohl Institutionalismus als auch Neo-Marxismus hingegen formulierten ihre Bedenken 
an diesem euphorischen Modell von ganz unterschiedlichen Standpunkten aus und 
thematisierten Krisentendenzen. Während die einen eine Krise staatlicher 
Staatstheoretische Ansätze  62 
Handlungsfähigkeit durch zunehmende Technokratie (z.B. Forsthoff; Schelsky; vgl. 
Fritzsche 1998) problematisierten, sahen die anderen jedoch die Herrschaft der 
Monopole über den Staat (z.B. Miliband; vgl. Esser 1985, 207) als zentrales Problem 
demokratischer Staatlichkeit. Bereits seit den späten 1950er Jahren formierte sich aber 
auch innertheoretische Kritik am Pluralismus, dessen empirische Haltbarkeit zunehmend 
angezweifelt wurde (z.B. Mills; Bachrach/Baratz; vgl. ebd.). Mit dem Aufbrechen des 
Nachkriegskonsenses ab den späten 1960er Jahren ist die staatstheoretische Debatte 
nachhaltig in Bewegung gekommen. John Holloway (1998, 14) kommentiert 
diesbezüglich:37 "Es gibt keinen Zweifel, daß spannende Theorien meistens in 
spannenden Zeiten auftauchen, wenn die Welt aufreißt, wenn die weitere Entwicklung 
besonders offen ist." 
 
Die „Erschütterung der Nachkriegsordnung“ in den späten 1960er und frühen 1970er 
Jahren wurde als Zeit der großen Krisen wahrgenommen. Diese waren sowohl 
ökonomisch, politisch als auch kulturell und ließen Zweifel an der Fähigkeit des Staates 
zu ihrer Bewältigung aufkommen. Die Nachkriegsökonomie des Westens erlebte den 
ersten großen Einbruch: das Ende des Bretton-Woods-Systems – spätestens ab 1973 
war von einer Weltwirtschaftkrise die Rede – verstärkt durch den Ölschock. Hinzu kamen 
die Bürgerrechtsbewegung und die Anti-Vietnamkriegs-Bewegung in den USA, sowie 
studentische Protestbewegungen in ganz Westeuropa (besonders vehement in Paris 
1968). In der BRD und Österreich richteten sich ihre Proteste gegen die nicht erfolgte 
Vergangenheitsbewältigung, eingebettet in umfassende Forderungen nach 
Modernisierung der nach wie vor sehr traditionellen Gesellschaft. Dies führte zur 
Formierung Neuer Sozialer Bewegungen (insbesondere die Ökologiebewegung in den 
1980er Jahren), vor allem aber zur Etablierung der Neuen Frauenbewegung. Die liberal-
demokratische Idylle wurde jedoch auch durch das Aufkommen neuer nationalistischer 
und regionalistischer (Nordirland, Baskenland) und links-terroristischer Bewegungen 
(RAF), letztlich aber auch durch das Auftreten rechtsradikaler Gruppierungen (zunächst 
der Front National in Frankreich) gestört. In der Staatstheoriendebatte kamen 
entsprechende Problemwahrnehmungen in Form von Krisendiagnosen an (Krise des 
Keynesianismus, Legitimationskrise, Steuerungsverlust des Staates usw.) oder wurden 
gar zu „Unregierbarkeit“ und „Staatsversagen“ überhöht. In jedem Fall konnten die alten 
theoretischen Konzepte kaum Erklärungs- und Lösungsangebote liefern. Sie waren 
weder geeignet politisches Handeln zu erfassen, das nicht nur den Status quo 
                                                 
37  Er bezieht sich dabei explizit auf die deutsche Staatsableitungsdebatte, die sich zeitlich auf die frühen 1970er 
Jahre begrenzen lässt. 
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reproduziert, noch politische Ereignisse zu erklären, die die Zukunft verändern würden 
(vgl. McDonald 1996, 5). 
 
Dies bewirkte die Ablösung des Pluralismus durch neo-pluralistische Positionen, die sich 
in den weiteren Auseinandersetzungen sehr stark ausdifferenzierten. Zahlreiche 
VertreterInnen dieser Positionen kamen zu der Überzeugung, dass der „Staat“ an sich 
keine geeignete Analysekategorie mehr darstelle, was allerdings im Pluralismus bereits 
angelegt war. Spätestens Ende der 1970er Jahre war die politische Reformeuphorie 
bereits verflogen, „die sich im Laufe der 1960er Jahre überall in der westlichen Welt“ 
(Esser 1985, 209) ausgebreitet hatte. Dennoch hatte sie in der politikwissenschaftlichen 
Forschung einen Paradigmenwechsel vom Staat zum „politischen System“ stimuliert, 
was den (neo-)pluralistischen Mainstream der Politikwissenschaft tendenziell zu einer 
staatslosen Wissenschaft machte. Auch einige vormals marxistische TheoretikerInnen 
wanderten mit dem Paradigmenwechsel zusehends ins neo-pluralistische Lager ab (z.B. 
Claus Offe). Demgegenüber vermutet Leo Panitch (1998, 23) im Erfolg der marxistischen 
Staatstheorie der 1960er und 1970er Jahre die Wurzel einer Rückkehr des 
Staatskonzeptes in den politikwissenschaftlichen Mainstream, dessen Analysen sich 
vom gesellschaftszentrierten Paradigma des Pluralismus hin zum staatsautonomen 
Ansatz des Neuen Institutionalismus verschob. 
 
In der marxistischen Tradition führten die Krisenwahrnehmungen zu einem regelrechten 
Aufflammen staatstheoretischer Debatten. Die Staatsableitungsdebatte in Deutschland 
etablierte in den frühen 1970er Jahren einen völlig eigenständigen Ansatz, der den 
Staatsmonopolkapitalistischen (Stamokap) Ansätzen etwas entgegenhalten wollte. Mit 
der Wiederentdeckung der Arbeiten von Antonio Gramsci Ende der 1960er Jahre wurde 
einerseits der strukturale Marxismus in Frankreich revolutioniert (Althusser; Poulantzas), 
zum anderen entstanden erste Ansätze der Regulationstheorie (Aglietta), die erstmals 
die Krisentendenzen des Kapitalismus nicht mehr als notwendigen Zusammenbruch 
betrachteten, sondern Überlebensfähigkeit und Wandlungsfähigkeit kapitalistischer 
Formationen thematisierten. Die Krise der 1970er Jahre galt fortan als Krise des 
Fordismus und seit den 1980er Jahren ist man auf der Suche nach einem Post-
Fordismus. 
 
Die frühen 1980er Jahre zeigten generell ein Erlahmen staatstheoretischer Debatten. 
Neo-pluralistische Ansätze waren nur begrenzt gewillt, den Staat überhaupt zu 
thematisieren, und neo-marxistische wendeten sich auch lieber Neuen Sozialen 
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Bewegungen zu, in denen sie eine neue Form des Klassenkampfs vermuteten. 
Überlagert wurde dies in allen Richtungen von der sich durchsetzenden Überzeugung, 
dass der Staat nicht als steuerndes Zentrum der Gesellschaft betrachtet werden kann, 
und daher auch politische Veränderungen nicht im Staat zu suchen sind. Hingegen 
wurden zentrale Ideen und Vorstellungen politisch tonangebend, die dem 
Institutionalismus zugeschrieben werden können.38 Bereits 1973 fungierte Chile als 
Experimentierfeld für eine marktradikale (neoliberale) Politik, die in den 1980er Jahren in 
den USA und Großbritannien Fuß fassen konnte und von dort ausgehend die 
internationalen Institutionen eroberte, was zur weltweiten Freihandelsdoktrin führte. 
Diese Politiken bewirkten zusehends einen Abbau wohlfahrtsstaatlicher Regelungen und 
die Privatisierung von Staatssektoren. Im Laufe der 1980er Jahre zeichneten sich auch 
internationale Umwälzungen ab wie Verschiebungen in der Produktion und im 
internationalen Handel und die Liberalisierung der Finanzmärkte, was unter dem 
Schlagwort „Globalisierung“ erst in den 1990er Jahren in die staatstheoretischen 
Debatten einfloss. Obwohl neoliberale Globalisierung von manchen wie eine Naturgewalt 
dargestellt wurde, die staatliche Handlungsfähigkeit stärker einschränkt als je zuvor, 
wurde in einigen staatstheoretischen Diskussionen gerade dieses Diktum wieder in 
Frage gestellt. Denn der Rückbau staatlicher Interventionspolitik ist selbst Produkt 
staatlichen Handelns, das allerdings in neo-pluralistischen Analysen kaum gefasst 
werden konnte. 
 
Das Verschwinden des Staates aus dem politikwissenschaftlichen Mainstream wurde 
somit in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre zu einem Problem. Als programmatischer 
Wendepunkt wird gerne auf den Sammelband "Bringing the State Back In"39 
(Evans/Rueschmayer/Skocpol) aus dem Jahr 1985 verwiesen (vgl. Peterson 1992, 3; 
                                                 
38  Diese Entwicklung wird heute als „Geschichte des Neoliberalismus“ (z.B. Harvey 2007) verstanden und 
interpretiert. Neoliberalismus meint dabei einen Teil jener politischen Vorstellungen, die ich unter 
Institutionalismus subsumiert habe, jedoch nicht alle. Denn auf der Ebene der Theorie können (neo-
)konservative und neo-liberale Positionen sehr wohl unterschieden werden, obwohl es auch hier seit den 
1970er Jahren zusehends zu Überschneidungen gekommen ist. Politisch wirksam wurden neoliberale Ideen 
aber in Kombination mit neo-konservativen Positionen. Dies erklärt auch die Einschätzungen aus den 1980er 
Jahren, die noch nicht von Neoliberalismus sprechen, sondern von New Right. Denn sie verweisen auf die 
Politiken von Ronald Reagan und Margret Thatcher, die es verstanden haben, radikalen Marktliberalismus mit 
konservativer Wertepolitik und -rhetorik zu verbinden. 
39  Der Titel ist allerdings nur verstehbar, wenn die scheinbare Staatsabstinenz von Pluralismus und 
Neopluralismus und deren Position als Mainstream in der  Politikwissenschaft bis weit in die 1980er Jahre 
berücksichtigt wird. Demgegenüber wird insbesondere für den deutschsprachigen Raum auf eine lange 
Tradition vorwiegend geisteswissenschaftlicher, konservativer Staatszentrierung in der Politikwissenschaft 
verwiesen (vgl. Sauer 2001, 25), meint also nach vorliegender Kategorisierung den Institutionalismus. Zudem 
ist der Staatsbegriff aus der Rechtswissenschaft und der dieser nahe stehenden Staatswissenschaft nie 
verschwunden, weil der Staat als Zurechnungssubjekt für öffentliches Recht unabdingbar geblieben war (vgl. 
Voigt 1987, 508; Grimm 1994, 9). Auch aus den Arbeiten der politischen Philosophie und Ideengeschichte ist 
er nicht verschwunden, und nicht zuletzt wurde die Diskussion um den Staat zentral in der neomarxistischen 
Debatte geführt. 
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Esser 1998, 38; Esser 1999, 227; Sauer 2001a, 65; Frevert 2005, 11), der geradezu als 
Gründungsdokument des Neuen Institutionalismus gewertet wird. Der Staat sollte wieder 
als Analysekategorie fungieren und dabei als autonomer Akteur begreifbar werden, ohne 
ihm jedoch Subjektivität zu unterstellen. Daher ist der Rückgriff auf Max Weber nicht 
verwunderlich. Politisches Handeln und Handlungsfähigkeit wird im Rahmen von 
Institutionen analysiert. Zentral wurden daher Fragen der Formierung,40 Veränderung 
und Lernfähigkeit von Institutionen. Nach dem euphorischen Auftakt, der geradezu als 
"Wiederentdeckung des Staates" (Esser 1998, 38) gewertet wurde, kam es zu einem 
Boom an staatstheoretischen Arbeiten – eben auch in der nicht-marxistischen Debatte 
(vgl. Jessop 1990, 278; Bohmann 1993, 5). Dies wurde durch neue 
Problemwahrnehmungen zunächst intensiviert. 
 
Das Ende der Ost-West-Konfrontation bewirkte eine Umwälzung der internationalen 
"Staatenordnung". Hinzu kamen aber auch das seit dem 2. Weltkrieg neuartige Auftreten 
von Kriegen in Europa und die dadurch verursachten Migrationsbewegungen, das 
Entstehen neuer Staaten sowie der Zerfall bisheriger. Die Erfolge neoliberaler 
Globalisierung waren begleitet von neuen politischen Akteuren auf internationaler Ebene, 
wobei zumindest die globalisierungskritischen Bewegungen teilweise die Neuen Sozialen 
Bewegungen als Untersuchungsgegenstand ablösen sollten. Aber auch der 
zunehmende Integrationsprozess der Europäischen Union stellte Staatstheorien vor 
neue Herausforderungen.  
 
In der Politikwissenschaft führten diese Entwicklungen vor allem zu einer Verschiebung 
hin zum Bereich der Internationalen und Vergleichenden Politikwissenschaft. Die 
veränderte Konstellation der internationalen Ordnung hat das Interesse der 
Internationalen Politik an Staatstheorie geweckt, zumal transnationales Handeln von 
Staaten zunehmend als von innerstaatlichen Prozessen beeinflusst wahrgenommen 
wurde (vgl. Peterson 1992, 3). Dabei rückte der Staat, begriffen als Nationalstaat und 
Akteur im internationalen Bereich, ins Zentrum. Zugleich wurde jedoch die politische 
                                                 
40  Diese Frage wird vor allem im „historischen Institutionalismus“ behandelt, der Teil des Neuen 
Institutionalismus ist. Die Frage nach der Entstehung von Staaten und vor allem ihrer Konsolidierung war 
bereits mit der Entkolonialisierung relevant geworden (vgl. die Arbeiten von Stein Rokkan). In zuerst 
modernisierungstheoretischen, sodann interdependenztheoretischen Paradigmen wurde vorrangig auf 
wirtschaftliche Entwicklung gesetzt und politische Institutionen als eher zweitrangig eingestuft – faktisch im 
Stellungskampf des kalten Krieges eingefroren. Die Entwicklungspolitik proklamierte jedoch die 1980er Jahre 
zum „verlorenen Jahrzehnt“. Nicht nur Finanzkrisen machten den jungen Staaten zu schaffen. Nun war es 
auch offensichtlich, dass weder von staatlicher noch von demokratischer Konsolidierung gesprochen werden 
konnte. Im Rahmen der Staatstheorie wurde vor allem offensichtlich, dass es nicht einmal fundiertes Wissen 
über die staatliche Konsolidierung in Europa gibt, sondern lediglich spekulative Vorstellungen, die sich aus 
historischen Großtheorien herleiten. Dies bewirkte geradezu einen „historic turn“ (vgl. McDonald 1996) in der 
Staatsdebatte, auf den ich im fünften Kapitel noch genauer eingehen werde. 
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Monopolstellung von Staaten im Bereich der „Internationalen Beziehungen“ in Frage 
gestellt werden (vgl. Schlichte 2004). Umgekehrt wurde in der Staatstheorie die 
Unmöglichkeit räumlicher Begrenzung staatlichen Handelns auf ein Territorium erkannt 
und die Internationalisierung und Globalisierung des Staates problematisiert (vgl. Hirsch 
2002, 123). Demokratietheorien verlegten sich zusehends auf Terrains jenseits des 
Staates. In der Theoriendebatte äußern sich diese Verschiebungen u.a. im Konzept von 
"Governance", mit dem im Kern versucht wird, Regieren zu thematisieren und 
gleichzeitig Regierung und somit den Staat zu dethematisieren. Staatstheorie im 
klassischen Sinn als Auseinandersetzung mit Gestalt, Funktion und Tätigkeiten des 
Staates im Verhältnis zu „seiner“ Gesellschaft, verlor mit der Entgrenzung staatlicher 
Politik an Bedeutung. Dies lässt sich aber nicht allein auf Veränderungen der 
Staatenwelt zurückführen, sondern wurzelt teilweise in den Staatstheorien selbst. 
 
Gerade die avancierteste staatstheoretische Debatte, nämlich die neo-marxistische, 
geriet in der ersten Hälfte der 1990er Jahre unter Druck. Innertheoretisch war es weniger 
der Wegfall des Realsozialismus, der eine Krise auslöste, als vielmehr die bereits seit 
den 1970er Jahren anhaltenden Positionskämpfe. Diese begannen mit Abspaltungen 
und antimarxistischen Attitüden der „nouveaux philosophes“ in Frankreich, die von einer 
Stalinismuskritik ausgehend den gesamten Marxismus verworfen hatten (Angermüller 
2007, 91ff.), und setzten sich fort in „postmoderner“ Kritik an der großen 
emanzipatorischen Erzählung der Aufklärung und somit auch des Marxismus (Lyotard). 
An den Rändern entwickelten sich aber neue kritische Ansätze, die sich sowohl von der 
KPF als auch von der staatstheoretischen Tradition des Neo-Marxismus abgrenzen 
wollten. Dies gilt beispielsweise für Michel Foucault, der relativ spät doch wieder den 
Staat thematisierte, aber auch für Pierre Bourdieu, dessen Kapitalsorten kein Basis-
Überbau-Denken mehr zulässt (nicht einmal als Metapher). In England formierten sich 
die ebenfalls aus einer marxistischen Tradition kommenden Cultural Studies,41 die im 
Laufe der 1980er und 1990er Jahre die Sozialwissenschaften geradezu eroberten, und 
nebenbei die Aufmerksamkeit von Politik und Staat abzogen. Nicht zuletzt konnten sich 
verschiedene Varianten des Konstruktivismus und der Diskursanalyse als neue 
sozialwissenschaftliche Paradigmen durchsetzen, verselbständigten sich aber dergestalt, 
dass materialistische Grundpositionen unter enormen Legitimationsdruck gerieten. 
                                                 
41  Als eines der begründenden Werke der Cultural Studies gilt Edward P. Thompson (1963): The Making of the 
English Working Class, London (vgl. dazu Hall 1999). Stuart Hall reiht dieses Werk aber nicht nur in eine 
marxistische Tradition, sondern attestiert ihm  zugleich einen „entscheidenden Bruch: mit einer bestimmten Art 
von technologischem Evolutionismus, mit einem reduktionistischen Ökonomismus und einem 
organisatorischen Determinismus“ (ebd., 15). 
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"In recent years marxist state theory has also been exposed to an external theoretical challenge 
from Foucauldian and 'post-Marxist' discourse analytical perspectives which have tended to 
reject the problematic of the state altogether, either viewing the 'state' as a mere discursive 
resource mobilised in the interlocking disciplining discourses which pervade and constitute the 
social or concluding, 'la société n'existe pas', 'l'état, ce n'est rien'.” (Hay 1994, 236) 
 
Ab Mitte der 1990er Jahre wurde generell „Abschied vom Staat“ (z.B. Albow 1998), 
genommen. Insbesondere die Vorstellung vom Nationalstaat schien keiner Realität mehr 
zu entsprechen. An die Stelle von Staatenkriegen traten ethnische Konflikte, Genozide 
und „neue Kriege“ mit nicht-staatlichen Gewaltakteuren. Die neue Weltordnung, die 
Samuel Huntington (1996) als „Clash of Civilizations“ beschworen hatte, ist nach den 
Anschlägen auf das World Trade Center im September 2001 in Turbulenzen geraten, 
was nun den „starken Staat“ wieder politisch attraktiv (vgl. Young 2003), zugleich aber 
schwache, fragile oder gar zerfallende Staaten zum globalen Sicherheitsrisiko macht. 
Seit Ende der 1990er Jahre sind daher "Aushöhlung", "Erosion" und "Zerfall" des Staates 
(bzw. einzelner Staaten) Thema der Staatsdiskussion. Staatliche Veränderungen wurden 
nicht mehr als das Ende des Staates, sondern als „Formwandel“ wahrgenommen, womit 
Staatstheorien wieder auf den Plan treten konnten. 
„Der Staat wird nicht ab-, sondern umgebaut, Globalisierung ist nicht die Beseitigung von Staat 
und Politik, sondern sie gebiert eine neue Struktur des Verhältnisses zwischen Ökonomie, 
Gesellschaft und Politik und mithin eine neue Architektur der (National-)Staaten." (Sauer 2001a, 
19) 
Im Zuge dieser (noch andauernden) Diskussionen wurde letztlich der Staat nicht 
aufgelöst, sondern "die Theorie des modernen liberal-demokratischen Staates in 
unterschiedlich bedeutsamer Weise ergänzt und modifiziert" (Esser 1999, 227). In 
diesem Zusammenhang steht auch das aktuelle Interesse an staatstheoretischen 
Ansätzen. Denn nach dem Zusammenbruch von Staaten und/oder der Diagnose von 
Staatsschwäche,42 wurde "state building" an die Spitze der internationalen Agenda 
gesetzt (vgl. Fukuyama 2006, 7). Die häufig scheiternden Bemühungen um Herstellung 
funktionierender Saaten führen zu einem steigenden Bedarf nicht nur an empirischen 
Detailstudien, sondern vor allem auch an einer tieferen theoretischen Durchdringung 
funktionierender Staatlichkeit. 
 
Stärker also als noch in den 1970er und 1980er Jahren wird seit den späten 1990er 
Jahren bis heute das Thema der Transformation, der Veränderung von Staat, 
Staatenwelt und Staatlichkeit zum zentralen Problemfeld innerhalb der 
                                                 
42  Für die 1990er Jahre verweist Fukuyama (2006, 9) auf Somalia, Haiti, Kambodscha, Bosnien, Kosovo und 
Osttimor, seit dem 11. September 2001 insbesondere auf Afghanistan und den Irak. 
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Staatstheoriendiskussion. In geschlechterkritischer Hinsicht tun sich damit im Bereich 
der Staatstheorien neue Möglichkeiten auf, weil es nicht mehr vorrangig darum geht, zu 
erklären, wie der Staat funktioniert, und wie er eine bestimmte Geschlechterordnung 
herstellt oder reproduziert. Es geht nun fundamentaler um die Frage, wie sich der Staat 
und somit auch die (staatlichen) Geschlechterverhältnisse verändern, ob diese 
Transformationen ein emanzipatorisches Potential haben und wie dieses politisch 
umgesetzt werden kann. 
2.4. Staatsverständnisse und feministische Kritik 
Im Folgenden möchte ich die Theorienkonglomerate anhand ihrer zentralen 
Problemwahrnehmungen und der entsprechenden Staatsverständnisse darstellen (was 
teilweise nur exemplarisch zu bewerkstelligen ist). Die Darstellung erfolgt nicht 
chronologisch, sondern beginnt mit dem Pluralismus als Mainstream der 
Nachkriegspolitikwissenschaft und dessen Weiterentwicklung zum Neo-Pluralismus. 
Anschließend werden Institutionalismus und Neuer Institutionalismus als Anwärter auf 
die Mainstream-Position behandelt. Schließlich sollen Marxismus und Neo-Marxismus 
mit einem offenen Ende behandelt werden. Denn eigentlich wären weitere, neuere 
Auseinandersetzungen mit dem Staat und der Konstituierung von Staatlichkeit zu 
ergänzen, die sich auf vielfältige Weise (Kritik, Abgrenzung, Bruch) zu neo-marxistischen 
Ansätzen entwickelt haben, und heute vorrangig unter dem Etikett „post-strukturalistisch“ 
verhandelt werden. Da diese zentral von feministischen TheoretikerInnen mitgetragen 
werden, verzichte ich auf eine Darstellung in diesem Kapitel. Wie generell bei 
Systematisierung geht es auch mir nicht darum, den jeweiligen Ansätzen im Detail 
gerecht zu werden. Meine Absicht ist es, in erster Linie feministische Kritiken an 
staatstheoretischen Entwürfen in ihren Kontexten und Bezügen darzustellen. Kritik und 
Dekonstruktion staatstheoretischer Ansätze sind Bedingung und Voraussetzung für die 
Formulierung feministischer staatstheoretischer Ansätze. Erst danach kann über 
mögliche oder unmögliche Anschlüsse, über das Aufgreifen oder Verwerfen 
theoretischer Konzepte und nicht zuletzt über ihren Erkenntnisgewinn aus feministischer 
Perspektive geurteilt werden. Eine feministische Erweiterung oder gar Weiterentwicklung 
einzelner Konzepte kann nur auf deren gründlichen Überprüfung und Hinterfragung 
basieren.  
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2.4.1. Pluralismus 
"Pluralismus" ist eine Sammelbezeichnung für behavioristische, systemtheoretische und 
funktionalistische Ansätze der Sozialwissenschaft, deren zentrales Charakteristikum 
darin besteht, politische Herrschaft in liberalen Demokratien als polyarchisch zu 
begreifen.43 Er basiert auf einem positivistischen Wissenschaftsverständnis und ist 
empirisch orientiert. Pluralismus wurde vorrangig im angloamerikanischen Raum 
entwickelt und konnte sich nach dem 2. Weltkrieg als Mainstream der Politikwissenschaft 
etablieren. Dem Pluralismus wird nachgesagt, dass er keine Staatstheorie habe 
(Dunleavy/O'Leary 1987, 41f.), weil kaum vom Staat die Rede ist, zumal dieses Konzept 
im angloamerikanischen Denken mit Kontinentaleuropa verbunden und historisch mit 
dem zentralisierten, absolutistischen Staat assoziiert wird. "Pluralisten scheuen den 
Terminus 'Staat', vermutlich weil sie fürchten, er werde in einem deutschen Sinne mit 
'Macht' assoziiert." (Mann 1998, 64) Sie sprechen daher eher von Regierung und 
Regierungssystem, politischem System oder politischer Ordnung. Der empirische Bezug 
auf den Staat erfolgt über politische Organisationen (Interessensgruppen bzw. pressure-
groups) oder mit Bezug auf "Bürokratie", womit alle institutionellen Teile des Staates 
gemeint sind, die jenseits gewählter Regierung liegen. "Staat" wird als Konzept 
politischer Philosophie gewertet, das an sich ein fiktives Kollektivsubjekt meint: "The 
state is a fiction, a concept employed by certain groups masking their interest under the 
cloak of the public interest." (Dunleavy/O'Leary 1987, 42) Folgerichtig wurde Pluralismus 
eher als Gesellschafts- und Demokratietheorie denn als Staatstheorie klassifiziert. "Der 
Pluralismus ist das Verständnis der liberalen Demokratie (insbesondere der 
amerikanischen) von sich selbst." (Mann 1998, 62) Dennoch haben Pluralisten klare 
Vorstellungen von staatlicher Organisation und dem Verhältnis von Staat und 
Gesellschaft entwickelt. 
 
Dunleavy und O'Leary unterscheiden dabei drei Denkfiguren: 
? Der Staat als "Wetterfahne" (cipher-model) – d.h. der Staat als sprichwörtliche 
Null. Dabei wird Politik als (demokratischer) Wettbewerb zwischen 
Interessensgruppen betrachtet, die danach trachten, staatliche Politik, die mit 
dem Erlass von verbindlichen Gesetzen und deren Durchsetzung gleichgesetzt 
wird, in ihrem Sinne zu beeinflussen. Der Sieg einer Interessensgruppe spiegelt 
                                                 
43  Der Begriff „Pluralismus“ wurde von Harold J. Laski bereits 1915 geprägt, und zwar als Oppositionsbegriff 
gegen staatliche Omnipotenz (vgl. Seemann 2004, 150). Damit war auch ein Angriff auf zentralstaatliche 
Organisation gemeint. Stattdessen solle die politische Organisation der Gesellschaft dezentral und föderal 
erfolgen. 
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sich direkt in staatlicher Politik und Organisation. Der Staat selbst fungiert 
vorrangig als Ort – allerdings als zentraler – des Wettbewerbs unterschiedlicher 
Gruppen, die ihre Interessen durchzusetzen suchen. Er ändert sich mit den 
verschiedenen Erfolgen, indem neue Institutionen geschaffen werden, womit 
zugleich ein Wachstum staatlicher Organisation erklärt wird.44 
? Der Staat als neutraler Agent wurde vor allem in Theorien zur öffentlichen Politik 
und Verwaltung entwickelt. Hier ist der Staat nicht mehr einfaches Spiegelbild der 
Gesellschaft mit ihren verschieden starken pressure-groups, sondern 
selbständiger Akteur, der jedoch gegenüber organisierten Interessensgruppen 
neutral handelt. Ernst Fraenkels Vorstellung vom Staat als Schiedsrichter kann 
dieser Denkfigur zugezählt werden. 
? Im dritten Modell wird der Staat als parteiischer Akteur aufgefasst, als Makler 
(broker). "A broker is an intermediary, a middleman, but with interests of his/her 
own. The broker is constrained by clients, but is more autonomous than a cipher 
or mere functionary, and more partisan or self-seeking than an 'honest' broker." 
(Dunleavy/O'Leary 1987, 47) Dem Staatspersonal wird ein eigenes Interesse 
attestiert, und es ist in der Lage, manipulativ auf Interessensgruppen einzuwirken, 
bestimmte zu fördern oder nicht zu fördern, und politische Entscheidungen aus 
dem staatlichen Apparat auszulagern. 
 
Als Idealbild liberaler Demokratie sind pluralistische Staatsverständnisse auch konstitutiv 
für liberal-feministische Ansätze.45 Dabei gilt der Staat als neutraler Agent, der 
feministische Interessen gleichwertig zu anderen behandelt. Damit akzeptieren Liberal-
FeministInnen aber das liberal-pluralistische Rechtsstaatsdenken, in das die Trennungen 
von öffentlich und privat sowie von Staat und Gesellschaft konstitutiv eingelassen sind. 
Sowohl im "cipher-model" als auch in der Vorstellung vom Staat als neutralem Agent 
bzw. Schiedsrichter vollzieht sich der demokratisch-politische Prozess in der 
Gesellschaft – und zwar in der öffentlichen – d.h. in der politischen Gesellschaft bzw. in 
der Zivilgesellschaft.46 Politische Interessen gehen in dieser Sicht dem Staat voraus, 
                                                 
44  Als Vertreter dieser Richtung nennen Dunleavy und O'Leary z.B. Robert Dahl (Who governs? Democracy and 
Power in American City, 1961), D. Truman (The Process of Government, 1971) oder E. Latham (The Group 
Basis of Politics, 1953). 
45  Liberale Feministinnen waren Anfang der 1960er Jahre sozusagen die Vorreiterinnen der sogenannten 
„zweiten Welle des Feminismus“. Bezeichnender Weise trat der liberale Feminismus jedoch nur in Frankreich 
und den USA auf, während ab den späten 1960er Jahren sowohl radikaler als auch sozialistischer bzw. 
marxistischer Feminismus überall in Europa nahezu gleichzeitig entstanden (Benhabib/Nicholson 1987, 555). 
46  Zivilgesellschaft in diesem Verständnis meint „civil society“ im Sinne von John Locke – also die Summe 
politisch aktiver und politisch legitimierter Individuen. Deren private Existenz ist ökonomische und soziale 
Voraussetzung für den Eintritt in die Zivilgesellschaft, nicht jedoch Teil davon. Dass diese sozio-ökonomische 
Hürde nicht nur historisch und ideengeschichtlich, sondern auch in gegenwärtigen Gesellschaften häufig 
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wurzeln in der Gesellschaft und sind verschieden stark und unterschiedlich gut 
organisiert. Der Staat als "broker" ist in der Lage, schwach organisierte Interessen zu 
stärken, sofern sie von staatlichen Akteuren als "öffentliches Interesse" betrachtet 
werden, was zur Stabilisierung der Demokratie beiträgt.  
 
Liberal-feministische Positionen sehen darin zunächst die Notwendigkeit, Interessen von 
Frauen zu organisieren und in den demokratischen Prozess einzubringen. Da staatliche 
Politik vorrangig Gesetzgebung ist, wird auch die Frauenbewegung vorrangig als 
Frauenrechtsbewegung verstanden. Sodann gilt es auch das passive Wahlrecht in 
Anspruch zu nehmen – "den Marsch durch die Institutionen" (Cockburn 1993, 8) 
anzutreten –, um politische Interessen von Frauen zu stärken. Wenn der Staat ein 
neutraler Agent ist, haben liberale Feministinnen sichtlich Schwierigkeiten zu erklären, 
warum sich der Staat – vor allem gegenüber Frauen – nicht immer neutral verhält 
(Waylen 1998, 5). Die Hauptursache dafür vermuten Liberal-FeministInnen in der 
zahlenmäßigen Unterrepräsentation von Frauen in staatlichen Institutionen. Dem 
Einwand, dass es nicht nur darauf ankäme, in staatlichen Institutionen zahlenmäßig 
möglichst stark vertreten zu sein, sondern auch von den Männern in diesen Institutionen 
als gleichwertige Beteiligte am politischen Prozess anerkannt zu werden, wird mit der 
Hoffnung auf einen gewissen Automatismus gekontert: "Unterstellt wird, dass ab einer 
bestimmten Zahl die Quantität der Repräsentation in die Qualität selbstverständlicher 
Anerkennung und echter Zugehörigkeit umschlagen wird." (Holland-Cunz 2003, 184) 
Damit werden "die gewachsenen sozialen Strukturen des patriarchalen Politikgeschäfts" 
(ebd.) ebenso ignoriert wie die Forderung nach persönlicher Freiheit für Frauen, die sich 
nicht in zahlenmäßiger Gleichstellung erfüllt. Doch auch in dieser Hinsicht wird ein 
Automatismus erhofft: "Die angemessene Erhöhung des Frauenanteils sorgt für eine 
bessere Gesellschaft" (ebd., 185).  
 
Gesellschaftlicher Wandel (inklusive frauenpolitischer Modernisierung) und politische 
Gestaltung werden damit voneinander entkoppelt betrachtet. Generell neigen 
PluralistInnen dazu, soziale Disparitäten als notwendig zu betrachten, wenn nicht gar als 
funktional. Ökonomische Ausbeutungsverhältnisse und patriarchale 
Geschlechterarrangements gelten nicht als Herrschaftsverhältnisse, sondern als 
notwendige Bestandteile pluraler Gesellschaft, die nicht politisch (per Gesetz) verändert 
werden kann und soll. 
                                                                                                                                                        
einem Frauenausschluss gleich kommt, wird in pluralistischen Ansätzen ignoriert, zumal in liberaler Logik die 
formal-rechtliche Zugangsmöglichkeit für Frauen als ausreichende Gleichstellung angesehen wird. 
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"The perfectly egalitarian society is not only an unrealistic, it is also a terrible idea. Utopia is the 
home not of freedom […], but of the perfection either of terror or of absolute boredom." 
(Dahrendorf 1962, 109) 
Gleichheit als demokratische Notwendigkeit bedeutet dann, "that all men are equal 
before the law but they are no longer after it"47 (Dahrendorf 1962, 109). Plurale 
Gesellschaft und soziale Gleichheit vertragen sich nicht. Die Existenz gesellschaftlicher 
Eliten steht somit nicht im Widerspruch zur "offenen Gesellschaft" (Popper), was auch 
die elitetheoretischen Einsprengsel zeigen. Dennoch sind Gleichheit und Freiheit 
fundamental für die liberal-pluralistische Demokratiekonzeption. Doch 
Gleichheitsvorstellungen und Gleichheitsforderungen sind immer nur auf die Gleichheit 
vor dem Gesetz – sei es als Rechtssubjekt, sei es als StaatsbürgerIn – zu beziehen. 
Dieser "liberale Legalismus" gibt sich selbst objektiv und neutral, was soviel bedeutet 
wie, möglichst nichts in der Gesellschaft mittels Gesetz zu verändern (vgl. MacKinnon 
1991, 162). 
"Those who have freedoms like equality, liberty, privacy, and speech socially keep them legally, 
free of governmental intrusion. No one who does not already have them socially is granted them 
legally." (MacKinnon 1991, 163) 
Somit werden gesellschaftliche Ungleichheitsverhältnisse in den Staatsapparat 
eingeschrieben, denn "Law, as word in power, writes society in state form and writes the 
state onto society” (ebd.). In MacKinnons Interpretation ist diese Gesetzesmacht in erster 
Linie männliche Macht, zumal sie die gesellschaftliche Unterdrückung von Frauen, die 
dem Recht vorausgeht, legitimiert, und damit die männliche Sicht zur scheinbar 
neutralen, objektiven Staatssicht erklärt: 
“Perhaps the objectivity of the liberal state has made it appear autonomous of class. Including, 
but beyond, the bourgeois in liberal legalism, lies what is male about it. However autonomous of 
class the liberal state may appear, it is not autonomous of sex. Male power is systemic. 
Coercive, legitimated, and epistemic, it is the regime.” (MacKinnon 1991, 170) 
Andere wie z.B. Birgit Seemann (2004, 151) sehen hingegen gerade in pluralistischen 
Gesellschaftsentwürfen eine Stärke, die darin besteht, real-existierende Heterogenität 
von Gruppen und Individuen am besten abzubilden. Die (neo-)pluralistische Staatssicht 
von Ernst Fraenkel zeichne zudem einen Staat, der in der Lage sei, Mehrheits- und 
Minderheitsinteressen auszubalancieren. Mit explizitem Bezug auf Iris Marion Youngs 
(1993) Konzept einer gruppenspezifisch differenzierten Staatsbürgerschaft wird somit 
                                                 
47  Dahrendorf (1963, 100ff.) betrachtet hier gesellschaftliche Stratifikation als Ergebnis von Normanwendungen – 
Konformitätsvorschriften mit positiven und negativen Sanktionen, die jede Gesellschaft anwendet, und als 
deren Ergebnis soziale Ungleichheiten in Status und Prestige entstehen. So sieht er z.B. im Teeklatsch von 
Damenrunden als soziale Norm die Ursache für das geringe Sozialprestige von Prostituierten gegenüber 
gewöhnlichen Hausfrauen. Obwohl er selbst auf die Institutionalisierung von Macht eingeht, womit er – gegen 
funktionalistische Vorstellungen gewendet – auf die Möglichkeit verweist, dass nicht jeder sozial 
Unterprivilegierte sein Los als gerecht empfindet, sondern durchaus Widerstand leisten mag, bleibt auch diese 
Dimension historisch notwendig und in diesem Sinne auch gut für die pluralistische Gesellschaft. 
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der Hoffnung auf politisch gerechten Ausgleich gesellschaftlicher Ungleichheit und 
Ungerechtigkeit im Staat nachgegangen.  
2.4.2. Neo-Pluralismus 
Unter Neo-Pluralismus fasse ich solche Ansätze zusammen, die sich aus der oder im 
Anschluss an die Pluralismuskritik der 1960er und 1970er Jahre entwickelt haben. Damit 
umfasst dieses Theorienkonglomerat einerseits Arbeiten ehemaliger 
Pluralismustheoretiker, die auf die Kritik reagiert haben und ab den späten 1960er 
Jahren eine Erneuerung pluralistischer Theorien betrieben (insbesondere Dahl und 
Lindblom), andererseits auch einige Kritiken selbst. Zudem sind solche Ansätze als neo-
pluralistisch einzustufen, die sich vom Pluralismus absetzen, ohne aber zu einer 
dezidierten Staatszentrierung überzugehen, wie das für den Neuen Institutionalismus 
konstatiert werden kann (vgl. Jessop 2007a, 17ff.). Denn auch in neo-pluralistischen 
Betrachtungen bleibt der Staat selbst unproblematisch, und das obwohl es normativ 
immer noch darum geht, eine zu starke Machtkonzentration im Staat oder in einzelnen 
staatlichen Organisationen zu verhindern (vgl. Smith 2006, 36f.). Doch der Blick auf 
kollektive Akteure, organisierte Interessen und die Verteilung von Macht und Ressourcen 
zwischen gesellschaftlichen Akteuren in Politikprozessen neutralisieren den Staat als 
politische Arena zum Ausgleich von Gruppeninteressen. „[T]hey fail to take the state 
seriously and to examine how it contains considerable power that often is not used for 
benign ends or distributed evenly between groups.“ (ebd., 37) 
 
Kritik am Pluralismus wurde nicht nur aus feministischer Perspektive geäußert, sondern 
aus unterschiedlichen kritischen Blickwinkeln und Beobachtungen formuliert und 
hergeleitet. Die Unterstellung einer pluralen Gesellschaft, deren Mitglieder prinzipiell 
über die gleichen Chancen auf Macht und Einfluss im Staat verfügen, wurde mehrfach 
widerlegt. So wiesen Peter Bachrach und Morton Baratz (1977) darauf hin, dass nicht 
nur politische Entscheidungen in Staat und Kommune als Ergebnis politischer Prozesse 
zu betrachten sind, sondern gerade diejenigen Themen und Probleme, über die nicht 
entschieden wird, die erst gar nicht auf die politische Agenda kommen, ein wichtiges 
Indiz für strukturelle Ungleichheiten sind. „Non-desicions“ verweisen auf eine 
Herrschaftsförmigkeit liberaler Gesellschaften ebenso wie auf Selektivitäten des 
politischen Prozesses, die mit pluralistischen Argumentationsfiguren nicht mehr erklärt 
werden können. Der Staat versagt offensichtlich sowohl als neutraler Agent als auch in 
seiner Rolle, unterschiedliche Interessen zu einem Ausgleich zu bringen. Eine ähnliche 
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Problematik ergibt sich, wenn in pluraler Manier Interessensorganisationen zu den 
zentralen politischen Akteuren stilisiert werden. Elmer E. Schattschneider (1975 Orig. 
1960) konnte nachweisen, dass die Vorstellung, „pressure-groups“ wie Gewerkschaften 
oder Unternehmerverbände entscheiden letztlich über Politik und Regierung, für die USA 
nicht zutrifft. Organisierte Interessen setzen sich nicht einfach in Stimmen für eine Partei 
um, und vor allem können sie nicht darüber entscheiden, wie das politische Spiel 
gespielt wird. Dieses zielt darauf gesellschaftliche Konflikte nicht auszutragen und zu 
lösen, sondern zu managen, indem es sie entpolitisiert. 
„All forms of political organization have a bias in favor of the exploitation of some kinds of 
conflict and the suppression of others because organization is the mobilization of bias. Some 
issues are organized into politics while others are organized out.” (Schattschneider 1975, 69) 
Die geringen Aussichten auf eine politische Bearbeitung der dringendsten Probleme des 
Großteils der Bevölkerung bewirkt, dass die Wahlbeteiligung sinkt, die Regierung sich 
von den Interessen und Konflikten der Gesellschaft löst und verselbständigt und treibt 
schließlich unterm Strich die demokratischen Grundvorstellungen der amerikanischen 
Gesellschaft ad absurdum. Auch Schattschneider verweist somit auf eine Problem- bzw. 
Konfliktselektivität des Staates (eigentlich des politischen Prozesses), die im Rahmen 
pluralistischer Theorie nicht geklärt werden kann. Selbst wenn „pressure-groups“ als 
zentrale politische Akteure betrachtet werden, ist dennoch zu berücksichtigen, dass es 
auch nichtorganisierbare und nichtkonfliktfähige Gruppen in der Gesellschaft gibt, deren 
Partizipationschancen im politischen Prozess daher mehr als mangelhaft sind (vgl. Esser 
1985, 207). Andererseits könne sehr wohl eine „power-elite“ (Mills) ausgemacht werden, 
die Gesellschaft und Staat dominiert. Das Problem des Pluralismus lag somit einerseits 
am egalitären Gesellschaftsbild und andererseits am mangelnden Staatsverständnis.  
 
Neo-pluralistische Ansätze versuchen nun der Komplexität fortgeschrittener 
Industriegesellschaften (post-industrielle Gesellschaft bzw. Wissensgesellschaft) gerecht 
zu werden, wenden sich dabei gegen vereinfachende Entwicklungsmodelle, 
konventionellen Sozialismus, aber auch gegen rational-choice-Varianten. Unter dem 
Blickwinkel von Steuerung und Selbstorganisation geraten große Korporationen und der 
moderne, erweiterte (Verhandlungs-)Staat nun in den Blick. Dabei verfahren die meisten 
„realistisch“ – d.h. mit dem Anspruch die empirische Wirklichkeit am besten erklären zu 
können – und geben sich „liberal“ – d.h. sie wollen an den Grundfesten liberaler 
Gesellschaftsmodelle nicht rütteln. Zudem sehen sie sich in Fortsetzung der 
pluralistischen Tradition und in diesem Sinne auch wieder als Anwärter, den Mainstream 
der Politikwissenschaft zu bilden. Politisch sind Neo-PluralistInnen unterschiedlichen 
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Richtungen zuordenbar. Dunleavy und O’Leary (1987, 283) bezeichnen Luhmann und 
Bell als technokratische Konservative, Lindblom, Galbraith und Dahl als radikalisierte 
Liberale, während andere wie Mayntz, Scharpf oder Rocard sozialdemokratischen 
Parteien nahe stehen.  
“Most neo-pluralists […] acknowledge that the development of an advanced industrial state is 
not directly controlled by citizens, and recognize the existence of a good deal of sub-
technocratic government. But however much they assert a need for reform (which varies 
between different authors), they all see the existing political and social systems of Western 
democracy as the best attainable form of social organization. With all its flaws and failings, the 
apparatus of modern capitalism remains the most economically rational and advanced system 
yet devised.” (Dunleavy/O’Leary 1987, 284) 
 
In Fortsetzung pluralistischer Tradition wird insbesondere der Wirkungsweise von 
organisierten Interessen (Neo-Korporatismus) große Aufmerksamkeit geschenkt, wobei 
verschiedene Policy-Felder untersucht werden (vgl. McFarland 2007, 54), die je andere 
Interessensgruppierungen und Kräfteverhältnisse aufweisen. Der Anspruch auf die 
Mainstream-Position wird deutlich, wenn bspw. Lowery und Gray (2004, 171f.) von einer 
neopluralistischen Perspektive behaupten, dass sie die empirisch gehaltvollsten Studien 
hervorbringe, die Komplexität politischer Prozesse und damit auch Unsicherheiten und 
Unvorhersehbares (Kontingenz) am besten berücksichtige, zudem in der Lage sei, 
andere Ansätze und deren im Vergleich partielle Erkenntnisse wie z.B. den 
ökonomischen Institutionalismus in ihre Forschungsdesigns zu integrieren und zu guter 
Letzt die realistischsten Erklärungen für politische Entscheidungsprozesse liefere. 
Deutlich wird mit diesem umfassenden Anspruch auch die Vorliebe für einen Theorien- 
oder eigentlich Modellpluralismus, deren gemeinsamer Nenner ein empiristisches 
Wissenschaftsverständnis ist. Damit erklärt sich auch die Präferenz für middle- und low-
range-Theorien, die operationalisierbare Begriffe bereitstellen. Großtheorien sind 
hingegen in neopluralistischen Ansätzen eher Mangelware, was bis zu einem gewissen 
Grad auch für Staatstheorien gilt, weil der Staat selbst als nicht-operationalisierbarer 
Begriff eingestuft wird. Eine Ausnahme bilden Systemtheorien, die Kategorienbildungen 
erlauben, denen erhebbare Daten und Informationen zugeordnet werden können. Der 
Staat wird dann entweder mit dem politischen oder dem politisch-administrativen System 
gleichgesetzt, auf bestimmte Institutionen oder Organisationen innerhalb des politischen 
Systems reduziert oder seltener als „Formel für die Selbstbeschreibung des politischen 
Systems der Gesellschaft“ (Luhmann 1984, 102; 2000, 190) interpretiert.  
 
In der Interpretation von McFarland (2007, 46) meint Neopluralismus eine allgemeine 
Theorie des politischen Prozesses, die ausgehend von Robert Dahls pluralistischer 
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Theorie alle relevanten Kritiken integriert und absorbiert habe. „Neopluralism was 
derived from a research sequence that started with Mills versus Dahl and proceeded 
through multiple-elite theory, finally resulting in neopluralism.“ (ebd., 58) Im 
neopluralistischen Modell des politischen Prozesses treffen je nach Politikfeld 
unterschiedliche Interessensgruppen aufeinander. Diese können Lobbies, soziale 
Bewegungen, staatlich-institutionelle Akteure, Individuen und auch kurzlebige 
Protestbewegungen wie bspw. Bürgerinitiativen sein, was je empirisch herauszufinden 
ist. Zudem können im neopluralistischen Modell auch die Entstehung dieser 
Interessengruppen erklärt werden, deren unterschiedliche Strategien sowie die Bildung 
von Koalitionen und „issue-networks“, die einzelne Politikfelder lange Zeit dominieren 
können. Somit ist die Existenz vieler Interessensgruppen in einem Politikfeld nicht 
notwendig gleichzusetzen mit einer „fairen Repräsentation“ (vgl., ebd. 59) oder einer 
pluralistischen Chancengleichheit. Letztlich ist nicht nur die Theorie reformiert, sondern 
zudem hat sich die „plurale Gesellschaft“ in eine neo-plurale verwandelt, die permanent 
neue Gruppierungen und damit auch neue politische Akteure hervorbringt. Die dahinter 
steckenden normativen Aufladungen werden von McFarland vehement zurückgewiesen. 
Andere sehen darin gerade den Reiz neo-pluralistischer Politikbetrachtung. So werden 
z.B. einige multikulturalistische Gesellschaftsentwürfe neo-pluralistischen Ansätzen 
zugezählt: 
„Multiculturalism can be rooted in pluralist thought because it is based on the idea that no single 
set or norms or values should dominate a society and that the role of the state should be about 
reconciling different interests rather than ensuring the dominance of a particular group.” (Smith 
2006, 35) 
In einem solchen Entwurf ist es Aufgabe des Staates konfligierende Gruppeninteressen 
auszugleichen, die Dominanz der Werte und Normen der Mehrheitsgesellschaft zu 
verhindern und Gruppenrechte sicher zu stellen. Dafür muss der Staat selbst aber ein 
neutraler Agent sein und außerhalb der Gruppen stehen. 
 
In Luhmanns Fassung der Systemtheorie meint Staat die Selbstbeschreibung des 
politischen Systems, mit der dieses sich eine Einheit und in diesem Sinne eine Identität 
gibt. Staatstheorien hingegen beobachten das politische System in seiner 
Selbstbeobachtung und sind daher Beobachtungen zweiter Ordnung. Luhmann zeichnet 
die semantische Entwicklung innerhalb staatstheoretischer Ansätze nach, die in 
Auseinandersetzung mit gesellschaftlicher Evolution – d.h. der prozesshaften 
Ausdifferenzierung moderner Gesellschaft – erfolgte. In den Anfängen frühmoderner 
Staatlichkeit war das Hauptthema noch physische Gewaltkontrolle (Luhmann 1999, 108), 
die ab der Mitte des 17. Jh. durch die Frage der Neulegitimation der sozialen Schichtung 
Staatstheoretische Ansätze  77 
abgelöst wurde (ebd., 109). Mit der Figur des Verfassungsstaates wurde schließlich strikt 
zwischen Staat und Gesellschaft unterschieden (ebd., 111), was Luhmann als historisch 
erstmalige Ausdifferenzierung eines eigenständigen Politikbereichs bezeichnet. Mit 
dieser liberalen Trennung von Staat und Gesellschaft – der Ausdifferenzierung des 
politischen Systems als Subsystem der Gesellschaft – erfolgte jedoch keine 
Differenzierung des Staates von anderen politischen Organisationen. Die 
staatstheoretische Debatte des 19. Jh. übersah daher den nächsten Entwicklungsschritt, 
der mit Auftreten politischer Parteien als Mitgliederorganisationen und weiterer 
Organisationen der Interessenvertretung seit dem späten 19. Jh. eintrat. Damit wurde 
der Staat zum Teilsystem des politischen Systems, das sich intern in Politik, Verwaltung 
und Publikum differenzierte (ebd., 104). Diese strukturelle Differenzierung des 
politischen Systems wurde in der Staatstheorie erst im 20. Jh. (konkret von Hermann 
Heller) semantisch nachvollzogen: der Staat wurde von Heller als organisierte 
Entscheidungs- und Wirkungseinheit beschrieben (ebd., 113). 
 
Während die Geschichte der Staatssemantik (Staatstheorie) bis ins frühe 20. Jh. noch 
die strukturelle Ausdifferenzierung des politischen Systems (Staatsformation) begleitet 
und reflektiert hatte und in diesem Sinne auch die Selbstbeschreibungssemantik des 
politischen Systems beeinflussen konnte, sieht Luhmann mit der Entwicklung zum 
„Wohlfahrtsstaat“ diese Parallelität aufgebrochen. Mit „Wohlfahrtsstaat“ reagiert die 
Selbstbeschreibung des politischen Systems auf ein neuartiges Problemgefühl, das einer 
„Überforderung des Staates durch die Politik“ (Luhmann 1984, 115) geschuldet ist. Die 
Bezeichnung als „Wohlfahrtsstaat“ entspringt also nicht mehr der politischen Theorie, 
sondern zeige eine laufende Selbstüberforderung des politischen Systems an. In dieser 
„Epoche des Interventionsstaates“ (Willke 1999, 218) greife die Politik in alle 
gesellschaftlichen Prozesse und privaten Lebensvollzüge ein, könne die Effekte dieser 
Eingriffe aber nicht kontrollieren. „Die Folge ist, […] dass die Politik sich zunehmend 
darin konsumiert, die Folgen der eigenen Absichten zu korrigieren“ (Luhmann 1999, 
113), und konstituiere ein Paradox, das darin bestehe, dass politische Problemlösungen 
die (zukünftigen) politischen Probleme sind: Einerseits werde Politik zur Anlaufstelle für 
alle möglichen Probleme, andererseits können politische Entscheidungen nur in 
vorhandene Kontexte eingefügt werden, was zugleich die Nichterfüllung, Vertagung und 
Vertröstung bestimmter Anliegen erzwinge. Die Differenzierung von politischen Parteien 
und Staatsorganisation konnte dieses Paradox eine Zeit lang verdecken,48 und sich als 
                                                 
48  Die Argumentation ist in gewisser Hinsicht als Arbeitsteilung zwischen Parteien und Staatsorganisation 
angelegt. Denn Parteien nähren die Idee der Allzuständigkeit des Staates bzw. der Politik und saugen 
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„Demokratie“ empfehlen49 (ebd., 114). Zugleich liege aber in der Vertagung aller 
unerfüllten Wünsche die politische Notwendigkeit des beständigen Wachstums 
begründet, die Willke (1999, 219) als Selbstüberlastung der Politik bezeichnet. 
 
In der Folge sei die Staatssemantik, die alle Politik mit Staat assoziiert, an ihre Grenzen 
gestoßen. Der Glaubwürdigkeitsverlust des Staates und auch politischer Parteien, den 
Luhmann am Wählerverhalten festmacht, zeige, dass die Wohlfahrtsstaatsformel 
ausgedient habe. Zudem habe sich die Problemlage verschoben, sodass andere 
(politische und staatstheoretische) Texte erforderlich seien, um Plausibilität zu aktivieren. 
Luhmann verweist auf zwei Tendenzen: Zum einen die Thematisierung von Risiken, die 
mit allen Entscheidungen verbunden sind, und schließt daraus, dass „Risikomanagement 
und die laufende Erneuerung von Sicherheits- und Kontrollillusionen ein Hauptproblem 
künftiger Politik“ (Luhmann 1999, 117) werde. Zum anderen die Thematik einer 
Weltgesellschaft, die ein weltpolitisches System ausbilde, in dem Staaten nur noch als 
Regionalstaaten50 bzw. als „regionale Adressen einer Weltgesellschaft, die in sich selbst 
für die Erfüllung der politischen Funktion51 zu sorgen hat“ (ebd.) fungieren, was 
insbesondere für globale Problembereiche wie ökologische Probleme, Menschenrechte 
oder Anlässe für humanitäre Interventionen diskutiert werde.  
 
Als plausible Alternative bietet sich selbstverständlich die Systemtheorie selbst an.52 
Diese beschreibt die (post-)moderne, funktional ausdifferenzierte (Wissens-)Gesellschaft 
als einen Komplex operativ geschlossener Teilsysteme auf der Basis von sprachlich-
symbolisch vermittelten Kommunikationen. Ein Subsystem ist dann operativ 
geschlossen, wenn es eine Spezialsemantik ausgebildet hat, die systeminterne 
Kommunikation von allgemeinen gesellschaftlichen Kommunikationen trennt wie z.B eine 
                                                                                                                                                        
Kontingenz an, während die Ämterorganisation des Staates die Entscheidungsprobleme auf eine 
durchführbare Ordnung reduziere (Luhmann 1999, 114). 
49  Diese Einschätzung entspricht dem Gesellschafts- und Staatsverständnis des Pluralismus, in dem alle 
erdenklichen Interessen organisiert und in staatliche Politik (Gesetze) transformiert werden können. 
50  Willke fasst diese nur noch regionale Zuständigkeit von Staaten als „local hero“ und will damit einen Staat 
bezeichnen, der den „heroischen Nationalstaat“, der die Einheit der Gesellschaft sichern konnte, überwindet. 
Dieser „postheroische Staat“ könne eben diese Einheit nicht mehr herstellen, und könne in einer globalen 
Perspektive nur noch lokal begrenzt für eine territorial und staatsbürgerrechtlich definierte Bevölkerung 
zumindest einige wenige Kollektivgüter sichern, und kann daher auch keine Allzuständigkeit mehr behaupten. 
51  Die Funktion der Politik ist für Luhmann das „Bereithalten der Kapazität von kollektiv bindenden Entscheiden“ 
(Luhmann 2000, 84). 
52  Allerdings ist gleich vorab zu bemerken, dass die Systemtheorie in der Fassung von Niklas Luhmann keine 
dezidierte Staatstheorie ausgebildet hat, und – nicht zuletzt wegen Luhmanns Feindseligkeiten gegen die 
Politikwissenschaft, in diesem Fach nicht gerade als Mainstream gilt. Dennoch werden gerne Anleihen aus 
der Systemtheorie genommen. Zudem wurde spätestens mit der Re-Thematisierung der Staatstheorie durch 
Helmut Willke auch im systemtheoretischen Theoriendiskurs genau die Thematisierungen der Transformation 
des Staates durch Globalisierung, aber auch durch der Einsatz neuer Politik- und Steuerungsinstrumente, wie 
sie in der politikwissenschaftlichen Literatur verhandelt werden, aufgenommen. Vor allem Willkes Konzept der 
Wissensgesellschaft wird mittlerweile breit rezipiert. 
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bestimmte Wissenschaftssprache oder besondere Sprachspiele. Zum Prozess der 
funktionalen Differenzierung tritt also auch ein Prozess der semantischen Differenzierung 
(Willke 2000, 64). Ein gesellschaftliches Subsystem ist somit vor allem mit sich selbst, 
mit dem Prozessieren der eigenen Kommunikationen, internen Sinnproduktionen und mit 
Selbststeuerung befasst, was als Selbstbezüglichkeit bzw. Selbstreferenz den Kern des 
Konzepts von Autopoiese bei Luhmann ausmacht. In diesem Sinn ist ein Subsystem 
unabhängig von anderen und in sich geschlossen. Dies bildet die Basis für seine 
Offenheit gegenüber anderen Systemen, weil die operative Geschlossenheit dazu 
zwingt, die Differenz von System und Umwelt intern zu reflektieren und sich aktiv in ein 
Verhältnis zur Umwelt zu setzen (Luhmann 1999, 136). Ein soziales System entwickelt 
sich nur weiter, indem es offen gegenüber Informationen aus seiner Umwelt (aus 
anderen Subsystemen) ist. In diesem Sinne ist also eine Kommunikation mit der Umwelt 
bzw. mit anderen Subsystemen erforderlich. 
 
In der aktuellen Wissensgesellschaft sind die Subsysteme nicht nur autonom, sondern 
auch zunehmend von allen anderen Subsystemen abhängig, was sich in einer 
Notwendigkeit der Verständigung zwischen den Teilsystemen niederschlage. Dass eine 
erfolgreiche Kommunikation aber schwierig oder unwahrscheinlich ist, liegt wiederum in 
der semantischen Differenzierung und der System/Umwelt-Differenz, die jedes System 
mit einer eigenen Rationalität ausstattet. Der Selbstreferenz des eigenen Systems muss 
somit eine Fremdreferenz des Systems, mit dem kommuniziert wird, hinzukommen – 
z.B. die Beschreibung des Wissenschaftssystems vom Standpunkt des politischen 
Systems aus –, um Verständigung zu ermöglichen,53 was auch die Möglichkeit 
grundlegenden Missverstehens inkludiert. Jedes System muss also in der Lage sein, ein 
anderes System zu beobachten und zu beschreiben, kann dies aber immer nur vom 
eigenen Standpunkt aus, was notwendig „blinde Flecken“ erzeugt, weil der eigene 
Standpunkt unsichtbar ist. 
 
Das politische System kann somit die Gesellschaft und deren andere Systeme zwar 
beobachten und beschreiben, aber immer nur aus der eigenen Perspektive. Für jedes 
Teilsystem – so auch für das politische – gibt es dann zwar eine Einheit der Gesellschaft, 
die jedoch keine reale Einheit darstellt, sondern lediglich eine systemspezifische 
Beschreibung ist. Dem Blickwinkel des politischen Systems entgehe folglich der 
Strukturwandel der modernen Gesellschaft, deren Ordnung sich längst auf 
                                                 
53  Diese notwendige Überbrückung bezeichnet Luhmann als strukturelle Kopplung von Selbst- und 
Fremdreferenz und meint eine Übersetzung der Fremdwahrnehmung in die systemeigene Sprache und 
Codes. 
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heterarchische, polyzentrische und dezentrale Teilsysteme umgestellt habe, was auch 
kein steuerndes Zentrum der Gesellschaft mehr erlaube. „[K]leine Teile der 
Politikwissenschaft und große Teile der Rechts- und Staatstheorie“ seien jedoch nach 
wie vor vom „gesellschaftlichen Primat der Politik“ und von „Allmachtsphantasien 
staatlicher Kontrolle und Steuerung gesellschaftlicher Prozesse“ überzeugt (Willke 1999, 
225). Demgegenüber sieht Helmut Willke (ebd., 233) die einzig mögliche Form 
politischer Steuerung darin, „die (geeigneten) Irritationen und Anstöße zu setzen, welche 
die relevanten Akteure in den anvisierten Problemfeldern zu einer Revision ihrer 
Umweltannahmen bringen.“54
 
Da in den meisten Politikfeldern (Technologiepolitik, Wissenschaftspolitik, 
Wirtschaftspolitik usw.) mehrere Subsysteme involviert sind, müsse das politische 
System seine Vorgangsweise überdenken. Politik bzw. der Staat müsse also auf die 
Selbststeuerung der Teilsysteme setzen, deren Autonomie respektieren, sich selbst 
begrenzen – also auf unmögliche Interventionsversuche verzichten und seine Aufgaben 
grundlegend überdenken – und sich bescheiden – d.h. keinen Primat beanspruchen, 
sondern zu dezentraler Entscheidungsfindung beitragen (Willke 1996, 316). Die Politik 
„muß begreifen, daß ihre Funktion im Kontext der Wissensgesellschaft nicht mehr 
Steuerung und Kontrolle ist, sondern Kontextsteuerung durch Supervision und die 
Moderation differenzierter Prozesse der Selbstorganisation“ (Willke 1997, 318). Diese 
Spielregeln schützen letztlich den Staat vor Überforderung und Allzuständigkeit.55 Willke 
kommt somit zu einem kooperativen Staatsverständnis, in dem Politik vorrangig als 
Zusammenarbeit zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren bzw. als public-
private partnership konzipiert wird.56 Die Kernaufgabe des Staates bestehe dann in der 
Moderation der Kommunikation zwischen Teilsystemen, die die so verhandelten Politiken 
in ihre internen Prozesse integrieren. Damit werde eine Koordination der an sich 
auseinanderdriftenden Funktionssysteme ermöglicht und zumindest für ein territorial 
begrenztes Gebiet so etwas wie eine Gemeinwohlorientierung realisierbar.  
                                                 
54  Das politische System kann demnach nicht direkt in ein anderes Subsystem eingreifen, kann aber dessen 
Umwelt verändern (Kontextsteuerung) und auch ein System bei der Wahl alternativer Optionen unterstützen 
(Supervision). Damit entwickelt Willke ein Staatskonzept, das den Staat als „Supervisor“ begreift.  
55  Luhmanns Sicht ist durchaus ähnlich. Anhand seiner Wohlfahrtsstaatskritik lässt sich somit die konservative 
Schlagseite seiner Systemtheorie ausmachen. Denn nicht Schutz der Gesellschaft vor dem Staat oder 
unzulässiger Intervention leiten die Argumentation, sondern ihm geht es letztlich um einen Schutz des Staates 
vor politischer Anspruchsüberforderung – ein klassisch konservatives Argument. Mit dem Verweis darauf, 
dass es ihm um Evolution und daher um Veränderung, um das Aufzeigen der Unmöglichkeit exakter 
Reproduktion gehe, nicht jedoch um Bewahren, wies Luhmann (1984, 120) den Konservativismusvorwurf 
zurück. Dabei identifiziert Luhmann den Begriff des politischen Konservativismus mit der Wortbedeutung von 
konservativ und entpuppt sich somit auch strategisch als Spezialist der Kommunikation, die auch gezielt auf 
Missverstehen hinauslaufen kann. 
56  Seine Fallbeispiele bestätigen diese Einschätzung (vgl. Willke 1997, 210ff.). 
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Trotz dieser hochabstrakten Fassung von Systemtheorie, die einigen Neo-PluralistInnen 
wohl suspekt sein müsste, fügen sich Willkes staatstheoretische Überlegungen 
schließlich nahtlos in die neo-pluralistische Grundvorstellung, wonach moderne 
Gesellschaften „stark“ sind und daher für ihre Selbstregelung auch selbst Sorge tragen. 
Der Staat oder das politische System hingegen können lediglich als Medium für die 
Selbststeuerung und als Arena für die politische Koordination gesellschaftlicher Akteure 
(Organisationen, Korporationen) dienen, nicht jedoch gegen ihren „Willen“ in die 
Gesellschaft oder gesellschaftliche Teilbereiche intervenieren oder diese gar steuern. 
Solche Versuche werden als „Despotie“ diffamiert und sind aufgrund der 
gesellschaftlichen Komplexität zum Scheitern verurteilt. Da nicht der freie Markt als eine 
zentrale oder gar ausreichende Steuerungsinstanz begriffen wird und auch der Staat als 
Steuerungszentrum abgelehnt wird, stützt diese systemtheoretische Perspektive 
wiederum die Vorstellung einer pluralistischen und davon abgeleiteten demokratischen 
Grundverfassung moderner Gesellschaften. Soziale Schieflagen und 
Machtungleichgewichte in Gesellschaft und Staat sind zwar bedauerliche aber doch 
unumgängliche Begleiterscheinungen komplexer Gesellschaften, deren Beseitigung 
politisch nicht gelingen und wissenschaftlich nicht erstrebt werden kann. 
 
Zudem wird ein wissenschaftsinterner Kampf fortgesetzt, in dem philosophische und 
juridische Staatslehre ebenso wie marxistische Staatskritik vehement bekämpft werden, 
was mit dem sachlich distanzierten Rückzug auf die Beobachterposition tendenziell 
verdeckt wird. Diese ermöglicht aber nicht nur die Einordnung der Systemtheorie in die 
wissenschaftstheoretische Höhe der Zeit (Konstruktivismus, Post-Empirismus), und 
damit die Behauptung einer Überlegenheit gegenüber angeblich weniger selbstreflexiven 
Positionen, sondern macht unter der Hand das post-empiristische Postulat der Theorie 
mit kleinteiliger empirischer Forschung kompatibel, die somit die Systemtheorie immer 
wieder mit empirischer Evidenz und dem Anspruch auf höheren Realitätssinn versorgt. 
Deutlich wird dies an der häufig gemachten Beobachtung (zweiter Ordnung), dass 
Luhmann sich nie klar zwischen Konstruktivismus und Realitätsanalyse entschieden hat, 
was sich nicht zuletzt am Staatskonzept zeigt, das einmal als Selbstbeschreibungsformel 
des politischen Systems ein konstruktivistisches Verständnis nahe legt, dann aber einer 
Realitätsbeschreibung weicht, in der empirische Phänomene zum „Staatsversagen“ 
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verdichtet werden57 (vgl. Beyme 2002, 135). Dieses Vorgehen stellt auch die 
Anschlussfähigkeit für empirische Forschung sicher. 
 
Die meisten neo-pluralistischen Staatsbetrachtungen bewegen sich auch eher im 
Nahebereich der empirisch beobachtbaren Ebene. So kann der „akteurszentrierte 
Institutionalismus“ von Renate Mayntz und Fritz W. Scharpf, der sich vorrangig mit 
Steuerung und Selbstorganisation in staatsnahen Sektoren befasst, als eine Variante 
neo-pluralistischer Staatsinterpretation gelesen werden, obwohl er zumeist dem Neuen 
Institutionalismus zugezählt wird. Der Ansatz selbst bildet aber eine typisch neo-
pluralistische middle-range Theorie mit der Mesoebene gesellschaftlicher Teilsysteme 
als Untersuchungsebene, von der aus die Makroebene gesellschaftlicher 
Selbstorganisation ebenso erklärt wird wie die Mikroebene individuellen Handelns. Der 
Anspruch ist, eher ein Forschungsdesign zu entwickeln bzw. ein analytisches 
Instrumentarium für empirische Forschung bereitzustellen, denn einen hochabstrakten 
groß-theoretischen Entwurf zu erstellen. Mayntz und Scharpf (1995, 67) räumen aber 
ein, dass eine empirische Studie sich wiederum auf wenige Aspekte des Ansatzes 
konzentrieren müsse. Sie beharren auf einem „engen Institutionenbegriff“, der den 
Begriff auf Regelungsaspekte konzentriert (ebd., 45), lehnen aber eine Engführung auf 
politische Institutionen ab. „Institution“ fungiert als Handlungskontext der Akteure 
innerhalb eines Politiksektors oder eines gesellschaftlichen Teilsystems. Institutionen 
sind daher keine Akteure, können aber korporative Akteure konstituieren und auch 
Anlässe definieren sowie Arenen schaffen für Interaktionen zwischen bestimmten 
Akteuren. Sie können zudem Strukturen der Arbeitsteilung zwischen ihnen erzeugen 
(ebd., 48). Institutionen entstehen nicht von selbst in Form evolutionärer Entwicklung, 
sondern können „absichtsvoll gestaltet und durch das Handeln angebbarer Akteure 
verändert werden“ (ebd., 45) – z.B. Satzungen von Organisationen oder gesetzliche 
Vorgaben. 
 
Ziel des Ansatzes ist es, ein Instrumentarium zu kreieren, mit dem die komplexe 
Akteurskonstellation von staatlichen und nicht-staatlichen (manchmal auch individuellen) 
Akteuren innerhalb eines Politiksektors (bzw. -Feldes) analysiert werden kann. Mayntz 
                                                 
57  Noch deutlicher wird dies in den Arbeiten von Helmut Willke, der die hochabstrakt kommunikationstheoretisch 
begründeten Systemeigenschaften direkt auf Organisationen überträgt (Willke 1997, 100ff.). Dieses Vorgehen 
findet sich auch in systemtheoretisch angeleiteten empirischen Studien, die z.B. Wissenschaftssystem mit 
Universität gleichsetzen. Umgekehrt wird damit die Möglichkeit eröffnet, empirische Erkenntnisse direkt in die 
Systemtheorie zu importieren, die auf ihrem Abstraktionsgrad grundsätzlich auf empirische Überprüfbarkeit 
verzichten müsste. Daher würde ich dieses Vorgehen wissenschaftspolitisch als strategische 
Austauschbarkeit (von System und Organisation, von Beobachtung und Realitätsbeschreibung usw.) 
bezeichnen, die die Systemtheorie gegen Kritiken immunisiert.  
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und Scharpf (ebd., 48) grenzen ihren Ansatz zwar klar gegen eine „auf der Ebene von 
Kommunikationszusammenhängen argumentierenden Systemtheorie“ ab, nehmen aber 
starke systemtheoretische Anleihen (vgl. Sauer 2001a, 103) und liefern faktisch das 
fehlende Zwischenstück zwischen diesem Systembegriff und allem, was empirisch 
beobachtbar wäre, indem sie ein Konzept von Organisation bzw. korporativen Akteuren 
bereitstellen, mit denen Willke argumentiert als wären sie Systeme. Staatstheoretisch 
bewegen sie sich ebenfalls auf der Ebene des kooperativen Staats bzw. des 
Verhandlungsstaates, sind jedoch sensibler gegenüber Ungleichverteilung von 
Ressourcen und Einflusschancen. Doch gerade ihr Institutionenbegriff sowie die 
Betonung von Selbstorganisation rücken den Ansatz in eine Nähe zu Kontextsteuerung 
und staatlicher Moderation politischer Prozesse, die in diesem Fall freilich immer erst 
empirisch geprüft werden müssen. 
 
Ein zentrales Thema neo-pluralistischer Ansätze ist die Enthierarchisierung des 
Verhältnisses von Staat und Gesellschaft. Politik erschöpft sich nicht mehr im Erlassen 
von Gesetzen, sondern wird zu einem Verhandlungsergebnis zwischen staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren. Je nach Politikfeld und zu lösender Problemlage verändert 
sich die Zusammensetzung der VerhandlungspartnerInnen. Die Ergebnisse können nach 
wie vor Gesetze sein, sind aber häufig genug losere Formen der Selbstbindung – Norm- 
und Regelsetzungen, die sich die Beteiligten selbst auferlegen. Damit verschwindet die 
Vorstellung eines autoritativen Staates, der mit Herrschaft assoziiert sein könnte (vgl. 
Sauer 2001a, 105), zugunsten der Idee des Staates als „Serviceeinrichtung“. Damit 
verschwindet aber auch die Möglichkeit einer herrschaftskritischen Perspektive. Bei 
Willke wird besonders deutlich, wie stark die Betonung der Unkontrollierbarkeit 
autonomer Teilsysteme einer polyzentrischen Gesellschaft, die zueinander auf gleicher 
Augenhöhe stehen, staatstheoretisch gerade wieder auf die Frage von Ordnung und 
Steuerbarkeit hinausläuft, und sogar von einer tiefen Aversion gegen Anarchie und 
Herrschaftslosigkeit geprägt ist (vgl. Willke 1997, 104). Für die politikwissenschaftliche 
Debatte um kooperative Prozesse konstatiert Birgit Sauer (2001, 104) allgemein: 
„Kooperation, Kommunikation und Verhandlung sind begriffliche Volten, um das Konzept 
der ‚politischen Steuerung’ neu zu formulieren, vor allem aber, um es zu erhalten.“ 
Konsequenterweise werden dann Verhandlungsrunden zwischen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren als Demokratiezugewinn gefeiert, ohne nach einem demokratischen 
oder zumindest formalen Verfahren für die Auswahl der VerhandlungspartnerInnen zu 
fragen. Die Informalität dieser Prozesse leistet aber einer Elitenbildung Vorschub (ebd.), 
die dann politische Entscheidungen fällt ohne dazu demokratisch legitimiert worden zu 
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sein. Zudem bedeuten solche Verhandlungsregime meist auch „eine Remaskulinisierung 
von Politik, neigen doch diese Netzwerke dazu, sich als männerbündische Seilschaften 
zu bilden“ (Sauer 2001b, 9). 
 
In der systemtheoretischen Fassung kommt eine Verschärfung des Herrschaftsproblems 
hinzu, die sich durch den Primat des Systems vor der Organisation ergibt. Willke (1997, 
100ff.) argumentiert, dass wirtschaftliche Unternehmen immer der Systemlogik des 
Wirtschaftssystems folgen müssen, um als Unternehmen überleben zu können, 
Universitäten immer der Logik des Wissenschaftssystems, Parteiern der des politischen 
Systems usw.. Daraus leitet er ab, dass die „glasklaren“ Trennlinien der 
Systemdifferenzierung auch für konkrete Organisationen gelten, weshalb er sie letztlich 
sogar mit Systemen gleichsetzt. Einzelne Personen können von Organisationen und 
damit aus dem Funktionssystem ausgeschlossen werden oder in bestimmten 
Organisationen in Rollenkonflikte geraten, wie bspw. eine Angestellte in der 
Marketingabteilung eines Unternehmens, die sich partiell an der Rationalität des 
Kunstsystems orientiert. Insgesamt erfolgt gesellschaftliche Integration oder Exklusion 
Einzelner über Organisationen, die ihrerseits die reale Ebene von Subsystemen 
darstellen und in diesem Sinn immer funktional für ein System sein müssen. Das 
gesamte Gesellschaftssystem ist somit über Organisationen vermittelt, deren interne 
Hierarchisierungen, Machtverteilungen und Kämpfe systemtheoretisch ausgeblendet 
werden (vgl. Bieling 2001, 166). Dementsprechend kann keine Demokratisierung 
gesellschaftlicher Organisationen erfolgen oder angestrebt werden, weil dies der 
Komplexität der Gesellschaft schaden könnte. Darin zeige sich die „Neigung zur 
funktionalen Idealisierung des gesellschaftlichen Status quo“ (ebd., 163), die alle 
kritischen Potentiale, die in der Systemtheorie schlummern könnten, still legt. 
 
Dazu gehört es dann auch, dass Fragen der sozialen Ungleichheit, der unterschiedlichen 
Chancen an Verhandlungen teilzunehmen und der ungleichen Ressourcenausstattung in 
solchen Verhandlungsrunden ausgeblendet bleiben. Das gleiche gilt generell für Fragen 
des Geschlechts. Die Systemtheorie galt lange Zeit als völlig inkompatibel mit 
Gendertheorien, weil die abstrakte Systemebene notwendig von Geschlechtlichkeit 
absehe (Kampmann/Karentzos/Küpper 2004, 9) oder Geschlechterdifferenzen 
letztendlich als gesellschaftlich funktional erscheinen (vgl. Runte 1994, 313). Einen noch 
schlagenderen Grund dafür lieferte Luhmann (1996) selbst mit seiner 1988 verfassten, 
durchwegs polemischen Abhandlung über den Feminismus. Diese Einschätzung der 
Unvereinbarkeit muss nach den Arbeiten von Ursula Pasero (1994) und Christine 
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Weinbach (2004) jedoch grundlegend revidiert werden. Demnach wird Geschlecht auf 
der Ebene der Form „Person“, die als Mechanismus für die strukturelle Kopplung von 
Bewusstseins- und Kommunikationssystem sorgt, konzipiert. Im Anschluss daran 
können auch Aussagen über geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in Familie und 
Organisationen gemacht werden. Eine staatstheoretische Bearbeitung steht allerdings 
noch aus. Dem dürfte jedoch im Wege stehen, dass die für die feministische Kritik 
relevanten Differenzen von öffentlich/privat oder hetero-/homosexuell usw. keine 
systemrelevanten Differenzen bilden (vgl. Sauer 2001a, 105), sondern „eigentümliche 
Leitdifferenzen sozialer Bewegungen“ sind, „die sich nicht zur Codierung von 
Funktionssystemen eignen“ (Luhmann 1996, 136). 
2.4.3. Institutionalismus 
"Institutionalismus" verwende ich hier, um Ansätze zusammenzufassen, die in der 
deutschsprachigen, staatswissenschaftlichen Theorietradition stehen, und politisch 
vorrangig als konservativ, heute eher neo-konservativ und teilweise als neo-liberal 
eingestuft werden können. Sie verwenden einen engen Institutionenbegriff, der politische 
Institutionen auf formale Organisationen und Rechtsnormen reduziert, oder sie erklären 
den freien Markt zur zentralen gesellschaftlichen Institution, für dessen Funktionieren der 
Staat Rahmenbedingungen zu schaffen hat. Der Institutionalismus hat mehrere Wurzeln. 
Die älteste geht zurück auf die deutsche Staatslehre des 19. Jahrhunderts, in der sich 
ein Verständnis von Rechtsstaatlichkeit durchgesetzt hatte, wonach "sich alles staatliche 
Handeln auf eine gesetzliche Rechtsnorm stützen müsse. Jede Gesetzesnorm drückte 
den Willen des Kaisers und der übrigen im Bundesrat vereinigten deutschen Fürsten 
aus" (Hartmann/Meyer 2005, 22). Bei Paul Laband z.B. reduzierte sich somit Politik auf 
Gesetzgebungsakte, die ihrerseits auf die "vernüftige[n] Beratung einer dazu berufenen 
Elite, die das Gemeinwohl definiert" (ebd., 25), zurückgehen.  
 
Der Staat – hinter dem sich immer noch zentral der Kaiser verbirgt – ist in der deutschen 
Staatslehre ein Rechtssubjekt, der über der Gesellschaft steht und diese auch effektiv 
beherrscht. Mit der Weimarer Verfassung musste diese Staatsinterpretation den neuen 
demokratischen Verhältnissen angepasst werden, was zu einer vielschichtigen Debatte 
führte: 
"Das Spektrum der staatstheoretischen Konstruktionen reichte von der formalen 
Neubestimmung des Rechtsstaates mit einem Verfassungsgericht an der Spitze über die 
Abwertung der formalen Rechtsordnung durch die Selbstrechtfertigung politischer Macht bis hin 
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zur Idee, den Parlamentarismus als Mechanismus des friedfertigen Interessenausgleichs zu 
legitimieren." (Hartmann/Meyer 2005, 24f.) 
Insbesondere die vormals kaisertreuen Konservativen bedurften einer gewissen 
Modernisierung, was eine Diskussion auslöste, die als „Konservative Revolution“58 (vgl. 
Breuer 1993) bezeichnet wird. Die antidemokratischen Tendenzen flossen in das 
Rechtsstaatskonzept ein. Obwohl sich ein großer Teil dieser Debatte um eine 
Reorganisation der Gesellschaft drehte, die korporativ oder berufsständisch organisiert 
werden sollte, um letztlich einen Volkswillen an die Stelle des kaiserlichen Willens setzen 
zu können, glaubte kaum ein Protagonist der Konservativen Revolution an das Gelingen 
einer derartigen Reorganisation. Stattdessen wurde ein starker, autoritärer Staat mit 
einem eigenen „Staatswillen“ propagiert (ebd., 102). Der Staat ist auch in dieser Sicht 
vorrangig Gesetz und Verfassung, braucht dafür aber zentral den Staatsmann bzw. 
politischen Führer und eine politische oder gesellschaftliche Elite (vgl. ebd., 98f.).  
 
Als zentrale politische Probleme wurden neben marxistischen 
Sozialisierungsbestrebungen generell Parlamentarismus und „Massendemokratie“ 
wahrgenommen, was zur Entwicklung affirmativer Elitetheorien führte, die von 
Ökonomen und Soziologen formuliert wurden, die im deutschen und italienischen Vor- 
und Umfeld zum Faschismus argumentierten, aber nicht der Konservativen Revolution 
zuzuzählen sind. "Elitetheorien" gehen allgemein davon aus, dass auch eine 
demokratische Gesellschaft nicht polyarchisch regiert werden kann, sondern zur 
Oligarchie tendiert. Industrialisierung und Demokratisierung der Gesellschaft erhöhen 
vielleicht die Mobilität und Zirkulation von Eliten, schaffen diese jedoch nicht ab. Die 
Gesellschaft bleibt in eine herrschende Elite und eine beherrschte Masse gespalten, 
wobei sich die Elite der Masse gegenüber dadurch hervortut, dass sie 
Führerpersönlichkeiten (leadership) hervorbringt, die die Masse der BürgerInnen in 
ökonomischer, organisatorischer und psychologischer Abhängigkeit hält. Diese Ansätze 
wurden von Gaetano Mosca, Vilfredo Pareto und Robert Michels entwickelt, und von 
Max Weber und Joseph A. Schumpeter auf repräsentative Demokratien angewendet. 
 
Führerauslese und Eliten(re-)produktion werden somit zu den zentralen Problemen des 
Staates, der in anti-liberalen Einschätzungen ansonsten seine Handlungsfähigkeit 
verliere. Doch auch im eher liberalen Lager wurde Elitenbildung zum Problem. Liberale 
                                                 
58  Breuer (1993, 1) verwendet diesen Begriff „als Sammelbezeichnung für die rechten Strömungen zwischen 
Deutschnationalen und Nationalsozialisten“ im Deutschland der Zwischenkriegszeit. Dabei betont er, dass sie 
einen deutlichen Bruch mit der konservativen Tradition vorgenommen habe, indem die moderne bürgerliche 
Gesellschaft grundsätzlich vorausgesetzt wurde (vgl. ebd., 180). 
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Ökonomen sahen ihre Werte insbesondere von marxistischen Bewegungen bedroht und 
setzten zur Erneuerung des Liberalismus an, indem sie begannen ein Programm des 
Neo-Liberalismus zu entwerfen. Dieses nahm im Walter Lippmann Kolloquium seinen 
Ausgangspunkt und wurde später in der Mont Pèlerin Society institutionalisiert (vgl. 
Walpen 2004). Die Herstellung einer politischen Elite ist in neo-liberaler Sicht 
entscheidend, weil ansonsten der Staat die ökonomische Handlungsfähigkeit 
gesellschaftlicher Eliten einschränken könnte, was als negativ für das Wohl der Masse 
der Gesellschaft59 gewertet wird. Doch auch in neo-liberalen Konzepten wird der Staat 
nicht einfach zum „Nachtwächterstaat“, sondern bleibt im Kern ein starker Staat, der 
notwendig ist, um die Funktions- und Leistungsfähigkeit des Marktes als soziale 
Regulierungsinstanz aufrecht erhalten zu können. 
 
Der freie Markt wird somit hinter und über dem Staat zur zentralen (politischen) 
Institution, die allein in der Lage ist, eine moderne Gesellschaft zu regulieren. Dieses 
Marktmodell wurde von Schumpeter60 auch zum zentralen Funktionsprinzip moderner 
Demokratie stilisiert. Daher wird Demokratie bei ihm auch nicht als inhaltliche 
Partizipation verstanden, sondern als ein Verfahren. Er spricht von der „demokratischen 
Methode“ als „diejenige Ordnung der Institutionen zur Erreichung politischer 
Entscheidungen, bei welcher einzelne die Entscheidungsbefugnis vermittels eines 
Konkurrenzkampfs um die Stimmen des Volkes erwerben“ (Schumpeter 1993, 428). Ziel 
und Problem der demokratischen Methode ist die Verwirklichung von "Führerschaft", die 
er als Voraussetzung für kollektives Handeln betrachtet (Schumpeter 1993, 429). 
Anthony Downs (1968; Orig. 1957) griff diese Idee von Schumpeter auf und begründete 
damit die „Ökonomische Theorie der Demokratie“,61 die letztlich in Kombination mit 
spieltheoretischen Methoden den Weg bereiten sollte für diese Arten von Rational-
Choice- und Public-Choice-Ansätzen, die Dunleavy und O’Leary der New Right 
zuordnen. 
 
                                                 
59  In neo-liberaler Sicht ist Gesellschaft nicht mehr als die Summe von (autonomen) Individuen und deren 
Einzelhandlungen. 
60  Da Schumpeter in seinen politischen Überzeugungen eher als konservativ denn als liberal einzustufen ist,  
kann an seiner Person auch der fließende Übergang von konservativen zu neo-liberalen Standpunkten 
exemplarisch aufgezeigt werden. Er selbst bezeichnete sich als „kultivierter Konservativer“ (vgl. Swedberg 
1994, 201). 
61  Diese ist allerdings selbst eher dem Pluralismus zuzuzählen. 
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Demokratie (zumindest Formaldemokratie), Marktwirtschaft und Industriegesellschaft62 
wurden nach 1945 zu fixen Bestandteilen konservativen Staatsdenkens. Der Staat sollte 
jedoch eine starke Instanz bleiben, die die erforderliche wirtschaftliche und technische 
Entwicklung vorantreiben könne, dabei aber die gesellschaftliche Ordnung möglichst 
unberührt lässt, wenn nicht gar den gesellschaftlichen Status quo ante wieder herstellt63 
(vgl. Waldrich 1973, 49). Die spezifisch deutsche Verbindung von konservativem 
Obrigkeitsstaatsdenken mit neo-liberaler Marktbeschwörung bildet die Basis des 
sogenannten Ordo-Liberalismus der „Freiburger Schule“, der auf der Suche nach breiter 
Akzeptanz des freien Marktes die Formel von der „sozialen Marktwirtschaft“ geprägt hat 
(vgl. Ptak 2004), die erst später eine sozialdemokratische Reinterpretation erfuhr. 
 
Für das Staatsverständnis zentral blieb die Staatsgewalt, die sich in der 
Gesetzgebungskompetenz ausdrückt. Der Rechtsstaat gerinnt dabei aber zu einer 
rhetorischen Figur, die Neutralität gegenüber der Masse der Bevölkerung zum Ausdruck 
bringen und substantielle Demokratie ersetzen soll. In konservativ pessimistischer Sicht 
bspw. bei Helmut Schelsky verkomme der moderne Staat notwendig zum „technischen 
Staat“. In ihm könne Demokratie keine Substanz haben, weil Entscheidungen nur noch 
nach immanenten Sachgesetzlichkeiten getroffen werden können (Fritzsche 1998, 293). 
In dieser Abwertung von Demokratie nähert sich konservative Zivilisationskritik neo-
liberalen Argumentationsmustern an. So betont Ernst Forsthoff, dass der Geist der 
Technik, der dann wohl auch politische Steuerungsvorstellungen umfasst, individuelle 
Freiheit grundsätzlich ausschließe. Die strukturelle Ungleichheit der Gesellschaft wird auf 
die industriell-technische Entwicklung zurückgeführt und damit einer politischen 
Intervention entzogen. Die beklagte und gefürchtete Handlungsunfähigkeit des Staates 
dient in dieser Argumentation somit der Abwehr sozialer Forderungen und 
Emanzipationsbestrebungen. 
 
Feministische Kritik am Institutionalismus ist zentrale Vorbedingung für weiterführende 
staatstheoretische Überlegungen, weil diese Art von Rechtsstaatsdenken in der 
Bundesrepublik (und auch in Österreich) tatsächlich politisch wirksam wurde und auch 
                                                 
62  Das Konzept der „Industriegesellschaft“ unterstellt, dass die gesellschaftliche Entwicklung durch die 
industrielle Produktion in Gang gehalten wird, und letztlich die Organisationsprinzipien der Industrie auch für 
politische Herrschaft gelten. Staatliche Politik wird somit zu einem technischen Steuerungsproblem (vgl. Esser 
1985, 212ff.). Diese Vorstellung liegt auch dem technokratischen Konservativismus von Ernst Forsthoff und 
Helmut Schelsky zugrunde (vgl. Fritzsche 1998, 293). 
63  Die politische Wirksamkeit dieser restaurativen Vorstellungen zeigt sich nicht zuletzt darin, dass zumindest in 
Deutschland und Österreich genau in der Wiederaufbauphase Familienpolitik als eigenes Politikfeld 
institutionalisiert wurde. In den 1950er Jahren kam es somit zu einer politischen Restauration des bürgerlichen 
Kleinfamilienmodells mit einem männlichen Alleinernährer, der dann auch zum Maßstab für sozialpolitische 
Maßnahmen wurde (vgl. Kreisky/Löffler 2003, 381ff.). 
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heute noch dazu führt, Demokratie und Rechtsstaat tendenziell gleichzusetzen (vgl. 
Kreisky 2004, 10). Der deutsche Rechtsstaat gilt als Garant für innere Sicherheit, soziale 
Gerechtigkeit und Demokratie und beansprucht Hegemonie gegenüber der politisch-
demokratischen Gesellschaft (Wilde 2001, 11). Dieses „typisch deutsche“ 
Ordnungsdenken kommt auch in der alltagssprachlichen Wendung "Vater Staat"64 zum 
Ausdruck – eine Formulierung, die dermaßen in der deutschen politischen Kultur 
eingelassen ist, dass sie nicht in eine andere Sprache übersetzbar ist, "weil die 
Assoziation von Staat mit väterlich, also auch mit fürsorglich, mit streng, aber gerecht, 
vor dem Hintergrund einer anderen politischen Kultur nicht nachvollziehbar ist" (Clemens 
1990, 11). In ihr steckt noch immer etwas vom "Phantasma des guten Herrschers […] Er 
ist allmächtig, einzigartig, allem überlegen, potentiell allwissend, potentiell unsterblich 
und objektiv" (Reichwein 1990, 211f.). Dies äußert sich dann in einer Art Grundvertrauen 
in den Staat: 
"Wie stark wir tatsächlich auf diese interessensneutrale, homogenisierende Instanz vertrauen, 
wird offenkundig, wenn wir den Rechtsstaat als Garanten gleicher Grund- und Freiheitsrechte 
verstehen, der in dieser Funktion Bereiche individueller und gesellschaftlicher 
Selbstbestimmung schützt und damit eine wesentliche Voraussetzung für politische 
Partizipation schafft." (Wilde 2001, 11) 
Doch die Analyse dieses Staates zeigt, dass bspw. die rechtlichen 
Gleichstellungsmaßnahmen der 1950er und 1960er Jahre kaum zu realer 
Geschlechtergleichheit beigetragen haben (Wilde 2001, 13), womit eine strukturelle 
Ursache vermutet werden kann. "[D]ie unauffällige männliche Figur des demokratischen 
Rechtsstaates" (Kreisky 2004, 10) ist dann gar nicht mehr so unauffällig. Während die 
"[p]olitische und rechtliche Integration aller Männer […] ein nützliches soziales 
Bindemittel im Sinne moderner, männerbündisch egalisierter und maskulinistisch 
geballter Staatlichkeit" (ebd.) bildete, war die Integration von Frauen nicht nur zeitlich 
verspätet, was z.B. das Wahlrecht betrifft, sondern auch nur partiell. Denn durch die 
konstitutive Trennung von öffentlich und privat werden im Rechtsstaatsdenken Freiheit 
und Gleichheit "auf eine staatsbürgerliche Existenzweise (besonders von Männern) 
verkürzt[e] und Frauen in einem ausschließlich nach patriarchalen Bedürfnissen 
eingerichteten Schutzraum in Abhängigkeit" (ebd., 11) gehalten. Wird jedoch das 
Staatsmodell des liberal-konservativen Institutionalismus um die Institutionen Ehe und 
Familie ergänzt, so zeigt sich, "dass die staatstheoretische 'Einkästelung der 
                                                 
64  Eine ebenso gebräuchliche Wendung ist die Bezeichnung vorrangig des deutschen Staats als „Männerbund“, 
die Eva Kreisky dazu veranlasste den historischen Wurzeln und theoretischen Ausformulierungen dieser 
Vorstellung nachzugehen. Dabei entwickelte sie jedoch aus dem feministischen Kampfbegriff ein analytisches 
Konzept, das insbesondere für die feministische Bürokratieforschung wichtig werden sollte. Daher sind diese 
Ausführungen als eigenständige feministische Staatssicht zu werten, und ich werde sie daher im vierten 
Kapitel genauer ausführen. 
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Grundrechte' kein wirksamer Schutz vor Freiheitseinschränkungen durch soziale, 
ökonomische und geschlechtliche Machtverhältnisse darstellt" (Wilde 2001, 74). Diese 
Staatsauffassung65 entpuppt sich letztlich sogar als zutiefst antidemokratisch. Denn nicht 
Verwirklichung der Demokratie ist das Ziel des Staatsideals, sondern umgekehrt, das 
demokratische Prinzip soll durch den Staat begrenzt und in die staatlich-politische 
Einheit eingebunden werden (Wilde 2001, 75). 
 
Auch die Wurzel der viel zitierten Staatsabstinenz der autonomen Frauenbewegung der 
1970er Jahre kann durchaus in diesem Staatsverständnis vermutet werden, dessen 
autoritäre Züge als vom Nationalsozialismus kontaminiert interpretiert wurden. Der Staat 
galt der zweiten Frauenbewegung geradezu als „Anti-Institution“ (Sauer 2004, 113). 
Rechtsstaatliche Institutionen galten als patriarchal – zentral thematisiert wurde dies mit 
den frauen- und bevölkerungspolitisch relevanten Gesetzen wie Ehe-, Familien- und 
Scheidungsrecht sowie Abtreibungsverbot. Die autonome Frauenbewegung litt nicht an 
einer fehlenden oder unausgegorenen Staatstheorie, sondern ging davon aus, dass, 
wenn der rechtsstaatliche Institutionalismus den Staat korrekt beschreibt, dieser Staat 
nur als Feind betrachtet werden kann. Denn er unterstützt und ermöglicht die 
patriarchale Organisation der Gesellschaft, zwingt Frauen zur Reproduktion in seinem 
Sinne und verhindert in jedem Fall eine selbstbestimmte weibliche Existenzweise (vgl. 
Trumann 2004). Zudem beharrte die Frauenbewegung auf einem weiten Politikbegriff, 
der die Beliebigkeit und Frauen diskriminierende Funktion der Grenzziehung zwischen 
privat und öffentlich sichtbar machen sollte. 
2.4.4. Neuer Institutionalismus 
Konkurrenz auf die Mainstream-Position erwächst dem (Neo-)Pluralismus vor allem vom 
„Neuen Institutionalismus“, der sich auch besser für Staatsbetrachtungen eignet. Der 
Neue Institutionalismus entwickelte sich seit den späten 1970er und frühen 1980er 
Jahren insbesondere als Kritik am Behaviorismus,66 der die Politikwissenschaft in den 
1960er und 1970er Jahren dominierte, und versuchte Politik institutionell zu 
konzeptualisieren (vgl. Schmidt 2006, 98). Der Ausgangspunkt war die Frage, welche 
Rolle Institutionen für soziale und politische Prozesse spielen (Hall/Taylor 1996, 936). 
Dies hatte zur Folge, dass dem Staat wieder explizit Aufmerksamkeit geschenkt wurde, 
                                                 
65  Wilde bezieht sich hier insbesondere auf die Arbeiten von Josef Isensee, Ernst Forsthoff und Ernst-Wolfgang 
Böckenförde. 
66  Die zweite Kritikrichtung wendete sich explizit gegen neo-marxistische Ansätze. Besonderes der historische 
Institutionalismus wurde (auch) als Kontrapunkt zum historischen Materialismus konzipiert. 
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was in pluralistischen und neo-pluralistischen Politikanalysen häufig nicht der Fall ist. Die 
Grundannahme des Neuen Institutionalismus ist, dass politische Akteure in einem 
institutionellen Umfeld agieren, das deren Verhalten auch im Sinne strategischer 
Überlegungen beeinflusst. Institutionen schränken dabei Handlungsmöglichkeiten ein, 
zumal sie historische Pfade abstecken. Sie erleichtern aber auch bestimmtes politisches 
Handeln, sofern Institutionen geschaffen wurden, die genau dieses Handeln ermöglichen 
und regeln. In den Details ist auch dieses Theorienkonglomerat in sich heterogen (vgl. 
Hall/Taylor 1996, 936), was nicht zuletzt in unterschiedlichen Einschätzungen des 
Staates seinen Niederschlag findet.  
 
Grob gesprochen können vier Varianten67 des Neuen Institutionalismus unterschieden 
werden: eine rational choice, eine historische, eine soziologische und eine diskursive 
Variante (vgl. Schmidt 2008, 99). In rational-choice-Ansätzen wird der Staat entweder als 
rationaler Akteur mit eigenem Interesse betrachtet oder als Anreizstruktur, innerhalb 
derer Akteure ihre Interessen verfolgen.68 Der historische Institutionalismus untersucht in 
erster Linie die Entstehung und Entwicklung des Staates und seiner konstituierenden 
Elemente (meist mit einem Staatsverständnis, das auf Max Weber zurückgeht). Dabei 
werden Weiterentwicklungen in Abhängigkeit von den historisch vorläufigen Institutionen 
gesehen, womit unintendierte Folgen bestimmter Entscheidungen oder Handlungen als 
Pfadabhängigkeit betrachtet werden – d.h. als Wirkung von Institutionen. Im 
soziologischen Institutionalismus wird der Staat als sozial konstituiert und kulturell 
gerahmt gesehen. Akteure verhalten sich angemessen – d.h. entsprechend 
kulturspezifischer Regeln und Normen. Der diskursive Institutionalismus schließlich 
analysiert den Staat als Diskurs, den Akteure über den Staat halten, um ihn zu 
beschreiben und ihr Handeln in einem institutionellen Kontext zu legitimieren oder zu 
rechtfertigen. Der Staat existiert nicht einfach, sondern wird permanent kommuniziert. 
Gemeinsam ist diesen Ansätzen die Frage nach der Konzeption des Verhältnisses 
                                                 
67  Hall und Taylor gehen von nur drei verschiedenen analytischen Ansätzen aus: einem historischen, einem 
rational-choice und einem soziologischen Ansatz, und vermuten eine mögliche vierte Variante in einem 
ökonomischen Neuen Institutionalismus, der im Unterschied zum rational-choice Ansatz weniger strategische 
Handlungsoptionen ökonomischer Akteure untersucht, sondern sich stärker auf institutionelle 
Rahmenbedingungen wie Eigentumsrechte usw. konzentriert. Göhler (2004, 215) hingegen präferiert eine 
fachspezifische Einteilung in einen ökonomischen, soziologischen und einen politikwissenschaftlichen Neo-
Institutionalismus. Da es mir hier um den staatstheoretischen Ertrag des Neuen Institutionalismus geht, 
erscheint mir diese Einteilung ungeeignet. Die diskursive Variante, die Schmidt ebenfalls in den Neuen 
Institutionalismus einordnet, erscheint aber besonders geeignet, um diskurstheoretische Ansätze, die nicht 
einem gesellschaftskritischen Projekt verpflichtet sind, benennen zu können. 
68  Die große Schwäche von Rational-Choice Ansätzen in ihrer spieltheoretischen Ausprägung vermutet Smith 
(1996, 123) darin, dass sie ihren Anspruch, politisches Handeln vorhersagen zu können, nicht einlösen 
können, sobald mehr als Spieler einbezogen werden. Die einzige mögliche Aussage ist dann, die prinzipielle 
Nicht-Vorsehbarkeit. 
Staatstheoretische Ansätze  92 
zwischen Institutionen und dem Verhalten von Akteuren sowie nach den Prozessen, 
durch die Institutionen hergestellt und verändert werden (Hall/Taylor 1996, 937). 
 
Die historische Wurzel des neuen Institutionalismus bildet die beschreibende 
Regierungslehre bzw. Allgemeine Staatslehre, die teilweise mit der obigen Kategorie des 
Institutionalismus zusammenfällt. Deren Institutionenbegriff war auf formale 
Einrichtungen der Regierung und des administrativen Staatsaufbaus reduziert.69 Das 
Staatsverständnis selbst stellte auf die juridische Konzeption des modernen Staates in 
der politischen Theorie ab und konzentrierte sich daher zentral auf Souveränität, Justiz, 
Macht, Staatsbürgerschaft und Status im internationalen Recht (Schmidt 2008, 99f.). Die 
pluralistische Kritik an einer Konzeption von Politik, die sich ausschließlich an formalen 
Institutionen orientiert, hatte im US-amerikanischen Diskurs den Institutionalismus 
abgelöst, mit ihm aber auch die Relevanz von Institutionen für politische Prozesse 
ausgeblendet. Den Gipfel dieser Entwicklung bildete der Behaviorismus mit seinem 
methodologischen Individualismus, der ausschließlich beobachtbares Verhalten von 
Akteuren zur Erklärung von Politik heranzog. Die institutionellen Rahmenbedingungen, 
die kollektive Akteure erst hervorbringen und auch individuelles Handeln beeinträchtigen, 
wurden vernachlässigt. Der Neue Institutionalismus entstand somit durch die Forderung 
Institutionen angemessen zu berücksichtigen. (Politisches) Verhalten kann demnach nur 
im Kontext von Institutionen verstanden werden. Eine gesetzte Handlung bringt nicht 
notwendig das Interesse des Akteurs zum Ausdruck. Vielmehr werden Interessen erst in 
institutionell strukturierten Prozessen formiert (vgl. Dietz 1998). 
 
Doch gerade der Begriff der Institution wird im Neuen Institutionalismus sehr unscharf 
bzw. „ausufernd“ verwendet. Gerne wird auf einen weiten Institutionenbegriff verwiesen, 
der sich von den rein formalen politischen Institutionen absetzen soll (vgl. Sauer 2004, 
110f.). Demnach sind Institutionen „relativ auf Dauer gestellte, durch Internalisierung 
verfestigte Verhaltensmuster und Sinngebilde mit regulierender und orientierender 
Funktion“ (Göhler 2004, 212). Institution oder die Wirkung von Institutionen bilden vor 
allem in rational-choice Ansätzen die (alles) erklärende Variable für das Verhalten und 
Handeln von Akteuren, auf die aber immer erst durch Analyse des Handelns der Akteure 
geschlossen werden kann. Sie verbleiben auf einer relativ simplen Vorstellung von 
Handlungsmotivation, die ausschließlich rationales Handeln annimmt. Meist ist die 
                                                 
69  Als paradigmatisch für den „original institutionalism“ nennt Vivien Schmidt die Arbeiten von Woodrow Wilson. 
Dieser war davon ausgegangen, dass nur die öffentliche Verwaltung einer politikwissenschaftlichen Analyse 
zugänglich sei, während Politik selbst aufgrund der autonomen Kreativität des Staatsmannes sich einer 
wissenschaftlichen Analyse entziehe (vgl. Smith 1996, 126).  
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Nutzenmaximierung prioritär, wobei Präferenzen und Interessen der Akteure 
vorausgesetzt werden. Im Unterschied zu behavioristischen Ansätzen wird aber die 
Bedeutung strategischen und intentionalen Handelns im Politikprozess thematisiert 
(Hall/Taylor 1996, 951). Politische Akteure agieren in einem institutionellen Kontext, der 
bestimmte Optionen attraktiver macht, weil die Kosten für diese Transaktionen geringer 
sind. Zudem strukturieren Institutionen den Informationsfluss, sodass nicht alle 
politischen Akteure über das gleiche Wissen als Entscheidungsgrundlage verfügen. 
Individuen als Nutzen-Maximierer zu betrachten entspricht dem sogenannten „calculus 
approach“ (Dietz 1998), der eine instrumentelle Zielverfolgung unterstellt, die aufgrund 
unterschiedlicher Präferenzen zu unterschiedlichem Handeln führt. Institutionen 
verhelfen dabei zu einem höheren Grad an Sicherheit, das gewünschte Ergebnis zu 
erreichen. Demgegenüber geht der sogenannte „cultural approach“ davon aus, dass 
Menschen zwar rational handeln, die jeweilige Rationalität jedoch kulturell bzw. 
weltanschaulich geprägt ist, was die Interpretation einer Situation und daran 
anschließende strategische Überlegungen mitbestimmt, bestimmte Strategien sogar von 
vorn herein ausschließt. In dieser Sicht werden Institutionen stärker als internalisierte 
Orientierung gefasst, die moralische und kognitive Interpretationsmuster zur Verfügung 
stellen (Hall/Taylor 1996, 939). Dennoch bleibt die Forschungsperspektive auf die 
Akteure gerichtet – nicht selten „der Staatsmann“ als kreativer Akteur. Diese Perspektive 
nimmt bspw. William Riker (1986) ein, der eine „heresthetic art of democratic 
statesmanship“ konstatiert, die der Kontrolle des sozialen und politischen Umfeldes 
dient. Diese könne in rational choice Modellen berücksichtigt werden, entstamme selbst 
aber nicht rein rationalem Kalkül (vgl. Smith 1996, 128). 
 
Demgegenüber steht die Forderung des historischen Institutionalismus, institutionelle 
Strukturen auch in ihrer Eigenständigkeit und somit als unabhängige Variablen zu 
untersuchen (Göhler 2004, 219). Dabei wird insbesondere dem Staat neue 
Aufmerksamkeit geschenkt. Als frühes Beispiel für den historischen Institutionalismus gilt 
Theda Skocpols „States and Social Revolutions“ (1979). In dieser historisch angelegten, 
vergleichenden Analyse wollte sie insbesondere die bisher ausgeblendete Rolle des 
Staates in revolutionären Umbruchszeiten verdeutlichen (vgl. Smith 1996, 136). Der 
Staat gilt als Komplex von Institutionen, die in der Lage sind Art und Ausgang politischer 
Prozesse und Konflikte zu strukturieren, insbesondere deshalb, weil Institutionen Macht 
ungleich verteilen und bestimmten Gruppen und Interessen Zugang zu (politischen) 
Entscheidungsprozessen sichern, während andere ausgeschlossen oder marginalisiert 
werden (Hall/Taylor 1996, 941). Institutionen weisen eine Eigenständigkeit auf, die sie 
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historisch erworben haben. Damit erübrigt sich in diesen Ansätzen eine Entscheidung 
darüber, ob ein calculus oder ein cultural approach für die Erklärung politischen 
Handelns herangezogen werden soll. Denn was historisch als strategisches Kalkül 
eingeführt wurde, kann sich in längerer Sicht zu einer kulturellen Konvention 
transformieren und als solche in Organisationsroutinen weiterwirken. Ein solcher 
historischer Entwicklungsverlauf wird mit dem Konzept der Pfadabhängigkeit 
beschrieben. 
„[…] it rejects the traditional postulate that the same operative forces will generate the same 
results everywhere in favour of the view that the effect of such forces will be mediated by the 
contextual features of a given situation often inherited from the past.“ (Hall/Taylor 1996, 941) 
Gesellschaftliche Entwicklung ist also durch Institutionen eingehegt, die sie in bestimmte 
Pfade lenken. Gerade deshalb wirken Institutionen aber nicht vorrangig zweckgerichtet 
und effizient, wie das in rational-choice Ansätzen angenommen wird. Vielmehr zeitigen 
sie auch unintendierte Folgen und erzeugen Ineffizienzen, die in bestimmten historischen 
Konjunkturen zu einem Wandel der Institutionen selbst führen können. In ihren Analysen 
bringen historische InstitutionalistInnen meist ein weites Set an Faktoren ein, wie 
sozioökonomische Lage oder Verbreitung bestimmter Ideen. Diese unterscheiden sie 
von Institutionen, womit ihr relativ enger Institutionenbegriff sichtbar wird. Als Institution 
werden in dieser Sicht formelle und informelle Prozeduren, Routinen, Normen und 
Konventionen gefasst, die in den organisatorischen Aufbau von Staat und/oder 
Ökonomie eingelassen sind. Damit wird eine besondere Nähe von Organisation und 
Institution unterstellt (vgl. Hall/Taylor 1996, 938). 
 
Im Unterschied zu Institutionen sind Organisationen allein auf zweckrationale Motive 
begrenzt (Ostendorf 1999, 157). Zumindest galt diese Einschätzung im Bereich der 
Organisationssoziologie, die sich an Max Webers Darstellung von Rationalisierung und 
Bürokratisierung orientierte. Demnach sind Organisationen rational eingerichtet und 
dienen der zielstrebigen Verfolgung eines bestimmten Zwecks. Der (organisations-
)soziologische Neo-Institutionalismus weist demgegenüber auf institutionelle Formen und 
Prozeduren in modernen Organisationen hin, die alles andere als effizient und rational 
sind, sondern als spezifisch kulturelle Praktiken zu bezeichnen sind, die eher 
traditionalen Mythen und Zeremonien ähneln und rationaler Effizienzsteigerung nicht 
dienlich sind (vgl. Hall/Taylor 1996, 946). Dies versuchten insbesondere March und 
Olson (1989) zu begründen. Demnach gibt es keine Organisation, die perfekt auf ein Ziel 
hin ausgerichtet ist. Organisationen integrieren Institutionen ihres kontextuellen Umfelds, 
sodass die zweckrationalen Motive der Organisation zugunsten allgemein üblicher 
Staatstheoretische Ansätze  95 
Verhaltensweisen in den Hintergrund treten. Sie bieten aber den Akteuren in diesen 
Organisationen Identifikationsangebote, sodass auch die Formierung von Interessen und 
Präferenzen durch die Wirkung von Institutionen erklärt werden kann (vgl. Hall/Taylor 
1996, 951). In dieser Hinsicht ist der Neue Institutionalismus mit feministischer 
Weberkritik und Bürokratieforschung durchaus kompatibel. 
 
Eine Schwachstelle aller dieser Ansätze des Neuen Institutionalismus besteht in der 
relativ statischen Sicht auf Institutionen und damit die große Schwierigkeit institutionellen 
Wandel zu erklären. Selbst der historische Institutionalismus kann nicht erklären, wie 
kritische Konjunkturen entstehen, die institutionelle Veränderungen bewirken, sondern 
beschreibt diese nur (vgl. Hall/Taylor 1996, 942). Diese Schwäche wurde mit dem Zerfall 
real-sozialistischer Staaten deutlich. Als Reaktion wurden weitere Erklärungsvariablen, 
insbesondere Ideen und Diskurse zu den bereits etablierten Ansätzen des Neuen 
Institutionalismus hinzugefügt. Diese und darüber hinausgehende bezeichnet Schmidt 
(2008, 109) als „diskursiven“ bzw. „konstruktivistischen Institutionalismus“. In diesem 
Ansatz gelten „Ideen“ wie z.B. Keynsianismus oder Monetarismus als zentrale Ursache 
für institutionellen Wandel, weil sie auch für die Konstitution von Institutionen 
grundlegend sind und politisches Handeln maßgeblich beeinflussen. Der diskursive Neo-
Institutionalismus bewegt sich entweder in einem Naheverhältnis zum historischen 
Institutionalismus oder zum soziologischen Institutionalismus. Die Analysen, die in der 
Tradition des historischen Institutionalismus stehen, sind eindeutig dem calculus-
approach verbunden, indem das strategisch-rationale Handeln der Akteure betont wird. 
„In these approaches, ideas are seen as representing the necessary conditions for collective 
action within the state, by serving to redefine economic interest and to reconfigure interest-
based coalitions.“ (Schmidt 2008, 111) 
Diejenigen, die in der Tradition des soziologischen Institutionalismus stehen, bemühen 
jedoch einen cultural approach und betonen die normativen Aspekte von Diskursen, „[…] 
that is, how and why new ideas ‚resonate’ with national values, and how they may 
‚revaluate’ values, all within a logic of appropriateness“ (ebd., 112). Diskurse fungieren 
als narrative „Frames“, die festlegen, wie Akteure ihre Welt konzeptualisieren, sie aber 
auch in die Lage versetzen, diese Weltsicht zu rekonzeptualisieren, was folglich ihr 
Verhalten verändert. Der diskursive Institutionalismus tritt vorrangig in Mischformen 
zwischen historischem und soziologischem Institutionalismus auf. Schmidt rechtfertigt 
aber eine Einordnung als eigenen Ansatz, zumal Diskurse bzw. Ideen mitunter auch als 
eigenständige Erklärungsvariablen fungieren. Im Gegensatz zu anderen 
diskurstheoretischen Ansätzen beschäftigt sich ein diskursiver Institutionalismus 
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allerdings nicht mit Prozessen der Formierung und Durchsetzung bestimmter Diskurse. 
Er läuft aber wie andere diskursive Ansätze Gefahr, Diskurs auf Text ohne Kontext zu 
reduzieren. Gerade für die Erklärung von institutionellem Wandel erscheint der Ansatz 
problematisch, weil im Diskurs die Ursache für Wandel vermutet wird. Diskurse können 
in komplexen Transformationsprozessen eine Rolle spielen, müssen aber nicht immer 
die ursächliche Dimension bilden (ebd., 114). Gemessen an einem weiten 
Institutionenbegriff bleibt es zudem auch fragwürdig, ob überhaupt ein Unterschied 
gemacht wird oder gemacht werden kann zwischen Ideen bzw. Diskursen und 
Institutionen. Dies wird vor allem in einem Staatsverständnis deutlich, in dem keine 
Differenz mehr gemacht wird zwischen Staat als Komplex von Institutionen und Staat als 
Diskurs. 
 
Gerhard Göhler (2004, 211) unterscheidet zwischen sozialen und politischen 
Institutionen, die sich vor allem im Grad der Formalisierung unterscheiden, häufig aber 
überschneiden.70 Während die meisten politischen Institutionen auf formellen Regeln 
beruhen (z.B. Gesetze, Statute), basieren soziale Institutionen auf informellen Regeln 
wie Konventionen, Sitten oder Gebräuche. Gemeinsam ist allen Institutionen, dass sie 
gesellschaftliche Verhältnisse strukturieren und dadurch stabilisierende Wirkung 
erzeugen: Sie gewährleisten Verhaltenssicherheit und bieten Orientierung. Insbesondere 
politische Institutionen „bringen die grundlegenden Werte und Ordnungsprinzipien des 
Gemeinwesens zum Ausdruck“ (ebd., 212). Politische Institutionen haben somit zwei 
zentrale Aufgaben: sie steuern (indirekt) das Verhalten politischer Akteure, indem sie 
Verhaltensweisen regulieren und bestimmte Handlungsoptionen einschränken, und sie 
integrieren die BürgerInnen (die AdressatInnen von Politik) eines Gemeinwesens 
normativ, insbesondere durch symbolisches Handeln und Repräsentation (ebd., 213). 
„Begreift man den Staat als eine politische Institution im Sinne dieser Definition, dann 
repräsentiert er die ‚Leitidee’ gesellschaftlicher Ordnung und Führung“ (Sauer 2004, 
111). So betrachtet ist auch ein Begriff von Diskurs im Begriff der Institution bereits 
angelegt. Mit der Betonung der Integrationsfunktion nach Rudolf Smend schließt Göhler 
zudem direkt an die Staatsdiskussion des (alten) Institutionalismus an. 
 
Rudolf Smend hatte bereits in der Weimarer Staatsdebatte die Integrationsfunktion 
politischer Institutionen benannt. Die Krise des Parlamentarismus vermutete er darin, 
                                                 
70  Soziale Institution ist eher ein Überbegriff, und politische Institution eine spezifische Form sozialer Institution. 
Während aber soziale Institutionen für das gesamte soziale Zusammenleben bestimmend sind, dienen 
politische Institutionen der Herstellung und Durchsetzung verbindlicher Entscheidungen für ein Gemeinwesen 
(Göhler 2004, 212). 
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dass das Parlament seiner Integrationsaufgabe nicht nachkomme (vgl. Llanque 2002, 
327). Smend, der sich in seinem staatstheoretischen Denken stark an kirchlichen 
Institutionen orientierte,71 sah als Voraussetzung für den Staat und für Demokratie eine 
Wertegemeinschaft und die innere Beteiligung der Bevölkerung (jedes Individuums). 
Politische Symbole und Rituale sind für ihn "emotionale Quellen der Herrschaft […]. Sie 
vereinen die Bürger über Religion, Weltanschauung und soziale Stellung hinweg" 
(Harmann/Meyer 2005, 41). Die Grundrechte interpretierte er als Grundlage für die 
Herstellung dieser Wertegemeinschaft, die in der Demokratie den persönlichen 
Integrationsfaktor des Monarchen ersetzen sollte. Beteiligung am politischen Kampf 
(aktive Bürgerschaft) erhöht somit die Integration und führt letztlich zu einer Stärkung 
des Staates und der Staatsgewalt (vgl. Llanque 2002, 326). In der Weimarer Republik 
war Smends Verhältnis zur Demokratie noch ambivalent, weil er in ihr 
religionszersetzende Wirkungen vermutete. Nach 1945 hielt er aber an der Demokratie 
fest und verband den modernen demokratischen Staat mit einer religiösen politischen 
Haltung (Llanque 2002, 331). Diese konservative Schlagseite des Institutionalismus hat 
auch seine Spuren in einigen Ansätzen des Neuen Institutionalismus hinterlassen. 
 
Dass die normative Ordnung des Gemeinwesens auch eine Herrschaftsdimension zum 
Ausdruck bringt, wird zwar zugegeben. Doch Herrschaft meint mit Max Weber einen 
Anspruch auf Legitimität politischen Machthandelns, der durch Institutionen wie die 
Verfassung erhoben werden kann (vgl. Göhler 2004, 221). Die Geschlechterdimensionen 
der Ordnungsvorstellungen hingegen bleiben ausgeblendet. Diese Geschlechterblindheit 
des Neuen Institutionalismus nennt Ostendorf (1999, 157) kurios: 
„Beispielsweise wird auf eine ‚Sozialisationsfunktion’ politischer Institutionen hingewiesen, auf 
die Bedeutung von Normen, die Relevanz der Zusammensetzung des Personals und auf die 
ordnende Kraft von Symbolen. Allein durch die Terminologie drängen sich Geschlechterfragen 
auf.“ 
Diese wurden und werden tatsächlich in feministisch orientierten Studien zu politischen 
Institutionen verfolgt (z.B. Kreisky 1995c). Doch werden solche Interventionen für 
gewöhnlich nicht dem Neuen Institutionalismus zugerechnet.  
 
Der Neue Institutionalismus wird vor allem mit der „Wiederentdeckung“ des Staates als 
autonomer Akteur assoziiert. Die unterschiedlichen Ansätze gewinnen „[i]hren (lockeren) 
Zusammenhang […] aus der gemeinsamen Prämisse vom Primat des Staates“ 
(Fach/Grande 1988, 373), was sich vor allem gegen gesellschaftszentrierte Ansätze 
                                                 
71  Smend befasste sich nach 1945 vorrangig mit Kirchenrecht. 
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(neo-)pluralistischer und (neo-)marxistischer Prägung richtet. Dabei rückt das Konzept 
der Souveränität wieder ins Zentrum der Staatssicht, was zur konservativen Tendenz 
beiträgt. In den Analysen des Neuen Institutionalismus steckt aber durchaus kritisches 
Potenzial: 
„Wenn […] davon ausgegangen wird, daß politisches Handeln und kollektive Entscheidungen 
[…] von der Ordnung der Entscheidungsprozesse beeinflußt sind, dann liegt die normative 
Forderung nahe, nicht nur die Art und Richtung der Verzerrung von Entscheidungen durch 
Institutionen zu analysieren, sondern auch nach möglichst wenig verzerrenden Mechanismen 
dieser Entscheidungsfindung zu suchen.“ (Dietz 1998) 
Das Problem besteht eher darin, dass diese Suche im Rahmen des Neuen 
Institutionalismus meist nicht angegangen wird. Trotz ihres demokratischen 
Selbstverständnisses kommen neo-institutionalistische Arbeiten häufig zu dem Ergebnis, 
„[…] that even if politics matters, democracy as anything more than a means of ‚throwing 
the rascals out’ (to be replaced by others) appears unattainable“ (Smith 1996, 139). 
Damit münden diese Ansätze meist in einem elitistischen Demokratieverständnis. 
 
Klar ist zudem, dass der Neue Institutionalismus kaum ein kohärentes Theoriengebäude 
darstellt, was ihn gelenkig und wenig angreifbar macht. March und Olson (1984, 747) 
nannten ihn selbstironisch ein „empirically based prejudice“. Damit wird aber auch ein 
Anspruch auf Plausibilität erhoben, der durch empirische Fallstudien zu Nationen- bzw. 
Staatsbildung oder zur Entwicklung von Richtlinien sowie Umsetzung staatlicher 
Politiken untermauert wird. Zu den „Vorurteilen“ zählt auch die Annahme, dass Form, 
Funktion und Wirkung des Staates an Bedürfnisse und Interessen der Gesellschaft 
rückgebunden sind (Jessop 2007a, 17), sich selbst aber entlang besonderer politischer 
Handlungsnotwendigkeiten und Prozesse etablieren. „Kurz: Der Staat ist eine Macht aus 
eigenem Recht und dient nicht einfach nur der Ökonomie oder der Zivilgesellschaft“ 
(ebd., 19). Er verfügt über infrastrukturelle Macht, die ihn bzw. die Staatsmanager in die 
Lage versetzen die Gesellschaft zu kontrollieren, zu überwachen, politisch zu regulieren 
und zu disziplinieren.  
 
Während der Neue Institutionalismus im Bereich der Institutionenanalyse auch 
Anschlussstellen für feministische Staatsanalysen eröffnen kann, bilden seine 
staatstheoretischen Prämissen wenig Anhaltspunkte für eine feministische Staatssicht. 
Die Ansätze verwenden ein sehr enges Politikverständnis und neigen dazu, soziale 
Formationen wie Klasse, Gender, Race/Ethnie durch Politiker, Massenpolitik und 
Elitenpolitik zu ersetzten (ebd., 20). Zudem gehen sie von der durchaus umstrittenen 
Prämisse aus, wonach es zwischen Staatsapparat und Gesellschaft, zwischen 
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Staatsmanagern und gesellschaftlichen Kräften sowie zwischen Staatsmacht und 
gesellschaftlicher Macht klare und eindeutige Grenzen gibt (ebd., 21). Am 
problematischsten erscheint aber die politische Intention des Neuen Institutionalismus, 
die Leonard Binder als politische Arglist bezeichnet hat: Der Neue Institutionalismus 
wolle Staatsmanager zu autonomen Handeln ermutigen und blende schädliche Effekte 
autoritärer Herrschaft aus (vgl. ebd., 20f.). Diese Dimension erklärt auch den unterlegten 
Konservativismus im Neuen Institutionalismus, der letztlich einer feministischen 
Aneignung entgegensteht. 
2.4.5. Marxismus 
Karl Marx hatte zwar angeblich die Absicht noch einen vierten Band des „Kapital“ zu 
verfassen, in dem er sich explizit dem Staat widmen wollte, doch dieser ist nicht mehr 
zustande gekommen. Daher gibt es keine originär von Marx stammende Staatstheorie. 
Allerdings finden sich in den Schriften von Karl Marx und Friedrich Engels einige 
Anhaltspunkt für deren Staatssicht,72 die in der marxistischen und neo-marxistischen 
Staatsdebatte zu kontroversen staatstheoretischen Betrachtungen geführt haben. In 
diesen Schriften sind zwei Grundüberlegungen zum Staat enthalten. 
 
Zum einen ist der Staat von der Gesellschaft getrennt institutionalisiert,73 wobei diese 
Trennung als historischer Prozess begriffen wird. In Anlehnung und Kritik an Hegels 
Staatsrecht kam Marx zu dem Schluss, dass im Laufe der Entwicklung das 
gesellschaftliche Allgemeine als von der Gesellschaft Abgesondertes erscheine (vgl. 
MEW Bd.1). Der Staat geht also aus der Gesellschaft hervor und verselbständigt sich: 
„Erst unter dem zweiten Bonaparte scheint sich der Staat der Gesellschaft gegenüber 
verselbständigt und sie unterjocht zu haben. Die Selbständigkeit der Exekutivgewalt tritt offen 
hervor, wo ihr chef nicht mehr des Genie’s, ihre Armee nicht mehr des Ruhms und ihre 
Bureaukratie nicht mehr der moralischen Autorität bedarf, um sich zu rechtfertigen. Die 
Staatsmaschine hat sich der bürgerlichen Gesellschaft gegenüber […] befestigt.“ (Marx 
2007/1852, 118) 
                                                 
72  Als wichtigste Texte gelten „Die deutsche Ideologie“, „Kritik des Hegelschen Staatsrechts“, „Der achtzente 
Brumaire des Louis Bonaparte“, einige Anmerkungen im „Manifest der kommunistischen Partei“ sowie Engels 
Überlegungen zum Absterben des Staates – insbesondere im „Anti-Dühring“ (Herrn Eugen Dührings 
Umwälzung der Wissenschaft) und „Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staates“. 
73  Die Trennung von Staat und Gesellschaft im Marxismus geht auf die sogenannte „Besonderungsthese“ 
zurück, die Marx und Engels in „Die deutsche Ideologie“ aufgestellt hatten. Damit entsteht aber zugleich eine 
Ähnlichkeit zu liberalen Staatsverständnissen, die gerade die Trennung von Staat und Zivilgesellschaft 
betonen und zudem schützen wollen 
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Wie es in der Metapher der „Staatsmaschine“ bereits anklingt, wird der Staat zudem als 
bürokratischer Apparat gesehen,74 mit der Exekutivgewalt als sein Herzstück. In der 
fortschreitenden Arbeitsteilung und der damit einhergehenden Vereinfachung von 
Verwaltungstätigkeiten sah Friedrich Engels schließlich den Anhaltspunkt für eine 
mögliche Überwindung des Staates: „An die Stelle der Regierung über Personen tritt die 
Verwaltung von Sachen und die Leitung von Produktionsprozessen. Der Staat wird nicht 
‚abgeschafft’, er stirbt ab.“ (MEW Bd. 20, 262) 
 
Zum anderen ist der Staat aber nicht einfach die Besonderung des gesellschaftlichen 
Allgemeinen, sondern ein bürgerlicher Staat, der in erster Linie die Interessen der 
Bourgeoisie vertritt, und ein kapitalistischer Staat: Er ist der „ideelle Gesamtkapitalist“.75 
Er bildet den „juridischen Überbau“ der kapitalistischen Produktionsweise und ermöglicht 
deren Reproduktion, indem er bspw. ein Ausbeutungsverhältnis (Lohnarbeit) in ein freies 
Tauschverhältnis (Arbeitsvertrag) transformiert. Hier schließt sich Marx ironische These 
des doppelt freien Arbeiters an, der frei ist, seine Arbeitskraft zu verkaufen, und zugleich 
„frei“ von Produktionsmitteln ist.76
 
Auf Basis der sich teilweise widersprechenden, fragmentarischen Überlegungen zum 
bürgerlichen Staat in den Schriften von Marx und Engels, kam es innerhalb der 
kommunistischen und sozialdemokratischen Gruppierungen zu fundamentalen 
Auffassungsunterschieden. Während die einen den parlamentarischen Weg zum 
Sozialismus für möglich hielten, sahen die anderen die einzige Möglichkeit in der 
Revolution und Schaffung von Arbeiterräten nach sowjetischem Vorbild (vgl. Jessop 
2007a, 14). Dabei waren die theoretischen Annahmen durchaus ähnlich. Entweder 
wurde der Staat als reines Epiphänomen betrachtet – ein juridischer Überbau, der sich 
mit der Veränderung der ökonomischen Basis notwendig auch verändern oder gar 
„absterben“ würde –, oder der Staat galt als „Instrument“, das in kapitalistischen 
Gesellschaften von der Bourgeosie beherrscht würde, an sich aber neutral sei, daher 
auch vom Proletariat erobert und sogar „as the instrument of the transition to socialism“ 
(Clarke 1991, 72) genutzt werden könne. 
                                                 
74  Diese Staatsauffassung hat nicht nur Lenin übernommen, sondern sie macht zudem marxistische Theorie 
grundsätzlich mit Webers Beschreibung des Staates als Herrschaft der Bürokratie kompatibel. 
75  In Ansätzen, die sich auf diese Überlegungen stützen, gerät der Staat zu einer Art Kollektivsubjekt (vgl. 
Jessop 2007a, 14).  
76  Dies ist eine der Grundbedingungen des Kapitalismus: „Zur Verwandlung von Geld in Kapital muß der 
Geldbesitzer also den freien Arbeiter auf dem Waarenmarkt [sic!] vorfinden, frei in dem Doppelsinn, daß er als 
freie Person über seine Arbeitskraft als seine Waare [sic!] verfügt, daß er andrerseits andre Waaren [sic!] nicht 
zu verkaufen hat, los und ledig, frei ist von allen zur Verwirklichung seiner Arbeitskraft nöthigen [sic!] Sachen.“ 
(MEGA II/5, 122) 
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Was als eine Gemeinsamkeit von (neo-)marxistischen Ansätzen gesehen werden kann, 
ist die Grundüberlegung, wonach jede Gesellschaftsformation nach ihrer zentralen 
Produktionsweise zu bestimmen ist. Die Art und Weise wie Menschen ihre materiellen 
Lebens- und Überlebensbedingungen schaffen, entscheidet darüber, wie sie miteinander 
und mit der Natur in Beziehung und Austausch treten, und erst daraus entsteht ein 
Geflecht wechselseitiger Abhängigkeiten, das als Gesellschaft betrachtet werden kann. 
Die moderne Gesellschaft entsteht daher erst durch kapitalistische Vergesellschaftung. 
Diese zeichnet sich durch die Trennung der Eigentümer an Produktionsmitteln von den 
Produzenten aus. Die Produzenten (Proletariat) besitzen nur ihre Arbeitskraft, die 
Eigentümer der Produktionsmittel (Bourgeoisie) eignen sich den im Arbeitsprozess 
produzierten Mehrwert77 an und werden somit zu Kapitalisten. Das Spezifikum des 
Kapitals liegt darin, dass es zu seiner Reproduktion nicht reicht auf einem bestimmten 
Niveau zu verharren, sondern ständig anwachsen muss (Akkumulation). Dies führt zur 
Krisenhaftigkeit des Kapitalismus – einmal wegen der inneren Tendenz des Kapitals zu 
wachsen und sich auszudehnen, was die Konkurrenz zwischen Kapitalisten schürt, dann 
aufgrund des Klassenantagonismus, zumal das kapitalistische Interesse an einer 
Steigerung des Mehrwerts dem proletarischen Interesse an einer adäquaten Beteiligung 
am selbst produzierten Wert widerspricht. 
 
In der Staatstheorie geht es zunächst darum zu klären, warum bürgerliche 
Gesellschaften überhaupt einen Staat institutionalisieren, der (zumindest scheinbar) von 
den herrschenden Klassen getrennt ist. Die weiteren Fragen variieren je nach Ansatz 
und aktueller Problemwahrnehmung. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden zwei teilweise 
konkurrierende Gegenwartsdiagnosen gestellt: Die einen gingen davon aus, dass die 
kapitalistische Entwicklung einen Konzentrations- und Zentralisationsprozess des 
Kapitals bewirkt habe, was zu gesteigerter Monopolbildung geführt habe, sodass die 
Gegenwartsgesellschaft durch das Wirken des Monopolkapitals bestimmt werde. Die 
entsprechenden staatstheoretischen Ansätze des Staatsmonopolistischen Kapitalismus 
(Stamokap) gelten als orthodox marxistisch, zumal sie der „offiziellen“ 
Kapitalismustheorie der DDR entsprachen (vgl. Löffler 1996, 14), aber auch von 
offizieller Seite nicht anerkannte Vertreter (insbesondere in den USA z.B. Paul Sweezy, 
Ralph Miliband) werden der „Theory of State Monopoly Capitalism“ zugerechnet. Die 
anderen gingen davon aus, dass die gesellschaftliche Entwicklung in die Phase des 
                                                 
77  Im Arbeitsprozess wird Wert geschaffen, der zum einen die Reproduktion der Arbeitskraft sicher stellt 
(Arbeitslohn), zum anderen aber auch die Reproduktion des Kapitals (Mehrwert). 
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„Spätkapitalismus“ eingetreten sei (z.B. Ernest Mandel, Claus Offe, Jürgen Habermas).78 
Gemeint ist eine historische Phase, die die Phase des Hoch- bzw. 
Konkurrenzkapitalismus des Laissez-fair im 19. Jh. abgelöst hat, die ihrerseits dem 
Frühkapitalismus mit merkantiler Wirtschaftspolitik gefolgt war (Esser 1985, 219). Der 
Spätkapitalismus ist ebenfalls durch Monopolbildung gekennzeichnet, die 
Einschätzungen des Staats divergieren jedoch stark: 
 
Stamokap-Ansätze vertreten eine instrumentalistische Staatssicht, wonach das 
Monopolkapital letztlich den Staat für seine Zwecke nutzen kann. Der Staat interveniert 
derart in ökonomische Prozesse, dass die immanente Krisenhaftigkeit des Kapitalismus 
zugunsten monopolistischer Großbetriebe und auf Kosten anderer Kapitalfraktionen und 
der Arbeiterschaft außer Kraft gesetzt wird. Da nun aber ein kollektives Interesse der 
Monopole, das sich qualitativ von den Einzelinteressen unterscheidet, erst staatlich 
formuliert werden muss, kann der Staat nicht einfach als „Marionette“ der Monopole 
betrachtet werden, sondern bedarf einer gewissen Handlungsautonomie, die jedoch in 
Stamokap-Ansätzen nicht erklärt werden kann (vgl. Löffler 1996, 15). Die tatsächliche 
Krisenentwicklung kapitalistischer Gesellschaften in den 1970er Jahren, konnte letztlich 
auf dieser theoretischen Basis überhaupt nicht mehr erfasst werden: „The inability of the 
state to deal with a growing economic crisis undermined the view that the state was able 
to function effectively as the instrument of capita.l“ (Clarke 1991, 4) 
 
In Spätkapitalismustheorien wurde eine durch den wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt notwendig gewordene Rolle des Staates als Planungszentrum der 
gesellschaftlichen Produktion betont. Ökonomischen Krisen werde daher permanent 
politisch vom Staat entgegengesteuert, was dieser aber aufgrund der strukturellen 
Trennung von Staat und Ökonomie nicht grundlegend leisten kann. Gleichzeitig ist der 
Staat materiell abhängig von der kapitalistischen Produktion, muss aber die 
Reproduktion der Gesamtgesellschaft sichern, weshalb er nicht einseitig nur die 
Interessen monopolistischer Kapitalfraktionen berücksichtigen kann. Damit erklärt sich 
                                                 
78  Perry Anderson (1978, 145) weist darauf hin, dass Mandels Werk „der Spätkapitalismus“ den ersten Versuch 
darstellt, mit Hilfe der klassischen marxistischen Kategorien eine Analyse der weltweiten Entwicklung der 
kapitalistischen Produktionsweise seit dem Zweiten Weltkrieg zu erstellen. Claus Offe und Jürgen Habermas 
hingegen, kommen beide aus der Tradition der „Frankfurter Schule“, die eine Wendung von der Politischen 
Ökonomie hin zu Philosophie und Psychoanalyse vollzogen hat, was laut Anderson durchaus nicht 
ungewöhnlich ist für den „Westlichen Marxismus“ schon seit der Zwischenkriegszeit. Die Zuordnung von 
Habermas zu Spätkapitalismustheorien gilt zudem nur für „Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus“. 
Ansonsten beschäftigte er sich relativ wenig mit Fragen der Staatstheorie, konnte mit seiner „Theorie des 
kommunikativen Handelns“ jedoch einen Beitrag zur Gesellschafts- und Demokratietheorie liefern. Claus Offe 
war einer der Wegbereiter für die Poulantzasrezeption im deutschsprachigen Raum, näherte sich selbst aber 
zunehmend neo-pluralistischen Debatten an. 
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auch die staatliche Zuständigkeit für soziale Daseinsvorsorge (Wohlfahrtsstaat). Der 
Staat, der in diesen Ansätzen vorrangig als Weberianischer Verwaltungsstaat betrachtet 
wird, hat somit zwei zentrale Funktionen zu erfüllen. Gegenüber der kapitalistischen 
Produktion erfüllt er eine Akkumulationsfunktion, sichert also die 
Reproduktionsbedingungen des Kapitals, gegenüber der Gesellschaft als Ganzes erfüllt 
er eine Legitimationsfunktion, muss also allgemeine Akzeptanz für seine politischen 
Interventionen herstellen (vgl. ebd., 7). Aufgrund der politischen Steuerungsversuche 
schlagen aber ökonomische Krisen auf das politische System durch und verursachen 
eine latente politische Dauerkrise, die sich als Fiskal- oder Legitimationskrise des 
Staates manifestiert. Politische Krisen können aber auch unabhängig von ökonomischen 
Krisen entstehen, wenn und soweit die Verfolgung der zentralen Staatsfunktionen einen 
Zielkonflikt ergeben.  
 
Spätkapitalismustheorien schließen sowohl an die „’Planungseuphorie’ in der zweiten 
Hälfte der 60er Jahre“ (Abromeit 1976, 2) an, können zudem ihr Scheitern erklären, als 
auch an die zu Beginn der 1970er Jahre aufkommende Sozialstaatsdebatte.79 Kritik 
wurde vor allem an der „hegelianisch-evolutionistischen Sichtweise“ (Esser 1985, 224) 
geübt, die schon im Begriff „Spätkapitalismus“ zum Ausdruck komme, und nicht in der 
Lage sei, kapitalistische Entwicklung als „Geschichte von Klassenkämpfen“ mit prinzipiell 
offenem Ausgang zu konzipieren. Zudem verwendeten ihre Vertreter ein 
systemtheoretisches Paradigma, in dem die ökonomische Basis zur Systemumwelt des 
Staates geriet, der seinerseits theoretisch unbegründet zum Zentrum der 
gesellschaftlichen Steuerung avancierte, zugleich aber, aufgrund des Interesses des 
Staates an sich selbst (Offe), Subjektstatus verliehen bekam.80 Und zu guter letzt wird 
das Verhältnis zwischen Politik und Ökonomie als rein äußerliches verstanden, womit die 
Spezifik eines kapitalistischen Staates nicht erfasst werden kann (Clarke 1991, 8). 
 
Beiden Ansätzen der marxistischen Staatstheorie erwuchs innertheoretische Konkurrenz 
in der Staatsableitungsdebatte,81 deren Vertreter es sich zur Aufgabe gemacht hatten, 
zu beweisen, dass jede kapitalistische Gesellschaftsformation notwendig einen 
kapitalistischen Staat hat (Jessop 2007a, 14), selbst wenn dieser die konkrete Form des 
                                                 
79  Spätkapitalismustheorien werden mitunter auch der „Keynsianischen Linken“ zugezählt (vgl. Löffler 1996, 14). 
80  Die hegelianisch-subjektivischen Dimensionen der Spätkapitalismustheorien sind wahrscheinlich über die 
„Frankfurter Schule“ vermittelt, zumal sowohl Habermas als auch Offe aus dieser Theorietradition kommen. In 
ihren Überlegungen zur Form des kapitalistischen Staates orientierten sie sich stark an Webers Vorstellung 
einer rationalen Bürokratie als Herrschaftsform, platzierten diesen jedoch in eine marxistisch definierte 
Klassengesellschaft (vgl. Clarke 1991, 6). 
81  Die Staatsableitungsdebatte kann bereits dem Neo-Marxismus zugezählt werden. Ich zählte sie jedoch 
aufgrund ihrer orthodoxen Implikationen zum Theorienkonglomerat des Marxismus. 
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Sozialstaats annimmt. Den Spätkapitalismustheorien wurde „Politizismus“ vorgeworfen, 
weil sie eine Autonomie des Staates annahmen und zu weit von der kapitalistischen 
Basis abstrahierten, den Stamokap-Ansätzen hingegen wurde ein mit dem einseitigen 
Blick auf das Monopolkapital verkürzender „Ökonomismus“ vorgeworfen, der nicht in der 
Lage sei, die Rolle des Staates in einer kapitalistischen Gesellschaft zu erfassen. In den 
Details waren die Beiträge zu dieser Staatsableitungsdebatte sehr heterogen (vgl. Löffler 
1996, 33ff.). Gemeinsam ist ihnen der Anspruch eine Formanalyse des kapitalistischen 
Staates auf Basis der Marxschen Formanalyse82 der bürgerlichen Produktionsweise zu 
erstellen, wobei „Ableitung“ meint, die Vermittlungsstruktur zwischen Produktionsweise 
und Staat aufzudecken. Grundlegend ist somit die Frage, warum die bürgerliche 
Gesellschaft eine von ihr gesonderte Institution des Staates notwendig braucht. 
Theoretischer Anknüpfungspunkt bildete „das Kapital“, interpretiert als umfassende 
Gesellschaftstheorie, und nicht die üblichen Texte von Marx und Engels, in denen sie 
tatsächlich auf den Staat zu sprechen kamen. Durch die Betonung der „logischen 
Ableitung“83 wurde die gesamte Debatte zu einem hoch-abstrakten, kategorialen Insider-
Diskurs. Meist wurde der Staat damit erklärt, dass die kapitalistische Selbstreproduktion 
unvollkommen sei, und der Staat die Mängel der kapitalistischen Gesellschaft 
kompensieren müsse, um die Gesamtreproduktion zu gewährleisten. Dass er dazu in der 
Lage ist, bleibt eine vortheoretische Annahme. Dennoch wird der Staat damit nicht nur 
gesellschaftlich notwendiger Funktionsträger, der die Reproduktion sichert, sondern 
muss dafür auch Handlungsspielräume haben, die ihn gegenüber allen Kapitalfraktionen 
(auch dem Monopolkapital) relativ unabhängig agieren lassen. 
 
Den Staatsableitungen wurde letztlich vorgeworfen, dass sie den Staat rein 
funktionalistisch betrachten – und zwar in doppelter Weise: Zum einen setzen die 
meisten tatsächlich bei konkreten Staatsfunktionen an, und selbst, wenn dem nicht so 
ist, werden politische Krisen letztlich als „Funktionsüberlastung des Staates“ (Hirsch 
1974) beschrieben. Zum anderen sind die Ansätze auch in einem 
wissenschaftstheoretischen Sinn funktionalistisch, weil staatliches Handeln immer als 
funktional für den kapitalistischen Verwertungsprozess und folglich für die 
gesellschaftliche Gesamtreproduktion begriffen wird. Das Ziel der 
Staatsableitungsdebatte bestand darin, den sozialdemokratischen Reformismus der 
frühen 1970er Jahre ideologiekritisch zu hinterfragen und den Stamokap-Theorien etwas 
                                                 
82  Gemeint ist Marx’ Vorgehen im „Kapital“, wo er die Wertform zur allgemeinen Form im Kapitalismus erklärt, 
die es letztlich ermöglicht alles in Waren zu verwandeln. 
83  Der Anspruch, wonach die Ableitung auch historisch erfolgen sollte, wurde nicht eingelöst bzw. darauf 
reduziert, dass die Ableitung nur für die historische Phase des Kapitalismus gelte. 
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entgegen zu halten (Hirsch 1983, 161). Sie konnten aber den linkskeynesianischen und 
systemtheoretischen (Spätkapitalismustheorien und neo-pluralistischen) Analysen nichts 
entgegensetzten. 
 
Feministische Kritik am Marxismus wurde gerade von denjenigen geäußert, die ihre 
theoretischen Bemühungen analog dem Marxismus als emanzipatorisches Projekt 
begriffen, und tatsächlich einige marxistische Konzepte aufgriffen und 
weiterentwickelten. Das sind zum einen die sogenannten „radikalen Feministinnen“, zum 
anderen marxistische bzw. sozialistische Feministinnen. Beide kritisierten nicht nur 
einzelne Ansätze, sondern konstatierten eine grundlegende androzentrische Schieflage 
im (orthodoxen) Marxismus. 
„Marx’s theory […] is profoundly embedded within a masculine horizon of meaning and 
sensibility. […] it is part and parcel of a misogynous configuration of values, meanings, and 
practices to which feminism stands opposed.” (Di Stefano 1991, 147) 
Marx selbst hatte die Geschlechterdifferenz vorwiegend als natürliche Ungleichheit 
betrachtet: „His work shares with liberal theory the view that women naturally belong 
where they are socially placed.“ (MacKinnon1989, 113) Friedrich Engels hingegen 
betrachtete den Status von Frauen als soziales Phänomen, das er auf eine ursprüngliche 
Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern zurückführte, die alle Gesellschaften 
(natürlich) aufweisen, aber erst in Klassengesellschaften (auch vorkapitalistischen) 
hierarchisiert werde. Damit liegt das Problem von Frauenunterdrückung jedoch im 
Klassenantagonismus, nicht im Geschlechterverhältnis. In der marxistischen Tradition 
wurde damit die Emanzipation der Frau an die Überwindung der Klassengesellschaft 
gekoppelt und damit der proletarischen Revolution untergeordnet: 
„The socialization of housework and the full entry of women into production is necessary to end 
women’s isolation in the family and her subordination to men within it. Woman’s liberation will 
therefore come with the end of the private property ownership and class relations that caused 
her oppression.” (MacKinnon 1989, 22) 
 
Als die radikalen Feministinnen in der Studentenbewegung der 1960er Jahre die 
Frauenfrage aufwarfen, wurde diese von den Kollegen als unpolitisch abgetan, weil nach 
wie vor die Vorstellung vorherrschte, Geschlechterrollen seien „natürlich“ und damit nicht 
politisch verhandelbar. Als Reaktion darauf, entwickelten sie den Slogan: „Das 
Persönliche ist Politisch.“ (vgl. Benhabib/Nicholson 1987, 556) Dennoch bleiben starke 
Analogien zu marxistischen Vorstellungen von Gesellschaft erhalten. Klasse wurde 
lediglich durch Geschlecht und Klassenherrschaft durch „Männerherrschaft“ (Patriarchat) 
ersetzt: 
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“Der von Maria Mies (1986) kreierte Begriff des ‘ideellen Gesamtpatriarchen’ erinnert an die 
Schwierigkeit der marxistischen Diskussion der 70er Jahre, das Ideelle am ‘ideellen 
Gesamtkapitalisten’ analytisch in den Griff zu bekommen. Der Staat handelt im Interesse von 
Männern, ohne als Patriarch real ausmachbar zu sein.“ (Ostenhof 1999, 154f.) 
Catharine MacKinnon (1982) hielt eine marxistische Analyse für ein Verständnis 
patriarchaler Herrschaft des Staates für grundsätzlich unzureichend. Frauen und 
feministische Themen in ein marxistisches Theoriendesign zu integrieren, sei nicht 
geeignet, um die Spezifik männlicher Herrschaft zu erfassen. Trotz aller Ähnlichkeiten 
seien Marxismus und Feminismus als unterschiedliche Theorien zu verstehen, die von 
unterschiedlichen Kategorien ausgehen. Was „Arbeit“ für den Marxismus ist, ist 
„Sexualität“ für den Feminismus (MacKinnon 1982, 515). Es genüge nicht Frauen in die 
Kategorie Klasse zu integrieren, um damit Frauenunterdrückung zu erklären, sondern 
umgekehrt, solle eine radikalfeministische Theorie in der Lage sein, sexuelle Herrschaft 
so zu fassen, dass damit auch Klassenherrschaft erklärt werden könne (ebd., 528). 
Methodisch ging es also darum, aufzuzeigen, dass Frauenunterdrückung nicht einfach 
aus der Kapitallogik ableitbar ist. Während marxistische Theoretikerinnen aber immer 
noch versuchten, den spezifischen Zusammenhang zwischen Kapitalismus und 
Patriarchat zu erklären, wandten sich andere von der Kapitalismuskritik ab (vgl. Haug 
1995, 229). 
 
Sozialistischer Feminismus teilt mit dem radikalen die „Kritik an der Unfähigkeit der 
Linken, die Frauenfrage in ihre Theorie und Praxis aufzunehmen“ (Benhabib/Nicholson 
1987, 557). Der totalisierende Reduktionismus der marxistischen Machtanalyse, der alle 
Herrschaft in der Gesellschaft auf Klassenverhältnisse zurückführt (Brown 1992, 16), 
mache ihn blind für andere gesellschaftliche Asymmetrien und Ausbeutungsverhältnisse. 
Die bürgerlich-liberale Trennung von öffentlicher und privater Sphäre wird in neo-
marxistischen Ansätzen zwar als Trennung von Staat (Politik) und Gesellschaft 
(Ökonomie) hinterfragt und in ihrer Herrschaftsrelevanz erkannt. Doch gleichzeitig wird 
eine Trennung zwischen privat (Familie) und öffentlich (Ökonomie) hergestellt und 
bekräftigt, indem zwischen bezahlter (produktiver) und unbezahlter (reproduktiver) Arbeit 
unterschieden wird. Nur bezahlte Lohnarbeit ist in der Kapitalismuskritik von Interesse 
und wird als Ausbeutungsverhältnis dechiffriert, unbezahlte Hausarbeit hingegen, wird 
aus der Analyse ausgeblendet. Darin vermuten aber radikale und sozialistische 
Feministinnen einen zentralen Modus der Geschlechterherrschaft. Die sogenannte 
„Hausarbeitsdebatte“ entwickelte sich unmittelbar aus dieser Kritik. Die Reduktion der 
Marx’schen Werttheorie auf die Lohnarbeit bzw. die Arbeitskraft als Ware, wurde 
kritisiert, indem herausgearbeitet wurde, dass die unentgeltliche Hausarbeit von Frauen 
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erst die Reproduktion der männlichen Arbeitskraft ermöglicht. In diesem Sinne ist 
Hausarbeit als ständige „ursprüngliche Akkumulation“ zu verstehen (Haug 1995, 226) 
und bildet eine zentrale Voraussetzung für kapitalistische Ausbeutung. 
 
Die Gesamtreproduktion des Kapitalismus basiert daher auf unentgeltlich geleisteter 
Reproduktionsarbeit, die vorwiegend Frauen erbringen, und für die auch heute noch 
weibliche Zuständigkeit angenommen wird. Der „doppelt freie Lohnarbeiter“ ist männlich, 
weil Frauen nicht immer die Freiheit haben, ihre Arbeitskraft zu verkaufen. 
„Women, of course, do not bear the first kind of ‚freedom’ when they are engaged in 
reproductive work – they cannot ‚freely’ dispose of their labor as a commodity nor ‚freely’ 
compete in the labor market. This is one of the mechanisms by which capitalism is 
fundamentally rather than incidentally gendered.” (Brown 1992, 21) 
Auch Berufstätigkeit von Frauen liegt vorwiegend auf der „Verlängerungsachse“ von 
Hausarbeit und Kindererziehung, was zu einer geschlechtsspezifischen Segregation des 
Arbeitsmarktes führt. Darin offenbart sich letztlich die „patriarchale Kleinfamilie“ als Norm 
der kapitalistischen Gesellschaft. Denn Frauenarbeit wird nicht im vollen 
Reproduktionsumfang der Arbeitskraft entlohnt, sondern als familialer Zuerwerb 
betrachtet. Frauen und Kinder fallen unter den Begriff der Reproduktion der (männlichen) 
Arbeitskraft. D.h. Männerarbeit ist im Idealfall so entlohnt, dass davon eine Kleinfamilie 
(Mutter, Vater, zwei Kinder)84 leben können. Die Stützung dieses (fordistischen) 
„Familien-Ernährer-Modells“ bildet den zentralen Angriffspunkt feministischer 
Wohlfahrtsstaatskritik. Im Gegensatz zur neo-marxistischen Debatte um den 
klassenneutralen Schein des Staates, ist diese Kritik somit weniger um das Aufzeigen 
des eigentlichen Klassencharakters des Staates bemüht, denn um seinen patriarchalen 
Kern. 
2.4.6. Neo-Marxismus 
Staatstheoretische Arbeiten innerhalb der neo-marxistischen Debatte zielten vorrangig 
darauf, „die abstrakt-formelle, teilweise mechanistisch-ökonomistische und insgesamt 
                                                 
84  Diese Kleinfamilie war schon bei David Ricardo das Maß für den idealen Arbeitslohn, das eine umfassende 
Reproduktion der Arbeitskraft definiert – alles was der Arbeiter an unmittelbarer Versorgungsleistung braucht 
und im Sinne der Reproduktion als nächste Generation. Allerdings sollten Arbeiter zur Verhinderung von 
Bevölkerungswachstum auf keinen Fall mehr als zwei Kinder haben. Weil und wenn sie zu viele Kinder 
zeugen, steigt das Angebot am Arbeitsmarkt, sinken die Löhne und die Arbeitskraft kann nicht mehr 
reproduziert werden. Dieses „eherne Gesetz“ führt zu Frauen- und Kinderarbeit, die folglich nicht nur 
realpolitisch, sondern auch werttheoretisch als Zuverdienst definiert wurden. Marx’ Kritik an Ricardo bewirkte 
auf lange Sicht aber eher eine Idealisierung der Kleinfamilie denn ihre Infragestellung. Selbst die proletarische 
Frauenbewegung wollte – ganz im Gegensatz zur bürgerlichen Frauenbewegung, die mit Berufsverboten zu 
kämpfen hatte – eher eine Befreiung von der Lohnarbeit als eine Befreiung von unbezahlter 
Reproduktionsarbeit. 
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(auch) ahistorische Staatsanalyse“ (Esser 1985, 225) zu überwinden. Für die Lösung 
dieser Probleme wurden staatstheoretisch besonders die Arbeiten von Nicos Poulantzas 
relevant, für die ökonomische Gesellschaftstheorie die „Regulationstheorie“, die es 
ermöglichen sollte eine historisch angemessenere Analyse konkreter kapitalistischer 
Gesellschaften anzuleiten. 
 
Nicos Poulantzas war ein Schüler von Louis Althusser, der dem französischen 
Strukturalismus zugerechnet wird. Dieser nutzte jedoch den sprachwissenschaftlichen 
Strukturbegriff hauptsächlich dafür, um hegelianische Vorstellungen aus dem Marxismus 
zu verbannen. In „das Kapital lesen“ (gemeinsam mit Etienne Balibar) versuchte er einen 
„epistemologischen Einschnitt“ in Marx’ Schriften aufzuzeigen, die zugleich einen „Bruch“ 
mit der Hegelschen Dialektik darstellen. „Damit widerlegt Althusser die Vorstellung einer 
bruchlosen Entwicklungslinie von Hegel über Marx zu Lenin.“ (Löffler 1996, 88) Folglich 
haben auch die gemeinsamen Begriffe völlig verschiedene Bedeutungen. Während 
„Totalität“ bei Hegel die Rückführbarkeit auf ein inneres Prinzip meint, sei Totalität bei 
Marx ein komplexes, in sich gegliedertes Ganzes – also eine „Struktur“. Gesellschaft als 
Struktur zu begreifen meint ökonomische, politische und ideologische „Instanzen“ zu 
erfassen, die zueinander in einem Verhältnis relativer Autonomie stehen, in jeder 
konkreten Gesellschaftsformation jedoch auch in einem bestimmten 
Verknüpfungsverhältnis (Artikulationsverhältnis) zueinander. Entwicklung vollzieht sich 
daher nicht im Sinne der hegelschen Dialektik auf Basis eines Widerspruchs (These-
Antithese), der sich in einer Synthese aufhebt, sondern jede Instanz erzeugt eigene 
Widersprüche, die erst in ihrer komplexen Abhängigkeit eine historische (revolutionäre) 
Situation erzeugen können, die zu einem historischen Wandel der Gesamtstruktur führen 
kann. Da die Elemente der Widerspruchshäufung (Überdeterminierung) nicht 
prognostizierbar sind, ist auch die Zukunft offen. Damit ist eine teleologische 
Geschichtsauffassung nicht mehr möglich. 
 
Althussers Konzeption beinhaltet zudem eine Absage an ökonomistische Auffassungen, 
wonach ausschließlich die Widersprüche der ökonomischen Basis Veränderung und 
Dynamik des Kapitalismus erzeugen können. Für Althusser ist eine kapitalistische 
Gesellschaft zwar eine Struktur mit Dominante – d.h. ein Widerspruch 
(Hauptwiderspruch) kann die anderen (Nebenwidersprüche) beherrschen – und das 
Ökonomische ist determinierend in letzter Instanz. Aber welche Instanz tatsächlich einen 
Hauptwiderspruch erzeugt variiert in historisch konkreten Situationen:  
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„Es ist tatsächlich die große Lehre der Praxis, daß, wenn die Struktur mit Dominante konstant 
bleibt, der Gebrauch der Rollen in ihr wechselt: Der Hauptwiderspruch wird nebensächlich, ein 
Nebenwiderspruch nimmt seinen Platz ein, der Hauptaspekt wird nebensächlich, der 
Nebenaspekt wird der hauptsächliche.“ (Althusser 1968, 158) 
Die Betrachtung aller Instanzen und ihre Widersprüche als eine komplexe Struktur 
bedeutet dann auch, dass eine kapitalistische Gesellschaft nicht einseitig auf Basis der 
ökonomischen Instanz erfasst werden kann – also eine Produktionsweise noch keine 
Gesellschaftsformation ausmacht –, sondern auch politische und ideologische Instanz 
gleichwertig zu berücksichtigen sind, denn diese bilden Existenzbedingungen für den 
ökonomischen Produktions- und Reproduktionsprozess. Um das Zusammenspiel der 
drei Instanzen zu beschreiben griff Althusser auf Antonio Gramscis Konzept der 
Hegemonie zurück, mit dem es ihm gelang, den Staat als Zwangsinstrument im Dienste 
der herrschenden Klasse (Althusser 1968, 78) zu begreifen, der aber gleichzeitig die 
Beherrschten ideologisch integriert. Somit kann Althusser die politische Stillstellung von 
Klassenkämpfen erklären, und löst gleichzeitig den Klassenbegriff aus seiner rein 
ökonomischen Bestimmung.85 Denn auch ideologische Vorstellungen und politische 
Positionierungen tragen zur Formierung unterschiedlicher Klassen bei. „Classes in the 
Althusserian model are not first economic, and then political and ideological entities. 
They are always all three.” (Connell 1979, 310) Somit ist auch die Bewußtwerdung der 
Klassenlage (Klasse an sich und Klasse für sich) kein Erfordernis mehr für die Existenz 
von Klassenkämpfen. 
 
Poulantzas war nun hauptsächlich darum bemüht, den Klassenkampf wieder zum Motor 
der Geschichte zu machen (Clarke 1991, 86). Während die kapitalistische 
Produktionsweise nur zwei antagonistische Klassen erzeugt (Bourgeoisie und 
Proletariat), umfasst jede konkrete Gesellschaftsformation mehrere Produktionsweisen, 
die quasi als historische Überreste fortbestehen, auch wenn sie nicht dominant sind, 
weshalb es immer gleichzeitig mehrere Klassen gibt. Zudem existieren Klassen nicht 
einfach und treten dann und wann in einen Klassenkampf, sondern „gesellschaftliche 
Klassen umgreifen Klassenpraktiken, d.h. den Klassenkampf, und sind nur in ihrem 
Gegensatz faßbar“ (Poulantzas 1975, 14). Die Vielzahl von Klassenpraktiken zeigt 
Fraktionen und Schichten innerhalb einer Klasse an, die als relativ autonome 
                                                 
85  Die Begründung dafür sieht Althusser darin, dass die Bestimmung der Klassen in der Produktion nur ein 
technologisches und damit asoziales Verhältnis, nicht jedoch ein soziales bezeichnen kann. Um soziale 
Klassen zu bestimmen, ist es erforderlich beim Sozialen – also von der Gesellschaft als Struktur – 
auszugehen. Klassenverhältnisse sind folglich soziale Verhältnisse, die immer schon politische und 
ideologische Bestimmungsmomente enthalten (vgl. Clarke 1991, 81). In der Einschätzung von Simon Clarke 
(ebd., 83f.) folge diese Argumentation jedoch einer „bürgerlichen“ Konzeption von Produktion, und 
widerspreche der Marxschen Konzeption von Produktion, in deren soziale Verhältnisse nicht nur der 
unmittelbare Arbeitsprozess, sondern der gesamte Verwertungsprozess eingehe. 
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gesellschaftliche Kräfte auftreten können. Somit entwickelt Poulantzas die Vorstellung 
von einer Klassengesellschaft, die hoch komplex und in sich heterogen ist, sodass 
politische Interessen nicht einfach aus der Klassenlage abgeleitet werden können, und in 
der permanent die unterschiedlichsten Klassenkämpfe stattfinden.86
 
In einer solchen Gesellschaftsformation ändert sich die Bestimmung des Staates 
grundlegend. Er ist das Terrain, auf dem Klassenkämpfe stattfinden, und ist bereits in 
der Konstituierung unterschiedlicher Klassen(-fraktionen) präsent (Poulantzas 1978, 32). 
Der Staat selbst muss als ein soziales Verhältnis begriffen werden. Er ermöglicht es den 
herrschenden Klassen ein gemeinsames Interesse zu formulieren und damit einen 
„Block an der Macht“ zu bilden. Er muss aber auch die subalternen Klassen 
desorganisieren und integrieren, was nicht nur mittels Ideologie erfolgt, sondern zudem 
ein materielles Substrat erfordert. Als materielle Verdichtung der Kräfteverhältnisse der 
Klassen ist der Staat permanenten Wandlungen unterworfen. Er umfasst 
unterschiedliche Staatsapparate, in denen je andere Kräfteverhältnisse institutionalisiert 
sind. Staatliche Zuständigkeiten können je nach Kräfteverhältnissen variieren und sich 
auf andere Terrains verlagern. Um also die Klassenkämpfe in politischen Bahnen zu 
halten und Konflikte immer wieder auszubalancieren ist es erforderlich, dass der Staat 
gegenüber allen Klassen „relative Autonomie“ hat. 
„Diese Autonomie manifestiert sich konkret in den verschiedenen widersprüchlichen 
Maßnahmen, die jede dieser Klassen und Fraktionen mittels ihrer spezifischen Präsenz im 
Staat und der daraus resultierenden Widersprüchlichkeit erfolgreich in die staatliche Politik 
einbringen kann.“ (Poulantzas 1978, 125) 
In diesem Staatsverständnis ist die Vorstellung, die herrschende Klasse könne den Staat 
für ihre Zwecke instrumentalisieren, endgültig passé, denn ohne Staat kann sich der 
Block an der Macht gar nicht organisieren. Der Staat geht somit der Klassenherrschaft 
voraus. Zugleich ermöglicht er Bündnisse mit anderen Klassenfraktionen und kann sogar 
Oppositionszentren gegenüber den herrschenden Klassen umfassen. Der Staat wird 
damit selbst zu einem umkämpften Terrain. Er hat zwar eine gewisse 
Handlungsautonomie, die sich in staatlichen Politiken zeigt, doch damit ist er nicht als 
Subjekt zu verstehen. Denn seine Handlungen resultieren aus Kräfteverhältnissen im 
Staat. Zugleich kann der Staat nicht mehr als Steuerungszentrum begriffen werden, weil 
er notwendig unterschiedliche, teils widersprüchliche Politiken durchsetzt. Dennoch 
sichert er die Reproduktionsbedingungen der kapitalistischen Produktionsweise,87 nicht 
                                                 
86  Diese Klassenkonzeption kritisierte Clarke (1991, 95) als Übernahme einer bürgerlich-pluralistischen 
Soziologie. 
87  Ein zentraler Punkt in Poulantzas’ Argument ist, dass der Staat „ein notwendiges konstituierendes und 
reproduzierendes Element innerhalb der gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse ist“ (Barrow 2006, 40). 
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zuletzt, indem er es überhaupt erst ermöglicht ein gemeinsames Interesse 
konkurrierender Kapitalfraktionen zu formulieren. Gleichzeitig schirmt er dieses vor den 
subalternen Klassen ab, indem er diese politisch desorganisiert, ideologisch88 und 
materiell einbindet und teilweise sogar Bündnisse zwischen kleinbürgerlichen Schichten 
und Kapitalfraktionen ermöglicht. Doch dahinter steckt keine subjektive Strategie des 
Staates, sondern wiederum Klassenpraktiken. 
 
Im Rahmen der Regulationstheorie wurde versucht, eine historisch angemessenere 
Konzeption kapitalistischer Verhältnisse zu entwickeln. Kapitalismus wurde nicht mehr 
als eine historische Epoche betrachtet, die aus dem Feudalismus hervorgegangen ist 
und eventuell im Kommunismus enden wird, sondern wird selbst in mehrere Phasen 
unterteilt, die je aus Krisen der Akkumulation hervorgegangen sind. Die veränderten 
Formen des Kapitalismus (Entwicklungsmodelle) sind auch nicht einfach einem mehr 
oder minder linearen Monopolbildungsprozess geschuldet, sondern werden komplexer 
als unterschiedliche Akkumulationsregime dargestellt, die nur in Kombination mit 
historisch-spezifischen Regulationsweisen eine relativ stabile Phase ergeben. Wie schon 
bei Althusser und Poulantzas geht es auch in der Regulationstheorie darum, 
aufzuzeigen, dass eine kapitalistische Produktionsweise nicht aus sich heraus stabil ist, 
sondern immer in bestimmter Weise sozial eingebettet und reguliert ist (vgl. Jessop 
2007a, 17). Dies wurde gegen die neo-liberale Vorstellung von der Regulierungskraft des 
Marktes formuliert, gegen die strukturale Idee der „autoréglage“89 bzw. die 
systemtheoretische (autopoietische) Selbststeuerung, aber auch gegen den Neuen 
(ökonomischen) Institutionalismus, der Reproduktion auf die Aktionen bewusst 
handelnder Akteure zurückführt. Vielmehr sollte sowohl die Veränderungsdynamik des 
Akkumulationsprozesses, die sich einer bewussten Steuerung entzieht, erfasst werden 
und gleichzeitig die Relevanz sozialer Auseinandersetzungen für die konkrete 
Gestaltung kapitalistischer Verhältnisse (Löffler 1996, 149). 
 
                                                                                                                                                        
Damit wendet er sich vehement gegen jede Vorstellung, der Kapitalismus könne sich auf Ebene der 
ökonomischen Instanz aus sich heraus reproduzieren. Staatliche Intervention in die ökonomische Sphäre ist 
somit keine Frage des politischen Willens, sondern immer notwendig gegeben. 
88  Clarke (1991, 89) weist zu Recht darauf hin, dass Poulantzas keine spezifische Autonomie des Ideologischen 
im Verhältnis zum Politischen einführt. „Firstly, the function of the ideological level is simply a specification of 
the function of the political level. In the second place, because the levels are given a functional and not an 
institutional definition, all institutions which embody ideological domination are thereby assimilated to the state, 
even if they have no institutional connection with the state, as ‘ideological state apparatuses’.” 
89  „Autoréglage“ meint, dass die Elemente einer Struktur so miteinander verknüpft sind, dass die Änderung eines 
Elements notwendig zur Änderung aller anderen führt, in Summe aber die Struktur erhalten. Die Struktur ist 
somit dynamisch, aber historisch stabil. 
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Im Begriff des Akkumulationsregimes sind bereits die Elemente seiner unmittelbaren 
Reproduktion enthalten. Es bezeichnet ein Entsprechungsverhältnis zwischen sich 
ändernden Produktionsbedingungen und „Veränderungen in den Bedingungen des 
Endverbrauchs“ (Lipietz 1985, 120). Dieses ist über eine gewisse Zeitperiode hinweg 
stabil, und kann daher als eine historische Phase des Kapitalismus bezeichnet werden. 
Ein Akkumulationsregime ist aber nicht aus sich heraus stabil, sondern bedarf der 
Regulation, die eine historische und konkrete Form als „Regulationsweise“ annimmt.  
„Wir nennen im folgenden ‚Regulationsweise’ die Gesamtheit institutioneller Formen, Netze und 
expliziter und impliziter Normen, die die Vereinbarkeit von Verhaltensweisen im Rahmen eines 
Akkumulationsregimes sichern, und zwar sowohl entsprechend dem Zustand der 
gesellschaftlichen Verhältnisse als auch über deren konfliktuelle Eigenschaften hinaus.“ (Lipietz 
1985, 121) 
In diesem Begriff der Regulationsweise ist letztlich auch der Staat zu verorten. Im 
Gegensatz zu Akkumulationsregimen, die die Tendenz haben, sich (zumindest in ihren 
zentralen Elementen) über die kapitalistische Welt auszubreiten, sind Regulationsweisen 
an nationale Ökonomien gebunden. Damit können letztlich auch Unterschiede zwischen 
einzelnen Staaten erklärt werden. Erst die Kombination aus Akkumulationsregime und 
Regulationsweise ergibt ein Entwicklungsmodell, eine bestimmte Phase des 
Kapitalismus. So gilt z.B. die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg bis in die Mitte der 1970er 
Jahre als „Fordismus“,90 der durch Massenproduktion und Massenkonsum sowie durch 
sozialstaatliche Regulierung in nationalstaatlich unterschiedlicher Ausgestaltung 
gekennzeichnet ist. Auch in der Regulationstheorie wird davon ausgegangen, dass ein 
solches Entwicklungsmodell nur durch Hegemonie zusammengehalten werden kann. 
Trotz seiner Relevanz für die Regulationsweise blieb der Staat innerhalb der 
Regulationstheorie relativ unbestimmt. Dieses Manko wurde von einigen 
Staatstheoretikern bearbeitet – insbesondere von Bob Jessop und Joachim Hirsch, die 
beide auf unterschiedliche Weise versuchten, die Staatskonzeption von Poulantzas für 
den Regulationsansatz fruchtbar zu machen. 
 
Aus feministischer Perspektive wird neo-marxistischen Theorien (insbesondere Althusser 
und Poulantzas) vorgeworfen, ihren Begriffsapparat über soziale Realitäten zu stellen. 
Weil es im Marxismus keinen Begriff von Geschlecht gibt, ist dieses dann auch nicht 
relevant. Geschlechtsspezifische Ausbeutung, Abhängigkeit und Arbeitsteilung können 
zwar benannt und kritisiert werden, folgen aber nicht logisch aus dem Theoriendesign. 
Stattdessen muss die Berücksichtigung von Geschlechterverhältnissen von 
                                                 
90  Die Bezeichnung „Fordismus“ stammt ebenfalls von Antonio Gramsci, der sich auf die Autoproduktion per 
Fließband in den Werken von Henry Ford bezog. Zugleich wurde eine Konsumnorm bzw. eine Lebensweise 
mit Haus und Garten in der Vorstadt ermöglicht, weil auch jeder Arbeiter ein Auto kaufen (können) sollte. 
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Feministinnen immer wieder erst eingefordert werden. R. W. Connell (1979, 311) 
beschreibt diese Tücke der Theorie anhand von Althussers Klassenkonzept. Aus der 
überzeugenden Annahme, dass Klassen zugleich ökonomisch, politisch und ideologisch 
bestimmt sind, folgt unversehens, dass sie ausschließlich ökonomisch, politisch und 
ideologisch bestimmt sind. Alle anderen Dimensionen sozialer Realität werden nicht 
mehr wahrgenommen. So werden auch in Poulantzas Analyse des Faschismus 
psychologische Dimensionen von Klassenpolitik ausgeblendet und zu guter letzt mokiert 
sich Connell über Carchedi: 
„Only an Althusserian could publish, in 1977, a book On the Economic Identification of Social 
Classes which entirely ignored ten year’s debate on the place of women in class structures and 
the economic role of domestic labor.“ (Connell 1979, 311) 
Diese Art des Theoretisierens, die über die Althusser- und Poulantzas-Rezeption auch 
Australien erreicht hatte, hielt Connell für politisch gefährlich. Sie sei systematisch darauf 
angelegt, jede Art politischer Aktivität zu diskreditieren, die auf Spontaneität, 
Selbstorganisation und Massenmobilisierung setzt (ebd., 337), weil jede Praxis 
außerhalb der revolutionären Partei der Reproduktion des Kapitalismus diene (ebd., 
336). Reformismus werde delegitimiert und damit auch jede politische Strategie, die sich 
an den Staat richtet, was insbesondere im australischen Kontext, in dem auch 
Feministinnen eine staatszentrierte Strategie verfolgten („femocrats“) durchaus 
problematisch erschien.91
„The impact of Althusserian epistemology is to discourage intellectuals from doing research that 
might be useful to unions and parties; and the impact of Althusserian language is certainly to 
discourage the workers from talking to them. What it does positively encourage them to do is sit 
around and theorize, militantly.” (Connell 1979, 341) 
 
Dennoch hielt Connell Althussers Arbeiten zur Ideologie für lesenswert und brauchbar, 
war ansonsten eher von Gamsci und der Frankfurter Schule angetan. Damit zeichnet 
sich bereits eine Interpretations- und Rezeptionsrichtung ab, die insgesamt für den 
neueren feministischen Staatsdiskurs wichtig werden sollte. Neo-marxistische Konzepte 
erschienen als zu allgemein, zu starr und zu funktionalistisch, um die Komplexität 
geschlechterspezifischer Herrschafts- und Machtverhältnisse angemessen erfassen zu 
können (vgl. Pringle/Watson 1992, 55). Stattdessen wurde vermehrt auf Foucaults 
                                                 
91  Ironischer Weise sollte gerade Australien einer der Staaten werden, in dem eine neo-liberale Re-
Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen am weitesten umgesetzt wurde, was feministisch-politische 
Strategien mit dem Staat sozusagen unwirksam machten. 
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Machtanalysen zurückgegriffen, dabei jedoch die Problematik des Staates zusehends 
aus der feministischen Debatte verdrängt.92
2.5. Staat, Politik und Demokratie in aktuellen Staatsdebatten 
Um die aktuelle Staatsdebatte zu erfassen, sind insbesondere die Neo-, Neu- und Post-
Ansätze in den Blick zu nehmen: Neo-Pluralismus, Neuer Institutionalismus und Neo-
Marxismus – in weiterer Folge auch das sich aufspannende Feld von post-marxistischen 
bzw. post-strukturalistischen Zugängen. Der Staatsbegriff wird nicht einheitlich 
verwendet und entfaltet seine jeweiligen Bedeutungsdimensionen nicht zuletzt im 
Verhältnis zum unterlegten Verständnis von Politik und politischen Akteuren. 
 
Neo-Pluralistische Ansätze bleiben dem Pluralismus insofern treu, als sie sich in erster 
Linie mit Fragen der Politikformierung befassen. Sie haben entweder keinen eigentlichen 
Staatsbegriff, sondern sprechen vom politischen System als analytischen Rahmen für 
Politikprozesse, oder aber sie verwenden einen „unproblematischen“ Staatsbegriff – 
gehen also von der (nicht eigens hinterfragten) Existenz politischer Institutionen aus, die 
eher einem Alltagsverständnis von Staat entsprechen. Auffällig ist die unvermittelte 
Trennung von Politik und Verwaltung, was die relative Marginalisierung des 
Staatsbegriffs erklären kann. Weil staatliche Institutionen zu einem großen Teil mit 
neutraler Verwaltung identifiziert werden, erscheint der Staat auch nicht als besonderes 
Macht- oder Herrschaftszentrum. Der Staat bleibt an ein liberales Demokratieverständnis 
gebunden, agiert in einzelnen Policy-Feldern aber hauptsächlich als „neutraler Agent“ 
und ist insofern politisch zentral, als er nach wie vor mit seiner 
Rechtssetzungskompetenz verbindliche Entscheidungen gesamtgesellschaftlich 
durchsetzt. Doch Gesetze sind nur noch eine mögliche Entscheidungsfixierung. An ihre 
Seite treten Selbstverpflichtungen, die sich Akteure in politischen Feldern selbst 
auferlegen und auch für deren Einhaltung Sorge tragen. Die Anerkennung der Tatsache, 
dass in politischen Verhandlungs- und Entscheidungsprozessen nicht alle BürgerInnen 
gleichmäßig partizipieren können, wird in den Forschungsdesigns berücksichtigt. Dies 
dient der Plausibilitätssteigerung des Ansatzes, nicht jedoch der Demokratiesteigerung. 
Schon im Pluralismus hatte sich die Tendenz ausgebildet, Demokratie nicht anhand 
eines normativen Konzepts zu definieren, sondern Realdemokratie anhand der 
                                                 
92  Allerdings sind gerade im neomarxistischen Theoriensegment auch feministische Ausnahmen zu nennen. So 
arbeitet z.B. Roswitha Scholz (2000) zentral mit den Kategorien der Wertkritik. Evi Genetti (2009) hat eine 
formanalytische Fassung der Veränderungen von Staat und Geschlecht vorgelegt. 
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politischen Prozesse in den USA zu definieren. Im Neo-Pluralismus wird dieser Zugang 
weiter verfolgt und mündet in „mageren Demokratiekonzepten“ (Barber). Der steigende 
Einfluss insbesondere wirtschaftlicher Lobbies wird daher nicht als Demokratieproblem 
wahrgenommen (vgl. Crouch 2008, 10). Neo-Pluralismus gibt sich damit zufrieden, 
politische Prozesse möglichst realistisch zu beschreiben und zu analysieren, enthält sich 
aber einer Kritik an demokratiepolitisch bedenklichen Entwicklungen.  
 
Was in neo-pluralistischen Ansätzen erfolgt ist, ist die Berücksichtigung und 
Thematisierung der Vervielfältigung politischer Akteure. Unterlassen wurde und wird 
aber eine demokratiepolitische Bewertung von Akteurskonstellationen. Dies ermöglicht 
es, einen Demokratiezugewinn zu verzeichnen, wo gleichzeitig egalitärere Formen von 
Politik zurückgedrängt werden. Deutlich wird dieser Zuschnitt in der Diskussion von 
Verhandlungsarrangements zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren, deren 
demokratische Legitimation nicht gefordert wird. Der Vertretungs- und 
Repräsentationsanspruch von Verhandlungspartnern ergibt sich aus der „Sache“, nicht 
jedoch durch demokratische Auswahlverfahren. Legitimität wird durch den „Output“ 
erworben, der für möglichst viele Beteiligte (aber auch Betroffene) nutzenoptimal sein 
soll. Da aber meist nur eine Entscheidung getroffen und auf ihren Nutzen hin befragt 
werden kann, fehlt ein Verfahren der Messung bzw. Bewertung dieses Nutzens, das 
auch Alternativen berücksichtigen könnte. Zudem wird in den Verhandlungen selbst 
darüber entschieden, wer beteiligt wird und wer als betroffen gelten soll. Die relevante 
Betroffenenposition (vgl. Fraser 2008, 30f.), die sich aus der wechselseitigen 
Verstrickung von Menschen in Strukturen und Institutionen ergibt, ist aber erstens meist 
offen und verändert sich mit der Entscheidung selbst und verhilft zweitens in diesem 
Modell nicht notwendig zur Partizipation. Eine antizipierte Betroffenenposition wie sie 
bspw. Bürgerinitiativen einnehmen kann zwar Partizipationschancen eröffnen, aber es 
entsteht der Zwang zur Beweisführung „wirklich“ betroffen zu sein. Abgesehen davon, 
das dies meistens in Geld ausgedrückt werden muss (z.B. Wertverlust eines 
Grundstücks durch Straßenbau), was nicht immer sinnvoll ist, besteht das Problem, dass 
Betroffensein mitunter erst nach der Entscheidung deutlich wird. Wenn z.B. 
Patentierungsverfahren für neue Impfstoffe beschlossen werden, ist das sicher von 
Vorteil für einige Pharma-Unternehmen. Der hypothetische Nutzen für potentielle 
PatientInnen bleibt aber hypothetisch: er ist gegeben, wenn dann Impfstoffe zur 
Verfügung stehen, die sonst nicht entwickelt würden, er ist aber nicht gegeben, wenn 
Impfstoffe teuer werden, die eigentlich allen zur Verfügung stehen sollten. 
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Obwohl also in neo-pluralistischen Ansätzen Politik, Politikformierung und damit auch 
politisches Handeln im Zentrum der Betrachtung stehen, neigen sie 
demokratietheoretisch zu einem minimalistischen Verständnis von Demokratie und 
politischer Partizipation, weil normative Debatten darüber, wer aufgrund welcher 
Legitimation als politischer Akteur in Policy-Prozessen auftreten kann und soll, 
kategorisch ausgespart bleiben. Der Staat tritt in Form von staatlichen Akteuren selbst 
als Handlungsträger auf. Diese agieren aber nicht als Vertreter des politischen Systems, 
sondern je angepasst und nach Maßgabe der Notwendigkeiten eines Policy-Feldes. 
Damit ist es in einer neo-pluralistischen Einschätzung nicht möglich auf ein eigenes 
Interesse des Staates zu schließen. Das politische System steckt einen Rahmen ab, der 
den Denk- und Handlungshorizont staatlicher Akteure einengt, die sich selbst aber 
vorzugsweise auf die Moderationsposition zurückziehen. Denn Policy-Felder 
entsprechen für gewöhnlich anderen (nicht politischen) Systemrationalitäten bzw. den 
Bedürfnissen und Interessen der davon Betroffenen. Ihre spezifischen Problemlagen 
können nicht politisch (von staatlichen Akteuren) bearbeitet und gelöst werden. Der Staat 
der Wissensgesellschaft ist „dumm“, weil er nicht wissen kann, worum es in einem 
Entscheidungsprozess eigentlich geht. Er kann sich nur noch als neutrale Service-
Einrichtung anbieten, um sich gegenüber den aus anderen Subsystemen oder Bereichen 
kommenden (politischen) nicht-staatlichen Akteuren zu legitimieren. Politik verlagert sich 
aus dem politischen System und entzieht sich damit formal-demokratischen Verfahren 
und Kontrollen. 
 
Hatte der durchaus dem Pluralismus zuordenbare Behaviorismus noch Handeln 
unabhängig von jeglichen strukturellen oder systemischen Einschränkungen betrachtet, 
so werden im Neo-Pluralismus vielfältige Beschränkungen von Handlungsmöglichkeiten 
thematisiert. So wirken z.B. Systemrationalitäten durchaus einschränkend auf das 
Handlungsrepertoire von Akteuren. Gleichzeitig ermöglicht die Zugehörigkeit zu einem 
System bzw. einer Organisation die Partizipation in entsprechenden Politikbereichen. 
Damit werden neue Akteure zumindest in einzelnen Segmenten politisch ermächtigt, die 
für politische Gestaltung erforderliche Ressourcen selbst einbringen, also schon vor dem 
Eintritt in den politischen Prozess haben. Umgekehrt fällt auf, dass vorrangig das 
politische System und seine Organisationen kein spezifisches Politikfeld haben und 
folglich staatliche Akteure, demokratisch gewählte RepräsentantInnen, politische 
Parteien und andere Zugehörige zum politischen System politisch entmachtet werden. 
Der Staat wird nicht nur herrschaftstheoretisch neutralisiert, er wird zudem minimalisiert 
und politisch marginalisiert. Vor allem aber wird die gesellschaftliche Evolution zur 
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Wissensgesellschaft faktisch zum zentralen Argument für eine schleichende und 
(funktional) notwendige Entdemokratisierung der Gesellschaft. 
 
Im Neuen Institutionalismus steht die Frage nach den Akteuren, nach 
Handlungsmöglichkeiten und -einschränkungen sowie generell nach der Relevanz 
politischen Handelns zentral in einem Verhältnis zu deren institutionellen 
Rahmenbedingungen. Dabei ist nicht einfach eine institutionelle Einschränkung 
anzunehmen, die es ermöglicht Handeln auf so definierte strukturelle Bedingungen 
zurückzuführen oder gar davon abzuleiten. Akteure sind mit eigenem Willen und 
Interessen ausgestattet, sie sind in der Lage strukturelle bzw. institutionelle 
Einschränkungen und Chancen bewusst wahrzunehmen und können damit auch kreativ 
und strategisch umgehen. Während also systemische Akteure nicht von ihren „blinden 
Flecken“ aufgrund der Systemperspektive wissen können, sind institutionelle Akteure 
über die Möglichkeiten, die sich aus institutionellen Rahmenbedingungen für sie und 
andere ergeben, wohl informiert und setzen diese auch ein. Zudem formieren und 
verändern sie auch ihre Interesse und Strategien im Prozess der Auseinandersetzung 
mit Institutionen und anderen Akteuren. Die interessierten Akteure beziehen ihre 
Interessenslage und politischen Kalküle daher weder aus einem vorgegebenen System 
noch aus ihrer gesellschaftsstrukturellen Position. Vielmehr sind sie selbst Produkt 
politischer Prozesse: Politik bringt politische Akteure hervor. Diese setzen sich nicht nur 
mit anderen Akteuren auseinander, sondern auch mit für ihren Handlungsspielraum 
relevanten Institutionen, verändern diese und kreieren auch neue. Institutionen wirken 
aber auf das politische Handeln ein, ohne es vollständig zu determinieren. Politik ist 
somit nicht nur ein momentaner Verhandlungserfolg oder eine singuläre Entscheidung. 
In politischen Prozessen werden immer auch Bedingungen zukünftiger Politik 
geschaffen. Der Staat bildet das zentrale institutionelle Set für Politik, ist damit aber 
immer auch Gegenstand von Politik. 
 
Somit findet Politik aber nicht außerhalb des Staates statt. Denn der Staat in seiner 
institutionellen Konfiguration strukturiert Entscheidungsprozesse. Akteure im politischen 
Feld sind niemals egalitär, weil institutionelle Strukturierungen sie unterschiedlich 
einbinden, bevorzugen oder benachteiligen, und sie letztlich auch in ihrer politischen 
Subjektwerdung (z.B. Formierung kollektiver Akteure) unterschiedlich unterstützen oder 
behindern können. Diese strukturelle Wirkmächtigkeit des Staates macht ihn zu einem 
politischen Faktor und quasi Akteur, wobei diese Akteursdefinition über die Vorstellung, 
dass es staatliche Akteure in Policy-Prozessen gibt, hinausgeht. In diesem Bild 
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schlummert jedoch die Gefahr, den Staat zu einem metaphysischen Subjekt zu 
überhöhen, was zwar nicht der Normalfall im Neuen Institutionalismus ist, aber dennoch 
vorkommt oder zumindest nahe gelegt wird. 
 
Mit der Betonung der strukturierenden Wirkung des Staates und der Vernachlässigung 
der Frage nach den institutionen- und folglich auch strukturverändernden 
Handlungspotentialen politischer Akteure, wird das Zusammenspiel von Staat und Politik 
zugunsten des Staates gewichtet. Dies ist insofern verwunderlich, als der Neue 
Institutionalismus gerade auch in den Diskussionen über die Relevanz von Handeln und 
den Möglichkeiten von Agency zentral beteiligt ist. Insbesondere im historischen 
Institutionalismus wird der Frage nach „character and significance of human political 
agency“ (Smith 1996, 120) nachgegangen. Politische Entscheidungen, die letztlich auch 
weit reichende Konsequenzen haben können, sollten nicht ausschließlich durch Faktoren 
erklärt werden, die außerhalb der Entscheidungsträger angesiedelt sind, wie bspw. 
ökonomische Zwänge, funktionale Notwendigkeiten oder generell 
handlungsdeterminierende Strukturen. Klassenlage, Gruppeninteressen, 
Ressourcenausstattung oder Ideologie sind zwar relevant für politisches Handeln, dürfen 
aber nicht als historisch invariable Faktoren verstanden werden, die politische 
Entscheidungen im Einzelfall erklären könnten: 
„Such factors do shape political decisions, but political decisions also seem to shape them, 
often producing quite fundamental political transformations.“ (Smith 1996, 124) 
Die hier angelegte Rehabilitation eines autonomen Subjekts mit einem freien Willen 
verursacht im Neuen Institutionalismus aber zwei problematische Schieflagen: Zum 
einen sind Akteure sehr wohl an ihr institutionelles Umfeld zurückgebunden, sodass der 
autonome Akteur doch nur semi-autonom handeln kann; zum anderen ist die 
institutionelle Eingebundenheit individuell unterschiedlich, sodass einige Akteure mit 
stark reduzierten Handlungsfreiheiten, andere mit einem Vorsprung an 
Handlungsoptionen ausgestattet sind. Um ersteres zu erklären, gerät der Neue 
Institutionalismus in die oben genannte Staatszentrierung. Die Perspektive auf den 
Akteur wird wiederum auf die Institutionen umgelenkt. Um politische Entscheidungen zu 
erklären, werden vorrangig solche Akteure in den Blick genommen, die institutionell und 
damit strukturell bevorzugt sind. Somit führt die zweite Schieflage zu einem affirmativen 
Elitismus, weil Akteure, die institutionell benachteiligt sind, politisch auch nichts bewirken 
können. 
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Trotz eines, für transformatorische Politik vielversprechenden Theoriendesigns, wird die 
demokratiepolitische Problematik, die sich durch die strukturellen Differenzen zwischen 
politischen Akteuren auftut, kaum kritisch aufgegriffen. Stattdessen sollen mithilfe des 
Ansatzes plausible Erklärungen für die Formierung von Politik geliefert werden. Neben 
einer strukturellen Erklärung werden im Neuen Institutionalismus auch punktuelle 
Einflüsse von Persönlichkeit einzelner, zentraler Akteure als relevante Faktoren 
zugelassen. Doch das Fazit dieser Überlegungen und Analysen ist nicht selten die 
Feststellung, dass Demokratie, die mehr sein soll als eine Zirkulation von Eliten, 
unmöglich ist (vgl. ebd., 139). Die historisch vorgefundene, institutionell minimalisierte 
Form der Demokratie wird so in das theoretische Design integriert, dass sie selbst als 
unüberwindliche und einzig mögliche erscheint.  
 
Die neo-marxistische Staatsbetrachtung teilt mit dem Neuen Institutionalismus die 
Einschätzung, dass es institutionell bevorzugte Akteure gibt. Doch nicht der Staat, 
sondern das Kapital bzw. das Kapitalverhältnis strukturiert die Gesellschaft. Staatliche 
Akteure verfügen zwar über relative Autonomie und haben daher auch mehr 
Handlungsspielräume und Möglichkeiten, als es die Annahme in staatskapitalistischen 
Ansätzen nahe legen würde. Dennoch ist der Verlauf von Klassenkämpfen und nicht 
eine vordefinierte institutionelle Eingebundenheit bestimmend für die politische 
Handlungsfähigkeit. Politik ist zentral als Klassenkampf zu begreifen. Damit wird die 
Formierung von Institutionen wie der Staat thematisierbar: Institutionen sind Fixierungen 
von Kräfteverhältnissen, die aus dem historischen Verlauf bestimmter Klassenkämpfe 
hervorgegangen sind. Die historischen Formierungen von Institutionen sind auch im 
Neuen Institutionalismus Thema, doch werden diese nicht auf Klassenpraktiken und 
Klassenkämpfe zurückgeführt, sondern auf mehr oder minder zufällige historische 
Ereignisse oder höchstens auf politische Entscheidungen als Elitenkonsens, der keine 
weitere Begründung erfährt. Ein Verständnis von Klassenkämpfen hingegen geht über 
die Vorstellung von Konsensbildung und Kompromissfindung insofern hinaus, als 
Klassen keine historisch zufälligen Akteure sind, sondern in jeder historisch-spezifischen 
Formation strukturell begründet sind. Politische Akteure (Klassen oder 
Klassenfraktionen) sind dann weder autonome noch institutionelle Akteure, sondern in 
erster Linie strukturell definiert und erst in zweiter Linie institutionell geformte Akteure, 
die mithilfe institutioneller Fixierungen auch strukturverändernde Handlungschancen 
erhalten. Diese Herangehensweise setzt eine begriffliche und analytische 
Unterscheidung von Struktur und Institution voraus. 
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Während im Neuen Institutionalismus Institutionen strukturell wirken und tendenziell mit 
dem Begriff der Struktur zusammenfallen, unterscheidet z.B. Poulantzas zwischen 
konkreten gesellschaftlichen Institutionen und deren Struktur – das ist die für die 
Gesamtreproduktion der Produktionsweise funktionale Artikulation dieser Institutionen. 
Institutionen haben folglich selbst keine Macht. Sie dienen lediglich als politische Arenen 
für die Ausübung von Klassenmacht. Der Staat ist dann ein Terrain, auf dem 
Klassenkämpfe stattfinden und sich auch bestimmte Klassenkoalitionen bilden können, 
er ist die materielle Verdichtung von Kräfteverhältnissen der Klassen in Form von 
Institution(en), und er bildet auf einer etwas abstrakteren Ebene selbst ein soziales 
Verhältnis, weil er antagonistische soziale Verhältnisse reproduktionssichernd aufnimmt, 
indem er sie politisch, ideologisch und auch ökonomisch prozessierbar macht. 
Poulantzas Strukturbegriff unterscheidet sich demnach sowohl vom klassisch-
marxistischen Verständnis, wonach kapitalistische Vergesellschaftung die 
gesellschaftliche Struktur ausmacht, als auch von einem ökonomisch-formalistischen 
Strukturbegriff, der letztlich ebenfalls Staat, Politik und Ideologie als der ökonomischen 
Instanz äußerlich konzipieren muss.  
 
Politische Akteure können in dieser Konzeption ebenfalls Institutionen nutzen und 
strategisch durchschauen. Weil Institutionen aber nicht die Quelle von Macht sind, ist 
politisches Handeln, das auf die Transformation sowohl von Institutionen als auch auf die 
strukturelle Verknüpfung von Institutionen gerichtet ist, wesentlich besser konzipierbar 
als im Neuen Institutionalismus. Zudem ist durch die strukturelle Verknüpfung zwischen 
ökonomischer, politischer und ideologischer Instanzen auch eine Ausweitung 
demokratischer Partizipation angelegt. Denn der Klassenkampf lässt sich nicht auf das 
Feld des Politisch-Institutionellen reduzieren. Die unterschiedlichen Handlungschancen 
und Ressourcenausstattungen politischer Akteure führt nicht wie im Neo-Pluralismus zu 
selbstverständlicher Exklusion dieser aus bestimmten Arenen. Stattdessen werden 
Teilhabe und Mitbestimmung selbst zu relevanten Kämpfen. Neo-marxistische 
Staatstheorie ist somit nicht ausschließlich darauf angelegt, die Funktionsweise liberaler 
Demokratien zu erklären, sondern darauf, diese auch in Frage zu stellen und qualitativ 
zu erweitern. Sie ist wie der Neue Institutionalismus nicht blind gegenüber 
demokratiepolitischen Schieflagen in modernen Staaten, kritisiert diese aber, anstatt sie 
affirmativ aufzunehmen. Dennoch bleiben neo-marxistische Ansätze in einem hermetisch 
abgeschlossenen Theoriegebäude gefangen, was geradezu das Gegenteil ihres 
politischen Anspruchs bewirkt. Denn die notwendige Gesamtreproduktion der 
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kapitalistischen Formation steht jedem fundamental transformatorischen Handeln 
entgegen.  
 
So liegt auch die große Schwachstelle der Argumentation bei Poulantzas in seiner 
funktionalen Begründung von Staatsmacht, die im Reproduktionsimperativ ihre Grenze 
findet. Diese funktionalistische Verkürzung scheint im Neuen Institutionalismus 
überwunden. Aber faktisch wurde das Problem nicht gelöst, sondern einfach nicht 
gestellt. Weil der Neue Institutionalismus ohne Gesellschaftsbegriff operiert, taucht das 
Problem der gesellschaftlichen Gesamtreproduktion nicht auf. An seine Stelle treten 
dann jedoch viele kleine Funktionalismen, die aus dem Interesse staatlicher Akteure an 
der Reproduktion der für sie relevanten institutionellen Rahmenbedingungen heraus 
entstehen.  
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 Neo-Pluralismus Neuer 
Institutionalismus 
Neo-Marxismus 
Politische 
Akteure: 
… gehen dem 
politischen Prozess 
voraus 
… formieren und 
transformieren sich im 
politischen Prozess; 
sind institutionell 
eingebunden 
Klassen und 
Klassenfraktionen formieren 
sich in Klassenkämpfen 
Politik: gesellschaftlicher, 
output-orientierter 
Prozess 
Pfadabhängigkeit mit 
Input- und Output-
Relevanz 
Klassenkämpfe und Allianzen 
zwischen Fraktionen 
Staat: staatliche Akteure; 
Mediator mit 
Regelsetzungs-
kompetenz 
Akteur und 
Gegenstand von Politik 
soziales Verhältnis; 
Terrain für Klassenkämpfe; 
materielle Verdichtung der 
Kräfteverhältnisse; 
institutionelle Fixierungen von 
Kräfteverhältnissen 
Demokratie: Im Staat formal-
minimalistisch; 
politische Prozesse 
werden tendenziell als 
demokratisch gewertet 
institutionell-
minimalistische Form; 
kaum Kritik an 
diagnostizierten 
demokratie-politischen 
Schieflagen;  
Ausweitung demokratischer 
Partizipation als Teil von 
Klassenkämpfen konzipierbar; 
Kritik an formal-liberalem 
Konzept; politische Prozesse 
sind nicht notwendig 
demokratisch 
Herrschaft: Kein Thema institutionelle 
Strukturierung; 
affirmativer Elitismus 
Kapitalverhältnis; Block an der 
Macht; Hegemonie durch 
ideologische Integration der 
subalternen Klassen 
 
In allen drei neueren Theorienkonglomeraten wird die Frage nach Veränderung gestellt 
oder zumindest eine Transformation von Staat und Demokratie festgestellt. Damit wird 
die Diskussion des Verhältnisses von Staat und Politik und auf einer Metaebene von 
Struktur und Handeln virulent.  
? Der Neo-Pluralismus kommt ohne Strukturbegriff aus, indem er den Staat auf ein 
Alltagsverständnis reduziert und nur über staatliche Akteure wahrnimmt. 
Transformatorische Politik ist daher nicht nur möglich, sondern sogar höchst 
wahrscheinlich am Werk, wenn sich der Staat verändert.  
? Der Neue Institutionalismus löst das Problem von Struktur und Handel, indem 
Strukturen via Institutionen konzipiert werden und damit die Frage der 
Transformation lediglich Institutionen betrifft. Damit kann Transformation des 
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Staates als Veränderungen staatlicher Institutionen oder als Entstehung neuer 
Institutionen zum Gegenstand der Analyse werden. Die vielen kleinen 
Veränderungen sind als politisches Handeln zu qualifizieren, deren Summe als 
Staatstransformation kann aber nur deskriptiv erfasst werden. 
? Im neo-marxistischen Paradigma passiert genau das Gegenteil. Das Interesse 
richtet sich auf die große Transformation, die mit höchster Wahrscheinlichkeit 
eine neue kapitalistische Formation hervorbringt, während die vielen kleinen 
politischen Handlungen und institutionellen Innovationen an der mächtigen 
Struktur kaum etwas verändern können. Transformatorische Politik ist dennoch 
möglich, kann aber nur von solchen Akteuren betrieben werden, die im 
Klassenkampf auf Seiten des Kapitals positioniert sind.  
 
Diese Einschätzungen transformatorischer Politik werden deutlich in der Beurteilung 
solcher politischer Prozesse, die demokratiepolitisch bedenklich sind. Der Neo-
Pluralismus sieht darin tendenziell eine Notwendigkeit, die daher auch keiner Kritik oder 
gar Korrektur bedarf. Der Neue Institutionalismus ist zwar sensibler für partizipatorische 
Schieflagen, enthält sich aber der Kritik zugunsten einer möglichst plausiblen 
Theoretisierung, die dann meist in einem affirmativen Elitismus mündet. Im Neo-
Marxismus ist eine fundamentale Kritik am „bürgerlichen“ Demokratieverständnis 
eingelassen, die jedoch dazu verleitet, demokratische Politikgestaltung in der 
Staatskonzeption generell zu vernachlässigen und durch Klassenkämpfe zu ersetzen. 
 
Alle neueren Ansätze weisen geschlechtertheoretische Mängel auf, die in ihrer 
grundlegenden Geschlechtsblindheit wurzeln. Weil die Frage nach 
Geschlechterdimensionen des Staates nicht angegangen wird, tendieren sie dahin 
androzentrisch zu verfahren und selbst wenn ein kritischer Anspruch verfolgt wird, 
geschlechtsspezifische Herrschaft im und durch den Staat zu legitimieren. Die Frage 
inwiefern Transformationen des Staates auch in geschlechterpolitischem Sinn bearbeitet 
werden können, lässt sich anhand der Berücksichtigung von Herrschaft im 
staatstheoretischen Design beantworten.  
 
Neo-Pluralistische Ansätze befassen sich vorrangig mit politischen Prozessen, in denen 
staatliche und nicht-staatliche Akteure aufeinander treffen. Warum staatliche Akteure in 
solchen Prozessen eine spezifische Rolle spielen, wird letztlich mit der staatlichen 
Rechtssetzungskompetenz erklärt. Nicht-staatliche Akteure sind aufgrund speziellen 
Wissens oder ihrer besonderen Stellung in einem Policy-Feld berechtigt an diesen 
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Aushandlungsprozessen zu partizipieren. Dass sie sich als politische Akteure 
konstituieren (können), wird vorausgesetzt, zumal ihre Interessen dem politischen 
Prozess vorgelagert sind. Ihr privilegierter Zugang zu politischen Entscheidungen wird 
nicht als Problem behandelt, was demokratiepolitisch bedenklich ist. Hinzu kommt aber, 
dass ihre geschlechtliche Positionierung und damit einhergehende Interessen und 
Sichtweisen in politischen Prozessen überhaupt nicht thematisiert werden. Ebenso wenig 
werden geschlechterpolitische Auswirkungen von Entscheidungen in diesen Feldern 
thematisiert. Geschlechtsspezifische Herrschaftseffekte sind von der theoretischen 
Konzeption her gar nicht erfassbar, zumal Herrschaft generell kein Thema neo-
pluralistischer Ansätze ist. Dabei setzen aber gerade Selbstverpflichtungen als 
mögliches Ergebnis von politischen Prozessen Herrschaftsstrukturen voraus, um deren 
Einhaltung auch durchsetzen zu können. Es ist daher anzunehmen, dass sich letztlich 
hinter politischen Akteuren immer Organisationen verbergen, die über eigene nicht-
staatliche Herrschaftsstrukturen verfügen, die nicht nur vorausgesetzt werden, sondern 
zudem Entscheidungen effektiver durchsetzen können als der Staat dies mittels Gesetze 
vermag. 
 
Der Neue Institutionalismus hat demgegenüber den Vorzug, dass er die Formierung 
politische Akteure selbst als politischen Prozess konzipieren kann. Doch wichtige 
politische Entscheidungen werden von institutionell privilegierten Akteuren getroffen. 
Dass dies ein demokratiepolitisches Problem darstellen kann, wird zwar von einigen 
TheoretikerInnen im Rahmen dieser Ansätze erkannt, tendenziell aber nicht kritisiert. 
Stattdessen interessieren die relevanten politischen Akteure, was zu einem affirmativen 
Elitismus führt. Obwohl also ungleiche Chancen auf Partizipation in politischen 
Prozessen im theoretischen Zugriff über institutionelle Ausschlüsse auch um die 
Dimension Geschlecht erweitert werden könnte, bleibt die geschlechtsspezifische 
Situierung relevanter politischer Akteure nicht thematisierbar. Zudem ist es kein erklärtes 
Ziel des Neuen Institutionalismus politische Prozesse in ihren Herrschaftsdimensionen 
zu kritisieren, sondern möglichst plausibel zu erklären. 
 
Anders verhält es sich mit neo-marxistischen Ansätzen, für die Herrschaftskritik ein 
wesentliches Element staatstheoretischer Arbeit ist. Doch die grundlegenden 
Herrschaftsdimensionen formieren sich im kapitalistischen Verwertungsprozess, weshalb 
Geschlecht keine zentrale Bedeutung hat. Geschlechtsspezifische Herrschaft erscheint 
höchstens als abgeleitetes Verhältnis. Da sich politische Akteure in Klassenkämpfen 
formieren, bildet Geschlecht weder als politische Subjektdimension der Akteure selbst 
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noch als Gegenstand politischer Kämpfe eine relevante Kategorie. Damit geraten auch 
diese Ansäte zu einem androzentrischen Legitimationsdiskurs, was in direktem 
Widerspruch zum eigenen herrschaftskritischen Anspruch steht.  
 
In Summe kann festgehalten werden, dass in allen neueren Theorienkonglomeraten 
Transformationen des Staates wahrgenommen und thematisiert werden. Die meisten 
sind in der Lage, diese Transformationen mit politischem Handeln in Verbindung zu 
bringen, zumindest in der Form, dass veränderte politische Handlungsmöglichkeiten 
thematisiert werden. Transformation des Staates selbst wird hingegen nicht als originär 
politischer Prozess betrachtet, sondern als Anpassung an veränderte Bedingungen, die 
durch gesellschaftliche oder ökonomische Transformationen entstehen. Die Frage nach 
emanzipatorischer Politik als transformatorisches Handeln wird entweder nicht gestellt 
(Neo-Pluralismus, Neuer Institutionalismus) oder nur insofern verfolgt, als ihre 
strukturelle Unmöglichkeit bewiesen werden soll (Neo-Marxismus). Trotz ihrer 
Abgrenzungskämpfe neigen letztlich alle Ansätze dazu, Demokratie vorrangig als 
formales Verfahren im institutionellen Aufbau des modernen Staates zu betrachten, 
politische Prozesse aber außerhalb dieses Regelwerks zu verorten. Staatliche und nicht-
staatliche Akteure stehen dabei einander als Ungleiche gegenüber. Sofern politische 
Prozesse auch im Staatsapparat stattfinden können, erfolgen diese ebenfalls nicht 
demokratisch, sondern reproduzieren gesellschaftliche Ungleichheiten (Neo-Marxismus). 
Damit kann eine Tendenz innerhalb der neueren Staatsdiskussion festgehalten werden: 
eine Entkopplung von demokratietheoretischen und staatstheoretischen Überlegungen. 
Diese Tendenz hat dazu beigetragen, dass eine staatstheoretische Sicht auf Demokratie 
heute als Leerstelle politiktheoretischen Arbeitens zu bezeichnen ist (Sauer 2009b, 106). 
Umgekehrt gibt es die (demokratietheoretisch motivierte) Neigung gerade 
außerstaatliche Politikarrangements als demokratischen Zugewinn zu werten, zumal 
neuartige Akteure an politischen Prozessen partizipieren, die nicht über das institutionell-
demokratische Regelwerk legitimiert sind. Die Schieflagen betreffend 
Partizipationschancen werden in staatstheoretischen Überlegungen zwar meist 
wahrgenommen, aber kaum problematisiert. 
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3. Ansätze feministischer Herrschaftskritik 
3.1. Staatstheorien als Herrschaftskritik 
Was die besondere Anziehungskraft neo-marxistischer Ansätze in der Staatstheorie für 
feministische Staatsbetrachtungen ausmacht, ist nicht nur durch post-strukturalistische 
Weiterentwicklungen zu erklären, sondern wurzelt fundamental im herrschaftskritischen 
Anspruch des Marxismus selbst. Während (Neo-) Pluralismus und (Neuer) 
Institutionalismus letztlich den gesellschaftlichen Status quo als gegeben voraussetzen 
und damit in der Theorie fortschreiben, bieten neo-marxistische Ansätze ein 
Instrumentarium, das diesen grundsätzlich in Frage stellen kann. Dennoch besteht ein 
Grundproblem von Staatstheorien darin, dass sie dazu tendieren ihren Gegenstand 
„Staat“ zu begründen und damit zu fixieren. In diesem Sinne wirkt die Beschäftigung mit 
dem Staat immer staats-affirmativ. Dem wird der Anspruch von Staatskritik 
entgegengestellt. Unabhängig davon, ob eine staats-affirmative oder eine staatskritische 
Position eingenommen wird, geht es in staatstheoretischen Arbeiten zunächst darum, 
den Staat – seine Institutionen, sein Handeln, seine Wirkung auf Gesellschaft – in seiner 
Spezifik zu erklären, um ihn auf dieser Basis für "gut" zu befinden („Die beste aller 
Welten“ wie Popper sagte), sich in wertneutraler Pose eines Urteils zu enthalten (was 
meistens auf ersteres hinausläuft) oder ihn aber zu kritisieren und grundsätzlich in Frage 
zu stellen. John Holloway (1998) unterscheidet zwei Formen von Staatskritik. Die eine 
nennt er "schwach", die andere "stark". 
 
Schwache Staatskritik ist weit verbreitet: "Wenn man z.B. an den Staat denkt, kritisiert 
diese Kritik den Staat, indem sie das, was der Staat tut, verurteilt oder bejammert." 
(Holloway 1998, 14) Starke Kritik hingegen, setzt den Staat nicht voraus, sondern fragt 
nach seinem Ursprung und seiner Existenz. Sie fragt: "Warum existierst Du, Staat. Diese 
Kritik, wie auch die im schwächeren Sinne, greift an. Aber ihr Angriff ist mörderisch, 
versucht zu töten und nicht nur zu verletzen (15) […] Die Kritik ist unmittelbar politisch" 
(Holloway 1998, 15f.), weil sie sich nicht nur auf die Kategorie "Staat" bezieht, sondern 
versucht, die Sozialverhältnisse zu revolutionieren.  
"Die Kritik in diesem starken Sinne ist immer eine 'Theorie gegen' die schlecht verfaßte Welt, 
nie eine 'Theorie von' der Welt. Die Kritik im schwächeren Sinne führt zu einer 'Theorie von', 
weil sie den Rahmen der kritisierten Kategorien akzeptiert." (Holloway 1998, 16)  
In dieser Einschätzung unterliegen Staatstheorien immer dem Verdikt „Theorien von“ zu 
sein. Doch kritische Staatstheorien müssen beides sein: Theorien vom Staat und 
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Theorien gegen den Staat. Erst das theoretische Wissen um den Staat ermöglicht 
fundierte Staatskritik. So verstanden meint Staatskritik aber umfassende 
Herrschaftskritik. Davon zu unterscheiden ist ein kritisches Staatsverständnis, das die 
Herrschaftslogik, die in die liberale Trennung von Staat und Gesellschaft eingelassen ist, 
nicht in Frage stellen will. Michel Foucault (2006b, 112) spricht von „Staatsphobie“ – eine 
gewisse Angst vor dem Staat, vor seiner Macht, vor seiner Fähigkeit bspw. eine 
Atombombe zu zünden. Das Phänomen der Staatsphobie ist vergleichbar mit Holloways 
„schwacher Kritik“, verharrt aber nicht im alltäglichen oder staatsbürgerlichen Jammern 
über den Staat und seine Tätigkeiten, sondern bildet ein zentrales Motiv liberaler Theorie 
und Praxis. Demzufolge ist Staatsphobie – ein tiefes Misstrauen gegenüber staatlichen 
Institutionen – geradezu Voraussetzung für die Existenz des modernen, liberalen 
Staates. Immerhin basiert die Kritik in gleichem Maße wie der kritisierte Gegenstand auf 
der konstitutiven Trennung von Staat und Gesellschaft. Erst dadurch konnte dieses Motiv 
in neoliberaler Staats- und Gesellschaftsinterpretation zu einem ausgeprägten 
Antietatismus gerinnen. 
 
Antietatismus geht davon aus, dass es eine gute und freie Gesellschaft geben könnte, 
wenn nicht der Staat in die Selbstorganisation der Gesellschaft eingreifen und die 
zentralen Mechanismen, die ihrer Selbstorganisationsfähigkeit zugrunde liegen, lahm 
legen würde. Dies gilt in neoliberaler Diktion insbesondere für Behinderungen der 
Marktmechanismen im Stil keynesianischer Konjunkturpolitik. Staatliche Interventionen in 
Wirtschaft und Gesellschaft sollten möglichst reduziert, der Einzelne aus sozialstaatlicher 
Bevormundung befreit werden. Damit ist der Staat jedoch nicht obsolet. Er soll die 
Rahmenbedingungen für gesellschaftliche Selbstorganisation bereitstellen und sich auf 
seine „Kernfunktionen“ im Bereich der polizeilichen und militärischen Sicherheit 
konzentrieren. 
 
Ist neoliberaler Antietatismus nun gleichzusetzen mit „starker Staatskritik“ wie sie 
Holloway vorschwebt? Sicher nicht, zumal er sein Ideal starker Staatskritik in der 
deutschen Staatsableitungsdebatte und somit im marxistischen Staatsdiskurs verortet. 
Die grundsätzliche Infragestellung des Staates setzt dort ein mögliches „Absterben des 
Staates“ (Engels) voraus. Staatskritik ist somit nur sinnvoll, wenn der Staat im 
gesellschaftlichen Herrschaftszusammenhang analysiert und der Frage nachgegangen 
wird, wie sich Staatlichkeit in dieses umfassende Herrschaftsgeflecht einnistet und 
positioniert. Die Existenz des Staates selbst ist als staatstheoretisches Problem zu 
fassen (Jessop 2007a, 21). Herrschaftstheoretisch ist zu betonen, dass nicht 
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vorauszusetzen ist, dass der Staat die Quelle aller Herrschaft ist. Die analytische 
Trennung von Staat und Gesellschaft führt dazu, ihre herrschaftstheoretisch zentralen 
Verbindungen unsichtbar zu machen und aus der Staatsbetrachtung auszuklammern. In 
besonderer Weise gilt dies für die Möglichkeit geschlechtsspezifische 
Herrschaftsverhältnisse im Rahmen von Staatstheorien zu thematisieren. Denn gerade 
Geschlechterverhältnisse gelten als vor-staatlich. Die zentrale Frage ist somit nicht, ob 
Staatstheorie und Staatskritik einander ausschließende Betätigungen sind, sondern wie 
kritische Staatstheorien bzw. Staatskritiken formuliert werden können, die sich nicht im 
Pro und Contra, im Gut oder Schlecht für eine an sich gute Gesellschaft verstricken, 
sondern sowohl die Herrschaftsförmigkeit der Gesellschaft als auch die Relevanz des 
Staates in und für dieses Herrschaftsgefüge erkunden. In diesem umfassenden Sinne 
haben sich feministische Theorie und Praxis immer schon mit Herrschaftskritik und 
Staatskritik befasst, auch wenn die dabei diskutierte Relevanz des Staates nicht 
notwendig und immer zu einer ausformulierten und elaborierten feministischen 
Staatstheorie geführt hat. 
3.2. Dis/Kontinuitäten feministischer Theoriebildung 
Die Erkenntnis der gesellschaftlichen und historisch-kulturellen Abhängigkeit von Wissen 
und Wissenschaft und ihrer herrschaftslegitimatorischen Funktion in der Gesellschaft 
teilen feministische Ansätze mit anderen kritischen Wissenschaften. Auch 
Herrschaftskritik und „Herrschaftsdienstverweigerung“ sind keine genuin feministischen 
„Erfindungen“. Das gilt letztlich auch für einen emanzipatorischen Anspruch. Was neu ist, 
ist die Fokussierung auf Geschlecht und Geschlechterverhältnisse. Da diese aber 
vielschichtige Phänomene sind und sich historisch und kulturell unterschiedlich 
ausnehmen, ist auch der Bereich feministischer Theorie eher ein offenes Diskursfeld 
denn ein geschlossenes Theoriengebäude. Feministische Theorie präsentiert sich heute 
als ein vielstimmiger und heterogener Diskurs (Hark 2001, 11). Dies ist Ergebnis einer 
über 30-jährigen, debattenreichen Theoriegeschichte, in der „[d]ie Fähigkeit zur 
Reflexion und Revision auch grundlegender Annahmen und Perspektiven“ (ebd., 12) 
zum Ausdruck kommt. 
 
In Überblicksdarstellungen zur feministischen Theorie wird daher auch gerne auf die 
„großen Paradigmenwechsel“ aufmerksam gemacht: Von Frauen- zu 
Geschlechterforschung, von „Geschlecht“ zu „sex“ und „gender“, von Gleichheit zu 
Differenz, von Differenz zu Diversität, von der Analyse von Geschlechterverhältnissen 
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zur Analyse von Vergeschlechtlichungsprozessen, von Geschlechtsidentität zu queeren 
nicht-identitären Geschlechtlichkeiten usw. (z.B. Krause 2003, 17ff.). Eine solche 
Darstellung legt die Betonung auf Diskontinuitäten und erhellt damit den prozesshaften 
Charakter dieser Theoriediskussionen. Gleichzeitig besteht die Gefahr, die „Grundlagen“ 
feministischer Theorie, die häufig schon vorausgesetzt werden, zu verdunkeln. Diese 
liegen in den Kontinuitäten. Ich sehe sie in der genannten „feministischen Perspektive“ 
gegeben – also einer spezifischen Verknüpfung von Ideologiekritik, Herrschaftskritik und 
einem geschlechter-emanzipatorischen Anspruch an gesellschaftliche Transformation. 
 
Diskontinuitäten ereignen sich aber nicht als Effekte eines plötzlichen 
Gesinnungswandels, sondern als Antworten auf neuartige Problemwahrnehmungen in 
veränderten Kontexten und durch Neuarrangements des diskursiven Feldes – wenn sich 
bspw. neue Akteure in den feministischen Diskurs einbringen und scheinbare 
Gewissheiten in Frage stellen (black feminism, queer theory, post-colonial studies). 
Zugleich können sie nicht als Störfälle oder Turbulenzen der Theorieentwicklung 
interpretiert werden, sondern sind selbst Teil und Ergebnis selbstreflexiver Prozesse. Ein 
häufig zitiertes, weil auch folgenreiches, Beispiel einer solchen Problemwahrnehmung ist 
die Intervention des „black feminism“ bzw. der „women of colour“ im US-amerikanischen 
Kontext.93 Dabei wurde auf Differenzen zwischen Frauen aufmerksam gemacht, die 
unterschiedliche Erfahrungen von Diskriminierung einbringen und damit auch das 
Standardrepertoire feministischer Kritik (z.B. Ehe und Familie als zentrale patriarchale 
Institutionen) relativierten. Denn viele klassische feministische Texte und somit auch die 
zentralen theoretischen Konzepte bezogen sich ausschließlich auf „white Anglo women“ 
(Fraser/Nicholson 1990, 33). 
„Some black feminists, such as hooks, have argued that since the family is a site of resistance 
and solidarity against racism for women of colour, it does not hold the central place in 
accounting for women’s subordination that it does for white women.”94 (Walby 1992, 34) 
Damit wird bewusst, dass die Erfahrungen einer dominanten Gruppe von Frauen (weiße 
Mittelschicht) nicht derart verallgemeinert werden können, dass sie die Erfahrungen aller 
                                                 
93  In ihrem Buch „Ain’t I a Woman?: Black Women and Feminism“ kritisierte bell hooks (1981)die feministische 
Bewegung in den USA. Die Protagonistinnen stammten durchwegs aus der weißen Mittel- und Oberschicht 
und teilten mit weißen Männern rassistische Vorurteile gegen schwarze Frauen. Zudem seien selbst 
sexistische Vorurteile präsent, zumal weiße Feministinnen eher bereit waren (und sind) mit schwarzen 
Männern zu kooperieren als mit schwarzen Frauen.  
94  Bell hooks’ eigene Erfahrung unterscheidet sich allerdings von ihrer Konzeptualisierung. Während sie in der 
Beschreibung ihrer Erfahrung als Kind einer schwarzen Arbeiterfamilie von einem patriarchalen Vater spricht, 
der aufgrund seiner rassistischen Erfahrungen in der Arbeitswelt die Familie tyrannisierte (vgl. hooks 1994), 
entwickelte sie später das Konzept des „home“ als Ort antirassistischen Widerstandes: „Schwarze Frauen 
leisten Widerstand, indem sie ein Heim schufen, wo Schwarze danach streben konnten, Subjekt statt Objekt 
zu sein, wo ihr Denken und Fühlen Bestätigung fanden trotz aller Armut, Not und Entbehrung, wo wir uns jene 
Würde wiedergeben konnten, die uns die Außenwelt absprach“ (hooks 1996, 69). 
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Frauen repräsentieren. Die Lehre aus dieser Intervention ist somit eine Warnung vor 
unzulässigen Verallgemeinerungen in der Theoriebildung und die Notwendigkeit, 
Herrschaftsverhältnisse in ihrer Verwobenheit und Komplexität zu analysieren und zu 
kritisieren, anstelle simplifizierender Vorstellungen von lupenreiner Trennung 
geschlechtlicher Herrschaftsverhältnisse von anderen (z.B. rassistischen, 
ökonomischen). Frauen nehmen nicht immer in allen Herrschaftsverhältnissen die 
Position der Unterdrückten ein. Dies sind Einsichten, die für politische Theorien – zu 
denen ich Staatstheorien zähle – folgenreich sind. 
 
Der „Streit um Differenz“95 ist zu einem Gutteil der US-amerikanischen politischen 
Situation geschuldet. Daniel Bell sieht eine direkte Verbindung zwischen den Erfolgen 
der Bürgerrechtsbewegung der 1960er Jahre und dem Ausbau öffentlicher Aufgaben in 
den USA, was zur „Entstehung einer gemeinschaftlichen Gesellschaft“ (Bell 1991, 232) 
geführt habe. Soziale Rechte wurden „in Gruppenkategorien statt in individuellen 
Kategorien definiert“ (ebd., 232f.), was ihn nach eigenen Angaben dazu veranlasste 
bereits 1967 vor drohenden Gruppenkonflikten in der Gesellschaft zu warnen. Diesen 
politischen Gruppenkategorien folgend entwickelte Iris Marion Young (1993) ein Modell 
differenzierter StaatsbürgerInnenschaft. Gruppen formieren sich in Youngs 
Argumentation auf Basis spezifischer Unterdrückungserfahrungen, die zur Bildung 
spezifischer Gruppenidentitäten führen. In der Debatte um Differenzen zwischen Frauen 
wurde jedoch die Behauptung, dass Frauen eine solche unterdrückte Gruppe bilden, in 
Zweifel gezogen. Denn Frauen haben nicht nur eine Identität als Frau, sondern können 
zugleich anderen Gruppen angehören – also Frau sein und Lesbe sein, alt oder arm 
sein, geistig oder körperlich behindert sein, schwarz oder Puertorikanerin sein. Im 
Kontext der Affirmativ-Action-Programme war die Differenzdebatte im US-
amerikanischen Diskurs zunächst nahe an der politischen Praxis. Die 
Theorieentwicklung fokussierte dementsprechend auf Gruppen. 
„In sum, there is growing interest among feminists in modes of theorizing which are attentive to 
differences and to cultural and historical specificity. […] More generally, feminist scholarship has 
remained insufficiently attentive to the theoretical prerequisites of dealing with diversity, despite 
widespread commitment to accepting it politically.” (Fraser/Nicholson 1992, 33) 
Dieses Urteil eines mangelnden Interesses an den theoretischen Voraussetzungen ist 
nicht ganz korrekt. Denn es wurden sehr ausführlich alternative Theoretisierungen 
                                                 
95  Dies ist der Titel einer Aufsatzsammlung, in der einige zentrale Texte der US-amerikanischen 
Differenzdebatte zusammengestellt sind. Dabei ging es vor allem um die Diskussion, ob sogenannte 
postmoderne Theoriestränge, die wie die Differenztheoretikerinnen vor Essentialisierungen und unzulässigen 
Verallgemeinerungen warnen, mit feministischer Theoriebildung kompatibel sind oder nicht (vgl. Benhabib u.a. 
1995). 
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diskutiert, die in der Lage sein sollten, Differenzen und Diversitäten zu integrieren. Die 
Suchbewegungen führten Ende der 1980er Jahre zu postmodernen bzw. 
(de-)konstruktivistischen Ansätzen, die mit Fragen der Geschlechterdiversität konfrontiert 
wurden. In diesem Zusammenhang steht letztlich auch Judith Butlers (1991) Kritik an 
„identity politics“, die im deutschsprachigen Raum vorrangig als Ablehnung jeglichen 
Geschlechteressentialismus rezipiert wurde. Diese Diskussion fügte sich zudem nahtlos 
in Debatten um eine „Krise überkommener linker Gesellschaftskritik und Politik“ (Knapp 
2000, 112) und entsprechenden gesellschaftstheoretischen Umorientierungen, die aus 
fundamentalen Kritiken an ökonomischem Reduktionismus und Funktionalismus 
hervorgegangen waren (vgl. ebd.). Sie sind ihrerseits vor dem politischen Hintergrund 
des Scheiterns realsozialistischer Systeme und der Erfolge Neuer Sozialer Bewegungen 
der 1980er Jahre zu betrachten. Damit erklärt sich aber auch ein verspäteter Import der 
Differenzdebatte in den deutschsprachigen Raum, der zudem losgelöst vom US-
amerikanischen Entstehungskontext erfolgte, was zu einigen Schieflagen in der 
Interpretation geführt hatte. Erst mit gesellschaftlichen Veränderungen (z.B. Migration 
und ausländerfeindliche Politiken; Abbau sozialer Sicherungssysteme und deren 
geschlechtersegregierter „Treffsicherheit“) eröffnete sich ein Rezeptionshorizont, der ein 
verstärktes Interesse an Fragen der Differenz zwischen Frauen anzeigt (vgl. ebd., 121).  
 
Cornelia Klinger (2003, 14) unterscheidet zwei Spielarten des Differenzansatzes, die sich 
je als Kritik am vorhergehenden Ansatz etabliert haben. Der Differenzansatz, der sich 
gegen den Gleichheitsansatz wendet, kritisiert die Negierung weiblicher Besonderheiten 
und vermutet hinter der Forderung universeller Gleichheit letztlich den Zwang zur 
Anpassung von Frauen an männliche Lebensmuster. Die genannte Debatte um 
Differenzen (Diversität) zwischen Frauen jedoch kritisiert die Setzung eines 
Universalsubjekts „Frau“, das faktisch nur die weiße, gebildete Mittelschichtfrau meint, 
die ihrerseits „selbst in hegemoniale Strukturen verwickelt“ (ebd., 16) ist. So habe „die 
Annahme einer gemeinsamen Unterdrückungserfahrung aller Frauen“ einen 
Verdunkelungseffekt, der darin bestehe, dass „der Anteil weißer, privilegierter Frauen an 
sozialer Unterdrückung und Rassismus“ verschleiert werde (Krause 2003, 56). Vielmehr 
überschneiden sich verschiedene Herrschaftssysteme, die es ermöglichen, dass „Frauen 
sowohl als Täter wie auch als Opfer an Machtausübung und Herrschaftspolitik teilhaben“ 
(hooks 1994, 324), denn bspw. Rassismus versetze weiße Frauen in die Lage 
auszubeuten und zu unterdrücken (ebd., 326). Zu berücksichtigen seien daher 
„Differenzen zwischen Frauen nach den Hinsichten von sozialer Stellung, ethnischer 
Herkunft, kultureller Zugehörigkeit, sexueller Orientierung, Alter, Religion usw.“ (Klinger 
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2003, 16f.). Somit können aber keine Gemeinsamkeiten in Benachteiligungs- und 
Unterdrückungserfahrungen aller Frauen bestehen, womit auch politische Mobilisierung 
von Frauen erschwert wird: 
„Hatten Frauenbewegung und Feminismus Sturm gesät, so ist an diesem Punkt der Moment 
erreicht, an dem sie Windstille ernten. […] Ausgerechnet am elaboriertesten und 
differenziertesten Punkt der Diskussion droht ihr Gegenstand in den Abgrund zu stürzen.“ 
(Klinger 2003, 17) 
Von Seiten dekonstruktivistisch orientierter feministischer Theorien wurde Kritik an 
Identitätskonzepten dermaßen radikal zu Ende gedacht, dass ein Kollektivsubjekt „Frau“ 
und damit das politisch-emanzipatorische Subjekt der Frauenbewegung grundlegend in 
Zweifel gezogen ist (Knapp 2000, 106), zumal jede Differenz, die auf Identität zielt, 
notwendig Ausschlüsse produziert und notwendig Essentialisierungen enthält.96 Eine 
„einseitige Betonung der Differenzen zwischen Frauen kann dazu beitragen, die 
Bedeutung der gesellschaftlich-politischen Konfliktlinie des Geschlechterverhältnisses 
aus dem Blickfeld verschwinden zu lassen“97 (Klinger zit. n. Knapp 2000, 122). Klinger 
vermutet die Ursache des Problems in der Eigentümlichkeit modernen Denkens – 
nämlich in ihrer Reflexivität. Diese sei dem Wissens- wie dem Freiheitsdiskurs der 
Moderne immanent und meint in Anlehnung an Giddens die „Wiederanwendbarkeit eines 
Prinzips auf sich selbst“ (Klinger 2003, 17). So trat der Emanzipationsdiskurs der 
Moderne gegen das Ancien Régime mit dem Anspruch auf, das Menschengeschlecht 
aus Bevormundung und Knechtschaft zu befreien, und postulierte damit ein universales 
Subjekt der Emanzipation. Die aufklärerische Kritik konnte nun gegen ihre eigenen 
Emanzipationsforderungen selbst wiederangewandt werden, zumal sich das universale 
Subjekt der Emanzipation „als kontingent, d.h. als in verschiedenen Hinsichten historisch 
und sozial, geschlechtlich und kulturell bedingt und begrenzt“ (ebd. 19) erwies. Nur das 
bürgerliche, männliche, weiße Subjekt wurde emanzipiert und begründete zudem eine 
neue Gestalt von Herrschaft. 
 
Was sich also für den feministischen Diskurs als konstitutiv erwiesen hatte – die 
Anwendung aufgeklärter Kritik gegen die Aufklärung – wurde im Zuge feministisch-
emanzipatorischer Debatten auch gegen den Feminismus gewandt. Denn „jede weitere 
                                                 
96  Konkret bezogen sich diese Überlegungen auf Judith Butler (1991), die die Trennung zwischen „sex“ und 
„gender“ kritisierte, indem sie auch für die Kategorie „sex“ eine Vordiskursivität bestritt. Aktualität hat diese 
Debatte aufgrund der hohen Relevanz, der Butler und ihren Arbeiten im Rahmen der „queer theory“ zukommt 
(vgl. Jagose 2001, 108ff.). 
97  Eine andere Interpretation der Berücksichtigung von Differenzen in Unterdrückungserfahrungen bietet bell 
hooks (1994, 330ff.). Wenn die gemeinsame Unterdrückung nicht mehr Grundlage einer politischen Einheit 
bildet, die feministische Politik antreibt, so ist ein (neues) gemeinsames Ziel (die Beseitigung aller 
Herrschaftssysteme) zu formulieren. Sie sieht daher nicht das Ende des Feminismus als politische Bewegung, 
sondern eine Neudefinition des Feminismus als erforderlich, der die Politisierung unterschiedlicher 
Unterdrückungserfahrungen vorantreibt und damit eine neue Grundlage für Solidarität bildet. 
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Bewegung folgt demselben Konstruktionsprinzip und legt ein neues Subjekt als 
begründende Einheit ihres Befreiungsprojekts zugrunde. Dessen Universalitätsanspruch 
sieht sich alsbald mit derselben Kritik konfrontiert“ (ebd.).98 Im Wesentlichen geht es um 
die „Reklamation einer Diskrepanz zwischen Ideal und Wirklichkeit von Emanzipation“ 
(ebd., 20), die grundsätzlich gegen jede Subjektposition vorgebracht werden kann. 
Vollständige Reflexivität – also die konsequente Schlussfolgerung, dass aufgrund der 
Vielzahl von Differenzen die Konstruktion eines Subjekts der Emanzipation aufgegeben 
werde müsse, führt jedoch nur zu einem Stillstand in der Veränderungsdynamik 
moderner Gesellschaften, nicht jedoch zur Legitimation ihrer bestehenden Ungleichheits- 
und Herrschaftsformation: 
„Obgleich sich das Subjekt der Befreiung in der Problematik seiner Kontingenz und im 
Phänomen der Reflexivität verstricken mag, gibt es dennoch keine Legitimation dafür, dass in 
allen Dimensionen menschlicher, sozialer und politischer Beziehungen Verhältnisse 
beschämender Abhängigkeit und krasser Ausbeutung bis hin zu faktischer Sklaverei nicht nur 
fortbestehen, sondern neu entstehen, dass Ungleichheit zunimmt statt zu verschwinden.“ 
(Klinger 2003, 21) 
Bei den zahlreichen und im Detail divergenten Kritiken an diskurstheoretischen, 
dekonstruktivistischen, kulturalistischen und (übermäßig) kontextualisierenden Diversity-
Ansätzen innerhalb der feministischen Debatte fällt jedoch regelmäßig die gemeinsame 
Stoßrichtung der Kritik auf, die auf das herrschaftskritische Potential der Ansätze zielt. 
Sylvia Walby (1992, 35) kritisiert z.B. sowohl dekonstruktivistische Ansätze, die sich auf 
Derridas Konzept der Differenz beziehen als auch diskursanalytische, die sich auf 
Foucaults Diskursbegriff stützen. In ihrer Einschätzung haben sie zwar einige wichtige 
theoretische Einsichten eröffnet – wie das Aufzeigen von Essentialisierungen oder die 
Ablehnung monokausaler (großer) Theorieentwürfe –, vernachlässigen aber 
typischerweise den sozialen Kontext von Herrschaftsverhältnissen und verlieren folglich 
herrschaftskritisches Potenzial. Ähnlich Nancy Fraser (2001), die dies anhand von 
Entwicklungen innerhalb der Diskurstheorie anmerkt. Dabei unterscheidet sie zwei 
konträre Diskursmodelle: Die eine Gruppe von Diskursmodellen bezeichnet sie als 
„pragmatisch“ und schreibt sie Autoren wie Foucault, Bourdieu, Bachtin, Habermas und 
Gramsci zu. Diese werden von ihr favorisiert. Die andere Gruppe hat sich in ihrem Urteil 
vom strukturalistischen Erbe nicht befreien können. Sie assoziiert sie mit AutorInnen wie 
Lacan, Kristeva, Saussure und Derrida. Ihnen sei eine „strukturalistische Verkürzung des 
Diskurses auf das symbolische System“ (Fraser 2001, 221) gemein. In Frasers 
                                                 
98  Dies gilt z.B. auch für die Lesben- und Schwulenbewegung, die sich in ihrer Theorieproduktion (queer theory) 
dezidiert gegen jegliches Identitätskonzept wendet, politisch aber dennoch (Gruppen-)Identitäten konstituiert 
(vgl. Krause 2003, 55). 
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Einschätzung kann diese Variante den feministischen und damit herrschaftskritischen 
Anforderungen an eine Diskurstheorie nicht gerecht werden. 
 
Die Stärke der (meist diskurstheoretischen bzw. post-strukturalistischen) Differenz- und 
Diversity-Ansätze (black feminism, postcolonial studies, queer theory) liegen vor allem in 
ihrer hoch elaborierten Ideologiekritik (vgl. Fraser/Nicholson 1990, 23). Sie warnen vor 
Essentialisierungen, Verallgemeinerungen und Zuschreibungen, die letztlich auch das 
politische Subjekt vereinnahmen würden, und lehnen universalistische Ansprüche an 
Subjektpositionen ab. In ihrer strikten Betonung von Diversität, Kontextabhängigkeit und 
(individueller) Identitätsbildung fügt sich jedoch die Ideologiekritik nicht mehr in 
(moderne) Herrschaftskritik und Emanzipationspolitik. Die herrschaftskritische Dimension 
wird von Kritikerinnen regelmäßig wieder eingefordert. Das Zusammenführen der beiden 
Kritikpotentiale in einem emanzipatorischen Projekt sollte aber Ziel politischer Theorie 
bleiben. Die entsprechende Herausforderung für feministische Staatstheorien liegt 
folglich darin, eine Staats- und Herrschaftskritik zu formulieren, die ideologiekritisch nicht 
hinter die Differenzdebatten zurückfällt. Eine wesentliche Voraussetzung dafür sehe ich 
in einer Relationsbestimmung zwischen Staat, Demokratie und Politik. Denn 
Staatsbetrachtung unter Ausblendung politischer Subjektivierungsprozesse und Kämpfe 
um politische Teilhabe und gesellschaftliche Umverteilung lässt Staatstheorie zur reinen 
Institutionenbeschreibung erstarren. Damit wird aber der Staat entweder als 
herrschaftsneutrale Instanz (voraus-)gesetzt oder umgekehrt mit einem Politikmonopol 
versehen und somit zum Herrschaftszentrum einer Gesellschaft stilisiert. 
3.3. Männer- und Männlichkeitsforschung 
Im Rahmen heteronormierter Gesellschaften bilden Geschlechterverhältnisse soziale 
Hierarchisierungen im Sinne von Herrschaftsverhältnissen und sind als Trennlinie 
zwischen den Genusgruppen Männer und Frauen eingezogen. Der Begriff des 
Geschlechterverhältnisses ist daher immer auch ein Relationsbegriff. In der 
feministischen Theoriendiskussion war der Fokus jedoch lange Zeit vorrangig auf Frauen 
gerichtet:  
„The way in which the question ‚what is gender?’ gets asked makes it clear that this has 
primarily been a question framed by feminist politics. The gender in question has been the 
female one.“ (Squires 1999, 73f.) 
Politische Theorie, insbesondere feministische Staatskritik, bildet gewissermaßen eine 
Ausnahme vom strikten Bezug auf Frauen. Denn Staat und Politik sowie generell der 
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öffentliche, politische Raum galten von jeher als männliche Lebenswelten, und wurden 
gerade deshalb schon zu Beginn der 1970er Jahre zum Objekt feministischer Kritik. 
Generell war die feministische Patriarchatsdebatte vorrangig mit Männern befasst. So 
begann Eva Figes ihr zuerst 1970 erschienenes Buch „Patriarchal Attitudes“ mit der 
Feststellung: „… it was intended that this should be a book about women in relation to 
society as a whole […]. It has turned out to be a book largely about men” (Figes 1986, 
10). Gerade in der Patriarchatsdebatte standen männliche Macht, Herrschaft und Gewalt 
gegen Frauen im Zentrum. Dies führte jedoch zur Vorstellung einer essentiellen 
Männlichkeit, der „[e]in transhistorisch gegebenes, primordiales Machtstreben“ (Meuser 
1998, 78) innewohnt. Mit dem Paradigmenwechsel zu Gender sollte auch ein 
differenzierteres Verständnis von „Männlichkeit(en)“ möglich werden.99
 
Nicht nur das Verhältnis zwischen Männern und Frauen, sondern die von Frauen 
abgeschotteten Räume männlicher Sozialisation gerieten in den Blick. Eine feministische 
Perspektive auf den Staat erfordert eine begriffliche Erfassung maskulinistischer 
Ausschlussmechanismen, und kann sich daher nicht ausschließlich auf Frauen 
konzentrieren, was Wendy Brown (1992) schon im Titel „Finding the Man in the State“ 
signalisierte. Denn im Verlauf feministischer Theoriediskussionen standen Männer und 
Männlichkeiten am Rand der Aufmerksamkeit, was eben im Rahmen von Frauenpolitik 
durchaus gerechtfertigt war. Denn mit dem Slogan, das Persönliche/Private ist politisch, 
schien der Gender Bias, der der Trennung von Öffentlichkeit und Privatheit inhärent ist, 
überwindbar und somit auch die Notwendigkeit das Männliche im Öffentlichen zu 
untersuchen nicht mehr so virulent. Doch bereits seit den 1970er Jahren100 und verstärkt 
in den 1980er Jahren wurden auch Männer im Bereich von Geschlechterpolitik und 
-forschung aktiv. Dabei sind zwei grundsätzlich unterschiedliche Stoßrichtungen 
festzumachen: eine „reaktionär-antifeministische“ und eine patriarchatskritisch-pro-
feministische. 
 
Durch die Erfolge der Frauenbewegung und -politik in Kombination mit allgemeinen 
gesellschaftlichen und ökonomischen Veränderungen, die z.B. zu steigender 
Arbeitslosigkeit führten, fühlten sich zahlreiche Männer an den Rand gedrängt und 
                                                 
99  Nach einem Vortrag von Lerke Gravenhorst am Soziologentag in Dortmund 1984 kam es zu einer heftigen 
Auseinandersetzung um implizite Männerbilder in der feministischen Debatte. Doch vier Jahre später schien 
diese Diskussion wieder beendet (vgl. Bereswill/Meuser/Scholz 2007, 7). 
100  In den USA entwickelten sich die Men’s Studies als direkte Reaktion und Auseinandersetzung mit der Neuen 
Frauenbewegung schon in den frühen 1970er Jahren. Als Gründungsdokument dieser Forschungsrichtung gilt 
der von Joseph Pleck und Jack Sawyer 1974 herausgegebene Sammelband „Men and Masculinity“ 
(Martschukat/Stieglitz 2008, 34). 
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benachteiligt, was (auch) als eine „Krise der Männlichkeit“ wahrgenommen wurde, zumal 
„traditionell“ männliche Subjektpositionen verloren gingen. Hinzu kam die Bereitschaft 
bzw. Forderung, männliche Rollenerwartungen zu überdenken, die ohnehin nur (noch) 
von wenigen eingelöst werden konnten.  
„In the 1960s the ‚masculine mystique’ – that impossible synthesis of sober responsible 
breadwinner, imperviously stoic master of this fate, and swashbuckling hero – was finally 
exposed as a fraud. […] All the marginalized groups whose suppression had been thought to be 
necessary for men to build secure identities began to rebel.” (Kimmel 1996, 262) 
Vor allem in den USA formierten sich männliche Selbsterfahrungsgruppen, die 
sogenannten „Wildman gatherings“,101 in denen sich Männer in die Wildnis begaben und 
sich gemeinsam auf die Suche nach ihrer „wahren Männlichkeit“ machten (vgl. Kimbrell 
1995, 133ff.). Diese „mythopoetische Männerbewegung“ reihen Nikki Wedgwood und R. 
W. Connell (2004, 112) zwischen die beiden Extreme der Reaktionsmuster westlicher 
Männer auf die zweite Welle des Feminismus. Eine anti-sexistische, pro-feministische 
Männerbewegung steht dabei einem anti-feministischen „Backlash“102 (Faludi 1995) 
gegenüber, der sich in den 1990er Jahren bspw. in einem „konkurrierenden 
Opferdiskurs“ äußerte. Männerpolitik war fortan nicht mehr nur Synonym für alle nicht-
feministische Politik, sondern auch explizite Gegenbewegung zum Feminismus.103 
Andrew Kimbrell, seines Zeichens Theoretiker und Aktivist des (mythopoetischen) Men’s 
Movement hält der feministischen Kritik entgegen: 
„For the most part these feminists are so focused on the harm being done to women that they 
do not recognize the pain of men and therefore cannot understand the need for men to 
experience healing. They do not see the chains on men and therefore cannot understand the 
need for liberation.” (Kimbrell 1995, 136) 
In dieser Perspektive werden Männer einseitig als Opfer patriarchaler Strukturen 
wahrgenommen. Zahlreiche dieser Männerbewegungen (Men’s Right Movements, die 
                                                 
101  Diese Variante der „Männerbewegung“ entstand erst in den 1980er Jahren. 
102  Susan Faludi (1995, 590ff.) bezeichnete die 1980er Jahre in den USA als großangelegten Gegenschlag, der 
sowohl von Medien, Kulturindustrie, Populärwissenschaft als auch Politik – insbesondere der New Right – 
forciert wurde, aber ihrer Einschätzung nach den weiblichen Widerstand nicht brechen und die 
Errungenschaften der Frauenbewegung der 1970er Jahre nicht ungeschehen machen konnte. Da das Buch 
bereits 1991 geschrieben wurde, erscheinen die 1990er Jahre noch als positive Perspektive, während einige 
der Backlash-Strategien in dieser Periode erst Europa erreicht haben und sich auch neue „Opferdiskurse“  
(z.B. benachteiligte Knaben in Schulen) verbreiten konnten. 
103  Neben der mythopoetischen Männerbewegung ist hier insbesondere auf das „Men’s Rights Movement“ 
hinzuweisen. Eine prominente Forderung war bspw. die Änderung des Scheidungsrechts und der üblichen 
Praxis, das Sorgerecht für die Kinder der Mutter zu übertragen. Diese Debatte wurde bereits 1979 im Film 
„Kramer vs. Kramer“ (Regie: Robert Benton) aufgenommen und breitenwirksam popularisiert. In den 1990er 
Jahren entwickelte sich ausgehend von den „men’s liberation movements“ der 1980er Jahre eine neoliberale 
Variante – die sogenannte „paternal responsibility“ Bewegung. Ihr Ziel ist vorrangig eine Remaskulinisierung 
der Elternschaft (vgl. Nye 2005, 1954). Ebenfalls in den 1990er Jahren wurde ein „konkurrierender 
Opferdiskurs“ bspw. in der Erziehungspolitik geführt, indem eine Benachteiligung von Jungen gegenüber 
Mädchen im Schulsystem behauptet und problematisiert wurde (vgl. Wedgwood/Connell 2004, 112). Einige 
„antifeministische“ ProtagonistInnen dieser Debatte führen das schlechtere Abschneiden von Jungen im 
Schulsystem auf einen „misguided feminism“ zurück (z.B. Christina Hoff Sommers: „The War against Boys. 
How Misguided Feminism is Harming Our Young Men“).  
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ursprünglich aus „Consciousness-raising“ Gruppen hervorgegangen sind) werden eher 
als anti-feministische Antwort auf frauenpolitische Erfolge eingestuft, denn als 
ernsthaftes Überdenken männlicher Rollen in der Gesellschaft. Der „neue Mann“ habe 
sich als Erfindung der Medien erwiesen, denn die veränderten Männlichkeiten, die auf 
den ersten Blick offensichtlich erscheinen, entpuppen sich bei genauerem Hinsehen eher 
als „strategic responses to perceived loss of gendered power“ (Whitehead 2006, 356). 
Demgegenüber formierten sich Bewegungen der Gay Liberation und Men’s Liberation, 
die sich als feministisch verstanden, und aktiv neue Männlichkeit(en) jenseits 
traditioneller Geschlechterstereotype leben wollten. Innerhalb der Bewegungspolitik 
stießen diese Gruppen auch auf eine skeptische Haltung seitens Feministinnen: 
„Men’s Liberation has often been seen by feminists as a way for men to extract benefits from 
feminism without giving up their basic privileges, a modernization of patriarchy, not an attack on 
it.“ (Connell 1995, 42) 
Diese Bewegungen fanden wissenschaftlichen Ausdruck und Rückhalt in den 
Sozialwissenschaften104 durch „Critical Men’s Studies“, die Anschluss an feministische 
Theorien suchten und mit diesen einen patriarchatskritischen Zugang teilen. Men’s 
Studies konnten sich in den USA ab Mitte der 1980er als eigenständiges Forschungsfeld 
etablieren (Scholz 2004, 34). In den 1990er Jahren waren Masculinity Studies bereits der 
boomenste Sektor innerhalb der Gender Studies (vgl. Nye 2005, 1938). Die Ergebnisse 
der Männlichkeitsforschung werden mittlerweile auch in feministischer Frauenforschung 
rezipiert. Dennoch gilt das Verhältnis von Männer- und Frauenforschung als prekär 
(Meuser 1998, 91).  
 
Den Männern- und Männlichkeitsforschern wird mitunter Rezeptionsverweigerung 
vorgeworfen. So werde gerne der Beginn der Männerforschung mit dem Aufsatz 
„Towards a New Sociology of Masculinity“ (1985) von Tim Carrigan, R.W. Connell und 
John Lee angesetzt, womit die vorangegangene kritische Männerforschung (z.B. Gayle 
Rubin, Eve Kosofsky Sedgwick, Klaus Theweleit) ignoriert bzw. unsichtbar gemacht 
werde (vgl. Mathes 2006, 176). Demgegenüber meint Robert A. Nye (2005, 1938), 
kritische Männerforschung sei „deeply informed by the feminist insights of Eve Kosofsky 
Sedgwick, Judith Butler, and Joan W. Scott, among many others, and by the scholarship 
of pioneers in the study of masculinity, including Lynne Segal, Michael S. Kimmel, and R. 
W. Connell. R. W. Connell und James W. Messerschmidt (2005, 831) betrachten die 
                                                 
104  Das gilt selbstverständlich auch für Geistes- und Kulturwissenschaften. Insbesondere die 
Geschichtswissenschaft, die schon im Bereich der Frauenforschung eine Vorreiterinnenposition innehat, ist 
auch mit der neuen Männergeschichte stark vertreten (vgl. Ditz 2004, 2). In der Männerforschung dominieren 
zur Zeit Diskurs- und Kulturanalysen sowie sprachwissenschaftlich fundierte dekonstruktivistische Ansätze 
(vgl. Nye 2005, 1939). 
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feministische Patriarchatstheorie und daran anschließende Debatten als grundlegendste 
Quelle für die Entwicklung des Konzepts „hegemonialer Männlichkeit“, das zuerst in 
genanntem Aufsatz publiziert wurde.105 Es sollte jedoch betont werden, dass diese 
Auseinandersetzung vorrangig als Kritik an und Antwort auf den feministischen 
Patriarchatsdiskurs erfolgte, um die Eindimensionalität der darin bezeichneten 
Männerherrschaft zu relativieren (vgl. Meuser 1998, 22f.). Einzelnen Autoren – wie z.B. 
Pierre Bourdieu – wird „eine paternalistische Haltung gegenüber feministischen 
Theorien“ (Jungwirth 2001) vorgeworfen. Ingrid Jungwirth meint damit, dass Bourdieu 
einen Bezug zu feministischen Theorien nur herstelle, um sie in die eigene Theorie 
einzubinden und diese zu belegen, das differenzierte Feld feministischer Wissenschaft 
an sich jedoch ignoriere.  
 
Diese Skepsis gegenüber der Männerforschung ist nicht allein auf die männlichen 
Forscher zurückzuführen. Immerhin sind im Bereich der Männer- und 
Männlichkeitsforschung zahlreiche Frauen tätig, sodass Wedgwood und Connell (2004, 
114) das Forschungsfeld selbst als „ein schlagendes Beispiel für positive 
Geschlechterbeziehungen“ bezeichnen, obwohl andere das Spezifikum der 
Männerforschung gerade darin sehen, dass „männliche Forscher als Männer über 
Männer forschen“ (Willi Walter zit.n. Bührmann/Wöllmann 2006, 185). Nicht-
feministische Forschung kann aufgrund androzentrischer Einlassungen generell als 
„Männerforschung“ tituliert werden. „Betrachtet vor dem Hintergrund der historischen 
Privilegierung von Männern auf allen Ebenen, erweisen sich die Termini ‚Men’s Studies’ 
und Männerstudien als hochgradig problematisch, denn mit ihnen lässt sich bestens 
‚alter Wein in neue Schläuche’ gießen“ (Martschukat/Stieglitz 2008, 45). Der Verdacht 
anti-feministische Forschung zu treiben, ist quasi ein Generalverdacht gegen männliche 
Wissenschaftsproduktion, der sich im Laufe feministischer (Wissenschafts-)Kritik als 
überaus berechtigt erwiesen hat. Eine nur selektiv erfolgende Rezeption feministischer 
Theorie gilt daher als Indiz für Androzentrismus. Kritische Männerforschung wendet sich 
jedoch gegen diese implizite Gleichsetzung von Mann und Mensch: „Men are no longer 
the invisible, unmarked gender, the Archemedean point from which all norms, laws, and 
rights flow.“ (Nye 2005, 1938) Männer werden als explizite „Geschlechtswesen“ (male 
sex, gender, and sexuality) zum Gegenstand der Forschung. Ein Gutteil feministischer 
Skepsis ist jedoch einer gewissen Verunsicherung geschuldet, die darin besteht, dass 
jeder Beitrag (oder zumindest jeder Autor) der Männerforschung erst auf der 
                                                 
105 Michael Meuser (1998, 97) weist jedoch darauf hin, dass Connells Position gegenüber Patriarchatstheorien 
nicht eindeutig sei, dem Patriarchatsbegriff jedenfalls kein systematischer Stellenwert in Connells Arbeiten 
zukomme, während andere wie Jeff Hearn explizit patriarchatstheoretisch argumentieren (vgl. ebd., 93ff.). 
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Reaktionsachse im Verhältnis zu Feminismus und feministischer Forschung verortet 
werden muss. 
 
Doch auch gegen pro-feministische und anti-sexistische Men’s Studies gibt es 
Vorbehalte. Männerstudien könnten dazu beitragen, „männliche Dominanz zu 
legitimieren“ (Meuser 1998, 91), zumal die zahlreichen empirischen Beschreibungen von 
Geschlechterdifferenzen dazu beitragen, deren Normalität eher zu bestätigen denn 
politisch in Frage zu stellen (ebd., 92f.).106 Dass diese Gefahr nicht so hoch ist, zeigt 
eine andere, nicht minder problematische Tendenz innerhalb der Männerforschung – „to 
presume ‚seperate spheres’, to proceed as if women were not a relevant part of the 
analysis, and therefore to analyse masculinities by looking only at men and relations 
among men“ (Messerschmidt/Connell 2005, 837). Den Fokus auf Männer zu legen, 
bedeutet immer auch eine männliche Position ins Zentrum zu rücken, was in patriarchal 
strukturierten Gesellschaften zugleich eine dominante Position ist. Die im Begriff der 
Gender Studies angelegte Notwendigkeit, Geschlecht als Relation zu betrachten, führte 
weg von der (reinen) Frauenforschung, kann aber folglich auch nicht als (reine) 
Männerforschung eingelöst werden. 
 
Obwohl sich die feministische Männerforschung im Entstehungskontext der neuen 
Frauenbewegung und des Men’s Liberation Movement verortet und somit Men’s Studies 
symmetrisch zu den Women’s Studies eingeführt wurde (vgl. Bührmann/Wöllmann 2006, 
185), bestehen doch auffällige Diskrepanzen: 
„Auffällig ist die Prominenz des Begriffes der ‚Männlichkeit(en)’ oder ‚Maskulinität(en)’ in diesen 
Diskussionen, zumal ihm kein vergleichbar gewichtetes Komplement in Form von bspw. 
‚Weiblichkeit(en)’ oder ‚Feminität(en)’ in der Frauen- und Geschlechterforschung entspricht.“ 
(Bührmann/Wöllmann 2006, 185) 
Auffällig ist auch die geradezu kanonische Bedeutung des Konzepts der „hegemonialen 
Männlichkeit“ und damit der Stellung von R.W. Connell, was in anderen Bereichen der 
Gender Studies kaum vorkommt. Ein Grund für die auffällige Betonung von 
Männlichkeit(en) wird in der Anfangsphase der Forschungsrichtung vermutet, als die 
kritische Männer- und Schwulenbewegung versuchte, dominierende Männlichkeitsbilder 
in Frage zu stellen. Ein anderer Grund dafür könnte einfach die bestehende 
„Wissenslücke“ im Hinblick auf verschiedene Männlichkeiten gewesen sein (vgl. Müller 
                                                 
106  Michael Meuser bezieht sich in der Darstellung der Kritik auf Joyce E. Canaan und Christine Griffin („The New 
Men’s Studies: Part of the Problem or Part of the Solution?“, in: Jeff Hearn/David H.J. Morgan 1990: Men, 
Masculinities and Social Theory, London 1994, 206-214) sowie auf Scott Coltrane („Theorzing Masculinities in 
Contemporary Social Sciences“, in: Harry Brod/Michael Kaufman: Theorizing Masculinities, Thousand Oaks 
1994, 39-60). 
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1999, 9). Es könnte aber auch ein struktureller Grund vermutet werden, zumal 
Geschlechterverhältnisse in patriarchalen Gesellschaften asymmetrisch sind, und daher 
Männlichkeit einen anderen Stellenwert hat als Weiblichkeit und für gewöhnlich das 
Allgemein-Menschliche repräsentiert. Ein Grund für die Etablierung einer dominanten 
Leitkategorie (Meuser 2006) könnte in der zumindest anfänglichen Randstellung der 
Männerforschung im Rahmen der Geschlechterforschung liegen, eine Position, die sie 
im übrigen mit den Queer, Gay und Lesbian Studies teilt. Es könnte aber auch an der 
starken Orientierung an empirischer Forschung liegen, die eine ausgeprägte 
Theorieferne aufzeigt. So vermutet Sylka Scholz (2004, 34) im Mangel an theoretischen 
Konzepten innerhalb der Männerforschung einen wesentlichen Grund für die Popularität 
von Connells Begriff „hegemonialer Männlichkeit“. Selbstverständlich könnten auch 
andere Gründe vorliegen, die mit der Institutionalisierung der Geschlechterforschung und 
der Normalisierung der Kategorie Geschlecht im Wissenschaftsbetrieb 
zusammenhängen. 
 
Daran schließt sich der Verdacht an, dass Männer dann beginnen, sich mit 
Geschlechterforschung zu beschäftigen, wenn die Disziplin auch Ehre und Prestige 
verspricht.107 So bemerkt Bettina Mathes auf den Erfolg des Konzepts „hegemonialer 
Männlichkeit“ in der Männerforschung gemünzt: 
„Während Feministinnen jahrzehntelang dafür belächelt wurden, dass sie sich mit ‚Opfern’ und 
‚marginalisierten’ Gruppen beschäftigten, suggeriert der Terminus ‚hegemoniale Männlichkeit, 
hier werde ‚harte’ Wissenschaft betrieben, die die ‚wirklich’ wichtigen, weil Herrschaft 
betreffenden Fragen in den Blick nimmt.“ (Mathes 2006, 175f.) 
Doch auch Männerforschung ist häufig mit marginalisierten Männlichkeiten befasst und 
untersucht empirisch Prozesse von Männlichkeitskonstruktionen (auch) nicht-
hegemonialer Gruppen. Andererseits ist feministische Kritik immer mit Fragen von 
Herrschaft befasst, was speziell für Staatstheorien und -kritik gilt. Doch im Unterschied 
zur Frauenforschung, die die Herrschaft von Männern über Frauen erforscht, fokussiert 
Männerforschung wesentlich stärker auf Herrschaftsgefälle und Machtungleichgewichte 
zwischen Männern (vgl. Nye 2005, 1938). Dennoch geht es nicht darum, Unterschiede in 
Dominanz- und Unterdrückungserfahrungen von Männern und Frauen zu nivellieren. 
„Die partielle Ohnmachtserfahrung des Mannes ist nicht mit der systematischen 
Unterdrückung der Frau durch den Mann gleich zu setzen.“ (Meuser 1998, 93) Sollen 
Geschlechterverhältnisse kritisch untersucht werden, ist eine Integration dieser 
                                                 
107  Eine wesentliche Facette dieser Kritikrichtung gruppiert sich um praktische Fragen innerhalb des 
Wissenschaftsbetriebs. Vor allem die Konkurrenz um Forschungsfinanzierung wird betont (vgl. Meuser 1998, 
91). 
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Forschungsergebnisse sicher zielführend. Eine kritische Beurteilung jeglicher Forschung 
ist jedoch immer vonnöten.  
 
Sylka Scholz fasst die soziologischen Analysen zu Männlichkeitsforschung in drei 
Kategorien zusammen (2004, 34): Die erste umfasst diejenige Männerforschung, der es 
primär um eine Neubestimmung von Männlichkeit in heutigen Gesellschaften geht. Die 
zweite könnte als eine Art Mainstreaming der Kategorie Gender gefasst werden. Scholz 
versteht darunter Forschungsansätze (z.B. in der Familiensoziologie), die um die 
Kategorie Geschlecht erweitert werden. In die dritte Kategorie fallen schließlich jene 
kritischen Arbeiten, die Männlichkeit(en) in Bezug auf das Geschlechterverhältnis 
analysieren und eine grundlegende Revision soziologischer Theorien anstreben. 
Insbesondere die Beiträge aus dieser dritten Kategorie bilden einen Teil feministischer 
Forschung, zumal auch hier eine „feministische Perspektive“ erkennbar ist. Diese wird im 
Anspruch deutlich, die Männer privilegierenden bzw. patriarchalen Strukturen der 
Gesellschaft in einem geschlechteremanzipatorischen Sinne zu verändern, und ein 
begriffliches Instrumentarium zu entwickeln, das zur Analyse und Kritik solcher 
Herrschaftsverhältnisse taugt.  
3.4. Herrschaftskritisches Instrumentarium 
Um ein herrschaftskritisches Instrumentarium zur Analyse staatlicher 
Geschlechterdimensionen zu entwickeln, werden im Folgenden Auseinandersetzungen 
mit geschlechtsspezifischer Herrschaft im feministischen Diskurs aufgearbeitet und auf 
ihre herrschaftskritischen Stärken und Schwächen hin befragt. Hintangestellt werden 
dabei Fragen der individuellen Bildung geschlechtlicher Identität wie generell die Frage, 
wie Geschlecht zu erfassen ist, was darunter zu verstehen ist, ob wir es mit einem 
„natürlichen“ oder sozialen, einem diskursiven oder symbolischen Phänomen zu tun 
haben. Stattdessen werde ich die Perspektive auf Herrschaftsdimensionen und 
Herrschaftskritik hervorheben. Aus diesem Fokus ist Geschlecht ein soziales 
Strukturierungsprinzip, das Menschen aufgrund bestimmter (meist physischer und 
vermeintlich psychischer) Merkmale gruppiert, kategorisiert und ihnen entsprechende 
soziale Positionen zuweist, die zueinander in einem hierarchischen Verhältnis stehen. 
Geschlecht als „eines der zentralen gesellschaftlichen Machtfelder“ ist somit eine zutiefst 
politische Kategorie (Kreisky 2004a, 39). 
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In Analogie zur Marx'schen Klassentheorie wurde der Begriff des 
Geschlechterverhältnisses geprägt (vgl. ebd., 37; Haug 2001, 762ff.), der die 
Herrschaftsförmigkeit dieser Beziehungen zum Ausdruck bringen soll. Geschlecht ist 
aber nicht die einzige soziale Strukturierungskategorie, sondern häufig mit anderen 
verbunden, was im sogenannten "Class-Race-Gender-Ansatz" (Krause 2003, 55) zum 
Ausdruck kommt, der in Intersektionalitätsstudien weiterentwickelt und transformiert wird. 
Richtete sich die Kritik des "black feminism", der "post-colonial studies" und der „queer 
theory“ zunächst vorrangig gegen die Verallgemeinerung von 
Unterdrückungserfahrungen weißer, heterosexueller, europäischer und 
nordamerikanischer Mittelschichtfrauen, um auf tiefgehende Differenzen unter Frauen 
hinzuweisen, so konnten im Rahmen der kritischen Men's Studies ebenso tiefgehende 
Differenzen zwischen unterschiedlichen Männern aufgezeigt werden. 
 
Historisch-konkrete Geschlechterverhältnisse sind höchst komplex, erscheinen teilweise 
sogar widersprüchlich und paradox vor allem, wenn von einer patriarchalen 
Gesellschaftsstruktur ausgegangen wird, die Männer und Frauen konträr setzt und 
regelmäßig in ein bipolares Über- und Unterordnungsverhältnis bringt. In einem solchen 
Verständnis werden überschneidende soziale Differenzierungen nach Klasse, ethnischer 
Zugehörigkeit, sexueller Orientierung usw. ausgeblendet. Zudem wird die selbst bereits 
patriarchale Setzung der Geschlechter als homogene Genusgruppen reproduziert.  
 
Derartige Paradoxien sind auch im modernen Staat feststellbar, der nicht mehr durch 
generellen Frauenausschluss zu charakterisieren ist. So gilt der patriarchale 
Wohlfahrtsstaat als Beispiel für paradoxe Integration von Frauen. Er ist einerseits "eine 
der Bedingungen für die gesellschaftliche und politische Subjektivierung von Frauen", 
indem er die männliche Dominanz in Ehe und Familie schwächte, er verstärkte 
andererseits aber weibliche Abhängigkeit von staatlichen Institutionen und verengte "den 
Raum staatsfreier Privatheit" (Sauer 2001a, 51), sodass die politische Subjektwerdung 
von Frauen im Wohlfahrtsstaat mit ihrer tendenziellen politischen Entmündigung 
einherging. Um solche Paradoxien zu entschlüsseln, ist es erforderlich, 
Wechselwirkungen zwischen unterschiedlichen Geschlechterarrangements zu 
berücksichtigen. Geschlechterverhältnisse sind in alle sozialen Verhältnisse in 
verschiedenen gesellschaftlichen Sphären eingelassen – z.B. Familie, 
Ausbildungssystem, Arbeitsmarkt, Erwerbsstruktur, Sozialstaat (vgl. Becker-Schmidt 
2000, 38f.) –, die ihrerseits nicht gleichwertig nebeneinander stehen, sondern "selbst 
einer Hierarchie unterliegen" (ebd., 55f.). Dies gilt aber auch innerhalb einzelner 
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Sphären. So ist z.B. der moderne Staat keine einheitliche monolithische Größe, sondern 
aufgesplittert in unterschiedliche Institutionen, Praktiken, Akteure und Arenen, womit 
auch staatliche Geschlechterverhältnisse unterschiedlich ausgestaltet sein können. Sie 
können bspw. entlang von Trennlinien und Grenzziehungen mit geschlechtsspezifischen 
Kompetenzzuweisungen organisiert sein (vgl. Becker-Schmidt 1999). 
 
Die konkrete Ausgestaltung von Geschlechterverhältnissen steht zudem in 
Wechselwirkung mit symbolisch vermittelten Ordnungsvorstellungen. So konnte 
aufgezeigt werden, dass sich Idealvorstellungen von Männlichkeit und Weiblichkeit in 
Kriegszeiten verändern (vgl. Krause 2003, 22). Geschlechterverhältnisse sind demnach 
nicht unveränderliche gesellschaftliche Ordnungsprinzipien, sondern verdichten sich zu 
einer Geschlechterordnung, die lange Zeit hegemonial bleibt, auch wenn sich 
segmentäre Geschlechterverhältnisse oder institutionelle Geschlechterregime verändern 
(vgl. Connell 2004, 54). In Kriegszeiten beispielsweise erringt das Militär eine dominante 
Position und militarisierte Männlichkeit kann gesamtgesellschaftlich hegemonial werden. 
Nachkriegsgesellschaften sind nicht selten darum bemüht, Frauen in ihre traditionellen 
Rollen zurückzudrängen, nachdem sie während des Krieges den Männermangel 
kompensieren mussten (vgl. Enloe 1993). 
 
Ungleiche, hierarchisierte soziale Verhältnisse sind Voraussetzung für Herrschaft in einer 
Gesellschaft. Feministische Herrschaftskritik bedarf daher eines begrifflichen und 
analytischen Instrumentariums zur Benennung und Identifizierung hierarchisierter 
Verhältnisse und Strukturen, das auf geschlechtsspezifische Unterdrückung und 
Diskriminierung abstellt. Im Folgenden sollen einige Konzepte diskutiert werden, die dies 
im Rahmen feministischer Theorie leisten: Patriarchat ist der älteste Begriff, der mir vor 
allem für die Benennung von diskriminierenden Strukturen nach wie vor relevant 
erscheint. Bourdieus Diskussion „männlicher Herrschaft“ versucht zu erklären, wie sich 
die patriarchale Symbolwelt in die Geschlechtskörper (Habitus) einschreibt. Sodann 
werde ich den spezifischen Erklärungsgewinn der Begriffe Geschlechterverhältnisse und 
Geschlechterordnung in Relation zu Patriarchat und männlicher Herrschaft betrachten. 
An diese schließt der Begriff „hegemoniale Männlichkeit“ an, der die Konstruktion von 
Männlichkeiten herrschaftskritisch in Relation zu einer patriarchalen 
Geschlechterordnung setzt, aber auch die Relevanz von „Class-Race-Gender“ zu 
berücksichtigen sucht. Die Erweiterung dieses Problemhorizonts führt zum Konzept der 
„intersectionality“ – der Verschränkung unterschiedlicher Herrschaftsverhältnisse, die 
sich nicht mehr auf die klassische Trias reduzieren lassen. So bilden auch sexuelle 
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Orientierung und Zwang zu geschlechtlicher Eindeutigkeit relevante 
Herrschaftsdimensionen in modernen Gesellschaften.  
3.4.1. Patriarchat und patriarchale Geschlechterordnung 
Der wohl umstrittenste Herrschaftsbegriff der feministischen Theorie ist der des 
Patriarchats (Holland-Cunz 2000, 384). Er wurde in den 1960er Jahren als politischer 
Kampfbegriff wieder aufgenommen. In dieser Verwendungsweise bringt Patriarchat ein 
dermaßen umfassendes Verständnis von Herrschaft in der Gesellschaft zum Ausdruck, 
dass eine differenziertere Betrachtung unterschiedlicher Herrschaftsformen nicht mehr 
möglich erscheint. In der weiteren Debatte wurde Patriarchat zu einem Synonym für 
„Männerherrschaft“, sodass seine Tauglichkeit als politiktheoretische Kategorie mehrfach 
angezweifelt wurde (vgl. ebd., 385). Hinzu kommt das Problem, dass Patriarchat 
etymologisch eine „Herrschaft der Väter“ bedeutet, und diese Diagnose auf moderne 
Gesellschaften nicht zutrifft. Zudem scheint mit dem Patriarchat zwangsläufig ein 
Matriarchat108 möglich oder gar erstrebenswert. 
 
Der Patriarchatsbegriff, wie er außerhalb der feministischen Debatte eingeführt wurde, 
bezeichnet eine historische, prä-moderne Phase, die in der modernen Gesellschaft als 
überwunden gilt. Diese Überwindung als „Emanzipation der Söhne“ zeigt sich in der 
politischen Ideengeschichte sehr deutlich bei John Locke, der „väterliche Gewalt“ als 
Staatsbegründung ablehnt. Sein Argument ist, dass die Gewalt des Vaters über den 
Sohn eigentlich als Gewalt der Eltern über die Kinder zu verstehen ist (Locke 1996, 40).  
„Jenen Männern, die so sehr für die – wie sie sagen – absolute Gewalt und Autorität der 
Vaterschaft streiten, würde es schlecht ins Konzept passen, daß die Mutter irgendwelchen 
Anteil an ihr haben sollte.“ (ebd., 41) 
In Auseinandersetzung mit den neuzeitlichen Vertragstheorien, insbesondere mit Locke 
und seiner Neubegründung politischer Gewalt, enthüllte Carole Pateman (1994, 77f.) ein 
modernes Patriarchat, in dem die Brüder die politische Stellung der Väter einnehmen. 
Sie konnte – wie aus dem Zitat auch deutlich wird – nachweisen, dass Locke zur 
Emanzipation der Söhne von ihren Vätern einiges beitragen konnte, die Emanzipation 
                                                 
108  Die Matriarchatsdebatte wird hier nicht weiter ausgeführt. Es ist allerdings zu betonen, dass sie sich schon 
lange in eine Richtung entwickelt hat, die eine Entgegensetzung zum Kampfbegriff Patriarchat nicht mehr 
zulässt. Vielmehr werden matriarchale Symbole und Elemente in diversen Naturreligionen untersucht oder 
Umschreibungen androzentrischer Symbolsysteme diskutiert. Die ursprüngliche Umkehrungslogik der 
Herrschaftsverhältnisse und das Beharren auf einer historisch vorgängigen (und besseren) Mutterherrschaft 
sind in dieser Debatte bereits überwunden. Diese Sicht hatte jedoch Abwehrreaktionen und 
Ausgrenzungsstrategien innerhalb des feministischen Diskurses ausgelöst, die mittlerweile beklagt werden 
(vgl.  Werlhof u.a. 2003) 
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der Frau vom Mann aber strikt ablehnte. Dieser „Geschlechtervertrag“ ist als eine 
Neubegründung des Patriarchats zu lesen. „Modern patriarchy is fraternal, contractual 
and structures capitalist civil society.” (ebd., 25) 
 
Dass mit dem Begriff des Patriarchats überhaupt die Beziehungen zwischen Männern 
und Frauen in den Blick genommen werden, wurde durch eine Neuauflage der 
Patriarchatsdebatte in den 1860er Jahren angeregt. Johann Bachofen („Das 
Mutterrecht“) und Sir Henry Main („Ancient Law“) entdeckten, auf ihrer Suche nach dem 
Ursprung von Zivilisation, das Patriarchat neu, diesmal als zivilisatorische 
Errungenschaft von Männern bzw. als Grundlage und Voraussetzung aller Zivilisation 
(vgl. ebd., 28). Schon Friedrich Engels und August Bebel109 interpretierten diese 
Arbeiten als Beitrag zur Geschlechterfrage, wobei sie die eigentliche Frage, ob das 
Patriarchat eine politische (öffentliche) oder eine familiale (private) Herrschaftsform ist, 
zugunsten der familialen entschieden. Beide formulierten im Anschluss daran 
Emanzipationsversprechungen an Frauen, die mit Industrialisierung und zunehmender 
Berufstätigkeit von Frauen bei gleichzeitigem Bedeutungsverlust von Hausarbeit möglich 
würden. 
 
Dass diese Versprechungen nicht eingelöst wurden, bemerkte u.a. Simone de Beauvoir 
(1992, 158ff.), was sie nicht nur auf schlechte Arbeitsbedingungen von Frauen, geringen 
Organisierungsgrad und niedriges Lohnniveau zurückführte, sondern vor allem auf die 
familiale Stellung der modernen (bürgerlichen) Ehefrau, die „immer noch die gleichen 
Pflichten hat“ wie im Patriarchat, der daraus „aber nicht mehr die gleichen Rechte 
erwachsen. Sie muß die gleichen Aufgaben erfüllen, erntet dafür aber weder Lohn noch 
Ehre“ (Beauvoir 1992, 567). Was in dieser Interpretation deutlich wird, ist die 
Verwendung des Patriarchatsbegriffs als eine historische Phase, die vorüber ist. Es wird 
mit dem Begriff zwar sehr wohl das Geschlechterverhältnis thematisiert, dieses aber in 
einem engen ehelichen oder familialen Kontext. Patriarchale Geschlechterherrschaft 
erscheint dann auch als historisches Relikt, das in der bürgerlichen Familie überleben 
konnte, für den modernen Staat aber nicht relevant ist. Die weite Verbreitung dieses 
Verständnisses von „patriarchaler Herrschaft“ ist nicht zuletzt Max Weber geschuldet, 
der die vorbürokratische Struktur der Herrschaft als patriarchale bezeichnete, deren 
Wurzeln er in „naturwüchsigen“ Pietätsbeziehungen in der Hausgemeinschaft verankert 
sieht: 
                                                 
109  Engels in seiner Schrift: "Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staates" (1884), und Bebel 
in: "Die Frau und der Sozialismus" (1879). 
Ansätze feministischer Herrschaftskritik  147 
„Bei der Hausautorität sind uralte naturgewachsene Situationen die Quelle des auf Pietät 
ruhenden Autoritätsglaubens. Für alle Hausunterworfenen das spezifisch enge, persönliche, 
dauernde Zusammenleben im Hause mit seiner äußeren und inneren Schicksalsgemeinschaft. 
Für das haushörige Weib die normale Ueberlegenheit der physischen und geistigen Spannkraft 
des Mannes. Für das jugendliche Kind seine objektive Hilfsbedürftigkeit. Für das erwachsene 
Kind die Gewöhnung, nachwirkende Erziehungseinflüsse und festgewurzelte 
Jugenderinnerungen. Für den Knecht seine Schutzlosigkeit außerhalb des Machtbereichs 
seines Herrn, in dessen Gewalt sich zu fügen, er von Kindheit an durch die Tatsachen des 
Lebens eingestellt ist.“ (Weber 1980, 581) 
Bemerkenswert an dieser Interpretation ist, dass alle patriarchalen 
Herrschaftsbeziehungen durch Sozialisation und gesellschaftliche Verhältnisse erklärt 
werden mit Ausnahme der Beziehung zwischen Männern und Frauen. Diese wird auf 
eine natürliche Geschlechterdifferenz zurückgeführt. Ihr Überdauern in einer nicht-
patriarchalen Phase ist damit gesichert. Bei Wiederaufnahme des Patriarchatsbegriffs in 
der neueren feministischen Debatte der 1960er Jahre ging es nun darum, die 
Naturwüchsigkeit dieser Beziehung in Frage zu stellen.110 Das Verständnis von 
Patriarchat, das vorrangig auf die Benennung männlicher Vorherrschaft in der Familie 
zielt, und davon ausgehend die gesamte Gesellschaft patriarchalisch strukturiert, folgt 
jedoch einer spezifischen Lesart von Weber (vgl. Barrett 1990, 19). 
 
Der Begriff Patriarchat fand vorrangig im sogenannten „radikalen Feminismus“ 
Verwendung, der sich im Diskurszusammenhang mit der „Neuen Linken“ entwickelte. 
Patriarchat fungierte in dieser Debatte auch als politisches Argument gegen männliche 
Genossen, die das Geschlechterverhältnis als Epiphänomen betrachteten, das erst nach 
einem revolutionären Umbau der kapitalistischen Produktionsverhältnisse thematisiert 
werden könne (vgl. Fraser/Nicholson 1990, 27). In dieser Argumentation (z.B. Millett, 
Firestone) löst die politische Macht der Männer über die Frauen Klassengegensätze als 
grundlegende Teilung der Gesellschaft ab (Barrett 1990, 19). Dadurch wird die Kategorie 
Klasse durch Geschlecht ersetzt. Ein theoretischer Streitpunkt entfachte daran, ob 
Patriarchat ein analog dem Kapitalismus materiell fundiertes Herrschaftsverhältnis 
bezeichnet oder eine autonome Sphäre ideologischer Herrschaft (vgl. Haug 2003, 122f.). 
 
In der neo-marxistischen Fassung von Roswitha Scholz (1999) gilt das Patriarchat als 
ausschließlich modernes Phänomen. Es ist nicht als historischer Rest vorkapitalistischer 
Gesellschaft zu betrachten. Vielmehr ist das asymmetrische Geschlechterverhältnis 
entlang der Trennlinie von öffentlich und privat erst mit der Verallgemeinerung der 
Warenproduktion zum gesellschaftlichen Strukturprinzip geworden. Historische Vorläufer 
                                                 
110 Die Verwendung des Begriffs „Gender“ (im Unterschied zu „biologischer Sex“) sollte gerade „auf die 
grundsätzlich soziale Qualität der auf dem Geschlecht basierenden Unterscheidungen“ (Scott 1994, 28) 
hinweisen und diente damit der Ablehnung jeglichen biologischen Determinismus. 
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dieser Entwicklung finden sich zwar schon in der griechischen Antike (Scholz 1992). 
Dennoch sei dort weder die Warenform vollständig verallgemeinert worden, noch die 
typisch moderne Abhängigkeit der öffentlichen von der privaten Sphäre installiert, die 
sich erst mit der – nicht zuletzt emotionalen – Reproduktion der (männlichen) Arbeitskraft 
durch (weibliche) Hausarbeit im Laufe des 19. Jhs. durchgesetzt habe. Die Wurzel dieser 
Entwicklung sieht Scholz im Grundprinzip der Wert-Abspaltung, die eine 
gesellschaftliche Dynamik in Gang gesetzt hat, die nicht nur den Kapitalismus als 
warenförmige Vergesellschaftung, sondern darüber hinaus das Patriarchat hervorbringt.  
 
Wert-Abspaltung meint, dass mit der Entstehung des Wertverhältnisses, ein System der 
abstrakten Arbeit installiert wird, das alles, was dieser abstrakten Logik fremd ist, 
notwendig abspalten muss. Das Andere, das mit dem Wert gesetzt ist, bleibt aber 
zugleich dessen Voraussetzung. Dieses Andere des Werts sind im wesentlichen 
Reproduktionstätigkeiten, aber auch damit verbundene Gefühle, Eigenschaften und 
Haltungen wie Emotionalität, Sinnlichkeit und Fürsorglichkeit, die zum weiblichen 
Lebenszusammenhang und zugleich zum Privaten gebündelt werden. Während sind 
also in der kapitalistischen Produktionssphäre, vermittelt über den abstrakten 
Arbeitsbegriff, eine abstrakte Zeitsparlogik durchsetzt, die im Kern eine 
betriebswirtschaftliche Vernutzungslogik darstellt, wie das Frigga Haug (2003) bestimmt 
hat, etabliert sich im weiblichen Reproduktionsbereich eine Logik der Zeitverausgabung 
und somit auch das Andere zum Arbeitsbegriff. Während also der Wert im Arbeitsbegriff 
und somit in den marxistischen Grundkategorien definiert ist, bleibt in der marxistischen 
Debatte der Rest oder das Andere, das nicht im Wert aufgeht und aufgehen kann, 
undefiniert und damit theoretisch unterbelichtet. 
 
Indem Scholz Wert und Abspaltung (vom Wert) zugleich als fundamentale Setzung des 
Geschlechterverhältnisses begreift und in ein dialektisches Verhältnis zueinander setzt, 
das zum eigentlichen Motor der historischen Entwicklung des und im Kapitalismus wird, 
wendet sie sich gegen die männlich-universalistische Wertkritik – speziell der KRISIS-
Gruppe.111 Das Patriarchat ist auf diese Weise auf dem gleichen Abstraktionsniveau 
bestimmt wie die Wertform, und sie sind gleichursprünglich. Indem sie aber – analog der 
KRISIS-Wertkritik – die abstrakte Arbeit auf Seiten der Wertform verortet, wendet sie 
sich auch gegen feministische Debatten, die eine Subsumtion der 
                                                 
111  Scholz selbst kommt aus der Gruppe KRISIS, die eine fundamentale Wertkritik entwickelt hat, der sie selbst 
auch in weiten Teilen treu bleibt. Doch ähnlich wie die Frauen, die in den 1960er und 1970er Jahren aus den 
marxistischen Diskussionszirkeln ausgeschert sind, stellte auch Scholz fest, dass sie ein „tiefes Unbehagen 
[empfunden habe] angesichts der theoretischen Behandlung der sog. ‚Frauenfrage’“ (Scholz 1992). Denn das 
Geschlechterverhältnis wurde, wenn überhaupt, dann nur als sekundäres Phänomen betrachtet. 
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Reproduktionstätigkeiten unter den Begriff der Arbeit oder eine Ausweitung des 
Arbeitsbegriffs auf generative Reproduktion und Hausarbeit vorgeschlagen haben. In 
ihrer Interpretation sind weibliche Sphäre (Abspaltung) und abstrakte Arbeit zwei Seiten 
der gleichen Medaille – nämlich des wertförmigen Patriarchats. Da sich dieses erst seit 
Etablierung des Kapitalismus in einem dialektischen Prozess sukzessive durchsetzt, 
wurde eine politische Thematisierung auch erst in der Neuen Frauenbewegung möglich. 
Die aktuelle Entwicklung des Patriarchats im globalisierten Kapitalismus bezeichnet 
Scholz auch nicht als dessen Ende, sondern als „Verwilderung“ (Scholz 2000, 122ff.). 
 
Diese theoretisch avancierte Fassung verankert den Patriarchatsbegriff noch stärker als 
die ältere Debatte in einem marxistischen Modus der Theoretisierung von Herrschaft. 
Doch gerade diese Art „moderner“ Theoriebildung, die von einem Meta-Narrativ in 
monokausaler Logik auf komplexe soziale Verhältnisse schließt, wurde im Zuge „post-
moderner“ Kritik in Frage gestellt (Lyotard 1994). Denn die universale Kategorie 
„Patriarchat“ impliziert essentialistische Vorstellungen von Frauen und 
Frauenunterdrückung, die zudem als überhistorische und universale Gegebenheiten 
einer Veränderung nicht zugänglich sind (vgl. Walby 1992, 33). Patriarchat könne folglich 
höchstens als politischer Kampfbegriff dienen, verliert damit aber quasi automatisch 
seine analytische Tauglichkeit.  
 
Die konkrete Historisierung des Patriarchatsbegriffs bei Scholz und Pateman kann diese 
Vorwürfe jedoch einigermaßen abwehren. Scholz kombiniert ihre Fassung des nunmehr 
verwilderten, wertförmigen Patriarchats ganz bewusst mit konstruktivistischen 
Genderansätzen. Pateman hingegen verbleibt in einer Mann-Frau-Dichotomie. 
Patemans Argument zur Beibehaltung des Patriarchatsbegriffs reduziert sich letztlich auf 
die Feststellung, dass ohne Patriarchat der einzige Begriff zur Erfassung von 
Frauenunterdrückung verloren ginge: „feminist political theory would then be without the 
only concept that refers specifically to the subjection of women, that singles out the form 
of political right that all men exercise by virtue of being men.“ (Pateman 1994, 20) Ihr 
Argument verweist jedoch nicht auf eine besondere theoretische oder analytische 
Qualität. Scholz’ Konzeption hingegen ist auf einem derart hohen Abstraktionsniveau, 
dass ihr Patriarchatsbegriff empirische Analysen nicht anleiten kann. 
 
Analytisch soll Patriarchat soziale Strukturierungen benennen, in denen eine Superiorität 
von Männern über Frauen besteht, behauptet, gefordert oder hergestellt wird, deren 
Legitimation ausschließlich aus der Geschlechtszugehörigkeit abgeleitet wird. Um dem 
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Patriarchatsbegriff seine essentialisierenden, universalistischen und a-historischen 
Tendenzen zu nehmen schlägt Sylvia Walby vor, sechs Strukturen in den Blick zu 
nehmen, deren unterschiedliche Artikulationen zu unterschiedlichen Formen von 
Patriarchat führen: Lohnarbeit, Hausarbeit, Sexualität, Kultur, Gewalt und Staat. Diese 
sechs wichtigsten Strukturen ergeben ein Patriarchats-System (Walby 1992, 36). 
Verschiedene Frauen sind daher auch verschiedenen Formen von Patriarchat 
unterworfen, die durchaus gleichzeitig auftreten können. Walby geht davon aus, dass sie 
damit unterschiedliche Erfahrungen von Frauen integrieren kann, die nicht nur auf 
Geschlecht, sondern auch auf Ethnizität und Klasse zurückzuführen sind. Die 
Beibehaltung des Patriarchatsbegriffs sieht sie empirisch gerechtfertigt: 
“It is a contingent question as to whether gender relations do have sufficient continuity of 
patterning to make generalizations about a century or two and a continent or so useful. While 
the answer to this cannot be given at a theoretical level, I would argue that in practice such 
generalization is possible. There are sufficient common features and sufficient routinized 
interconnections for it to make sense to talk of patriarchy.” (Walby 1992, 36) 
Walby eröffnet damit die Möglichkeit, den Patriarchatsbegriff zur Benennung von 
Geschlechterherrschaft einzusetzen, die quer liegt zur Trennung von öffentlich und 
privat. In der Überbrückung dieser künstlichen Sphärentrennung liegt die Stärke eines 
Patriarchatsbegriffs, der aus der engen Bindung an Familie und Sexualität gelöst wurde. 
Letztlich unterscheidet Walby jedoch eher öffentliche und eher private Formen des 
Patriarchats und bleibt damit dieser Dichotomie verhaftet.112 Es scheint, als habe sich 
der Patriarchatsbegriff als privater und öffentlicher verdoppelt. 
 
Ein gewisses Erklärungspotential oder zumindest Benennungspotenzial enthält der 
Patriarchatsbegriff auch bei R.W. Connell (2004, 55ff.). Auch wenn nicht mehr von dem 
Patriarchat (im Singular) die Rede ist, so sind zumindest im Rahmen der Theorie 
Strukturen benennbar, die – je nach Wirkungsweise – als patriarchal bezeichnet werden 
können. Diese Strukturen setzt Connell in Beziehung zur Geschlechterordnung einer 
Gesellschaft. Strukturen können Handlungsspielräume einschränken, aber auch 
Veränderungen ermöglichen. Wie bei Walby sollen damit „single-structure theories of 
patriarchy“ überwunden werden, wobei Connell vier Verhältnisse in den Blick nimmt, die 
– je nach historisch-konkreter Ausgestaltung - entweder patriarchale oder nicht-
patriarchale Strukturen benennen: Macht- (bzw. politische Herrschafts-)Verhältnisse, 
Produktionsverhältnisse, emotionale sowie symbolische Beziehungen. Letztlich zielt 
Connell jedoch darauf „to include in the picture of gender patterns that are not inherently 
                                                 
112  Walby geht davon aus, dass der Wohlfahrtsstaat eine Transition vom privaten zum öffentlichen Patriarchat 
bewirkt (Walby 1997, 179). 
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unequal“ (Connell 2004, 57), womit der übergeordnete Patriarchatsbegriff tendenziell 
verabschiedet wird. Geschlechterordnung ist somit die herrschaftstheoretisch neutralere 
Fassung von Patriarchat. 
 
In feministischer Theorie und Politik ist Patriarchat der einzige Begriff, der ausschließlich 
als Herrschaftsbegriff zu verstehen ist, während das analytische Instrumentarium der 
Gender Studies zur Untersuchung auch nicht-herrschaftsförmiger 
Geschlechterarrangements dient. Die Entscheidung, ob ein Herrschaftsverhältnis vorliegt 
oder nicht, soll dem Analyseergebnis nicht schon begrifflich vorweggenommen werden. 
Analytisch gerät der Patriarchatsbegriff im Vergleich zu diesen differenzierteren 
Konzepten somit ins Hintertreffen. Dennoch behält er m.E. eine wichtige 
Benennungsfunktion im Rahmen feministischer Herrschaftskritik. Denn 
Herrschaftsverhältnisse sind vielfältig und komplex. Eine Bezeichnung als patriarchal 
erscheint aber immer dann gerechtfertigt und erforderlich, wenn (hierarchische) 
Geschlechterverhältnisse für eine Herrschaftsformation konstitutiv sind. 
3.4.2. Die Männliche Herrschaft als symbolische Herrschaft 
Pierre Bourdieus „la domination masculine“ im Original aus dem Jahr 1990113 gilt als 
späte Intervention in die Debatte um die Erklärung männlicher Herrschaft 
(Connell/Messerschmidt 2005, 844). Demgegenüber wird eine Kontinuität seiner 
Auseinandersetzung mit Geschlechtergegensätzen seit Bourdieus frühen Arbeiten über 
Algerien und das Béarn aus dem Jahr 1962 betont (vgl. Bourdieu/Wacquant 2006, 207; 
Mottier 2002, 350).114 Doch erst in der „männlichen Herrschaft“ bemüht er sich darum, 
Geschlecht systematisch in seine Soziologie zu integrieren (Ziege 2005). Zentrale 
Anknüpfungspunkte bilden Bourdieus Habituskonzept sowie seine Überlegungen zu 
körperlicher Erkenntnis, symbolischer Gewalt und politischen Kämpfen.  
 
Bourdieu betrachtet als das eigentliche Rätsel der Gesellschaft, „daß die etablierte 
Ordnung mit ihren Herrschaftsverhältnissen (den Rechten und Sonderrechten, 
Vorrechten und Ungerechtigkeiten) sich abgesehen von ein paar historischen 
Zwischenfällen so reibungslos hat perpetuieren können“ (Bourdieu 1998a). Damit geht 
                                                 
113  Dieser Essay erschien zuerst in: Actes de la recherche en sciences sociales 84, 2-31. 
114  Wacquant nennt neben den frühen Untersuchungen über Algerien, in denen es um die Beziehungen zwischen 
den Geschlechtern in der bäuerlichen Gesellschaft, um Ehelosigkeit und den Männlichkeitsethos der 
kabylischen Gesellschaft ging, auch Arbeiten zur geschlechtsspezifischen Ungleicheit im Bildungssystem in 
„Les héritiers“ (1964) und „La reproduction“ (1970). Mottier sieht eine durchgehende Behandlung der 
Problematik von Bourdieus „Theorie der praktischen Vernunft“ bis  zum „Staatsadel“. 
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sozusagen das „Patriarchat“115 als geradezu universale Struktur, jeder individuellen und 
kollektiven Geschlechtlichkeit voraus. 
 
Die Wurzel der sozialen Asymmetrie zwischen den Geschlechtern vermutet Bourdieu in 
der Ökonomie des symbolischen Tausches, dessen Urform der Heiratsmarkt ist, der dem 
Erhalt oder der Vermehrung symbolischen Kapitals (Ehre, Reputation usw.) und somit 
von Herrschaftsmitteln116 dient. Männer sind dabei Subjekte der Heiratsstrategien, 
Frauen hingegen werden zu Objekten dieses Tauschverkehrs, in dem sie als Symbole 
zirkulieren bzw. Trägerinnen einer symbolischen Funktion sind (Bourdieu/Wacquant 
2006, 210f.). Frauen werden dadurch zu den wichtigsten Produzentinnen symbolischen 
Kapitals – Frauen als symbolisches Kapital von Männern behandelt sich selbst als 
ästhetische Objekte (Kleidung, Kosmetik usw.), sie sind aber auch für die Ästhetik des 
Hauses zuständig bis hin zur Kleiderwahl für ihren Mann, sie organisieren das rituelle 
und zeremonielle Familienleben, sind also für die Verwaltung des symbolischen Kapitals 
der Familie zuständig und werden konsequenterweise auch im Berufsleben für 
Präsentation und Repräsentationstätigkeiten eingesetzt. Frauen sind die privilegierten 
Agentinnen der Umwandlung des ökonomischen Kapitals in symbolisches Kapital 
(Bourdieu 1997b, 210f.). Aus dieser privilegierten Rolle in der symbolischen Produktion 
können Frauen jedoch nie sozialen Nutzen ziehen, weil diese Tätigkeiten immer 
entwertet oder gar ignoriert werden (Bourdieu/Wacquant 2006, 211). So wird bspw. 
Hausarbeit nicht wirklich als gesellschaftliche Arbeit anerkannt. Bourdieu verweist an 
dieser Stelle ausdrücklich auf die Studien von Joan W. Scott zur symbolischen 
Transformationsarbeit im 19. Jh., die darauf angelegt war, der öffentlichen Frau den 
sozialen Wert vorzuenthalten, den ihr die Tätigkeit in der Ökonomie hätte sichern 
können. Die bürgerliche, moralische und emotionale Überhöhung der Hausarbeit nimmt 
ihr den Wirklichkeitscharakter und gleichzeitig wird der bürgerlichen Frau Anerkennung 
durch ökonomische Arbeit verweigert (vgl. Bourdieu 1997b, 209). 
 
Dies führt Bourdieu auf eine männliche oder androzentrische Herrschaftslogik zurück, 
die er als exemplarische Form symbolischer Herrschaft begreift (Bourdieu 2001a, 218; 
Bourdieu/Wacquant 2006, 208). Symbolische Herrschaft ist weder im 'Materiellen' noch 
im 'Ideellen' angesiedelt, sondern auf dem Markt der symbolischen Güter immer schon 
beides. Um die Konstanz der symbolischen Herrschaft im Denken und in den Dingen zu 
                                                 
115  Bourdieu spricht allerdings nie von Patriarchat, sondern registriert zunächst lediglich die Tatsache, dass in 
den meisten Gesellschaften Frauen sozial niedrigere Positionen zugewiesen bekommen als Männer. 
116  Symbolisches Kapital ist deshalb ein Herrschaftsmittel, weil dessen Akkumulation auf dauerhafte Befugnisse 
und Rechte in Bezug auf Personen abzielt (vgl. Bourdieu 2005, 82). 
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analysieren, entwickelt er eine "Sozioanalyse des androzentrischen Unbewussten" 
(Bourdieu 2005, 14), wobei Bourdieu die Schemata entschlüsselt, die in den Ritualen 
und Gebräuchen der Berber der Kabylei zum Ausdruck kommen. Dieses Vorgehen hält 
er für gerechtfertigt, weil deren Denken in homologen Gegensätzen, das den ganzen 
Kosmos organisiert und somit die physische und soziale Welt vergeschlechtlicht, 
paradigmatisch ist für die kulturelle Tradition des mediterranen Raums, die letztlich für 
ganz Europa bestimmend ist (vgl. ebd., 15). Die asymmetrischen Gegensatzpaare 
hoch/tief, oben/unten, hart/weich, draußen/drinnen etc. werden dabei je dem Gegensatz 
von männlich/weiblich assoziiert. 
"Diese universell angewandten Denkschemata registrieren als Naturunterschiede, die der 
Objektivität eingezeichnet sind, Unterschiede und Unterscheidungsmerkmale (z.B. in 
körperlicher Hinsicht), zu deren Existenz sie beitragen, und die sie zugleich 'naturalisieren', 
indem sie sie in ein System scheinbar ebenso natürlicher Unterschiede einordnen." (ebd., 19) 
Diese Anwendung binärer Schemata, die letztlich die ganze Weltdeutung in männlich 
und weiblich spaltet, hat auch die feministische Forschung mehrfach problematisiert. So 
ist die Philosophie des Abendlandes seit der Antike in einer Logik befangen, die 
regelmäßig dem Männlichen den Vorrang vor dem Weiblichen einräumt (vgl. Klinger 
1986). Während im feministischen Diskurs von einer spezifisch philosophischen 
Rationalität ausgegangen wird, die mit der Verwissenschaftlichung der sozialen Welt und 
ihrer grundlegenden Trennung von Natur und Kultur letztlich für die moderne, bürgerliche 
Geschlechterordnung zentral wird, sieht Bourdieu darin ein „Prinzip der Di-Vision“ (der 
Teilung und Deutung), das „sich in den sozialisierten Körpern, d.h. den Habitus, und in 
den rituellen Praktiken niedergeschlagen hat, die aufgrund der Stereotypisierung und der 
unendlichen Wiederholung der Zeit partiell enthoben sind“ (Bourdieu 1997b, 156). 
Bourdieu betont zudem die präreflexiven Dimensionen dieser Einteilung der (sozialen) 
Welt, die als Wahrnehmungs-, Bewertungs- und Handlungsschemata buchstäblich 
einverleibt, zur eigenen Natur werden (Bourdieu 2001a, 218), zum Habitus. 
 
Der Habitus ist das „Produkt der Einverleibung einer sozialen Struktur in Form einer 
quasi natürlichen, oft ganz und gar angeboren wirkenden Disposition“ (ebd., 216). Durch 
Einverleibung der „männlichen Herrschaft“ erklärt sich die scheinbar natürliche Trennung 
zwei verschiedener vergeschlechtlichter Habitusformen. Die Konstruktion der Körper 
erfolgt in einer "ungeheuren kollektiven Sozialisationsarbeit" (Bourdieu 2005, 45), "die 
gemäß dem herrschenden Einteilungsprinzip klar unterschieden und imstande sind, die 
Welt in Übereinstimmung mit diesem Prinzip wahrzunehmen" (ebd.). Dem geht 
symbolische Konstruktionsarbeit voraus – "eine willkürliche Konstruktion des 
Biologischen und insbesondere des – männlichen und weiblichen – Körpers, seiner 
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Gebrauchsweisen und seiner Funktionen, vor allem in der biologischen Reproduktion" 
(ebd., 44). Die "männliche Soziodizee" legitimiert somit "ein Herrschaftsverhältnis, indem 
sie es einer biologischen Natur einprägt, die selbst eine naturalisierte gesellschaftliche 
Konstruktion ist" (ebd., 44f.). Nicht die natürliche Ordnung geht der sozialen voraus, und 
auch nicht umgekehrt, sondern "[d]as gesellschaftliche Deutungsprinzip konstruiert den 
anatomischen Unterschied. Und dieser gesellschaftlich konstruierte Unterschied wird 
dann zu der als etwas Natürliches erscheinenden Grundlage und Bürgschaft der 
gesellschaftlichen Sichtweise, die ihn geschaffen hat" (ebd., 23). Es handelt sich um eine 
zirkelhafte Kausalbeziehung, die beide Ordnungen (Natur/Kosmos – 
Soziales/Gesellschaft) zusammenführt zu einer einheitlichen symbolischen Ordnung, die 
ihrerseits androzentrischen Vorstellungen entspringt. Dadurch wird die soziale Ordnung 
zu einer männlichen Ordnung, in der Beziehungen zwischen den Geschlechtern 
zugunsten der Männer asymmetrisch sind – eine "gigantische symbolische Maschine zur 
Ratifizierung der männlichen Herrschaft" (ebd. 21). 
 
Mit seiner Einschätzung der Gleichursprünglichkeit der biologischen und der sozialen 
Dimension des Geschlechts steht Bourdieu solchen Ansätzen der feministischen Debatte 
nahe, die eine strikte Trennung zwischen sex und gender ablehnen und wie Judith Butler 
oder Donna Haraway auch das biologische Geschlecht als soziale Konstruktion 
begreifen (vgl. Ziege 2005). Doch die Möglichkeit subversiver Geschlechterperformanz 
ist in Bourdieus Konzept nicht angelegt. Von der Genderparodie wäre nur die sichtbare 
Erscheinungsform des Geschlechts betroffen. 
„Die körperliche Hexis ist die realisierte, einverleibte, zur dauerhaften Disposition, zur stabilen 
Art und Weise der Körperhaltung, des Redens, Gehens und damit des Fühlens und Denkens 
gewordene politische Mythologie.“ (Bourdieu 1997a, 129) 
Der vergeschlechtlichte und vergeschlechtlichende Habitus, der sich in sozialen Räumen 
und in Auseinandersetzung mit mehr oder minder spezialisierten Feldern formt, hat also 
die männliche Herrschaft vollständig inkorporiert. „Wir lernen durch den Körper. Durch 
diese permanente, […] dem affektiven Austausch mit der gesellschaftlichen Umgebung 
viel Platz einräumenden Konfrontation dringt die Gesellschaftsordnung in die Körper ein“ 
(Bourdieu 2001a, 181). Was andere als geschlechtsspezifische Sozialisation 
bezeichnen, nennt Bourdieu „Strukturübungen“ (Bourdieu 1997a, 138) – das sind 
Praktiken, mit denen die soziale Struktur, die kollektiven Prinzipien der Sichtung und 
Ordnung erlernt und habituiert werden. Eine grundlegende Dimension des Habitus ist es 
daher, dass das eigene Verhältnis zum Körper nicht als ein Selbstbild beschrieben 
werden kann, weil gesellschaftliche Wahrnehmungs- und Beurteilungsschemata immer 
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schon zwischen das Individuum und seinen Leib geschaltet sind. Nachahmung oder das 
bewusste „Bemühen um Reproduktion eines explizit zum Modell gemachten Akts, 
Objekts oder Sprechens“ steht daher im Gegensatz zur Reproduktion, die der soziale 
Körper vollführt: 
„Der Leib glaubt, was er spielt: er weint, wenn er Traurigkeit mimt. Er stellt sich nicht vor, was er 
spielt, er ruft sich nicht die Vergangenheit ins Gedächtnis, sondern agiert die Vergangenheit 
aus, die damit als solche aufgehoben wird, erlebt sie wieder. Was der Leib gelernt hat, das 
besitzt man nicht wie ein wiederbetrachtbares Wissen, sondern das ist man.“ (Bourdieu 1997a, 
135) 
Mit dieser Vorstellung des sozialen Seins im umfassenden Sinn – auch des Mann-Seins 
oder Frau-Seins – kommt Bourdieu Andrea Maihofers (1994, 256) Fassung des 
Geschlechts als „gesellschaftlich-kulturelle Existenzweise“ sehr nahe, die damit unter 
anderem auf die gelebte körperliche und seelische Materialität des Geschlechts 
hinweisen wollte, im Gegensatz zur „Vorstellung von ‚Geschlecht’ als Effekt von 
Darstellungen und Wahrnehmungen“ (Maihofer 1995, 84). 
 
Der sozial geformte Körper fungiert als „Gedächtnisstütze“ bzw. als Speicher (vgl. ebd., 
126f.; Bourdieu 2001a, 181) des in der geschlechtsspezifischen Sozialisation Erlernten 
und Antrainierten, was als „praktischer Sinn“ (präreflexive Reaktionen, 
Situationsdeutungen usw.) alltäglich zum Einsatz kommt, indem er alles Tun, Deuten, 
Erkennen und Sein mit Alltagsverstand ausstattet (Bourdieu 1997b, 127). „Der praktische 
Sinn ermöglicht es zu handeln comme il faut“ (Bourdieu 2001a, 178), spontan, den 
immanenten Erfordernissen des Feldes entsprechend, indem Dispositionen des Habitus 
einfach abgerufen werden. Als Folge „ist der Akteur nie ganz Subjekt seiner Praxis“ 
(ebd.). Die Mächtigkeit der Geschlechtsklassifikation, der Einteilung des sozialen Raums, 
der Trennungen, Ausschlüsse und Hierarchisierungen, liegt im praktischen Sinn (vgl. 
Dölling 2004, 77), der bewirkt, dass die männliche Herrschaft von den Herrschenden 
(Männern) und den Beherrschten (Frauen) gleichermaßen anerkannt wird, weil alle die 
gleichen nicht-reflexiven Denkschemata anwenden. Doch die Anerkennung der 
Herrschaft ist eine abgepresste Anerkennung basierend auf symbolischer Gewalt – d.h. 
der Einsatz physischen Zwangs ist selten erforderlich. Symbolische Gewalt operiert 
quasi nur als Auslöser der inkorporierten Unterwerfung unter die symbolische Herrschaft 
(vgl. Bourdieu 2005, 71). 
„Die Form symbolischer Gewalt schlechthin ist die Macht, die […] in den Bahnen rationaler 
Kommunikation ausgeübt wird, das heißt mit der (erpreßten) Zustimmung derer, die als 
dominierte Produkte einer von vernunftgepanzerten Kräften (wie denen, die als Verdikte der 
Bildungseinrichtungen oder der Diktate von Wirtschaftsexperten auftreten) dominierten Ordnung 
die Willkür rationalisierter Macht nur billigend hinnehmen können.“ (Bourdieu 2001a, 106f.) 
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Für Bourdieu hat jedes Herrschaftsverhältnis eine symbolische Dimension, die darin 
besteht, eine habituierte Zustimmung bzw. Unterwerfung abrufen zu können. Die 
männliche Herrschaft formiert einen weiblichen Habitus, in den die Unterwerfung 
eingeschrieben ist, sodass „die Frauen, so wie sie sind, d.h., so wie die soziale Welt sie 
gemacht hat, zu ihrer eigenen Unterdrückung beitragen können“ (Bourdieu 1997b, 214). 
Diese Argumentation erinnert sowohl an Connells „emphasized feminity“ als auch an 
Thürmer-Rohrs „Mittäterinnen-These“. Mit dieser Konzeption inkorporierter Herrschaft 
bietet Bourdieu zudem eine Alternative bzw. eine andere Begrifflichkeit für das Konzept 
der Hegemonie. Auch mit Hegemonie ist Herrschaft gemeint, die sich ihre Anerkennung 
nicht durch Zwang und Gewalt, sondern über andere Kanäle (vor allem Kultur und 
Kulturproduktion) erheischt. Doch Bourdieu bleibt bewusst in der Sprache des Zwangs – 
symbolische Gewalt und abgepresste Anerkennung – womit der Begriff der Herrschaft 
nicht überflüssig wird, sondern lediglich durch die symbolische Dimension ergänzt wird. 
Männliche Herrschaft bedarf keiner Rechtfertigung (Bourdieu 1997b, 158): „Sie setzt sich 
selber als evident, universal (der Mann, vir, ist jenes besondere Wesen, das sich selbst 
als universal empfindet und das Monopol auf das Menschsein – homo – hat).“ 
(Bourdieu/Wacquant 2006, 208) Die männliche Herrschaft ist nicht im Bewusstsein der 
Herrschenden und der Beherrschten verankert, sondern sie ist somatisiert und wird 
daher permanent verkannt.  
 
Doch nicht nur die Beherrschten (Frauen) sind der männlichen Herrschaft unterworfen, 
sondern auch die Herrschenden (Männer) selbst. „[…]auch die Männer [sind] Gefangene 
und auf versteckte Weise Opfer der herrschenden Vorstellung, die gleichwohl so perfekt 
ihren Interessen entspricht“ (Bourdieu 1997b, 187). Die männliche Sozialisation besteht 
in Strukturübungen, die einen praktischen Sinn formen, der nicht nur der sozialen 
Stellung (der Position im sozialen Raum) entspricht, sondern zudem eine Anpassung an 
die Erfordernisse jener Felder ermöglicht (vgl. Bourdieu 1997a, 122), die in erster Linie 
Männern vorbehalten sind (vgl. Bourdieu 1997b, 203). Als Feld bezeichnet Bourdieu 
einen relativ autonomen sozialen Mikrokosmos, den er in der Metapher eines Spielfeldes 
beschreibt. Methodisch dient er dazu, die soziale Welt in Relationen zu denken (vgl. 
Bourdieu 2001a, 262), d.h. nicht die Akteure und deren Interaktionen zum Gegenstand 
zu machen, sondern deren objektive Positionen (situs) zueinander im Feld, die sich 
durch die Struktur der Verteilung verschiedener Arten von Macht bzw. Kapitale im 
jeweiligen Feld ergeben, wobei die Hierarchie der verschiedenen Kapitalsorten 
(ökonomisch, kulturell, sozial, symbolisch) je nach Feld variiert (Bourdieu/Wacquant 
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2006, 128). Im Feld wird dann sozusagen gespielt, nach den Spielregeln bzw. 
Regularitäten des Feldes, Kapitale kommen als Einsätze, Trümpfe oder Gewinne zur 
Anwendung, je nach Position werden unterschiedliche Spielstrategien entwickelt usw.. 
Voraussetzung für das „Funktionieren“ und letztlich auch für die Selbstständigkeit 
(relative Autonomie) von Feldern ist die Basis-illusio (von ludus: Spiel), d.h. die 
Überzeugung, dass das Spiel es wert ist gespielt zu werden und zwar bis zum Ende 
(Bourdieu 1997b, 195). Diese illusio, der Sinn für das Spiel bzw. die Liebe zu den 
Machtspielen, ist fester Bestandteil des männlichen Habitus, der u.a. durch „Spiele, die 
häufig nach der Logik der Wette, Herausforderung oder Kampf strukturiert sind“ 
(Bourdieu 1997a, 138) und in denen die Knaben die Erzeugungsschemata der 
Ehrenstrategien anzuwenden lernen, erworben wird.  
„Die ursprüngliche illusio bewirkt, daß Männer (im Gegensatz zu Frauen) gesellschaftlich so 
bestimmt sind, daß sie sich, wie Kinder, von allen Spielen packen lassen, die ihnen 
gesellschaftlich zugewiesen werden und deren Form par excellence der Krieg ist.“ (ebd., 196) 
Die illusio in einem bestimmten Feld setzt den praktischen Glauben (doxa) an das Feld 
voraus. Dies ist sozusagen Eintrittsgeld und Eintrittsbedingung in ein Feld. 
Spielverderber werden bestraft und ausgeschlossen oder gar nicht erst zugelassen (vgl. 
ebd., 124). In einem gewissen Sinne muss man in ein Feld „hineingeboren“ sein, also mit 
Dispositionen ausgestattet sein, die ein Mitspielen ermöglichen, zugleich passt sich der 
Habitus den Erfordernissen eines Feldes an. Die bedingungslose, blinde Hingabe an das 
Spiel ist konstitutiv für Männlichkeit und in jedem Feld, und noch grundlegender in der 
Beziehung zwischen den Geschlechtern, Basis für die libido dominandi des Mannes, d.i. 
der habituierte Trieb herrschen zu wollen, der sich nicht nur gegenüber Frauen, sondern 
auch gegenüber anderen Männern auswirkt (vgl. Meuser 2006, 163).  
 
Bourdieu entwickelt im Unterschied zu Connell keine Typen von Männlichkeit, sondern 
Erkenntnisinstrumente, mit denen die soziale Konstruktion unterschiedlicher 
Männlichkeiten analysiert werden kann. Das soziale Artefakt des "männlichen Mannes" 
wird hergestellt durch Investitionen in "soziale Spiele" (vgl. Bourdieu 2005, 88), in denen 
je nach Feld, sozialer Position und Erfolg im Spiel unterschiedliche Männlichkeiten 
resultieren können. Bourdieu hebt zwei miteinander verbundene Aspekte hervor: „die 
kompetitive Struktur von Männlichkeit und den homosozialen Charakter der sozialen 
Felder, in denen der Wettbewerb stattfindet“ (Meuser 2006, 163). Der Wettbewerb 
erzeugt damit Hierarchie unter Männern, ist aber zugleich ein Mittel männlicher 
Vergemeinschaftung, zumal Männlichkeit immer auch gegen Weiblichkeit konstruiert ist. 
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Da die Ausgangsbedingungen – soziale Positionen – aber unterschiedlich sind, ist 
Bourdieus Konzeption auch anschlussfähig an Fragen der Intersektionalität. 
 
Während Männer lernen, (Macht-)Spiele zu lieben, werden Frauen von den „ernsten 
Spielen“, in denen es um Ehre geht, ausgeschlossen: 
„Die Frau von der Agora und allen öffentlichen Plätzen auszuschließen, wo sich die Spiele 
abspielen, die, wie die der Politik oder des Krieges, gemeinhin als die ernstesten der 
menschlichen Existenz angesehen werden, bedeutet, ihr in der Tat zu untersagen, sich die 
Dispositionen anzueignen, die durch die Frequentierung dieser Plätze und Spiele erworben 
werden, wie den point d’honneur, der den Mann dazu treibt, mit seinesgleichen zu rivalisieren.“ 
(Bourdieu 1997b, 189) 
In differenzierten Gesellschaften spielen sich diese ernsten Spiele in unterschiedlichen 
Feldern wie ökonomische, politische, religiöse, künstlerische, wissenschaftliche usw. ab, 
was Bourdieu als einen Vermännlichungsprozess der ganzen sozialen Ordnung 
bezeichnet (Bourdieu 1997b, 204). Frauen sind zur Zuschauerin verdammt oder können 
an den Spielen nur über männliche Stellvertreter (Söhne, Väter, Ehemänner usw.) 
teilnehmen. Denn die Teilnahme an den Spielen basiert auf dem Prinzip gleicher Ehre, 
was Frauen automatisch ausschließt.  
"Dieses Prinzip will, daß die Herausforderung, weil sie Ehre macht, nur zählt, wenn sie sich an 
einen Mann (im Gegensatz zu einer Frau) richtet, und zwar an einen Ehrenmann, der imstande 
ist, eine Erwiderung zu geben, die, insofern sie auch eine Form von Anerkennung einschließt, 
Ehre macht. Die vollkommene Zirkelhaftigkeit des Prozesses zeigt an, daß es sich um eine 
willkürliche Zuweisung handelt." (Bourdieu 2005, 90) 
Als sicheres Zeichen für die Konstanz männlicher Herrschaft deutet Bourdieu daher das 
Faktum, dass Frauen nach wie vor aus dem Kampf um Karriere und Macht sowie von 
Autoritätspositionen ausgeschlossen werden. Dies erläutert er anhand zahlreicher 
Beispiele, die zwar eine Verbesserung der Stellung von Frauen aufzeigen, die der 
kritischen Arbeit der feministischen Bewegung zu verdanken sind (vgl. ebd., 154), 
zugleich aber die Herrschaftslogik nicht durchbrechen können.  
 
Zu diesen Veränderungen zählen in erster Linie ein erweiterter Zugang von Frauen zur 
öffentlichen Sphäre, verbunden mit einer wachsenden Distanz zu häuslichen Tätigkeiten 
und Reproduktionsfunktionen – höheres Heirats- und Fortpflanzungsalter, steigende 
Scheidungs- und sinkende Heiratsraten –, vermehrter Zugang von Mädchen zum 
Gymnasial- und Hochschulunterricht und – damit zusammenhängend – auch ein 
Funktionswandel der Schule bei der Reproduktion des Geschlechterunterschieds (vgl., 
ebd., 154-156). Doch diese sichtbaren Veränderungen verdecken das Unveränderte: 
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"In der Arbeit wie in der Erziehung dürfen die Fortschritte der Frauen nicht über die jeweiligen 
Vorsprünge der Männer hinwegtäuschen, die, wie bei einem Handikaprennen, die Struktur der 
Abstände weiterbestehen lassen." (ebd., 158) 
Die "alten Strukturen" der geschlechtlichen Arbeitsteilungen wirken in Form von drei 
praktischen Prinzipien fort: Erstens liegen die beruflichen Funktionen von Frauen 
vorwiegend auf der Verlängerungslinie der häuslichen Funktionen (Erziehungssektor, 
persönliche Dienstleistungen usw.), zweitens gilt das Prinzip weiterhin, dass Frauen 
gegenüber Männern nicht weisungsbefugt sein können, und drittens wird dem Mann im 
Umgang mit technischen Gegenständen und Maschinen ein Monopol zugesprochen 
(ebd., 163). Diese Konstanz erklärt sich durch die Habitusformen, deren "Prinzipien im 
wesentlichen von Körper zu Körper" (ebd., 165) vermittelt werden – somit jenseits von 
Bewusstsein und Diskurs, womit sie sich der bewussten Kontrolle und damit der 
Veränderung entziehen. 
 
Die scheinbare Natürlichkeit und unmittelbare Evidenz der männlichen Herrschaft hat 
somit zur Folge, dass durch bewusste Strategien, auch politische, weil sie immer mit 
Handlungen einhergehen, die dem praktischen Sinn entspringen, nicht zu 
Veränderungen des Herrschaftsverhältnisses führen können. Dementsprechend zieht 
Bourdieu eine recht düstere Bilanz, was Emanzipationsbestrebungen betrifft. Solange 
der Habitus der symbolischen Herrschaft gemäß strukturiert ist, kann es zu keiner 
substantiellen Transformation männlicher Herrschaft kommen. Und die 
Herrschaftsförmigkeit des Habitus ändert sich nicht, solange Akteure und Institutionen 
die "(Wieder-)Herstellung der objektiven und subjektiven Strukturen der männlichen 
Herrschaft" (Bourdieu 2005, 144) permanent vollziehen, und damit enthistorisieren. Eine 
echte Befreiung der Frauen sei nur von einem kollektiven Handeln zu erwarten, „das 
darauf abzielt, die unmittelbare Übereinstimmung von inkorporierten und objektivierten 
Strukturen praktisch aufzubrechen“ (Bourdieu 2006, 211), was er als „symbolische 
Revolution“ bezeichnet. D.h. eine Transformation der männlichen Herrschaft muss an 
den Grundlagen der Produktion und Reproduktion des symbolischen Kapitals ansetzen, 
was zur Grundbedingung eine Veränderung der sozialen Konstruktion von 
Verwandtschaft und Heirat hat. 
 
Bourdieus Intervention in die feministische Debatte ist sehr umstritten, was mindestens 
zwei Gründe haben kann. Zum einen ist – wie erwähnt – seine Rezeptionsbereitschaft 
nicht sehr hoch, was als partielle Ignoranz oder paternalistische Haltung gegenüber 
feministischer Wissensproduktion gedeutet werden kann. Am deutlichsten kommt dies 
zum Ausdruck, wenn er meint, dass die soziale Konstruktion insbesondere der 
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Sexualorgane trivial sei, „da die ganze anthropologische Tradition sie verfochten“ habe 
(Bourdieu 2005, 43), womit die Widerstände, auf die die feministische Forschung mit 
ihrem Beharren auf der sozialen Konstruktion des Geschlechts gestoßen ist, einfach vom 
Tisch gewischt werden. Bourdieu selbst geht jedoch davon aus, dass die feministische 
Forschung die Trennung zwischen kulturellem und natürlichem Geschlecht fortsetzt, 
„zumal die einen die Ursachen für Geschlechterdiskriminierung in den 
Produktionsbedingungen suchen, die anderen symbolische Formen untersuchen, beide 
jedoch unvermittelt bleiben“ (Bourdieu 1998a), eine Einschätzung, die 1990 bis zu einem 
gewissen Grad sicher nicht unberechtigt war, 1998 jedoch, als das zitierte Interview 
geführt wurde, nicht mehr so einfach behauptet werden konnte. Umgekehrt wird gerade 
Bourdieu vorgeworfen, dass er Gender entlang von „sexual differences“ thematisiert, 
selbst kein explizites Verständnis für die Differenz zwischen Sex und Gender entwickelt 
(Mottier 2002, 350). Ich sehe aber, wie erwähnt, in Bourdieus Ansatz gewisse 
Ähnlichkeiten mit Andrea Maihofers Konzeption, was den Vorwurf, Bourdieus 
Argumentation sei „sex-lastig“ entkräftet. Zugleich bleibt aber seine Darstellung der 
feministischen Debatte verkürzt. 
 
Zum anderen basieren seine Anmerkungen zu Frauen und zum weiblichen Habitus 
vorrangig auf den Einteilungen der Kabylen117 und den Romanen von Virginia Woolf, 
anhand derer er den weiblichen Blick erfassen will. Beide Quellen sind nicht der 
aktuellen historischen Situation angemessen, sodass ich mir kaum eine Frau vorstellen 
kann, die sich in Bourdieus Ausführungen wieder erkennt. Die Rituale der Kabylen 
mögen geeignet sein, um die Prinzipien der Produktion von Männlichkeit zu illustrieren, 
sie beantworten aber nicht die Frage, wie die inkorporierten mentalen Strukturen 
männlicher Herrschaft in einer modernen Gesellschaft, die ohne magische Rituale 
auskommt, aktiviert werden (vgl. Le Hir 2000, 137). Indem er die Geschlechtertrennung 
der kabylischen Gesellschaft zum Idealtypus erhebt, unterstellt er, dass es nur einen 
Entwicklungspfad von der vormodernen zur modernen Gesellschaft gibt, und darüber 
hinaus, dass auch modernen Gesellschaften derart homogen sind wie die prämodernen 
Kabylen (Mottiere 2002, 351).  
                                                 
117  Problematisch wird dieser Zugang dadurch, dass Bourdieu diese Schemata als überhistorisch und 
unverändert verwendet und zudem davon ausgehend die Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern erklärt. 
Nun ist es aber so, dass tatsächlich nicht alle binären Gegensatzpaare eine geschlechtliche Konnotation 
haben wie z.B. der Gegensatz wahr/falsch in der Logik. Zudem haben sich Zuschreibungen, was männlich 
und was weiblich ist, durchaus historisch verändert und sind regional unterschiedlich ausgeprägt. Das zeigt 
sich nicht zuletzt bei der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. So macht Ulla Wikander (1998, 27) darauf 
aufmerksam, dass in der Landwirtschaft des 19. Jhs. die männlich-weibliche Arbeitsteilung in Europa von 
Region zu Region anders organisiert war: „In den Schweizer Alpen besorgten Männer das Melken der Kühe, 
während in den nordischen Ländern Frauen für die Meierei zuständig waren.“ 
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Zudem geht Bourdieu davon aus, dass Frauen frei von der illusio sind, Machtspiele und 
deren Eitelkeit durchschauen, auf Distanz bleiben und die „ernsten Spiele“ nicht so ernst 
nehmen können wie Männer, was er mit Passagen aus Virginia Woolfs „Fahrt zum 
Leuchtturm“ illustriert. Die Frage drängt sich auf, ob es nicht noch eine andere 
Ernsthaftigkeit gibt, als nur ernsthaft zu spielen, ob bspw. die Ernsthaftigkeit von Politik – 
und zwar inhaltliche Politik und nicht Politik als Spiel – gerade von Frauen gesehen 
werden kann, was möglicherweise zu weniger Distanz führt als ein politisches Verhalten 
einer Spielernatur. Auch die ausschließliche Teilnahme an Spielen über andere kann 
kaum aufrechterhalten werden, wenn das Kriegspiel so betrieben wird, dass die 
Ausgeschlossenen (z.B. die Zivilbevölkerung) sich nicht heraushalten können. 
Außerdem verbirgt sich hinter dieser „weiblichen“ Fähigkeit, Männer als spielende Kinder 
zu erkennen, nicht wieder eine Art von Essentialismus, der zu der Annahme verleitet, 
dass sich Frauen tatsächlich nie an Machtspielen beteiligen? Stattdessen sieht Bourdieu 
die Rolle von Frauen vorrangig darin, zu Komplizinnen männlicher Herrschaft zu werden 
(vgl. ebd.). 
 
Was aber wohl am meisten enttäuscht, ist die Enthistorisierung, die Bourdieu nicht nur 
problematisiert, sondern selbst vornimmt, indem er die Erfolge der Frauenbewegung als 
strukturell unwirksam klassifiziert, damit keine Transformationen im 
Geschlechterverhältnis registriert und zudem emanzipatorische Politik zu einem 
aussichtslosen Unterfangen macht. Seine Fokussierung auf die Reproduktion der 
männlichen Herrschaft wirkt letztlich dem erklärten Ziel einer gesellschaftlichen 
Veränderung dieses Verhältnisses entgegen. Dies war sicher nicht Bourdieus Absicht 
(vgl. Le Hir 2000, 140), dennoch bietet er keine konkreten Anhaltspunkte für die 
symbolische Revolution, die für eine solche Transformation erforderlich wäre. Zumindest 
benennt er sie in der „männlichen Herrschaft“ nicht, wie er das in anderen 
Zusammenhängen sehr wohl getan hat: Bündnisse und Strategien, wie die Nutzung der 
Homologie zwischen beherrschten Positionen in unterschiedlichen Feldern zum Transfer 
kulturellen Kapitals, „das den Beherrschten ermöglicht, sich gegen die bestehende 
symbolische Ordnung kollektiv aufzulehnen und sie umzustürzen“ (Bourdieu 2001a, 
242). Damit stellt sich die Frage, ob die männliche Herrschaft wirklich nur eine 
paradigmatische Form symbolischer Herrschaft ist, oder nicht doch ein exzeptioneller 
Sonderfall. In Bourdieus Darstellung gerinnt männliche Herrschaft zu einer symbolischen 
Konstante, deren Revolutionierung als höchst unwahrscheinlich erscheint. Allerdings – 
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ohne es hier im Detail auszuformulieren – geht Bourdieu sehr wohl von der Möglichkeit 
emanzipatorischer Politik aus: 
„Wenn es stimmt, daß die Aufrechterhaltung dieser Herrschaftsbeziehungen nicht eigentlich 
(jedenfalls nicht hauptsächlich) an einem der sichtbarsten Orte der Herrschaftsausübung 
gewährleistet wird, nämlich innerhalb der häuslichen Einheit, auf die sich ein bestimmter 
feministischer Diskurs konzentriert hat; wenn vielmehr gerade in Einrichtungen wie Schule und 
Staat die Mechanismen produziert werden – an jenen Orten also, in denen ohnehin die 
Herrschaftsprinzipien erzeugt und aufgezwungen werden, die bis hinein in den privatesten 
Winkel wirksam sind – dann öffnet sich dem Feminismus ein enormes Aktionsfeld, das ihm 
gleichzeitig einen eigenständigen, gesicherten Platz im politischen Kampf gegen alle 
Herrschaftsformen zuweist.“ (ebd.) 
Bourdieu beschreibt somit eine Grundannahme feministischer Politik und 
Politikwissenschaft. Für diese Erkenntnis wäre seine Intervention sicherlich nicht 
erforderlich gewesen. Analytisch und zum Zwecke der Gesellschaftskritik bietet 
Bourdieus Instrumentarium aber einige Anhaltspunkte. Auf die feministische 
Politikwissenschaft übertragen, könnte man mit Bourdieu sagen, dass sie das absolut 
negative Privileg hat, die männlichen Spiele der Politik zu durchschauen. Doch wie kann 
ein solches Wissen politisch eingesetzt werden? „Women who laugh at male self-
importance […] may find themselves constructed not as lucid critics of male ridicule, but 
as frivolous women incapable of understanding truly serious thought.“ (Toril Moi zit.n. Le 
Hir 2000, 139) Nicht zufällig wird Bourdieu generell vorgeworfen, dass seine Theorie die 
Möglichkeit sozialen Wandels vernachlässigt, während Fragen der Produktion und 
Reproduktion dominieren:  
“In short, there is too much structure and not enough agency in Bourdieu’s theory of practice in 
general. In Masculine Domination, the very possibility of change in the gender order is 
minimized by Bourdieu’s overemphasis on the ‚constancy of the habitus’. […] he fails to provide 
us with a conceptualization of subjectivity that, ultimately, would allow for critical agency.“ 
(Mottier 2002, 354) 
Die Schwierigkeit entsteht gerade dadurch, dass Bourdieu alle Felder mit Ausnahme der 
Familien als homosoziale Räume beschreibt, und Frauen damit nie als Mitspielende in 
Machtspielen berücksichtigen kann. Geschlechtsspezifische „Spiele“ und Strategien in 
spezialisierten Feldern wie Politik, Bürokratie oder Wissenschaft hingegen, sind seit 
geraumer Zeit Gegenstand feministischer Forschung. Hier kann Bourdieus analytisches 
Instrumentarium zur theoretischen Durchdringung der bereits gewonnen Einsichten 
dienen.  
3.4.3. Geschlechterverhältnisse und Geschlechterordnung 
Von allen Paradigmenwechseln in den Debatten der feministischen Forschung wird – 
zumindest in der Politikwissenschaft – die Perspektivenverschiebung von der Frauen- 
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zur Geschlechterforschung als der wichtigste eingestuft (vgl. Kreisky 2004a, 30ff.; Sauer 
2005, 377ff.; Maihofer 2006). Die Gender- bzw. Geschlechterforschung entstand in 
Weiterentwicklung und Ablösung zur Frauenforschung. Ein Unterschied besteht darin, 
dass der Fokus der Forschung nicht mehr allein auf Frauen und deren 
Lebenserfahrungen liegt, sondern Geschlecht als relationaler Begriff verstanden wird.118 
„Eine Auffassung von ‚Frau’ ohne eine Auffassung von ‚Mann’ ist nicht denkbar“ (Krause 
2003, 21). Damit wird es möglich auch Männer und Männlichkeiten zu analysieren – und 
zwar in einer vergleichenden Perspektive. Geschlechter werden nicht mehr vordefiniert 
als „Mann“ oder „Frau“ verstanden, die ihre Männlichkeit oder Weiblichkeit rollenkonform 
und damit gesellschaftlich funktional ausüben, sondern „Geschlecht“ strukturiert 
Gesellschaft umfassend, indem eine ungleiche Trennlinie eingeführt wird, entlang derer 
sich „sozioökonomische und politische Gefälle zwischen Frauen und Männern 
heraus[bilden], die sich herrschaftskonform in das übergreifende Sozialgefüge 
einpassen“119 (Becker-Schmidt 2000, 35). 
 
Eine Bearbeitungsweise der Perspektive auf (zumindest) zwei Genusgruppen „Männer“ 
und „Frauen“ ist mit dem Begriff des Geschlechterverhältnisses eingeführt worden. Ziel 
ist es, „die Einspannung der Geschlechter in die gesellschaftlichen Gesamtverhältnisse 
kritisch zu untersuchen“ (Haug 2001, 761), wobei die Bedeutung des Begriffs 
herrschaftstheoretisch keineswegs eindeutig ist. Während VertreterInnen dieser 
Forschungsrichtung, die den Begriff dezidiert in Analogie zur marxistischen Analyse der 
Klassenverhältnisse setzen – wie Frigga Haug oder Ursula Beer120 – darin ein 
herrschaftskritisches Instrumentarium sehen, mit dessen Hilfe „fundamentale 
Regelungsverhältnisse in allen Gesellschaftsformationen“ (ebd.) benannt und kritisiert 
werden können, betonen andere, „dass bei der Geschlechterverhältnisforschung nicht 
notwendig von ungleichen bzw. hierarchisierten Verhältnissen ausgegangen wird“ 
                                                 
118  Eine weitere Dimension des Paradigmenwandels besteht in der Infragestellung von Zweigeschlechtlichkeit als 
Ausgangspunkt feministischer Theorie. Dieser wird im deutschsprachigen Raum mit der Diskussion um Judith 
Butlers „Gender Trouble“ in den 1990er Jahren verbunden, sodass Patricia Purtschert (2003, 147) der breiten 
Butler-Rezeption die Funktion eines „theoretische[n] Transformator[s] der Frauenforschung in die 
Geschlechterforschung“ zuschreibt. 
119  Ein solches Verständnis von Geschlecht als Strukturkategorie interpretiert Ute Gerhart als den scheinbar 
seriöseren Begriff zu Patriarchat bzw. Patriarchalismus. Dabei gehe jedoch die Spezifik des 
Patriarchatsbegriffs verloren, die darin bestehe, die Aufmerksamkeit der Geschlechterforschung auf „die 
ungleiche, hierarchische und spezifisch gewaltsame Form der Beziehungen zwischen Geschlechtern in einer 
Gesellschaft“ (Gerhart 2001/1991, 94) zu lenken. 
120  Diese Parallelsetzung der beiden soll nicht über ihre Differenzen hinwegtäuschen. Frigga Haugs Ausdehnung 
des Begriffs Geschlechterverhältnisse als Produktionsverhältnisse auf die symbolische Ordnung, Kunst und 
Wissenschaft usw. wurde von Ursula Beer dahingehend kritisiert, dass sie die marxschen Begriffe rein 
illustrativ verwende (vgl. Haug 2003, 124). Umgekehrt wirft Haug Beer vor, den Begriff des 
Geschlechterverhältnisses auf generative Reproduktion zu verengen (ebd., 129). Dahinter steckt die differente 
Vorstellung von Verhältnis als Strukturkategorie in einer Strukturtheorie der Gesellschaft (Beer) und Verhältnis 
als Praxiskategorie und damit Geschlechterverhältnisse als Praxisformen und damit als Produktion (Haug), 
die beide bei Marx angelegt sind. 
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(Krause 2003, 22). Diese Stoßrichtung entspricht auch R. W. Connells Vorbehalt 
gegenüber dem Patriarchatsbegriff. Denn auch nicht-hierarchische bzw. egalitäre 
Beziehungen zwischen den Geschlechtern sollten einer sozialwissenschaftlichen 
Analyse zugänglich sein.121  
 
Einigkeit besteht hingegen darin, dass der Begriff Geschlechterverhältnisse nicht 
konkrete soziale Beziehungen zwischen den Geschlechtern meint, sondern auf 
gesellschaftlich institutionalisierte, strukturierte und organisierte Formen abzielt (vgl. 
Krause 2003, 22). Diese können durchaus „Produktionsverhältnisse“ sein. Doch die 
radikale Gleichsetzung aller Geschlechterverhältnisse mit Produktionsverhältnissen122 
wird nicht von allen geteilt. Vielmehr soll die Heterogenität zwischen und innerhalb der 
Genusgruppen sowie der Relationen zwischen den Geschlechtern in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Sphären (wie Familie, Bildungssystem, Arbeitsplatz, politischer Status 
usw.) analytisch bearbeitbar gemacht werden. Regina Becker-Schmidt (2000, 39) betont 
in diesem Zusammenhang den Begriff der „Relationalität“ als „zentralen Begriff in der 
Erforschung von Geschlechterverhältnissen“. Solche Relationen sind nicht notwendig 
hierarchisch, sondern können „Relationen der Ähnlichkeit und Differenz, der Symmetrie 
und Asymmetrie, der Gleichstellung und Hierarchisierung, der Einbeziehung und 
Ausschließung“ (ebd.) sein. 
 
Geschlechterverhältnisse können also in verschiedenen gesellschaftlichen Sphären auch 
verschieden ausgestaltet sein, was R.W. Connell „Geschlechterarrangement“ nennt. 
Geschlechterarrangements bestehen generell aus unterschiedlichen 
Geschlechterverhältnissen. Diese müssen nicht immer ein direktes Verhältnis zwischen 
Männern und Frauen umfassen, sondern können auch indirekt (mediatisiert über 
Fernsehen, Märkte usw.) sein, und umfassen auch Verhältnisse zwischen Frauen oder 
zwischen Männern, die dennoch Geschlechterverhältnisse sind – wie z.B. 
                                                 
121  Ungelöst bleibt in dieser Debatte die Frage, inwiefern sich die Diskrepanzen nicht einfach auf Sprach- bzw. 
Übersetzungsprobleme zwischen dem Deutschen und dem Englischen zurückführen lassen. Die englische 
Sprache kennt keinen Begriff für „Verhältnis“, sondern spricht von „relations“, womit es auch keinen Plural zu 
„Beziehung“ gibt, der nicht zugleich „Verhältnis“ meint. Dass diese Schwierigkeit kaum bedacht wird zeigt sich 
z.B. in Haugs Diskussion des notwendigen Plural zu „Verhältnis“: „Eine Recherche im Internet im Jahre 2000 
nach Veröffentlichungen zur Problematik seit 1994 ergab 145 Titel in deutscher Sprache, von denen nur vier 
den Pluralbegriff benutzen. Im angelsächsischen ist ausschließlich der Pluralbegriff gebräuchlich, freilich ist 
dafür gender ein Singularterm.“ (Haug 2006, 2) Ihrer Meinung nach ist der Plural „Geschlechterverhältnisse“ 
jedoch unerlässlich, um „dem Beweglich-Veränderlichen seines Gegenstandes Rechnung tragen“ (ebd.) zu 
können. 
122  Diese Sicht steht im Kontext der feministisch-marxistischen Debatte, in dessen Verlauf der Sphäre der 
Reproduktion (Generativität und Hausarbeit) als zentrale gesellschaftliche Produktionssphären entschlüsselt 
wurden. Damit kommt Haug zu dem Schluss: „Geschlechterverhältnisse als ‚Verhältnisse, die die Menschen 
in der Produktion ihres Lebens eingehen’, sind immer Produktionsverhältnisse, wie Produktionsverhältnisse 
umgekehrt immer auch Geschlechterverhältnisse sind.“ (Haug 2006, 26) 
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Männlichkeitshierarchien zwischen Männern (vgl. Connell 2004, 54). Konkrete Orte, an 
denen Geschlechter aufeinander treffen sind z.B. Organisationen. Diese bilden 
spezifische Geschlechtermuster aus, die Connell als „Gender Regime“ bezeichnet. Ein 
Gender Regime legt bspw. fest, ob vorrangig (oder gar ausschließlich) Männer oder 
Frauen in einem Betrieb eingestellt werden (z.B. südafrikanische Minen; US-
amerikanische elementary schools), es legt aber auch die Weisen fest, wie und welche 
emotionalen Beziehungen unterhalten werden, und wie sich diese Organisation zu 
anderen verhält. "[G]ender regimes are a usual feature of organizational life." (Connell 
2004, 53) 
 
Mit der Betonung der Vielfalt von Geschlechterarrangements bzw. 
Geschlechterverhältnissen soll dennoch keine Beliebigkeit behauptet werden. Regina 
Becker-Schmidt geht trotz der Vielzahl möglicher Ordnungsprinzipien von kulturellen 
Traditionszusammenhängen aus, die die vorherrschenden „Konnexionen“123 innerhalb 
einer Gesellschaft bestimmen (Becker-Schmidt 2000, 39f.). Ähnlich bei Connell, wenn 
Gender Regime in Beziehung gesetzt werden zur Geschlechterordnung einer 
Gesellschaft: "The gender regimes of institutions usually correspond to the overall 
gender order, but may depart from it. This is important for change." (Connell 2004, 54) 
Die Chance jedoch, dass ein Gender Regime einer Organisation oder 
Ordnungsprinzipien von Geschlechterverhältnissen in bestimmten gesellschaftlichen 
Sphären von der gesellschaftlichen Geschlechterordnung abweichen, ist eingeschränkt. 
Geschlechterverhältnisse müssen immer konstituiert werden, damit sie existieren – und 
zwar im Alltag und in alltäglichen Praktiken. Dieses „doing gender“ unterliegt 
Beschränkungen und Zwängen, die nur mit Verweis auf ein Konzept von Struktur erklärt 
werden können, das auf einer theoretischen Metaebene auf die Dauerhaftigkeit von 
Geschlechterordnungen verweist.  
 
"For instance, if religious, political and conversational practices all place men in authority 
over women, we speak of a patriarchal structure of gender relations." (Connell 2004, 55) 
Eine Struktur legt nicht fest, wie Menschen oder Gruppen agieren, aber sie definiert 
Handlungsspielräume und Konsequenzen. In diesem Sinne konditionieren soziale 
Strukturen soziale Praktiken. Umgekehrt bestehen Strukturen aber nur im Handeln, und 
bestehen nicht einfach oder immer weiter, ohne dass sie in praxi produziert und 
                                                 
123  Mit dem Begriff der „Konnexion“ versucht Becker-Schmidt die Verhältnisbestimmungen auf Struktur und 
Handeln zu beziehen: „In ihm steckt sowohl ‚nexus’, was soviel wie Verbindung, Zusammenfügung, 
Verschlingung heißt, als auch ‚nectere’, das Verb für ‚knüpfen’ und ‚verflechten’. Konnexionen beziehen sich 
demnach sowohl auf die Modalitäten, die durch Denken und Tun gestiftet werden, als auch auf die 
gesellschaftlichen Arrangements, in die Handeln eingebettet ist.“ (Becker-Schmidt 2000, 40) 
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reproduziert werden (ebd.). Damit schließt sich aber der Kreis, weil eben das „doing 
gender“ wiederum durch (patriarchale) Strukturen beschränkt wird.  
 
Im Vergleich zum Begriff des Patriarchats kann somit durch die Verwendung der Begriffe 
Geschlechterverhältnisse und Geschlechterordnung ein Zugewinn konstatiert werden, 
der vorrangig darin besteht, dass die Ausgestaltung von Geschlechterherrschaft in 
konkreten Gesellschaften in ihrer Heterogenität und Widersprüchlichkeit erfasst werden 
kann. Wenn es aber darum geht, zu klären, warum die theoretisch mögliche 
Variationsbreite von Geschlechterarrangements faktisch doch recht eng bleibt und in 
Summe eindeutige Schieflagen aufweist, kann dies wiederum nur mit Verweis auf 
Strukturen erfolgen, die herrschaftstheoretisch als patriarchal zu bezeichnen sind. Die 
Widerstandspunkte und Veränderungschancen, die sich in konkreten 
Geschlechterarrangements abzeichnen (können), laufen daher solange ins Leere, 
solange es keine strukturellen Veränderungen gibt. Strukturen sind aber mehr, als nur 
die Summe von Einzelhandlungen. Dies wird bei der Frage der Veränderung deutlich, 
wenn geklärt werden soll, wie viele abweichende Handlungen erforderlich sind, um eine 
Struktur zu verändern. 
 
Dieses Dilemma steht schon am Beginn von Ursula Beers Definition von Geschlecht als 
„grundlegendes Strukturprinzip moderner Gesellschaften“ (Beer 1990, 9). Denn 
Geschlecht meint nicht einfach die Identität eines weiblichen oder männlichen Subjekts. 
Für das Geschlechterverhältnis als analytischen Begriff ist die Geschlechtszugehörigkeit 
eines Individuum irrelevant (ebd., 59). Geschlechtsidentität kann sich erst im Rahmen 
von Interaktionen innerhalb gesellschaftlicher Strukturen formieren, die geschlechtlich 
verkodete und gesellschaftlich anerkannte Identifikationsangebote bereitstellen, und 
somit Subjekte mit Männlichkeit oder Weiblichkeit versorgen können. Damit gehen 
Strukturen aber nicht einfach im Handeln derer auf, die diese Identifikationsangebote 
annehmen oder ablehnen, sondern weisen durchaus Eigenständigkeit auf, die durch die 
Verknüpfung mit anderen Strukturen124 stabilisiert wird. Die bei Connell angelegte 
Tendenz, Strukturen im Handeln aufzulösen, ist weit verbreitet, zumal Struktur als 
metatheoretischer Begriff nicht empirisch untersucht werden kann, Handeln von 
Individuen und Gruppen jedoch schon. Hinzu kommt die post-strukturalistische 
Ablehnung eines a-historischen Strukturbegriffs, die gerne als generelle Ablehnung 
jeglichen Strukturbegriffs verstanden wird. Demgegenüber ist zu betonen, dass 
                                                 
124  In Beers feministisch-marxistischem Ansatz sind die Gleichzeitigkeit und Verflechtung von kapitalistischer und 
patriarchaler Vergesellschaftung die zentralen Strukturen moderner Gesellschaften, die sich wechselseitig 
stützen und bedingen. 
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Strukturen eine Geschichte haben und permanenten Transformationen unterliegen. 
Umso bedeutender ist es für die Analyse von Geschlechterverhältnissen einen 
Strukturbegriff zu haben, denn erst damit kann die Wechselwirkung zwischen 
unterschiedlichen Geschlechterverhältnissen untersucht und Veränderungspotentiale 
benannt werden. 
3.4.4. Hegemoniale Männlichkeit und Maskulinismus 
Das Konzept hegemonialer Männlichkeit schließt direkt an feministische Debatten an. 
Zum einen werden Geschlechterverhältnisse problematisiert, zum anderen wird von 
einer patriarchalen Geschlechterordnung ausgegangen, die jedoch nicht nur die 
Beziehungen zwischen Männern und Frauen in den Blick nimmt, sondern zudem die 
Verhältnisse zwischen unterschiedlichen Männlichkeiten. 
„Because gender is a way of structuring social practice in general, not a special type of practice, 
it is unavoidably involved with other social structures. It is now common to say that gender 
‘intersects’ – better, interacts – with race and class. We might add that it constantly interacts 
with nationality or position in the world order.” (Connell 1995, 75) 
Die Basis für Hierarchisierungen zwischen Männern und Männlichkeiten bildet die 
globale (patriarchale) Unterordnung von Frauen unter Männer. Daher gibt es auch keine 
hegemoniale Weiblichkeit, die mit hegemonialer Männlichkeit vergleichbar wäre, sondern 
höchstens eine Variante „betonter Weiblichkeit“ (emphasized feminity),125 die weibliche 
Unterordnung unter (hegemoniale) Männlichkeit unterstützt und vorrangig männliche 
Interessen und Wünsche erfüllt (Connell 1997, 183). Männlichkeiten und Weiblichkeiten 
haben eines gemeinsam: Sie sind historisch variabel. Dennoch gibt es eine zentrale 
Differenz: „All forms of femininity are constructed in the context of the overall 
subordination of women to men.“ (Connell 1987, 186) Die Basis für hegemoniale 
Männlichkeit bildet somit die Existenz hierarchisierter sozialer Positionen, die nach 
Geschlechtszuschreibungen organisiert sind, wobei die erste Zuordnung nach dem 
binären Schema Mann-Frau erfolgt, die Feinabstufung jedoch nach Performanzkriterien.  
 
Die Hegemonie einer Männlichkeit bzw. eines Männlichkeitsentwurfs definiert sich unter 
patriarchalen Bedingungen daher ausschließlich im Verhältnis zu anderen 
Männlichkeiten. Die Grundidee hegemonialer Männlichkeit stammte aus empirischen 
Studien zu australischen „high schools“, in denen vielfältige Hierarchisierungen sowohl 
nach Geschlecht als auch nach Klassenherkunft festgestellt wurden. Im Aufsatz, 
                                                 
125  Diese Fassung von Weiblichkeit entspricht der Mittäterinnenthese im Patriarchat nach Thürmer-Rohr. 
Ansätze feministischer Herrschaftskritik  168 
„Towards a New Sociology of Masculinity“ (Carrigan/Connell/Lee 1985) wurde der erste 
Versuch einer Systematisierung unternommen. Dabei ging es in erster Linie darum, der 
dominierenden Rollentheorie etwas entgegen zu halten. Der Begriff der Hegemonie geht 
auf Antonio Gramsci zurück und wurde bereits von Eisenstein in ihrer „dual system 
theory“ auf Geschlechterverhältnisse übertragen. Die Hoffnung bestand darin, die 
Schwachstellen der Rollentheorie zu beseitigen, deren kritische Fassung das zentrale 
analytische Instrumentarium sowohl für die Frauenbewegung der 1970er Jahre als auch 
für die frühen antisexistischen Männerbewegungen bereitstellte. Connell und 
Messerschmidt (2005, 831) identifizieren drei Schwachpunkte der Rollentheorie: die 
Vermischung von Verhalten und Norm, den homogenisierenden Effekt von 
Rollenkonzepten und die zentrale Schwierigkeit mit Rollenkonzepten Macht und 
Differenz zu thematisieren. 
 
Hegemoniale Männlichkeit bezeichnet folglich keine Norm, weil sie nicht „normal“ im 
Sinne der Statistik ist. Tatsächlich verkörpert nur eine kleine Minderheit von Männern 
dieses hegemoniale Ideal. Die Mehrheit der Männer genießt zwar die Vorteile des 
Patriarchats, ist aber nicht in der Lage hegemoniale Männlichkeit zu verkörpern oder zu 
leben (Connell/Messerschmidt 2005, 832). Patriarchale Verhältnisse zwischen Männern 
und Frauen beeinträchtigen auch Verhältnisse zwischen Frauen: Die Konzentration 
sozialer Macht in den Händen von Männern lässt Frauen nur begrenzte Möglichkeiten 
institutionalisierte Macht- bzw. Herrschaftsverhältnisse über andere Frauen (oder gar 
Männer) zu errichten, womit letztlich auch die Konstruktion von Weiblichkeit keine 
hegemoniale Form, die ja auch auf Männlichkeitskonstruktionen wirken würde, 
ermöglicht. Empirisch könnte deshalb aber der Spielraum gelebter Weiblichkeiten 
erheblich größer sein, als tatsächlich gelebte Männlichkeiten (Connell 1987, 187). Für 
gelebte Männlichkeiten wirkt hegemoniale Männlichkeit letztlich wie eine Norm: 
„It embodied the currently most honored way of being a man, it required all other men to 
position themselves in relation to it, and it ideologically legitimated the global subordination of 
women to men.“ (Connell/Messserschmidt 2005, 832) 
Für nicht-hegemoniale Männlichkeiten bietet hegemoniale Männlichkeit folglich ein 
Identifikationsangebot, ein Orientierungsmuster oder Leitbild. Gelebte Männlichkeit, also 
konkrete Praktiken und Lebensentwürfe, können von diesem Leitbild aber erheblich 
abweichen, womit die normierende Kraft sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. 
 
Im Gegensatz zur homogenisierenden Wirkung von Rollenkonzepten, die Männer zu 
gesellschaftlich funktionalen Stereotypen bzw. wenigen Charaktertypen verdichten, soll 
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mit der notwendigen Positionierung im Verhältnis zu hegemonialer Männlichkeit, eine 
herrschaftstheoretische Relationsbestimmung zwischen Männlichkeiten möglich werden. 
Wie erwähnt entsprechen die meisten Männer nicht dem hegemonialen Typus. Weil sie 
aber die Vorteile der patriarchalen Geschlechterordnung für sich lukrieren wollen 
(Patriarchatsdividende), stellen sie hegemoniale Männlichkeit nicht in Frage. Diese 
Männlichkeit(en) bezeichnet Connell als Komplizenschaft:  
„Masculinities constructed in ways that realize the patriarchal dividend, without the tensions or 
risks of being the frontline troops of patriarchy, are complicit in this sense. […] A great many 
men who draw the patriarchal dividend also respect their wives and mothers, are never violent 
towards women, do their accustomed share of the housework, bring home the family wage, and 
can easily convince themselves that feminists must be bra-burning extremists.” (Connell 1995, 
79f.) 
Komplizenhafte Männlichkeit verkörpern folglich “normale” Männer, die ein geordnetes 
Familienleben führen, ihren gesellschaftlichen Verpflichtungen nachkommen, mehr oder 
minder erfolgreich im Berufsleben stehen, in ihrem Verhalten und ihren Äußerungen 
sogar frauenfreundlich auftreten können, aber die Grundlagen patriarchaler 
Vergesellschaftung unangetastet lassen wollen. Denn sie lukrieren nicht nur eine 
patriarchale Dividende „in terms of honour, prestige and the right to command“ (Connell 
1995, 82), sondern auch eine materielle Dividende in Form eines durchschnittlich weit 
höheren Einkommens (ebd.). 
 
Untergeordnete Männlichkeit (subordinated masculinity) hat diesen Luxus nicht. Im 
friedlichen Einvernehmen mit ihrer Umwelt zu leben oder gar gesellschaftlich wichtige 
Positionen inne zu haben, wie das kennzeichnend für komplizenhafte Männlichkeit ist, 
kann sie sich nicht leisten, weil sie in der Konstruktion hegemonialer Männlichkeit ähnlich 
wie Weiblichkeit als konstitutives Außen fungiert. Als typischer Fall für untergeordnete 
Männlichkeit in modernen Gesellschaften gilt der homosexuelle Mann. Das für diese 
Feststellung zentrale Konzept der Homophobie wurde aus dem Gay Liberation 
Movement übernommen (vgl. Connell/Messerschmidt 2005, 831) und erweitert. Denn 
zentral für die Delegitimierung homosexueller Männlichkeit ist „the symbolic blurring with 
femininity“ (Connell 1995, 79). Zuschreibungen vermeintlich weiblicher Eigenschaften an 
Männer (auch heterosexuelle) stoßen diese aus der Schirmherrschaft legitimer 
Männlichkeit, die durch hegemoniale Männlichkeit abgesteckt ist. Auf der patriarchalen 
Matrix werden sie symbolisch zu Frauen, real jedoch den meisten weiblichen 
Lebensentwürfen noch einmal untergeordnet. 
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Komplizenhafte und untergeordnete Männlichkeiten stellen konzeptuell in erster Linie auf 
Geschlecht ab. Kommen Fragen der Intersektionalität wie „class and race“ hinzu, wird 
das Raster komplexer und die Dynamik zwischen Männlichkeiten steigt. Connell 
versucht dies mit dem Gegensatzpaar Marginalisierung und Autorisierung (mit Autorität 
versehen) zu erfassen (vgl. ebd., 80f.). Marginalisierte Männlichkeit befindet sich dann 
nach ökonomischen und ethnischen Hierarchisierungsprozessen am Rande der 
Gesellschaft. Sie ist jedoch im Verhältnis zur „authorization of the hegemonic masculinity 
of the dominant group“ (ebd.) zu bestimmen. Autorisierung ermöglicht Ausnahmen von 
der Regel. So können z.B. schwarze Spitzensportler in gewisser Hinsicht durchaus 
Exemplare hegemonialer Männlichkeit darstellen, ohne dass dadurch die Stellung 
schwarzer Männer in der Gesellschaft verändert würde. Wie die komplizenhafte 
Männlichkeit stellt auch die marginalisierte Männlichkeit, die sich ja im Konzept der 
Intersektionalität durchaus kreuzen können, die patriarchale Geschlechterordnung nicht 
in Frage. Die Abgrenzung gegenüber Frauen und Weiblichkeiten kann sogar noch 
schärfer ausfallen, denn heterosoziale Machtausübung ist häufig eine Kompensation für 
Ohnmachtserfahrungen in der homosozialen Dimension (vgl. Meuser 2006, 170). Das 
gilt auch für untergeordnete Männlichkeiten. 
 
Die letzte Konzeption von Männlichkeit entstammt der Debatte um marginalisierte 
Jugendliche, deren Geschlechterpraktiken im Verständnis marginalisierter Männlichkeit 
nicht aufgehen. „Protestmännlichkeit“126 soll solche Männlichkeitskonzeptionen 
bezeichnen, die gesellschaftlich marginalisiert sind (z.B. bestimmte ethnische Gruppen), 
sich selbst aber nicht in ein hierarchisches Verhältnis zur hegemonialen Männlichkeit 
setzen, sondern im Gegenteil, selbst Hegemonie beanspruchen. Protestmännlichkeit 
verkörpert somit „den Anspruch auf Macht […], der für hegemoniale Männlichkeit typisch 
ist“, ihr fehlen jedoch die ökonomischen Ressourcen und die institutionelle Autorität, „mit 
denen der Anspruch auf Hegemonie eingelöst werden kann“ (Meuser 2006, 166). Die 
Idee geht auf Adlers Psychoanalyse zurück, der die emotionalen Konsequenzen 
vergeschlechtlichter Macht in der Kindheit besonders betont hatte 
(Connell/Messerschmidt 2005, 22). Obwohl Protestmännlichkeit also hegemoniale 
Männlichkeit nicht anerkennt, bleibt die patriarchale Fundierung wiederum unangetastet, 
zumal sie sich selbst als hegemonial etablieren will, und für diesen Status eine 
hierarchisierte Geschlechterordnung braucht.  
 
                                                 
126  Der Begriff wurde in einer Studie von Poynting, Noble und Tabar 2003 entwickelt. 
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Aus der Vielzahl nicht-hegemonialer Männlichkeiten lässt sich nun der Status des 
Konzepts hegemonialer Männlichkeit diskutieren. Alle genannten Männlichkeiten 
nehmen eine patriarchale Geschlechterordnung in Kauf oder unterstützen eine solche 
durch ihre Praktiken. 127 Hegemoniale Männlichkeit liefert dafür die 
Legitimationsgrundlage: 
„Hegemonic masculinity can be defined as the configuration of gender practice which embodies 
the currently accepted answer to the problem of the legitimacy of patriarchy, which guarantees 
(or is taken to guarantee) the dominant position of men and the subordination of women.“ 
(Connell 1995, 77) 
Doch hegemoniale Männlichkeit ist eine Minderheitenposition, da der Großteil der 
Männer diesem Männlichkeitsentwurf nicht entspricht. Das als hegemonial betrachtete 
Ideal wird sogar meist nur über einzelne „Exemplare“ gesellschaftlich in Umlauf 
gebracht. So verkörpern bspw. Filmschauspieler oder Phantasiefiguren ein männliches 
Ideal, während die tatsächlichen gesellschaftlichen Machtpositionen von Männern 
besetzt werden, die weit vom hegemonialen Muster entfernt sind (ebd.). So betrachtet ist 
es nahe liegend anzunehmen, dass hegemoniale Männlichkeit nicht einmal eine 
Minderheitenposition ist, sondern real von niemandem eingenommen wird. Auch Connell 
und Messerschmidt (2005, 838) geben zu, dass hegemoniale Männlichkeit 
gesellschaftlich so konstruiert sein kann, dass sie dem tatsächlichen Leben keines 
wirklichen Mannes entspricht. Die in einer Gesellschaft zirkulierenden 
Männlichkeitsideale spielen jedoch als hegemoniale Muster eine wichtige Rolle z.B. für 
geschlechtsspezifische Sozialisation, werden dabei aber nicht nur angewendet, sondern 
auch herausgefordert (Protestmännlichkeit). Im Ergebnis sind tatsächlich gelebte und 
lebbare Männlichkeiten eher Überschneidungen von Männlichkeiten bzw. 
Männlichkeitskonzepten. „A degree of overlap or blurring between hegemonic and 
complicit masculinities is extremely likely if hegemony is effective.“ 
(Connell/Messerschmidt 2005, 839) Konsequenter Weise sind Überschneidungen mit 
allen genannten Männlichkeitskonzepten anzunehmen. Andererseits betont Connell, 
dass 
“[…] hegemony is likely to be established only if there is some correspondence between cultural 
ideal and institutional power, collective if not individual. So the top levels of business, the 
military and government provide a fairly convincing corporate display of masculinity, still very 
little shaken by feminist women or dissenting men. It is the successful claim to authority, more 
than direct violence, that is the mark of hegemony (though violence often underpins or supports 
authority)” (Connell 1995, 77). 
                                                 
127  Untergeordnete Männlichkeit kann hier eine Ausnahme bilden, ist jedoch wie alle Arten von Weiblichkeit nicht 
begriffslogisch als anti-patriarchal zu klassifizieren. 
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In dieser Wendung ist hegemoniale Männlichkeit sehr wohl gelebte Männlichkeit, und 
zwar verkörpert von institutionellen Machthabern. Die doppelte Wendung als kulturelles 
Ideal und als institutionalisierte Macht führt zum Vorwurf einer inkonsistenten und 
undifferenzierten Verwendung des Begriffs durch Connell selbst, was letztlich im 
Rezeptionsprozess dazu geführt habe, dass hegemoniale Männlichkeit zu einem 
inhaltsleeren Begriff geworden sei (Scholz 2004, 34).  
 
Hegemoniale Männlichkeit – ob nun real gelebt oder nicht – meint in jedem Fall ein 
Orientierungsmuster, auf das sich verschiedene Männlichkeiten verpflichten. 
„Hegemoniale Männlichkeit ist gewissermaßen die Münze, mit der Distinktionsgewinne in 
der homosozialen Gemeinschaft erzielt werden.“ (Meuser 2006, 168) Wer also bspw. 
dem körperlichen Ideal nicht entspricht, kann immer noch andere soziale Ressourcen 
besitzen oder mobilisieren, die ihn dem hegemonialen Modell annähern. Das macht aber 
tatsächlich nur Sinn, wenn auch das Verhältnis der verschiedenen 
Annäherungsstrategien zueinander gewichtet werden kann. Denn die beiden 
unterschiedlichen Quellen, aus denen sich hegemoniale Männlichkeit speist, befinden 
sich auf verschiedenen analytischen Niveaus. So wird auf der einen Seite die kulturell-
diskursive Produktion hegemonialer Männlichkeit betont – „a circulation of models of 
admired masculine conduct, which may be exalted by churches, narrated by mass 
media, or celebrated by the state“ (Connell/Messerschmidt 2005, 838), die auf eine 
vorrangig ideologische oder symbolische Dimension hinweist. Auf der anderen wird 
jedoch die Rückbindung an nicht-diskursive Praktiken und gesellschaftliche Institutionen 
eingefordert (ebd., 843f.), so z.B. die Dimension geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung 
(Connell 1995, 74). Die Multidimensionalität von Geschlechterverhältnissen einfangen zu 
wollen, ist zwar begrüßenswert, bedarf aber der Klärung, wie symbolische und materielle 
Ebenen vermittelt sind. In dieser Hinsicht ist Bourdieus Konzeption des Habitus sicher 
fruchtbarer. Die von Connell und Messerschmidt (2005, 840) beklagten Verkürzungen 
des Konzepts bspw. in der Kriminologie, wo es nur noch dafür verwendet wird, um 
negative Charakteristika von Männern zu beschreiben, sind letztlich einer 
Forschungslogik geschuldet, die sich entscheiden muss, ob hegemoniale Männlichkeit 
nun materielle Praktiken erfassen soll oder ein gesellschaftliches (oder lokales) 
Männlichkeitsideal beschreibt.  
 
Als zentraler Bezugspunkt, zu dem sich alle Männlichkeiten positionieren (müssen), und 
als gesellschaftlich akzeptierte Strategie (Connell 1995, 77) zur Legitimierung und 
Reproduktion patriarchaler Geschlechterordnung, bildet hegemoniale Männlichkeit 
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gewissermaßen das Zentrum einer Gesellschaft. Dennoch ist anzunehmen – wie auch in 
der Darstellung unterschiedlicher Männlichkeiten klar wird -, dass hegemoniale 
Männlichkeit im Verhältnis zu Frauen und Weiblichkeiten keine direkte Rolle spielt. 
„Nicht jede Dominanz von Männern über Frauen konstituiert hegemoniale Männlichkeit. 
Hegemoniale Männlichkeit ist ein relationaler Begriff, dessen Vergleichshorizonte auf der 
homosozialen Achse zu suchen sind.“ (Meuser 2006, 164) 
Somit bleibt die patriarchale „axis of power“ (Connell 1995, 74) dem Konzept faktisch 
vorgelagert. Feministische Herausforderungen patriarchaler Ordnung führen zu 
Legitimationsproblemen, die jedoch durch hegemoniale Männlichkeit gelöst werden, 
indem sie Männlichkeitspraktiken anbietet, die eine Fortsetzung kollektiver Herrschaft 
von Männern über Frauen erlauben (vgl. Connell/Messerschmidt 2005, 840). In dieser 
Fassung ist hegemoniale Männlichkeit nicht als kulturelles oder symbolisches Idealbild 
zu begreifen, sondern als ein Set institutionalisierter Praktiken, die in letzter Konsequenz 
von allen Männlichkeiten angewendet werden, zumal sie sich nicht zuletzt in alltägliche 
Routinen einschreiben. In diesem Verständnis macht es keinen Sinn mehr, nach den 
Trägern hegemonialer Männlichkeit zu suchen – ein Unterfangen, dass Connell und 
Messerschmidt (2005, 849) selbst in ihrem reformulierten Modell hegemonialer 
Männlichkeit nicht aufgeben, sondern die analytische Vervielfältigung in lokale, regionale 
und globale Konstruktionen sogar noch ausbauen wollen. Demnach ist nicht mehr von 
einer hegemonialen Männlichkeit auszugehen, sondern von multiplen hegemonialen 
Männlichkeiten, die höchstens eine „Familienähnlichkeit“ aufweisen (ebd., 851). 
 
Ähnliche Überlegungen bringen Sylka Scholz (2004, 40) und Michael Meuser (2006, 
164) dazu, hegemoniale Männlichkeit als generatives Prinzip zu betrachten. Es dient 
dazu eine Gemeinschaft zwischen Männern herzustellen, sie nach außen abzugrenzen 
und im Innern hierarchisch zu strukturieren. Ausschluss und Unterordnung bilden somit 
die derzeit hegemoniale Form dieses Prinzips. Doch in dieser Wendung drängt sich die 
Frage auf, ob Prozess (generatives Prinzip) und Produkt (Männlichkeitshierarchien) 
tatsächlich mit dem gleichen Konzept zu erfassen sind. Kann es innerhalb patriarchal 
strukturierter Gesellschaften ein anderes generatives Prinzip von Männlichkeit geben, 
denn eines, das in Abgrenzung zur und in Subordination von Weiblichkeit angelegt ist? 
Und wie kann dann noch die Historizität und Transformation von 
Geschlechterverhältnissen thematisiert werden, um die sich Connell immer zentral 
bemüht hat (vgl. Connell 1995, 82)? Denn als generatives Prinzip betrachtet, das auf 
Ausschluss und Unterordnung angelegt ist, verstellt es wohl historisch die Möglichkeit, 
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dass hegemoniale Männlichkeit einmal anti-patriarchal sein könnte (vgl. 
Connell/Messerschmidt 2005, 853). 
 
Gerade die Vervielfältigung hegemonialer Männlichkeiten könnte aber ein Indiz für 
historische Transformation sein. Denn „[d]ie Existenz einer hegemonialen Männlichkeit 
setzt ein Zentrum gesellschaftlicher und politischer Macht voraus, das es in der 
postindustriellen, spät-, hoch-, postmodernen (oder wie immer auch zu bezeichnenden) 
Gesellschaft des Informationszeitalters nicht mehr gibt“ (Meuser 2006, 169). Somit 
korrespondiert eine gewisse Pluralisierung hegemonialer Männlichkeiten auch mit 
gesellschaftlichen Transformationsprozessen, die – sofern hegemoniale Männlichkeiten 
als Antwort auf die Legitimationskrise des Patriarchats verstanden werden – nicht zuletzt 
durch Geschlechterpolitiken verursacht sind. Um ein emanzipatorisches Potenzial 
aufzuweisen müsste aber auch eine Vervielfältigung hegemonialer Männlichkeiten im 
Sinne generativer Prinzipien erfolgen. Doch in dieser Sicht des Begriffs gibt es (noch) 
keine Alternative zu Ausschluss und Unterordnung sowie der ebenso wenig 
emanzipatorischen Gleichzeitigkeit von Inkorporierung und Unterdrückung (vgl. 
Connell/Messerschmidt 2005, 848).  
 
Werden nicht nur Männlichkeiten, sondern auch „hegemoniale Männlichkeiten“ im Plural 
konstatiert, die zudem eher auf materielle Geschlechtspraktiken fokussieren, so wird die 
symbolische und ideologische Dimension männlicher Herrschaft begrifflich zum 
Verschwinden gebracht. Gleichzeitig wird sie aber immer dann als zentrale 
Erklärungsvariable eingeführt und erforderlich, wenn eine Männlichkeitsvariante als 
hegemonial identifiziert werden soll. Das Konzept des Maskulinismus kann hier Abhilfe 
verschaffen. Männlichkeit ist ein soziales Konstrukt, das permanenten Wandlungen 
unterworfen ist, indem es kulturell, historisch und selbst individuell re-interpretiert wird. 
Männlichkeiten können sich daher schnell vervielfältigen und rasant verändern. Die 
Konzentration auf diese Vielfalt und Veränderbarkeit, erwecket leicht den Eindruck, als 
sei die patriarchale Geschlechterordnung in den letzten fünfzig Jahren fundamental 
erschüttert worden. Doch “[w]hat has changed is not male power as such, but its form, its 
presentation, its packing. In other words, while it is apparent that styles of masculinity 
may alter in relatively short time spans, the substance of male power does not” (Brittain 
2006, 52). Um diese Ungleichheit einer Veränderung von Männlichkeiten auf der einen 
Seite und der Kontinuität männlicher Macht auf der anderen begrifflich erklärbar zu 
machen, führte Arthur Brittain den Begriff „Maskulinismus“ ein. In Brittains Verständnis 
bezieht sich Männlichkeit auf diejenigen Aspekte männlichen Verhaltens und männlicher 
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Geschlechterpraktiken, die sich im Laufe der Zeit relativ leicht verändern, Maskulinismus 
hingegen bezeichnet die Ideologie, die männlich-patriarchale Vorherrschaft rechtfertigt 
und stützt, und dabei relativ veränderungsresistent ist: 
“Masculinism is the ideology that justifies and naturalizes male domination. As such, it is the 
ideology of patriarchy. Masculinism takes it for granted that there is a fundamental difference 
between men and women, it assumes that heterosexuality is normal, it accepts without question 
the sexual division of labour, and it sanctions the political and dominant role of men in the public 
and private spheres.” (ebd., 53) 
Maskulinismus ist sozusagen das ideologische Band, das alle Männlichkeiten 
zusammenhält. Selbst Protestmännlichkeit ist dann kein Ausreißer mehr aus dem 
Schema. In der feministischen Debatte bezeichnet Maskulinismus genau diese 
ideologische Überhöhung des Männlichen. Wird eine „Krise der Männlichkeit“ konstatiert, 
sind genau genommen diese ideologischen Überhöhungen in einer Legitimationskrise, 
die nicht zuletzt durch emanzipatorische Erfolge ausgelöst werden kann. Zugleich 
werden neu akzentuierte Ideologisierungen als wiedererstarkter Maskulinismus im Sinne 
einer strategisch bewusst eingesetzten Übersteigerung männlicher Werte und 
Symbolsysteme politisch angewendet, um letztlich eine „aufgemöbelte, nachjustierte, 
hegemoniale Männlichkeit“ (Kreisky 2001, 156) zu kreieren. 
„In diesem kategorialen Sinne sind unter Maskulinismus alle politisch-ideologischen sowie 
symbolischen Überzeichnungen und Idealisierungen sozial konstruierter Männlichkeitsweisen 
wie männlich überhöhter und männlich exklusiver Wertvorstellungen zu verstehen,“(ebd.) 
Mit Maskulinismus wird aber auch eine spezifische, mit hegemonialer Männlichkeit 
assoziierte, politische Herrschaftsform bezeichnet, die als Alternative zum 
Patriarchatsbegriff Verwendung findet (Sauer 2001c, 58). Maskulinismus als ein System 
von Diskursen und Praktiken entfaltet seine Wirksamkeit unabhängig von konkreten 
Männern. Er ist durch zwei Strukturprinzipien gekennzeichnet: die bipolare, hierarchische 
Entgegensetzung von männlich und weiblich, sowie Hierarchisierungen innerhalb der 
Genusgruppe „Männer“ durch hegemoniale Männlichkeit (ebd., 59). Im Gegensatz zum 
Begriff des Patriarchats ist Maskulinismus aber keine überhistorische Konstante, 
sondern eine Erfindung der europäischen Neuzeit, die erst im Übergang vom 18. zum 
19. Jahrhundert entstand, mit der Entwicklung eines maskulinen Stereotyps, mit dem die 
zentralen Bauelemente des modernen Männlichkeitsideals fixiert wurden (vgl. Kreisky 
1997, 169; Mosse 1996, 3ff.). In diesem Verständnis soll also die von Pateman als 
modernes Patriarchat bezeichnete Entwicklung von einer Herrschaft der Väter zu einer 
der Brüder bzw. der Männer begrifflich neu gefasst und präzisiert werden. 
Geschlechtliche Hierarchisierungen sind nicht an der Leitfigur des Vaters ausgerichtet, 
sondern an hegemonialer Männlichkeit als Orientierungsmuster und symbolische 
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Ressource für alle Formen von Männlichkeiten. Aber auch Frauen sind in diese 
Herrschaftsdimension integriert, „ja sie können durchaus an maskulinistischen Praxen 
und Diskursen partizipieren“ (Sauer 2001c, 60). Maskulinismus ist eine typisch moderne 
Herrschaftsform, die sich somit nicht auf traditionelle Hierarchien beruft, sondern ganz im 
Gegenteil mittels Universalisierung, Neutralität, Abstraktion und Negation sozialer 
Differenzen bis hin zum Prinzip politischer Gleichheit eine umfassende, inkludierende 
Kraft entfaltet, die Männer und Frauen einbindet (ebd., 62). Maskulinismus erweist sich 
als eine standardisierende und durchdringende gesellschaftliche Prägeform, die 
konventionelle gesellschaftliche Diskurse und politische Ordnungen nachhaltig zu 
strukturieren vermag (Kreisky 2001, 156). Seine durchaus komplexe, aber dennoch 
geschlechter-hierarchisierende Strukturierungsweise wird durch institutionelle 
Sedimentierung in politischen und gesellschaftlichen Institutionen verfestigt, aber auch 
zunehmend unsichtbar und weniger leicht wahrnehmbar, vor allem für die von dieser 
Herrschaft Betroffenen. Feministische Herrschaftskritik – und das gilt insbesondere für 
Staatskritik – muss sich dann als „Institutionenarchäologie“ (Kreisky 1994b, 28) 
betätigen, die die maskulinistischen Einschreibungen in gesellschaftliche Institutionen 
und Praktiken erst freilegen muss. 
 
Bezogen auf den Stellenwert des Konzepts hegemonialer Männlichkeit leistet der Begriff 
Maskulinismus zweierlei: Verstanden als eine moderne Gesellschaften strukturierende 
Ideologie bietet er eine Erklärung dafür, warum es überhaupt an einem bestimmten 
Punkt in der historischen Entwicklung für Männer notwendig wurde, eine besondere 
Männlichkeit auszubilden und sich an einem hegemonialen Muster zu orientieren. 
Verstanden als Herrschaftsform stellt er klar, dass hegemoniale Männlichkeit zwar 
historisch variabel ist, möglicherweise sogar von konkurrierenden Männlichkeiten 
herausgefordert wird, die generativen Prinzipien von Männlichkeit (Ausschluss auf Basis 
bipolarer Geschlechterkonstruktion und Hierarchisierungen mit idealisierter Männlichkeit 
an der Spitze) aber verhältnismäßig stabil bleiben. 
3.4.5. Intersektionalität und Heteronormativität 
Mit dem Begriff der Geschlechterverhältnisse als herrschaftsanalytische Kategorie geht 
es zunächst darum, Ungleichheit zwischen den Geschlechtern aufzuspüren, um sie 
letztlich auf ihre Herrschaftsdimensionen hin zu prüfen. Ungleichheit kann in 
unterschiedlichen sozialen Sphären auch unterschiedlich eingerichtet sein. Ungleichheit 
gilt als Charakteristikum von Gesellschaft überhaupt und steht am Beginn jeglichen 
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Verständnisses von Macht und Herrschaft. Die "klassischen Ungleichheitsparadigmen" 
sind mit den Kategorien "Eigentum" und "Arbeit" gegeben. Rousseau hatte in seiner 
"Abhandlung über den Ursprung und die Grundlagen der Ungleichheit unter den 
Menschen" diese auf den Eigentumstitel zurückgeführt: 
"Der erste, der ein Stück Land eingezäumt hatte und auf den Gedanken kam zu sagen 'Dies ist 
mein' und der Leute fand, die einfältig genug waren, ihm zu glauben, war der wahre Begründer 
der zivilen Gesellschaft." (Rousseau 1998/1755, 74) 
Mit Ungleichheit ist jedoch noch nicht notwendig auch Herrschaft gegeben, denn es sind 
durchaus ungleiche Verhältnisse und Differenzen zwischen Menschen denkbar, die 
nicht-hierarchisch organisiert sind.128 Somit ist nicht Eigentum an sich bereits Herrschaft, 
sondern die damit gegebene soziale Ressource als "Verfügungsgewalt" (Arbeitsteilung 
und Ausbeutung), die die "undurchdringliche[n] Einheit von Gesellschaft und Herrschaft" 
(Horkheimer/Adorno 1990, 28) erzeugen. In diesem Sinne wurde im marxistischen 
Diskurs, kapitalistische Vergesellschaftung immer zugleich als eine Herrschaftsordnung 
– konkret als Klassengesellschaft – betrachtet und kritisiert. Klassenverhältnisse stehen 
dabei in direkter Beziehung zu Produktionsverhältnissen und prägen letztlich die 
gesamte Gesellschaftsformation. 
 
Klasse war bei Karl Marx zunächst eine analytische Kategorie, die sich "objektiv" aus der 
Stellung im Produktionsprozess definiert. Doch schon er wies darauf hin, dass die 
bürgerliche Gesellschaft zur Aufrechterhaltung dieser Ungleichheitsverhältnisse der 
Ideologie bedarf – Ideologie im Sinne eines "falschen Bewusstseins", das es der 
unterdrückten Klasse unmöglich macht, die "wahren" Verhältnisse zu durchschauen.129 
Die Wahrheit hingegen wird in der diskursiven Logik bürgerlich-aufgeklärten Denkens 
stets in allgemeine (philosophische) Begriffe gefasst (vgl. Horkheimer/Adorno 1990, 20): 
"Sie stammten, wie es bei Vico heißt, vom Marktplatz von Athen; sie spiegelten mit derselben 
Reinheit die Gesetze der Physik, die Gleichheit der Vollbürger und die Inferiorität von Weibern, 
Kindern, Sklaven wider. Die Sprache selbst verlieh dem Gesagten, den Verhältnissen der 
Herrschaft, jene Allgemeinheit, die sie als Verkehrsmittel einer bürgerlichen Gesellschaft 
angenommen hatte." (Horkheimer/Adorno 1990, 28) 
Dieselbe diskursive Logik der Aufklärung wendet der Freiheitsdiskurs der Moderne an 
(vgl. Klinger 2003, 19). Das universale Subjekt der Emanzipation – der Bürger (Citoyen) 
in der Französischen Revolution – wird zum universalen Subjekt der Herrschaft 
                                                 
128  Diese Überlegung griffen z.B. Ilse Lenz und Ute Luig in ihrer umstrittenen Darstellung von "Frauenmacht ohne 
Herrschaft" (1995) auf. Dabei untersuchten sie Kulturen, in denen Männern und Frauen unterschiedliche 
Machtsphären zugeordnet sind, die sich in der gesellschaftlichen Gesamtordnung jedoch nicht in eindeutige 
Herrschaftsverhältnisse einordnen, sondern durchaus eine Art Balance zwischen den Geschlechtern 
etablieren können. 
129  Mit dem politischen Anspruch der Bewusstmachung ("Klasse für sich") verließen bereits Marx und Engels die 
Ebene der analytischen Kategorie Klasse und machten sie zu einem Kampfbegriff (vgl. Marx/Engels 2004). 
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(Bourgeois) in der kapitalistischen Gesellschaftsformation. Die der kapitalistischen 
Herrschaft Unterworfenen sind als Bürger (Citoyen) formal in das universale Subjekt 
inkludiert, sozial als Proletarier jedoch ausgeschlossen. Diese paradoxe 
Inklusion/Exklusion ermöglicht es wiederum die ausgeschlossene und unterdrückte 
Existenz zum universalen Subjekt eines weiteren Emanzipationsdiskurses zu machen. 
Doch nicht nur hierarchisierte Klassentrennung kennzeichnet die bürgerliche 
Herrschaftsformation, sondern auch paradoxe Inklusion/Exklusion entlang der 
Trennlinien von „Rasse/Ethnie“ und „Geschlecht“, die im bürgerlich-aufgeklärten 
Wahrheitsdiskurs subjektiviert (unterworfen) werden, damit aber bereits das Potential in 
sich tragen, ebenfalls zum Subjekt der Emanzipation zu werden. 
 
Immanuel Wallerstein (1992, 40) bezeichnet den Universalismus „als eine der 
kapitalistischen Weltwirtschaft besonders angemessene Ideologie“, zumal sie es 
ermöglicht, Partikularitäten zumindest hypothetisch zu beseitigen, und damit die 
Hindernisse, die einer Verwandlung aller Dinge (insbesondere der Arbeitskraft) in Waren 
im Wege stehen könnten (vgl. ebd., 42). Ungleichheiten zwischen den Menschen 
bedürfen daher in der modernen Gesellschaft einer anderen Grundlage und Legitimation 
denn der Berufung auf Tradition, was im Begriff der Leistungsgesellschaft zum Ausdruck 
kommt. Damit entzieht sich die kapitalistische Herrschaftsordnung jedoch permanent die 
eigenen Grundlagen, weil es für die Unterprivilegierten in diesem System sehr schnell 
einsehbar ist, dass ihre soziale Position wenig mit Leistung zu tun hat, sondern vielmehr 
auf andere Unterschiede (wie bspw. Zugang zu Bildung) zurückzuführen ist.  
„In politischer Hinsicht ist die Leistungsgesellschaft eines der instabilsten Systeme, und aus 
diesem Grunde können Sexismus und Rassismus auf der Bildfläche erscheinen.“ (Wallerstein 
1992, 43) 
Sexismus und Rassismus verfolgen die Absicht, die Menschen im Arbeitssystem zu 
halten und zugleich die Lohnkosten zu senken. Die „Ethnisierung“ der Arbeitskraft 
etabliert ein hierarchisches System von Arbeitsleistungen und Vergütungen, das sich 
historisch als überaus flexibel erwiesen hat. Dennoch müssen die untersten Ränge der 
Arbeitshierarchie ständig besetzt werden. „Wenn es keine Schwarzen gibt […], dann 
werden eben ‚weiße Nigger’ erfunden“ (ebd., 45). Rassismus als Ideologie verschleiert 
diese Ethnisierung der Arbeitskraft und behauptet ein Leistungsgefälle. Sexismus 
hingegen verschleiert unbezahlte Arbeit, indem Subsistenzarbeit im Haushalt als Nicht-
Arbeit ausgegeben wird. Diese Balance von Universalismus und Leistungsgesellschaft 
auf der einen Seite und Sexismus und Rassismus auf der anderen ist in permanenter 
Gefahr aus dem Gleichgewicht zu geraten (vgl. ebd., 47).  
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Doch so hoch wie Wallerstein veranschlagen andere diese Gefahr nicht. Denn was 
Wallerstein in seiner auf den Arbeitsbegriff zentrierten Analyse ausblendet ist die 
Konstitution derart vergesellschafteter Subjekte, deren Befähigung zu politischer 
Subjektwerdung und Widerstand entsprechend „fragmentiert“ ist. Klasse, ethnische 
Zugehörigkeit und Geschlecht sind soziale Positionierungen, die sich im Subjekt kreuzen 
(intersect) und damit kollektive und individuelle Wahrnehmungen von Ungleichheit und 
Unterdrückung variieren. D.h. für eine schwarze Unterschichtfrau ist es in einer 
konkreten Situation nicht entscheidbar, warum sie diskriminiert wird. Ist es aufgrund des 
Geschlechts, der Hautfarbe oder der Klassenzugehörigkeit. „[D]ifferences like gender, 
colour and class do not add but multiply: a Black woman is not oppressed ‚twice’ but 
many times“ (Ludvig 2006, 246). Dies führte zunächst zum Konzept der dreifachen 
Unterdrückung – als Schwarze, als Frau und als Mitglied der Arbeiterklasse – und 
mündete im Class-Race-Gender-Ansatz. Betont werden sollte, dass mehrfache 
Unterdrückung sich nicht einfach addieren lässt. Um den Multiplikatoreffekt dieser „triple 
oppression“ zu benennen wurde der Begriff “Intersectionality”130 geprägt. Studien zur 
Intersektionalität wenden sich explizit gegen Universalismus als Ideologie. Stattdessen 
werden widersprüchliche Subjektivierungsprozesse an den Schnittstellen einander 
überlagernder Unterdrückungsverhältnisse analysiert, deren Subjektpositionen 
(mehrfach) marginalisiert werden. Somit ist es vielen nicht möglich, den normativen 
Ansprüchen an ein Subjekt zu entsprechen, das vom Zentrum aus oder aus einer 
hegemonialen Position heraus definiert ist, was politisch höchst relevant ist.  
„A key feature of feminist analysis of ‚intersectionality’ is that they are concerned with 
‘decentring’ of the ‘normative subject’ of feminism.” (Brah/Phoenix 2004, 78) 
Nicht zufällig entstand diese Position aus der Kritik des Black Feminism am Feminismus 
der gebildeten, weißen Mittel- und Oberschichtfrauen, deren politische Subjektposition 
für schwarze, ungebildete Unterschichtfrauen nicht zugänglich ist. Dies änderte jedoch 
nichts an der Möglichkeit einer „schwarzen Frauenbewegung“. 
 
Im weiteren Verlauf der Intersektionalitätsdebatte wurden zahlreiche empirische Studien 
erstellt, die sich entweder mit der Verknüpfung von Klasse und Geschlecht beschäftigten 
                                                 
130  Der Begriff wurde zuerst von Kimberlé Crenshaw (1989) verwendet. Ihr ging es darum, dass in der 
Anwendung unterschiedlicher Antidiskriminierungspolitiken, diejenigen, die an der Kreuzung mehrerer 
Diskriminierungsverhältnisse stehen, quasi unsichtbar gemacht werden. Denn aus der Perspektive der 
Frauenpolitik ist die rassistische Diskriminierung nicht sichtbar, und umgekehrt. 
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oder zudem „race“ bzw. „ethnicity“ inkludierten.131 Schon bald jedoch wurden der „triple 
oppression“ weitere Differenzen als relevante soziale Trennlinien hinzugefügt wie bspw. 
sexuelle Orientierung, Alter oder Behinderung. Mit insgesamt 14 Trennlinien hat Helma 
Lutz bisher die meisten Differenzen benannt, wobei sie davon ausgeht, dass die Liste 
potentiell grenzenlos sei (vgl. Yuval-Davis 2006, 202). Im Unterschied zu empirischen 
Studien, die aus forschungstechnischen Gründen die Anzahl der zu analysierenden 
Differenzen immer begrenzen müssen, ist auf Ebene der Theorie eine derartige 
Grenzenlosigkeit der Differenzen durchaus denkbar. Umstritten ist hingegen, ob sie auch 
sinnvoll ist im Hinblick auf Herrschaftskritik und feministische (emanzipatorische) Politik. 
 
Judith Butler (1991, 210) betrachtet das „verlegene[s] ‚usw.’“ am Ende der Liste als „ein 
Zeichen für den unbegrenzbaren Bezeichnungsprozeß“ (illimitable process of 
signification), der auf einen Überschuss hindeutet, „der zwangsläufig jeden Versuch, die 
Identität ein für allemal zu setzen, begleitet“. Ein „situiertes Subjekt“ (vollständig) zu 
erfassen sei unmöglich, denn Subjekt ist Effekt regelgebundener Diskurse, nicht jedoch 
das substantivische „Ich“, das einen Diskurs hält. Identität des Subjekts kann daher nur 
als Praxis – genauer als Bezeichnungspraxis – verstanden werden (ebd. 212). Das 
Politische verortet sie daher „in jenen Bezeichnungsverfahren […], durch die Identität 
gestiftet, reguliert und dereguliert wird“ (ebd., 216). Butlers Zugang in der 
Auseinandersetzung um Differenzen und Differenzierungen steht somit im Kontext von 
„sexual politics“ 132 und ist eine epistemologische Kritik an „identity politics“, „d.h. aller 
Versuche, Politik über die Setzung eines mit bestimmten Eigenschaften versehenen 
Kollektivsubjekts ‚Frauen’ zu fundieren“ (Knapp 2002, 28). Bezogen auf die Debatten um 
Intersektionalität bedeutet dies eine Absage an die (geheime) Hoffnung doch noch im 
Netz der verzweigten Unterdrückungsverhältnisse das „wahre“ (universale) Subjekt der 
Emanzipation finden zu können. 
 
                                                 
131  Avtar Brah und Ann Phoenix (2004) nennen z.B. die Arbeiten von Valerie Walkerdine und Beverley Skeggs 
als solche, die sich mit den Positionen weißer Frauen der Arbeiterklasse beschäftigen, die Arbeiten von Anne 
McClintock und Gail Lewis als solche, die zudem „race“ und „ethnicity“ inkludieren. 
132  Wichtig für dieses Argument ist der spezifische Bedeutungsgehalt der sex/gender-Relation, der im deutschen 
Begriff „Geschlecht“ nicht im gleichen Sinn enthalten ist (vgl. Knapp 2002, 36f.). Die begriffliche 
Unterscheidung von Sex und Gender wurde ursprünglich im medizinisch-psychiatrischen Diskurs um 
Transsexualität verwendet, und sollte das Auseinandertreten einer objektiv zugeschriebenen 
Geschlechtsidentität von der subjektiv empfundenen benennen. Im feministischen Diskurs sollten damit 
biologistische Argumente ausgehebelt werden. Die Konsequenz war, dass Sex lange Zeit nicht Gegenstand 
feministischer Analysen war. Anders im deutschsprachigen Rezeptionsprozess, wo Gender und Geschlecht 
zunehmend synonym gebraucht wurden, oder Gender mit dem Bedeutungsgehalt von Geschlecht vermischt 
wurde, wobei Geschlecht immer auch Bedeutungsgehalte von Sex aufweist. Somit ist die Spezifik der „sexual 
politics“ nicht zu fassen, die sich tatsächlich auf den bisher nicht politisierten, weil gar nicht politisierbaren Sex 
bezieht, und nicht einfach mit Sexualpolitik zu übersetzen ist. Die diskursive Konstruiertheit von Sex, die 
Butlers Argument zugrunde liegt, verändert daher die sex/gender-Relation maßgeblich und verschiebt das 
Politische aus der einseitigen Gender-Zuordnung. 
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Stattdessen bietet Butlers Konzeption von „Heteronormativität“ einen Bezugsrahmen, der 
das „verlegene usw.“ herrschaftskritisch fokussieren kann. Zentral ist die Hinterfragung 
der Natürlichkeit des Geschlechts (sex), die gesellschaftlich durch die normative Kraft 
des „heterosexuellen Begehrens“ erzeugt wird. Diese entspricht einem Apriori im Denken 
von Geschlechtlichkeit, die als „transzendentale Heterosexualität“ als nicht reflektierte 
Bedingung der Möglichkeit Geschlecht zu denken, wirkt (vgl. Purtschert 2003, 150), und 
auch in feministischen Genderkonzepten am Werk ist. Feministische Herrschaftskritik 
muss sich somit grundlegend mit der Formierung, und der Veränderbarkeit dieser 
„heterosexuellen Matrix“ befassen. Heteronormativität verweist dabei zum einen auf den 
Zwangscharakter, den Heterosexualität als Norm ausübt, der nicht zuletzt in staatlichen 
Gesetzen und Rechtsprechung institutionalisiert wird. Zum anderen verweist der Begriff 
aber auch auf die politische Veränderbarkeit der Norm, zumindest auf ihre 
Politisierbarkeit durch Infragestellung ihrer scheinbaren Natürlichkeit. Ausgehend von 
Butlers Intervention hat sich ein antikategorialer, dekonstuktivistischer Ansatz innerhalb 
der Intersektionalitätsdebatte entwickelt. In einem solchen Verständnis kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass es Kategorien der Ungleichheit wie Geschlechter-, Klassen- 
oder Ethnizitätsstrukturen als klar unterscheidbare gibt, die nur noch theoretisch erfasst 
und empirisch erhoben werden müssten, sondern sie entstehen gleichursprünglich in 
ihrer Interdependenz und verändern und modifizieren einander gegenseitig (Sauer/Wöhl 
2008, 155). Demnach ist es nicht möglich Geschlecht von Sexualität, Klasse, Ethnie 
usw. zu trennen.  
 
Im Sinne einer feministischen Herrschaftskritik stellt sich jedoch die Frage, ob eine 
solche (analytische) Trennung nicht unabdingbar ist, und darüber hinaus auch die 
prinzipiell grenzenlose Zahl von Differenzierungen unter historisch-spezifischen 
Bedingungen dennoch als begrenzt zu betrachten ist. Denn nicht jede denkbare 
Differenz konstituiert ein Herrschaftsverhältnis (vgl. Yuval-Davis 2006, 203). Immerhin 
geht es auch Butler darum aufzuzeigen, wie die heterosexuelle Matrix den binären 
Rahmen von sex/gender reguliert und zwingend auf das Subjekt einwirkt (vgl. Knapp 
2002, 28f.). Dennoch wird Butlers Einwand gerne als rein epistemologischer Beitrag 
betrachtet, der nicht auf konkrete Konstellationen sozialer Differenzierungen angewendet 
werden könne (vgl. Purtschert 2003, 151ff.). Sollen diese aber in den Blick genommen 
werden, dann müssen Differenzkategorien analysiert werden, die nicht nur individuelle 
Erfahrungswelten beschreiben, sondern gesellschaftliche Kategorien bilden (vgl. Klinger 
2003, 25). Cornelia Klinger fordert daher eine Rückführung der vielen Differenzen auf die 
Kategorie „Arbeit“ und damit eine Reduktion der Differenzen auf die „klassische Trias“: 
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„Klasse, Rasse und Geschlecht […] bilden das Grundmuster von gesellschaftlich-politisch 
relevanter Ungleichheit, weil Arbeit und zwar namentlich körperliche Arbeit ihren Existenzgrund 
und Angelpunkt ausmacht. Ferner stimmen Klasse, Rasse und Geschlecht darin überein, dass 
in allen drei Hinsichten ein Ungleichheit begründender und legitimierender Fremdheitseffekt, 
d.h. eine Ausgrenzung (Externalisierung) erzeugt wird, mit dem Ziel oder mindestens mit dem 
Resultat, eine Reduzierung des für die geleistete Arbeit zu entrichtenden Preises 
herbeizuführen d.h. Ausbeutung stattfinden zu lassen.“ (Klinger 2003, 26) 
Doch die Rückführung auf Arbeit ist kein ökonomischer Reduktionismus, wie das bei 
Wallerstein der Fall ist, sondern zielt auf eine gesellschaftstheoretische Einbettung. 
Klingers Forderung entspricht daher dem strukturtheoretischen Strang innerhalb der 
Intersektionalitätsdebatte. Klasse, Rasse und Geschlecht sieht sie deshalb als die 
relevanten Differenzen, weil sie in Kapitalismus, Imperialismus und Patriarchat die 
grundlegenden Herrschaftsformen moderner Gesellschaft bilden (ebd., 36). Mit dieser 
Argumentation verheddert sich Klinger jedoch in einen Zirkel, wenn sie darauf hinweist, 
dass Sexualität – insbesondere die Differenzlinie Homosexualität/Heterosexualität 
ebenfalls einen mächtigen gesellschaftlichen Einschluss-/Ausschluss-Faktor darstellt, 
der jedoch nicht mit Arbeit verbunden ist (ebd., 31). Mit ihrer Festlegung auf Arbeit, muss 
sie diese Differenz unberücksichtigt lassen, und nivelliert damit das herrschaftskritische 
Potential des Intersektionalitätsansatzes, das darin besteht die gesellschaftstheoretische 
(eurozentristische) Einhegung der klassischen Ungleichheitsverhältnisse aufzubrechen. 
Mit ihrer Einforderung einer gesellschaftstheoretischen Einbettung der „Achsen der 
Differenz“ zielt sie jedoch eigentlich in die entgegengesetzte Richtung. Ziel solle es sein, 
zwischen „spielerischen Differenzen“ und herrschaftsrelevanten Ungleichheiten 
unterscheiden zu können (ebd., 26). 
 
Somit ist ihre Bezugsgröße – die moderne Gesellschaft – möglicherweise noch zu 
allgemein gefasst, um neben der klassischen Trias auch andere Differenzen als relevant 
zu erachten.133 Auch Gudrun-Axeli Knapp fordert eine gesellschaftstheoretische 
(Re-)Fundierung, die mit der tendenziellen Gleichsetzung bzw. Ununterscheidbarkeit von 
Gesellschaft und Kultur verloren gegangen sei, geht aber davon aus, dass die Debatten 
um Differenzen und Intersektionalität „substantiell eigentlich eine Erweiterung des 
Erkenntnispotenzials feministischer Theorie und einen Komplexitätsgewinn“ darstellen 
(Knapp 2002, 42). Doch zahlreiche Studien zur Intersektionalität zielen auf Identität, auf 
„Subjekte, ihre Erfahrungen, ihr Selbstverständnis und Realitätsdefinitionen“ (ebd., 44), 
für die möglicherweise andere Konstellationen von ‚Differenzen’ von Bedeutung“ sind als 
                                                 
133  Doch auch „die moderne Gesellschaft“ weist weitere ebenso relevante Differenzierungen auf, die 
gesellschaftlich institutionalisiert wurden. Ein wichtiges Beispiel ist Nation mit Nationalismus als Ideologie bzw. 
Legitimationsdiskurs, die im modernen Nationalstaat konstitutiv ist, und ebenfalls herrschaftsrelevante Ein- 
und Ausschlüsse institutionalisiert. 
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für den „wissenschaftlich objektivierenden Blick auf gesellschaftliche 
Strukturzusammenhänge und Kräfteverhältnisse“ (ebd.). So weist Knapp darauf hin, 
dass für die historische Etablierung der Organisationsstruktur des 
Geschlechterverhältnisses in Deutschland die weiße Hautfarbe der Akteure im 
Deutschen Reich im Vergleich zu den Klassenverhältnissen keine Rolle gespielt habe134 
(ebd., 45). Die Auswahl der zu berücksichtigen Differenzlinien ist daher abhängig von der 
konkreten Gesellschaftsformation, die es zu untersuchen gilt, sowie von der 
gesellschaftlichen Problemlage, die wissenschaftlich bearbeitet werden soll. Wie Knapp 
bemerkt sind z.B. für die Ausbildung des deutschen Sozialstaats Klasse und Geschlecht 
zentrale Differenzen. Soll jedoch das aktuelle deutsche Migrationsregime untersucht 
werden, so ist „Rasse“ oder besser Ethnie sicherlich als relevante Differenz zu 
berücksichtigen, sowie Sexualität zu einer wichtigen Differenz wird, wenn es z.B. um die 
(Nicht-)Institutionalisierung der „Homo-Ehe“ geht. 
 
Um Intersektionalität (weiterhin) herrschaftskritisch einsetzen zu können, erscheint es 
erforderlich, die Differenzen zwischen den Differenzen zu benennen – also entscheiden 
zu können, welche Differenzen Herrschaftsverhältnisse konstituieren, und welche dies 
(in einem bestimmten historischen und kulturellen Kontext) nicht tun. Klinger und Knapp 
setzen mit ihrer Forderung nach einer gesellschaftstheoretischen Einbettung eine 
Unterscheidung, die auch Nancy Fraser (2001, 23ff.) ähnlich fasst. Sie schlägt vor, 
sozioökonomische Ungerechtigkeiten von kulturellen (symbolischen) Ungerechtigkeiten 
analytisch zu trennen, politisch aber zu verbinden in Form von Politiken der Umverteilung 
und Anerkennung. Damit werden Differenzen, deren materielle Herrschaftsbasis in 
Ausbeutung gründen, von kulturell oder symbolisch vermittelten Diskriminierungen 
unterschieden, ohne letztere als irrelevant abzutun. Während Fraser damit implizit doch 
wieder die klassische Trias favorisiert, lehnt Nira Yuval-Davis hingegen selbst eine vage 
Vorwegnahme der relevanten Differenzen ab. Wichtig sei es jedoch, die Frage nach den 
gesellschaftlichen Trennlinien, die je das Herrschaftsgefüge einer Gesellschaft 
konstruieren, explizit zu stellen, auch wenn möglicherweise die Antwort (zumindest in 
einem umfassenden Sinn) ausbleiben wird (Yuval-Davis 2006, 202f.). Der Kampf um 
Anerkennung sei jedoch immer nur für marginalisierte Positionierungen politisch relevant 
– also Herrschaftsverhältnisse, die lediglich eine kleine Minderheit einer Gesellschaft 
                                                 
134  Was Knapp hier nicht berücksichtigt, sind andere Rassismen wie der durchaus wirkungsvolle Antisemitismus 
in der deutschen Reichsgründung, die nationalen Abgrenzungen insbesondere zu Frankreich, usw. Auch die 
Reduktion auf Klasse und Geschlecht in der Ausbildung des deutschen Sozialstaats folgt einer „positiven“ 
Interpretation, die die Kategorien ausfindig machen will, die Berücksichtigung fanden, nicht jedoch diejenigen 
benennt, die ausgeschlossen wurden. Zudem hatte die Ausbildung von Sozialstaatlichkeit im deutschen 
Kontext viel mit der Verweigerung von politisch-demokratischen Rechten zu tun. 
Ansätze feministischer Herrschaftskritik  184 
(oder global) betreffen. Dabei geht es jedoch um die Anerkennung „of social power axes, 
not of social identities“ (ebd., 203). In Anlehnung an Castoriadis Konzept der „creative 
imagination“ sei jedoch zugleich davon auszugehen, dass jeder Kampf um Anerkennung 
(als unterdrückte oder benachteiligte Gruppe) ein Element der Konstruktion enthält 
(ebd.). Somit schafft jede Politik der Anerkennung notwendig auch Identitäten und ist in 
diesem Sinne „identity politics“, kann aber dazu beitragen, die soziale Stellung der 
Betroffenen zu transformieren.  
 
In dieser Debatte um Differenzen scheinen sich letztlich nicht nur die unterschiedlichen 
Herrschaftsverhältnisse zu kreuzen, sondern auch die Ebenen, auf die je Bezug 
genommen werden: Zu unterscheiden sind gesellschaftstheoretische Analyse, 
Selbstwahrnehmung der Subjekte (Identität) und politische Praxis. Der Großteil der Kritik 
richtet sich gegen die Vorstellung die zweite Ebene (Identität) mit der dritten (politische 
Praxis) kombinieren zu können, ohne die erste (gesellschaftstheoretische Einbettung) als 
grundlegend zu berücksichtigen. 
 
Die politische Identität einer Gruppe formiert sich erst im politischen Prozess. Somit kann 
eine vorgängige Identität nicht die Basis für politische Mobilisierung bilden. Wird jedoch 
eine bestimmte Differenz zum Ansatzpunkt für Forderungen nach politischer 
Anerkennung genommen, läuft diese Strategie Gefahr, die anerkannte Differenz zu 
essentialisieren, womit letztlich auch das daran anschließende Herrschaftsverhältnis 
verfestigt würde, anstatt es zu beseitigen. Soll dies vermieden werden, indem konkrete 
Subjekte mit ihren vieldimensionalen Identitäten (als Frau, als Schwarze, als 
Unternehmerin usw.) zu kollektiven politischen Akteuren zusammengebracht werden, so 
werden Unterschiede zwischen den Einzelnen problematisch, während das 
Gemeinsame (selbst gemeinsame Unterdrückungserfahrungen) in den Hintergrund 
rückt. So betrachtet wäre dann auch eine schwarze Frauenbewegung nicht mehr 
möglich, weil die Differenzen zwischen schwarzen Frauen viel zu groß sind, als dass ein 
gemeinsames Handeln noch möglich wäre.  
 
Anders sieht dies aus, wenn – wie von den Kritikerinnen gefordert – von 
gesellschaftstheoretischen Kategorien (erste Ebene) ausgegangen wird, die die 
herrschaftsrelevanten Trennlinien einer Gesellschaftsformation bezeichnen, bevor die 
Frage nach individueller und kollektiver Identitätsbildung angegangen wird. Politische 
Mobilisierung ist dann in Analogie zu Marx’ Unterscheidung der „Klasse an sich“ 
(gesellschaftstheoretische Kategorie) und der „Klasse für sich“ (politische Kategorie) 
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interpretierbar. Politisierung von Herrschaftsverhältnissen wird in dieser Logik durch 
andere Differenzen nicht behindert, denn das politische Bewusstsein formiert sich 
ausschließlich entlang der klassischen Trias (Race/ Class/ Gender). Damit können 
traditionelle Emanzipationsbewegungen zwar sehr plausibel erfasst werden, der Blick für 
mögliche neue Spaltungslinien wird jedoch tendenziell verstellt. Zudem werden soziale 
Bewegungen, die solche Differenzen politisieren und/oder quer liegen zu 
gesellschaftstheoretischen Strukturkategorien möglicherweise nicht ernst genommen 
oder als irrelevant abgetan.135
 
In beiden Fällen wird m.E. zu schnell von der Analyseebene – sei dies die Ebene der 
Gesellschaftstheorie oder die der Subjektkonstitution – auf die Ebene der Politik – sei es 
politische Theorie oder politische Praxis – geschlossen. Diese Problematik ist in die 
Intersektionalitätsdebatte fundamental eingelassen. Metatheoretisch verbirgt sich 
dahinter das Problem einer Unterscheidung von Struktur und Handeln. Wird bei dem 
Versuch, alle denkbaren Differenzen gleichwertig nebeneinander zu stellen, letztlich 
Struktur in „agency“ aufgelöst, so bestimmt im gesellschaftstheoretischen Zuschnitt die 
Struktur alle denkbaren Formen von (politischem) Handeln. Ziel einer Theorie in 
herrschaftskritischer Absicht kann es jedoch nicht sein, diese beiden „Aggregatzustände“ 
des Sozialen ineinander fallen zu lassen. Nicht einmal der Königsweg ihrer Vermittlung 
ist zu suchen. Stattdessen sind Konzepte zu entwickeln, die Struktur und Handeln zwar 
mediatisieren können, die notwendige Dialektik ihrer Trennung und Verbindung aber 
aufrechterhalten. Für eine feministische Staatstheorie habe ich bereits angemerkt, dass 
es erforderlich ist, sich nicht ausschließlich auf den Staat zu konzentrieren, sondern auch 
seine Relation zu Politik und letztlich auch politischer Subjektivierung zu betrachten. 
Ähnlich gilt für Herrschaftskritik, dass es nicht ausreicht, sich ausschließlich mit 
Herrschaftsverhältnissen zu befassen. Ebenso notwendig ist es Herrschaft in Relation zu 
Macht zu betrachten. Staat und Politik, Herrschaft und Macht können dabei genauso 
wenig wie Struktur und Handeln ineinander aufgelöst oder das eine aus dem anderen 
abgeleitet werden. 
3.5. Geschlechterpolitik als Herrschaft transformierendes Handeln 
Da es mir vor allem um die Frage der Transformation geht, soll im Folgenden ein Begriff 
von Geschlechterpolitik entwickelt werden, mit dessen Hilfe Veränderungen von 
                                                 
135  Fraser versucht an dieser Stelle zu vermitteln, läuft dabei aber Gefahr, Herrschaft an Ungerechtigkeit zu 
messen. 
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Geschlechterherrschaft denkbar und analysierbar sind. Herrschaftskonzepte haben 
meist die Tendenz, hierarchische Konfigurationen zu erklären und gleichzeitig zu 
fixieren. Transformationen können dann nur als mehr oder minder zufällig eintretende, 
historische Ereignisse registriert werden. Eine herrschaftstheoretische Erklärung für 
Transformation wird unmöglich. Herrschaftskonzepte sind als Denk- und Analysehilfen 
zu verstehen, die der Klärung dienen, wann, wo und warum (geschlechtsspezifische) 
Herrschaft vorliegt und wie sie wirkt. In kritischer Absicht sollen sie jedoch das Denken 
von Alternativen zur Herrschaft ermöglichen und deren Transformation unterstützen. Im 
Folgenden werde ich die diskutierten Herrschaftskonzepte dahingehend adaptieren, 
dass mit ihnen politische Transformation von Herrschaft konzipiert werden kann, und 
zugleich ihr kritisches Potenzial erhalten bleibt. Dazu werden Reichweite und 
Verwendungsweise der einzelnen Konzepte entsprechend reduziert oder ausweitet, mit 
dem Ziel sie zu einem kritischen Konzept von Geschlechterpolitik zu integrieren. 
 
Patriarchat ist ein normativer Strukturbegriff, der die Bewertung einer 
Gesellschaftsstruktur aus feministischer Perspektive vornimmt. Wenn die 
Ordnungsstruktur einer Gesellschaft so angelegt ist, dass eine Zuschreibung als „Mann“ 
oder als „Frau“ zugleich eine soziale Positionierung einer Über- und Unterordnung 
bewirkt, ist diese Geschlechterordnung als patriarchal zu bewerten. Die Verwendung von 
Patriarchat im feministischen Diskurs umfasst zudem Ordnungsvorstellungen von 
Individuen und sozialen Gruppen, aber auch Ordnungsimperative sozialer und politischer 
Herrschaftsinstanzen sowie generell Normen für soziale Fremd- und 
Selbstpositionierungen. Das Konzept inkludiert somit das, was Bourdieu die symbolische 
Ordnung nennt, und ist dementsprechend als Begriff der Ideologiekritik zu verstehen. Im 
Gegensatz zu Bourdieus überzeitlicher symbolischer Ordnung wurde aber auch 
versucht, Patriarchat als historische Form zu begreifen. Das moderne Patriarchat ist 
keine zufällig entstandene soziale Ordnung, sondern wurzelt in einer historisch 
vorgängigen Version. Doch zwischen vormodernem und modernem Patriarchat ist ein 
klarer Bruch zu konstatieren. Damit kann historische Diskontinuität und Variabilität des 
Patriarchats thematisiert werden, nicht jedoch dessen Überwindung. Denn analytisch 
dient das Konzept dazu, patriarchale Einlassungen in soziale Ordnung und 
Ordnungsvorstellungen aufzudecken und kritisch zu benennen, weshalb mit ihm die 
Existenz einer patriarchalen Gesellschaftsformation immer schon vorausgesetzt wird. Als 
Beurteilungsmaßstab nicht nur für gesellschaftliche Ordnung allgemein, sondern auch für 
soziale, kulturell und historisch spezifische Ordnungsvorstellungen und Normsetzungen 
– also als ideologiekritisches Instrument – bleibt er für eine feministische Perspektive 
Ansätze feministischer Herrschaftskritik  187 
jedoch unerlässlich. Allerdings braucht die Skala dieses Maßstabs feinere Abstufungen, 
sollen Veränderungen auch innerhalb der modernen Formation thematisierbar werden. 
Eine Beurteilung als patriarchal kann nur das Ergebnis einer deutlich differenzierteren 
Analyse geschlechtsspezifischer Herrschaft sein, die somit auch eine differenzierte 
Konzeption von Herrschaft erfordert. 
 
Ein produktiver Ansatz für die Erfassung der Dimensionen von Ordnungs- bzw. 
Herrschaftsvorstellungen als praktische Ideologie und ihre materielle Relevanz in 
modernen Gesellschaften bietet Bourdieu mit seinen Konzepten des Habitus und des 
sozialen Feldes. Die Konzeption sozialer Relationen als Felder ermöglicht es die 
Ausdifferenzierung komplexer Gesellschaften zu berücksichtigen, ohne diese als 
selbstlaufenden Evolutionsprozess zu betrachten, wie das bspw. in der Systemtheorie 
von Luhmann geschieht. Felder sind zwar auch funktional ausdifferenziert, aber sie 
funktionieren nicht einfach als Subsysteme. Zum einen ist der Feldbegriff ein Konstrukt 
zum Zwecke der Analyse: Felder werden nicht einfach empirisch vorgefunden. Somit 
können Felder auch keine starren Grenzen aufweisen, die außerhalb des analytischen 
Verfahrens gesetzt werden. Praktiken des Ein- und Ausschlusses werden untersucht, 
indem sie als Verfahren der Herstellung von Feldgrenzen verstanden werden. Zum 
anderen werden Felder durch die Relationen zwischen Akteuren definiert und erzeugt: 
Ein Feld ohne Akteure kann es nicht geben, und Felder verändern sich mit Ein- und 
Austritten von Akteuren oder Akteursgruppen. Grenzen eines Feldes sind durchlässig 
und selbst Teil des Spiels, womit sie immer auch umkämpft und umstritten sind. Im 
Systembegriff hingegen sind Akteure irrelevant und Systemgrenzen unüberwindlich.  
 
Akteure in Feldern weisen einen feldspezifischen Habitus auf, der immer auch ein 
vergeschlechtlichter ist. Diese Vergeschlechtlichung erfolgt durch Inkorporierung 
symbolischer Herrschaft, die ihrerseits sowohl materiell als auch ideell abgestützt ist. Mit 
den Aktivitäten im Feld transformiert sich der Habitus, indem er sich feldspezifischen 
Erfordernissen anpasst. Aber schon der Eintritt in ein Feld erfordert Dispositionen, die 
ein problemloses Agieren im Feld sicherstellen können. Bourdieus Begründung der 
Geschlechterdifferenz durch Inkorporierung der „männlichen Herrschaft“ ist nun weniger 
vom Konzept der Inkorporierung symbolischer Herrschaft her problematisch, sondern 
deshalb, weil er „männliche Herrschaft“ als überhistorische Konstante begreift. So 
geschieht es, dass Bourdieu einerseits ein Instrumentarium zur Verfügung stellt, mit 
dessen Hilfe gesellschaftlicher Wandel und politischer Kampf um Veränderung 
hervorragend erfasst werden können, andererseits emanzipatorische Veränderungen 
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und feministischer Kampf tendenziell zu Blindstellen werden. Ähnlich wie beim 
grobmaschigen Patriarchatskonzept fallen auch in der „männlichen Herrschaft“ 
geschlechterpolitische Veränderungen durch die Maschen, weil die Formel „Mann/Frau = 
herrschend/beherrscht“ als strukturelles Schema angewandt wird, das 
geschlechterpolitisch nicht verändert werden kann. Kulturelle oder historische 
Abweichungen müssen dann als reines „Oberflächenphänomen“ und emanzipatorische 
Erfolge als kosmetische Korrekturen abgetan werden, die jedoch strukturell unwirksam 
bleiben müssen. Insbesondere für die Erfassung und Einschätzung von 
Transformationen von Geschlechterherrschaft und (letztlich auch) Staatlichkeit ist es 
daher erforderlich, die Frage nach der politischen Veränderbarkeit von Strukturen zu 
stellen. Dafür ist es notwendig, ein Verständnis von sozialen Strukturen zu entwickeln, 
die nicht überhistorisch konstant und damit immer notwendig und unveränderlich 
patriarchal sind oder die Einschreibung der immergleichen Schemata männlicher 
Herrschaft darstellen. 
 
Auch die Konzeption von Geschlechterverhältnissen basiert auf einem Begriff 
gesellschaftlicher Struktur, die politischem Handeln nicht zugänglichen ist. In der 
marxistischen Tradition ist dem Begriff Verhältnis selbst bereits eine 
Herrschaftsdimension eingeschrieben. In diesem Verständnis ist Verhältnis ein 
Strukturbegriff, und soziale Strukturen entstehen durch kapitalistische 
Vergesellschaftung, die notwendig herrschaftsförmig erfolgt. Mit der Übertragung auf 
Geschlechterverhältnisse ist somit angelegt, dass auch Vergeschlechtlichung notwendig 
herrschaftsförmig erfolgt. Die Verwendung von Geschlechterverhältnis als „neutraler“ 
Relationsbegriff hingegen läuft Gefahr Strukturen in Handeln aufzulösen. 
Geschlechterverhältnisse könnten dann als frei wählbare Selbstpositionierungen 
missverstanden werden. Um diesem Missverständnis entgegenzusteuern, wird 
Patriarchat als Strukturbegriff herangezogen. Damit wird aber die Problematik 
übernommen, dass patriarchale Strukturen immer schon vorausgesetzt werden müssen, 
womit der Versuch eine herrschaftstheoretische Neutralität des Konzepts von 
Geschlechterverhältnis zu behaupten als gescheitert betrachtet werden muss. 
 
Das Konzept Geschlechterverhältnis in Kombination mit Geschlechterordnung kann m.E. 
für einen emanzipatorischen Politikbegriff fruchtbar gemacht werden, bedarf dafür jedoch 
einiger Modifikationen: Geschlechterverhältnis ist ein Strukturbegriff, aber weder 
ausschließlich noch vorrangig durch kapitalistische Vergesellschaftung geprägt. 
Transformationen von Geschlechterverhältnissen sind also tatsächlich strukturelle 
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Veränderungen und nicht nur Oberflächenkosmetik. Geschlechterverhältnisse setzen 
zudem nicht ausschließlich Männer und Frauen in Relation zueinander, sondern auch 
Männer zu Männern, Frauen zu Frauen, sowie unterschiedliche Männlichkeiten, 
Weiblichkeiten und weitere Formen von Geschlechtlichkeit zu einander. 
Geschlechterverhältnisse sind somit in einer unendlichen Pluralität denkbar. In ihrer 
historisch-konkreten Ausgestaltung sind sie jedoch tendenziell einförmig und in ihrer 
Mannigfaltigkeit stark eingeschränkt. Diese Reduktion aller denkbaren 
Geschlechterverhältnisse auf eine realiter nicht sehr spektakuläre Bandbreite und 
relative Einförmigkeit verdankt sich einer Geschlechterordnung. Diese fungiert als 
Orientierungsnorm, die jedoch keine überhistorische Konstante bildet, sondern politisch 
umkämpft ist. Sie ist somit politischer Veränderung zugänglich, gleichzeitig aber durch 
vielfältige Zwangsmechanismen abgestützt. 
 
Die moderne Geschlechterordnung ist als solche ein historisches Novum der 
europäischen Moderne. In ihr kommt zum Ausdruck, dass eine dichotome Sicht der 
Geschlechter zum gesellschaftlichen Ordnungsprogramm wurde (vgl. Kreisky 1997, 
167). In vormodernen Patriarchaten war das männliche Geschlecht zwar auch 
Voraussetzung für die Erlangung einer Herrschaftsposition, aber bei weitem nicht das 
zentrale Merkmal oder gar der Ausgangspunkt der herrschaftslegitimatorischen 
Konstruktion. Erst in der modernen Gesellschaft mit ihren Möglichkeiten sozialer 
Mobilität wird Geschlecht ein bestimmendes Merkmal. In ihrer ideologiekritischen 
Fassung des modernen Patriarchats zeigt Pateman den Bruch auf als Ablösung der 
herrschaftslegitimatorischen Figur des Vaters durch die Brüder – des Familienmodells 
durch den Gesellschaftsvertrag als Gründungsmythos der bürgerlichen Gesellschaft. 
Geschlechterordnung als Begriff ist aber im Gegensatz zum modernen Patriarchat kein 
ideologiekritisches Instrument, sondern leistet in der modernen Gesellschaft das, was 
Bourdieu als symbolische Ordnung der Geschlechter bezeichnet hat. Es meint dann die 
gesellschaftlich hegemoniale Vorstellung von richtigen Geschlechterverhältnissen aber 
auch von geschlechtlicher Normalität. Individuen, Gruppen, aber auch Organisationen 
richten sich und ihre Praxis daran aus. Dies erfolgt bewusst und unbewusst, durch 
Sozialisation, Identifikation und Habituierung, aber auch über Gesetze und Vorschriften. 
Zudem ist sie als hegemoniales Projekt auch umkämpft. Wie noch zu zeigen sein wird, 
erfolgt die Vermittlung der Geschlechterordnung über konkurrierende „Genderprojekte“, 
die dann auch feldspezifisch unterschiedliche Geschlechterpraktiken nahe legen. 
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Das Spezifikum der modernen Gesellschaft ist aber, dass sie überhaupt Geschlecht zu 
einer zentralen Ordnungskategorie erhoben hat. Auch wenn die konkreten Vorstellungen 
von richtigem Mann- und Frau-Sein in der modernen Gesellschaft wesentlich weniger 
starr erscheinen, als dies für nicht-moderne Gesellschaften – zumindest innerhalb 
bestimmter sozialer Schichten – der Fall ist, weist nur eine Gesellschaft, die Geschlecht 
als zentrale Ordnungskategorie installiert hat, einen derart mächtigen Zwang zum 
Geschlecht auf – den Zwang ein eindeutiges Geschlecht zu haben und zu leben. Die 
scheinbare Wahlfreiheit bezogen auf konkrete Geschlechterpraktiken wird daher durch 
ein dichtes Netz an Zwangsmechanismen erheblich reduziert. Die Weigerung eine der 
hegemonialen Geschlechterordnung entsprechende Geschlechtsidentität und -praxis 
anzunehmen, zu inkorporieren oder zu habituieren, kann daher immer nur partiell 
erfolgen. Dennoch ist in dieser Konzeption von Geschlechterordnung als hegemonial 
wirkendes Geschlechterwissen politische Subjektivierung und emanzipatorische Praxis 
denkbar, die letztlich Geschlechterverhältnisse und damit patriarchale Strukturen 
nachhaltig transformieren kann. Emanzipatorische Geschlechterpolitik kann aber nicht 
umhin, auch die Zwangsmechanismen, die zur Aufrechterhaltung der 
Geschlechterordnung dienen, zu kennen.  
 
Fundamental für die Fixierung einer Geschlechterordnung sind hegemonial erzeugte und 
wirkende Vorstellungen über Geschlecht und Sexualität. Schon die Idee, dass wir es mit 
zwei Geschlechtern zu tun haben, ist nicht so selbstverständlich wie sie erscheint. Die 
europäische Neuzeit hat mit den Mitteln der Philosophie, Naturwissenschaft und Medizin 
ein neuartiges Geschlechterwissen hervorgebracht, und uns davon überzeugt, dass es 
eine unhintergehbare Natürlichkeit des Geschlechts gibt, die schon vor jeglicher 
Sozialisation in den Körpern steckt. Den Dreh- und Angelpunkt (zumindest im modernen 
Diskurs) bildet die Sexualität, die ihrerseits als heterosexuelles Begehren definiert ist. 
Auch wenn die zweigeschlechtliche Fortpflanzung an der Wurzel einer Unterscheidung 
von männlich und weiblich liegt, ist damit eine gesamtgesellschaftliche Normierung auf 
Heterosexualität weder begründbar noch gerechtfertigt. Mit Butlers Konzept der 
Heteronormativität kann aufgezeigt werden, dass hier sozialer Zwang und nicht 
vorsoziale Natur am Werke ist. Die einst als feministisch-sozialwissenschaftliche 
Errungenschaft gefeierte Trennung von Sex und Gender (vgl. Scott 1994) verliert damit 
ihren herrschaftskritischen Impuls. Doch umgekehrt eröffnet sich die Möglichkeit, einige 
der stabilsten Fixierungsmomente der Geschlechterordnung fundamental in Frage zu 
stellen und zu politisieren. Die Fixierung bzw. Reproduktion einer Geschlechterordnung 
erfolgt nun durch die mehr oder minder unbewusste Wiederholung der Norm in 
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alltäglichen Praxen. Butler vermutet genau hier – in der fehlerhaften Performanz – auch 
die Möglichkeit der Verschiebung und Veränderung. Doch um Veränderungen politisch 
zu denken, kann dies nicht ausreichen. Politik erschöpft sich nicht im Aufsummieren 
einer Vielzahl unbewusster Fehlleistungen. Vielmehr geht es auch um strategisches 
Handeln, das eine bewusste – sogar notwendig ideologisch verfärbte – Fehlinterpretation 
der Geschlechterordnung voraussetzt, mit dem Ziel sie zu transformieren.  
 
Die Spur zu einem weiteren Zwangsmechanismus der Geschlechterordnung wird im 
Konzept hegemonialer Männlichkeit verfolgt. Diese fungiert als Orientierung und Leitbild 
in der Ausbildung männlicher Geschlechtspraktiken. In diesem Sinne kann sie als 
Bestandteil einer Geschlechterordnung betrachtet werden. Doch, indem Connell 
zwischen hegemonialer Männlichkeit als tatsächlich gelebte Praxis und ihrer Funktion als 
Orientierungsnorm hin und her wechselt, ist diese Zuordnung strittig. Dies hat dann 
Konsequenzen für die Thematisierung von Transformation. Denn Connell sieht sehr wohl 
eine Veränderung hegemonialer Männlichkeit, Verschiebungen entlang der Felder, die je 
gesamtgesellschaftliche Relevanz haben bis hin zur Vervielfältigung hegemonialer 
Männlichkeiten. Spätestens ab diesem Moment erscheint mir jedoch der Begriff nicht 
mehr sinnvoll. Sofern mit Hegemonie ein allgemein anerkanntes, kollektiv, aber nicht 
gleichberechtigt hervorgebrachtes Wissen um die Geschlechterordnung einer 
Gesellschaft bezeichnet werden soll, kann es weder eine Pluralität hegemonialer 
Männlichkeiten geben, noch kann ein einzelner Mann vollständig hegemoniale 
Männlichkeit verkörpern. Sinnvoller erscheint es mir daher, hegemoniale Männlichkeit als 
Orientierungsnorm zu betrachten, die Teil einer Geschlechterordnung ist, und von vielen 
Männern auch praktisch als Geschlechterwissen herangezogen wird. Die Inkorporierung 
als Praxis der Männlichkeit kann jedoch immer nur partiell erfolgen. Kein Mann kann in 
praxi mit der hegemonialen Norm vollständig zur Deckung kommen. Hegemoniale 
Männlichkeit, die über Vorzeige-Exemplare verbreitet wird, und sich damit auch nur auf 
bestimmte Eigenschaften ihrer Träger bezieht, steht auch nie als Konzeption eines 
vollständigen Lebensentwurfs zur Verfügung. Ein ungewisser Rest muss immer erst 
ausgedeutet und gelebt werden. Dies bewirkt eine praktische Nicht-Erreichbarkeit 
hegemonialer Männlichkeit, was sich als permanente Verwundbarkeit männlicher Ich-
Identität niederschlägt und sogar zu einem wichtigen Mechanismus wird, der zur 
Dynamik von Männlichkeiten beiträgt. Umgekehrt ist die Inkorporierung oder besser 
Habituierung einzelner Facetten der hegemonialen Norm unerlässlich, um sie zu 
reproduzieren. Damit wird ein Lernen von Körper zu Körper ebenso möglich, wie 
Transformationen. Denn in unterschiedlichen gesellschaftlichen Feldern sind auch 
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andere hegemoniale Normen realisierbar. Was Connell also als Pluralisierung 
hegemonialer Männlichkeiten bezeichnet, ist eher eine stärkere Heterogenisierung 
einzelner Praktiken, die in unterschiedlichen gesellschaftlichen Feldern von 
unterschiedlichen Männern realisiert und als Leitbild anerkannt werden (können). 
 
Hegemoniale Männlichkeit als Teil der Geschlechterordnung erklärt aber noch nicht den 
Zwang dieser Norm zu folgen. Abgesehen vom Zwang zur Zweigeschlechtlichkeit, die 
Männern und Frauen unterschiedliche Praktiken als adäquate zuschreibt und abverlangt, 
verspricht eine Annäherung an hegemoniale Männlichkeit die Teilhabe an sozialer 
Herrschaft. Connell hat dies vor allem für komplizenhafte Männlichkeit als 
Patriarchatsdividende beschrieben. Eva Kreisky fasst dieses Bild etwas stärker als 
Volksaktie der Männlichkeit: 
„Warten auf männlichen Hoffnungsgewinn produziert und speist eine Ideologie, die wir als eine 
Art Volksaktie der Männlichkeit bezeichnen können, die in der gesellschaftlichen Realität 
jedenfalls extrem ungleich eingelöst wird, dennoch aber die Kontinuität patriarchaler Herrschaft 
legitimatorisch sichert. Ganz ähnlich also zur sogenannten Volksaktie, die ja auch die 
herrschende Eigentumsordnung unangreifbar machen sollte, indem sie die Illusion von der 
Möglichkeit breiten Volkseigentums popularisierte.“ (Kreisky 1997, 173) 
Diejenigen, die vermeintlich hegemoniale Männlichkeit verkörpern, sind im 
Mehrheitsbesitz dieser Volksaktie, müssen aber immer wieder darum bangen. Nicht nur 
andere Männer wollen Anteile erwerben, auch Frauen eignen sich Praktiken 
hegemonialer Männlichkeit an. Dass sie sie nicht vollständig erreichen können, ist 
aufgrund der Unerreichbarkeit hegemonialer Männlichkeit kein prinzipielles Hindernis. 
Als ideologisches Mittel, um Herrschaft qua Geschlecht als Minderheitenprivileg 
aufrechtzuerhalten und zu verteidigen, dient Maskulinismus. Ich betrachte 
Maskulinismus als Teil moderner Herrschaftslogik. Es handelt sich um eine Ideologie, die 
nicht nur in Alltagspraktiken wirkt, sondern auch politisch-strategisch eingesetzt werden 
kann. Was Maskulinismus auszeichnet, ist die Fundierung in biologistisch gefasster 
Zweigeschlechtlichkeit, die ein untergeordnetes Bild von Weiblichkeit zeichnet, das auf 
einen Ausschluss des Weiblichen zielt, sowie eine symbolische Aufwertung von 
Männlichkeitsidealen und -praktiken, die als überhistorisch konstante Eigenschaften 
wahrer Männlichkeit dargestellt werden. Diese können sogar teilweise im Widerspruch 
zur aktuell hegemonialen Männlichkeit stehen.  
 
Maskulinismus ist eine zutiefst sexistische Ideologie, und wäre als solche leicht zu 
erkennen. Seine Dauerhaftigkeit und Überlebensfähigkeit verdankt er jedoch seiner 
Einschreibung in vorgeblich geschlechtsneutrale Kategorien und Institutionen. Auch 
Ansätze feministischer Herrschaftskritik  193 
sozialwissenschaftliche Begriffe sind daher nicht nur androzentrisch verfärbt, weil ihre 
vermeintlich menschlich-universale Perspektive faktisch eine männliche ist, sondern sie 
sind mitunter zutiefst maskulinistisch, weil sie entwickelt wurden, um männliche 
Vorherrschaft einzufordern und zu legitimieren. Wirkmächtig wird Maskulinismus aber 
selten in Form offenen Sexismus, sondern „diskret“ (Kreisky 1997), zumal er verpackt in 
neutrale Begriffe und förmliche Institutionen immer wieder verkannt wird. 
 
Maskulinismus ist somit ein grundlegender Teil moderner Geschlechterordnung, der 
schon in ihrem Konstitutions- und Durchsetzungsprozess wirksam war. Er stützt 
unmittelbar essentialistisch gefasste Zweigeschlechtlichkeit. Dennoch wurde er im Laufe 
der modernen Geschichte transformiert, indem er inhaltlich aufgefüllt und ausgeformt 
wurde. Denn maskulinistisch favorisierte Männlichkeitsideale haben sich erst im Laufe 
des 19. und 20. Jahrhunderts herauskristallisiert und entstanden in einer klaren 
Wechselwirkung mit politischer Nationsbildung. Daher bezieht Maskulinismus seine 
Symbolik und idealisierte Praktiken zu einem großen Teil aus dem Bereich des 
Militärischen. Die Transformationen des Maskulinismus beziehen sich vornehmlich auf 
die inhaltliche Ausgestaltung der propagierten Männlichkeitsideale, nicht jedoch auf sein 
geschlechterkonservatives Prinzip. In dieser Eigenschaft stabilisiert er die Priorität der 
Geschlechterordnung vor anderen Ordnungsvorstellungen in der modernen Gesellschaft 
und ist daher in unserer alltäglichen Interpretation der Geschlechterwelt präsent. Er ist 
tragendes Element gesellschaftlich hegemonialer Vorstellungen von geschlechtlicher 
und sexueller Normalität. Trotz seiner im Vergleich zu hegemonialer Männlichkeit weit 
klareren inhaltlichen Akzentuierung entzieht er sich daher leichter politischer 
Veränderbarkeit. Maskulinismus stützt nicht notwendig hegemoniale Männlichkeit, kann 
aber im Kampf um Hegemonie zwischen Männlichkeiten politisch eingesetzt werden. 
 
Zusammengefasst betrachte ich Geschlechterpolitik als Summe der (bewussten und 
unbewussten) Praktiken, die auf eine Transformation der hegemonialen 
Geschlechterordnung zielen oder hinauslaufen. Diese ist aber nicht per se 
emanzipatorisch, sondern kann sogar anti-emanzipatorisch motiviert sein oder 
herrschaftsverstärkende Effekte haben. Sie ist nur dann emanzipatorisch, wenn die 
erstrebte Transformation letztlich eine Egalisierung der Geschlechterverhältnisse meint. 
Geschlechterverhältnisse sind aber keine „reinen“ Verhältnisse sondern hoch komplexe 
Bündel einander überkreuzender Herrschaftszusammenhänge, was im Konzept der 
Intersektionalität gefasst und problematisiert wird. Geschlechterpolitik kann daher auch 
von unterschiedlichen Akteuren verfolgt werden. Zudem eröffnet die Intersektionalität der 
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(selbst analytisch) kaum zu trennenden Herrschaftsverhältnisse die Möglichkeit und 
sogar eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass politisches Handeln, das auf die Veränderung 
eines Verhältnisses zielt, auch andere verändert. So kann z.B. die Veränderung von 
Arbeitsverhältnissen auch eine Veränderung von Geschlechterverhältnissen bewirken. 
Umgekehrt können aber auch unintendierte Wirkungen erfolgen, wenn bspw. eine 
Egalisierungsmaßnahme von Geschlechterverhältnissen nur für wohlhabende, weiße 
Mittelschichtfrauen realisierbar ist, zugleich aber rassistische Ausbeutungsverhältnisse 
verschärft werden. Emanzipatorische Politik kann sich daher nicht ausschließlich auf 
Geschlechterverhältnisse beziehen. Umgekehrt kann jede Politik oder politische Praxis 
geschlechterpolitische Relevanz haben. In gewissem Sinne kann daher jede Politik als 
Geschlechterpolitik wirken: 
„Geschlechterpolitik soll […] als ein Bündel von Maßnahmen und Wirkungen verstanden 
werden, die gleichsam unsichtbar, d.h. als unartikulierte Programme mit unintendierten Effekten 
auf Geschlechterverhältnisse, in Policies ‚verborgen’ sind.“ (Sauer 2001a, 237) 
In diesem Sinne ist Geschlechterpolitik vornehmlich unbewusst und unintendiert, Effekt 
und Auswirkung unterschiedlicher Politiken. 
 
Aber auch bewusst betriebene Geschlechterpolitik ist denkbar, sowohl als 
emanzipatorisch motivierte als auch als anti-emanzipatorische Strategie. Gerade 
Maskulinismus kommt mitunter bewusst und strategisch zum Einsatz. Maskulinistische 
Strategien sind als dezidierte Geschlechterpolitik zu betrachten, die ebenso auf eine 
Transformation der Geschlechterordnung zielt wie emanzipatorische Geschlechterpolitik. 
Doch sie erfolgt vorrangig mit dem Motiv eine durch emanzipatorische Erfolge bedrohte 
Vorherrschaft des Männlichen wieder her- und sicherzustellen, womit sie auch nicht als 
transformatorische Politik erscheint. Vielmehr gibt sie sich als Hüterin einer 
Geschlechterordnung, deren politische Transformation unmöglich ist und 
gesamtgesellschaftlich schädlich sein könnte. Dass damit die beschworene 
Geschlechterordnung erst hergestellt wird, bleibt häufig den politischen Akteuren selbst 
verborgen. Die offene Frage, wer das Subjekt emanzipatorischer Geschlechterpolitik 
sein kann und soll, ist in so betriebener anti-emanzipatorischer Geschlechterpolitik kaum 
ein Problem. Denn alle politischen Akteure sind dazu in der Lage. Es ist daher 
anzunehmen, dass das politische Feld maskulinistischen Politikstrategien entspricht, 
emanzipatorische und feministische Geschlechterpolitiken jedoch strukturell benachteiligt 
(vgl. Löffler 2008). Emanzipatorische Geschlechterpolitik ist daher nicht nur mit der 
Frage nach politischer Subjektivierung konfrontiert, sondern muss darüber hinaus auf 
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Transformation oder Entgrenzung des politischen Feldes hinarbeiten. Denn auch die 
Regeln des politischen Spiels stehen emanzipatorischer Geschlechterpolitik im Wege. 
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4. Ansätze feministischer Staatskritiken und -theorien 
4.1. Trennungsparadigmen im Staatsdiskurs 
Feministische Auseinandersetzungen mit Staat und Staatstheorien wurzeln grundsätzlich 
in einem herrschaftskritischen Interesse, und gehen daher von der Annahme aus, dass 
der Staat eine zentrale Herrschaftsinstanz moderner Gesellschaften ist. Die 
forschungsleitende Fragestellung richtet sich vorrangig auf die Kapazitäten des Staates 
zur Erhaltung und Transformation geschlechtsspezifischer Herrschaftsverhältnisse. Da 
geschlechtsspezifische Herrschaft aber nicht ausschließlich im Staat lokalisiert wird, 
setzen sich feministische Ansätze meist auch kritisch mit den großen 
Trennungsparadigmen in Staatstheorien auseinander – die Trennung von Gesellschaft 
und Staat sowie die fundamentale Trennung von öffentlich und privat.  
 
Diese moderne Trennung von Staat und Gesellschaft ist nicht nur eine begriffslogische 
Notwendigkeit, auch nicht einfach die Realisierung der liberalen Forderung des Schutzes 
der Gesellschaft vor dem Staat, sondern eine historisch entstandene und politisch 
umkämpfte Praxis, die als solche permanenten Transformationen unterliegt. Die 
Trennung von Staat und Gesellschaft ist ein zentrales Konzept, um den Einfluss des 
Staates auf die Gesellschaft und der Gesellschaft auf den Staat überhaupt thematisieren 
zu können; „and it is one that is always produced in and through practices on both sides 
of the state-society devide“ (Jessop 2001, 6). Die Bestimmung des Staates in seinem 
widersprüchlichen Verhältnis zur Gesellschaft ist daher notwendig, um Herrschaftskritik 
zu formulieren. Umgekehrt ist die Analyse und theoretische Bearbeitung beider Seiten 
der künstlichen Sphärentrennung erforderlich, um feministische Staatskritik zu 
formulieren (vgl. Löffler 2005, 125). 
 
Sozialwissenschaftliche Theorien werden häufig entlang dieser Trennlinie als 
gesellschafts- oder staatszentriert klassifiziert. So gelten bspw. pluralistische Ansätze als 
gesellschaftszentriert und institutionalistische als staatszentriert. In dieser Klassifizierung 
wird mitunter ein striktes Entweder-Oder unterstellt: entweder bestimmen Gesellschaft 
und gesellschaftliche Entwicklung die Ausformung und Handlungsfähigkeit des Staates, 
oder der Staat beherrscht die Gesellschaft und ermöglicht oder verhindert deren 
Entwicklung. Von gesellschaftlichen Verhältnissen isoliert definiert wirkt der Begriff des 
Staates herrschaftstheoretisch neutralisierend. Doch in Bezug auf eine Gesellschaft wird 
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er zur zentralen Herrschaftsinstanz. Aber „Gesellschaft“ als Ausgangspunkt für 
Staatstheorien zu nehmen, ist ebenso problematisch: dies bedeutet entweder, eine 
Vorstellung von Gesellschaft, die prinzipiell ohne Staat existiert – der Staat wird somit zu 
einem potenziellen Störfaktor gesellschaftlicher Entwicklung –, oder aber Gesellschaft 
wird ausschließlich in ihrem Bezug zum Staat definiert. D.h. Gesellschaft entsteht erst im 
Rahmen staatlich gesetzter Grenzen und an sich isolierte Individuen werden durch 
staatliche Normierungen und Interventionen zu einer Gesellschaft integriert. In dieser 
Sicht muss jede gesellschaftliche Transformation im Staat ihren Ursprung haben. Eine 
scharfe Entgegensetzung von Staat und Gesellschaft ist für eine herrschaftskritische 
Staatsbetrachtung ungeeignet. Den Begriff des Staates gesellschaftstheoretisch zu 
fundieren meint, die Art der Trennung, die immer auch eine Verbindung ist – also das 
Verhältnis von Staat und Gesellschaft – staatstheoretisch erfassbar zu machen. Dies 
bedeutet aber auch, sie nicht begrifflich zu zementieren, sondern ihren Charakter als 
umkämpfte Grenzziehung, die damit politischer Veränderung zugänglich ist, zu 
berücksichtigen. 
 
In der staatstheoretischen Debatte wird zwischen engem und weitem Staatsbegriff 
unterschieden, die für zwei Strategien der Trennung bzw. Verbindung von Staat und 
Gesellschaft im Staatsbegriff stehen:  
? Bei einem engen Staatsverständnis steht der Staat außerhalb der Gesellschaft – 
er bildet eine abgeschlossene Organisationsform und entwickelt ein Eigenleben, 
das sich auch gegen die Gesellschaft richten kann und daher der Kontrolle 
bedarf. Andererseits ist er immer weniger in der Lage, in die Gesellschaft zu 
intervenieren, weil ihm die Gesellschaft in ihrem Eigenleben fremd wird. 
? Bei einem weiten Staatsverständnis ist der Staat Teil der Gesellschaft und 
umgekehrt, Gesellschaft ist auch im Staat präsent. Eine Gesellschaft bringt ihren 
Staat – bestimmte Organisationsformen, Regelwerke und Institutionen – erst 
hervor und schreibt ihre Interessen und Kompromisse in diesen ein. Der Staat 
selbst ist ein gesellschaftliches Verhältnis (Poulantzas). Er ist das Terrain, auf 
dem soziale Kämpfe stattfinden und zu einem Ausgleich gebracht werden. 
 
Feministische Ansätze präferieren meist einen weiten Staatsbegriff. Doch den beiden 
Konzeptionen ist kein herrschaftstheoretischer Automatismus inhärent. Nicht jeder enge 
Staatsbegriff entzieht sich der Möglichkeit von Herrschaftskritik, und nicht jedes weite 
Staatsverständnis führt notwendig zu Herrschaftskritik. Zudem sind nicht nur Staats- und 
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Gesellschaftsverständnis herrschaftstheoretisch relevant, sondern auch das Verständnis 
von Politik und politischer Gestaltbarkeit sozialer Verhältnisse. 
 
Auch Politikbegriffe können als eng oder weit klassifiziert werden, wobei ein enger 
Politikbegriff ausschließlich auf den Staat, staatliche Akteure und (Berufs-)PolitikerInnen 
bezogen ist, ein weiter auch Praktiken als politische begreift, die nicht direkt auf den 
Staat oder staatliche Institutionen gerichtet sind und/oder von Akteuren gesetzt werden, 
die vom herrschenden politischen System nicht zum politischen Handeln legitimiert sind. 
Ein weites Politikverständnis berücksichtigt folglich auch informelle Praktiken nicht-
autorisierter Akteure (vgl. Sassen 2008, 31). Enge Staatsbegriffe werden häufig mit 
engen Politikbegriffen kombiniert und weite mit weiten, wobei auch einem weiten 
Politikverständnis per se keine herrschaftskritische Dimension eingeschrieben ist. 
Feministische Ansätze favorisieren ein weites Politikverständnis, da die Engführung des 
Politikbegriffs auf den Staat als logische Konsequenz der Trennung von öffentlich und 
privat interpretiert wird. Diese Trennung hat jedoch nicht nur den ökonomischen Subtext 
von öffentlichem Eigentum und Privateigentum, sondern wurde historisch auch als 
Sphärentrennung zwischen den Geschlechtern etabliert. Frauen wurden in die 
Privatsphäre verwiesen, während Männer (insbesondere besitzende Männer) zudem 
eine öffentliche Existenz haben als Staatsbürger, Staatsmänner und generell als 
diejenigen, die über öffentliche Angelegenheiten verhandeln und entscheiden können. 
Das „liberale Trennungsdispositiv“ (Sauer 2001b, 5) von Öffentlichkeit und Privatheit 
diente und dient nicht selten dazu, feministische Anliegen und Themen als a-politisch 
oder politisch nicht verhandelbar zu klassifizieren. Öffentlichkeit und Privatheit „[…] 
markieren herrschaftlich aufgeladene Zuschreibungen innerhalb sozialer 
Bezugssysteme, die immer wieder infrage gestellt, umkämpft und erneuert werden“ 
(Lang 2004, 67). Ein kritischer Politikbegriff muss daher jene Kämpfe inkludieren, die auf 
eine Verschiebung der Trennlinie zwischen öffentlich und privat aber auch auf 
Neudefinitionen von Öffentlichkeit und Privatheit gerichtet sind (vgl. Sauer 2001b, 10). 
Dies bedeutet auch Inklusion der Politisierbarkeit aller herrschaftsrelevanten Praktiken in 
einen kritischen Politikbegriff. 
 
Ansätze feministischer Staatstheorien beschäftigen sich nun mit Rolle und Funktion des 
Staates in diesem komplexen Feld politisch veränderbarer Trennungen und 
Verbindungen von Staat und Gesellschaft sowie von Öffentlichkeit und Privatheit. Da 
beide Seiten der Trennungen in den herrschaftskritischen Blick genommen werden, 
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lassen sich entlang der Konzeption von engem vs. weitem Staatbegriff auch zwei große 
Richtungen feministischer Staatsbetrachtung benennen: 
? Die eine geht von einem engen, institutionellen Staatsbegriff aus und fokussiert 
vorrangig auf staatliche Bürokratie und institutionelle Politik. Dies meint zum einen 
Beschäftigung mit maskulinistischen Einschreibungen in Strukturen und 
Organisationslogiken staatlicher Bürokratien und deren Beharrungsvermögen 
oder Veränderungsfähigkeit durch die Präsenz von Frauen in der Bürokratie bzw. 
die Frage der Veränderung der Staatsapparatur durch „Feminisierung“. Zum 
anderen geht es um die Wirkungen staatlicher Bürokratie und Judikatur auf 
Frauen und Geschlechterverhältnisse – d.h. die Analyse administrativ vermittelter 
und praktizierter Formen von Geschlechterpolitik. Diese Ansätze formulieren 
zentrale Bürokratie-, Wohlfahrtsstaats- und Rechtsstaatskritiken. Sie sind also 
institutionenkritisch orientiert. 
? Die zweite große Richtung feministischer Staatsbetrachtungen favorisiert einen 
weit gefassten Staatsbegriff, argumentiert stärker gesellschaftstheoretisch und 
betrachtet staatliche Kerninstitutionen nicht als Quelle von Herrschaft, sondern als 
spezifisches Produkt gesellschaftlicher (inkl. kapitalistischer) 
Herrschaftsprozesse, die ihrerseits wieder auf gesellschaftliche Verhältnisse 
zurückwirken. Diese Ansätze argumentieren vorrangig kapitalismuskritisch, 
hegemonie- und/oder gouvernementalitätstheoretisch und rücken Fragen 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung, Hegemonie und staatlicher Normierungs- 
und Subjektivierungsprozesse ins Zentrum. Sie sind also gesellschaftskritisch 
orientiert. 
 
Diese Einteilung ist freilich sehr schematisch und wird keinem einzigen konkreten Ansatz 
wirklich gerecht, zumal sie keine Gegensätze darstellen. Sie bietet aber dennoch 
Orientierungshilfe, um die Bandbreite feministischer Staatskritiken und -theorien zu 
systematisieren. Weitere Anhaltspunkte bilden die je zum Einsatz kommenden 
herrschaftskritischen Konzepte. So können patriarchatskritische Ansätze von solchen 
unterschieden werden, die sich auf heteronormierende Staatspraktiken konzentrieren, 
oder solche, die Frauen und weibliche Lebensformen in den Mittelpunkt stellen 
gegenüber solchen, die Männlichkeiten und Einschreibungen von Maskulinismen in 
staatliche Institutionen untersuchen. Überblicksdarstellungen feministischer 
Staatstheorien und Staatskritiken erfolgen meist chronologisch, wobei zudem häufig 
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entweder englischsprachige oder deutschsprachige Debatten136 aufgenommen werden. 
Diese Vorgangsweise ist m. E. eher verwirrend und erlaubt keine Diskussion der Stärken 
und Schwächen der Beiträge zur feministischen Staatsdebatte. In der folgenden 
Systematisierung orientiere ich mich daher vorrangig an den zum Einsatz kommenden 
herrschaftskritischen Konzepten. Außerdem trenne ich nicht strikt zwischen deutschem 
und angelsächsischem Diskurs. Die Orientierung an engem und weitem Staats- und 
Politikverständnis ist insofern zentral, als erst auf dieser Folie die Rezeptionen 
staatstheoretischer Konzepte aus der nicht-feministischen Debatte nachvollzogen 
werden können. Auf dieser Basis ist auch ein Vergleich mit Beiträgen aus der nicht-
feministischen Staatstheoretisierung möglich. Die zentrale Vergleichsdimension bildet 
die Frage, ob und wie politisches Handeln konzipiert wird, das auch strukturverändernd 
wirken kann. Darauf aufbauend wird abschließend der Frage nachgegangen, ob der 
oben entwickelte Begriff von Geschlechterpolitik mit dem jeweiligen Ansatz kompatibel 
ist. 
4.2. Entwicklungs- und Rezeptionslinien feministischer 
Staatskonzeptualisierungen 
Feministische Staatskonzeptualisierungen kreisen um den Fragenkomplex 
geschlechtsspezifischer Herrschaft. Dabei ist der Staat aber nicht notwendig die zentrale 
oder gar einzige Herrschaftsinstanz. Es werden vielmehr die Verknüpfungen und 
Verschiebungen von Herrschaftspraktiken zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Sphären in ihrer Verwobenheit mit staatlich gesetzten und definierten 
Handlungsspielräumen thematisiert und kritisch hinterfragt. Der Staat kann folglich als 
patriarchale Institution, aber auch als emanzipatorischer Agent begriffen werden. Die 
feministisch-kritische Einschätzung des Staates gestaltet sich daher ambivalent. Gerade 
moderne Wohlfahrtsstaaten sind nicht in all ihren Tätigkeiten notwendig patriarchal oder 
stützen patriarchale Herrschaftsverhältnisse, obwohl die feministische 
Wohlfahrtsstaatskritik ihr Augenmerk speziell auf paternalistische und patriarchale 
Vergesellschaftung durch staatliche Institutionen legt. Ihre relative Neutralität erhalten 
diese Einrichtungen jedoch im Vergleich zu privatisierten Zwangs- und 
Gewaltverhältnissen im Kontext patriarchaler Familialisierung. Somit eröffnet ein 
öffentliches Patriarchat und die damit verbundene Abhängigkeit und staatliche 
Bevormundung mehr Freiheitsgrade für Frauen als ein persönliches Herrschafts- und 
                                                 
136  Inklusive der je dominanten Rezeptionen wie z.B. französische Debatten, die über angloamerikanische 
Rezeptionen wahrgenommen werden, oder skandinavische Wohlfahrtsstaatsdebatten, die in der 
Wohlfahrtsstaatsforschung insbesondere im deutschsprachigen Raum rezipiert werden. 
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Abhängigkeitsverhältnis von Ehemännern. Hinzu kommen emanzipatorische Potentiale, 
die durch zunehmende ökonomische und persönliche Unabhängigkeit bzw. 
Selbständigkeit von Frauen entstehen. Konsequenterweise ist für feministische 
Staatssicht dann auch die Frage relevant, inwiefern staatliche Maßnahmen die 
Ausschöpfung solcher Potentiale ermöglichen, fördern, erschweren oder gar behindern. 
 
Diese Fragen sind jedoch in einem umfassenderen gesellschaftlichen Kontext zu 
erörtern. Denn staatliche Maßnahmen stehen nicht notwendig am Beginn derartiger 
Veränderungen emanzipatorischer Handlungsspielräume. Es handelt sich vielmehr um 
komplexe gesellschaftliche Prozesse, in denen (globale) sozio-ökonomische 
Veränderungen, emanzipatorische Bewegungen, Verschiebungen kultureller Muster und 
ideologischer Orientierungen, politische Strategien unterschiedlicher Akteure und 
staatliche Maßnahmen zusammenwirken, wobei keine lineare Kausalität unterstellt 
werden kann. Um dieses variable Feld unterschiedlicher herrschaftsrelevanter Prozesse 
zu erfassen, ist es sinnvoll von einem engen Staatsbegriff, der vornehmlich auf formale 
Institutionen abstellt und sich an einer prädefinierten Grenze von öffentlich und privat 
orientiert, zu einem weiten Staatsbegriff überzugehen. 
 
Solche Überlegungen können entlang der konzeptuellen Entwicklung feministischer 
Staatstheorien und -kritiken als Veränderungen und Verschiebungen relevanter 
Problemwahrnehmungen nachgezeichnet werden. Die ersten Versuche, den Staat als 
patriarchale Institution zu begreifen, wurden abgelöst von solchen, die sich weiten 
Staatskonzepten zuwenden, sodass auch Schulen, Familien, Fabriken, Kirchen usw. als 
Staatsapparate berücksichtigt werden können. Die Hinwendung zu weiten 
Staatskonzepten korrespondiert mit Entwicklungen in der Geschlechterforschung und 
-theorie, die zur Ablösung der begrifflichen Trennung von Sex und Gender geführt und 
eine Fokussierung auf herrschaftsrelevante Dimensionen von Gender-Konstruktionen in 
Vergesellschaftungsprozessen ermöglicht haben. Zunächst blieb allerdings ein 
institutionelles Staatverständnis vorherrschend, sodass bis in die späten 1980er Jahre 
viele feministische Diskurse noch zentral um staatlich stabilisierte gesellschaftliche 
Institutionen kreisten. Gerade diese wurden aber in den 1990er Jahren als fixe 
Marksteine westlicher Gesellschaften und Staaten prekär. 
 
Mit der Erschütterung staatlicher Stabilitätsvorstellungen setzte ein 
geschlechtertheoretischer Boom staatstheoretischer Arbeiten ein. Das gesteigerte 
Interesse am Staat bahnte sich im feministischen Diskurs von zwei Seiten her an: 
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? Zum einen wurde die Theoretisierung von Geschlecht im Zuge der Debatte um 
Einsichten der Postmoderne und mögliche Konsequenzen für die 
Genderforschung revolutioniert, was einer simplen Dichotomisierung der 
Geschlechter ein Ende setzte. Zentral wurden Diskurse und Diskursformationen 
in den Blick genommen, die in ihren ideologischen, kulturellen und politischen 
Dimensionen konstitutiv sind für spezifische Vergeschlechtlichungen, 
Geschlechterpraktiken und -politiken. 
? Zum anderen wurde die von Franzway, Court und Connell (1989, 33) beobachtete 
Tendenz, den Staat als Prozess zu betrachten, für die feministische Staatstheorie 
fruchtbar gemacht. Der Prozesscharakter des Staates ist besser geeignet, um 
das variable Feld herrschaftsrelevanter Prozesse staatstheoretisch zu 
konzipieren. Damit wurde auch der Staatsbegriff (sowohl eng als auch weit) durch 
den Begriff Staatlichkeit ergänzt, teilweise sogar ersetzt. 
 
Der feministische Diskurs seit den 1990er Jahren erweckt damit manchmal den 
Eindruck, als habe der Staat an Bedeutung verloren. Gleichzeitig sind aber in diesem 
Diskursfeld die theoretischen Möglichkeiten zur Erfassung staatlicher Transformationen, 
die ab den späten 1990er Jahren virulent wurden, elaborierter und breiter angelegt als in 
anderen Theoriesträngen. Ausgeschöpft wird dieses Potenzial insbesondere in 
feministischer Kritik an der Neoliberalisierung westlicher Gesellschaften. Teilaspekte der 
Neoliberalisierung sind Entstaatlichung und Privatisierung von Wohlfahrtsleistungen und 
Gewaltverhältnissen, aber auch politisch forcierte Entmachtung zentralstaatlicher 
Institutionen zugunsten überstaatlicher Einrichtungen wie die Europäische Union oder 
Verlagerungen von Kompetenzen auf lokale oder regionale Gebilde. Mit Rekurs auf 
Foucaults Konzept der Gouvernementalität und Butlers Konzeption 
vergeschlechtlichender Subjektkonstitution werden im feministischen Diskurs zudem 
geschlechtsspezifische Dimensionen neoliberaler Subjektivierung als neue Form von 
Staatlichkeit gefasst. 
 
Gleichzeitig operiert der feministische Staatsdiskurs nicht in einem akademischen oder 
politischen Vakuum, sondern steht in einem aktiven Austausch mit anderen 
staatstheoretischen Ansätzen, der im Gegensatz zum Malestream nicht vorrangig um 
Abgrenzung bemüht ist. Dies erfolgt insbesondere durch Rezeptionen, Aneignungen und 
Weiterentwicklungen theoretischer Konzeptionen aus nicht-feministischen Zugängen. 
Zudem ist das feministisch-politikwissenschaftliche Diskursfeld offener hin zu 
soziologischen Zugängen, und generell sind geschlechtertheoretische Diskurse 
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interdisziplinär orientiert. Hinzu kommt das politisch-emanzipatorische Interesse 
feministischer Forschung, das einer kategorial-abstrakten Theoretisierung ebenso 
entgegensteht, wie einer Isolierung von gesellschafts-politischen Anliegen und Akteuren. 
Feministische Staatstheorien und -kritiken sind somit in einem weiter zu fassenden Feld 
akademischer und politischer Bezüge zu verorten. 
 
Aufgrund ihres herrschaftskritischen Anspruchs werden vor allem neomarxistische 
Ansätze rezipiert. Theoretische Weiterentwicklungen haben mittlerweile die Grenzen 
dieses Theorienkonglomerats überschritten und zur Ausbildung „post-strukturalistischer 
Staatstheorien“ geführt, die ohne Berücksichtigung feministischer Beiträge nicht mehr 
vollständig darstellbar sind. Die Nähe, aber auch das kritische „Abarbeiten“ am 
Malestream dieses Theorienkonglomerats, lässt sich an dominanten Rezeptionslinien 
aufzeigen: Für die Staatskonzeptualisierung sind dies der weite Staatsbegriff von 
Antonio Gramsci und das Prozessverständnis von Staatlichkeit, das über die Arbeiten 
von Nicos Poulantzas angeregt wurde. Eine Ergänzung, Vertiefung und 
diskurstheoretische Erweiterung erfuhr dieses Staatsverständnis durch die Adaption des 
Gouvernementalitätskonzepts von Michel Foucault, dessen Arbeiten zunächst eher über 
interdisziplinär geführte geschlechtertheoretische Diskussionen rezipiert worden sind. 
Die Foucaultrezeption ist somit dreifach zu benennen: zunächst seine Machtkonzeption, 
die es ermöglicht den herrschaftskritischen Blick von den „harten“ Institutionen weg auf 
„weiche“ und umkämpfte Terrains zu richten; sodann seine Diskurskonzeption, die es 
ermöglicht die ideologische Formierung von Geschlechterverhältnissen zu thematisieren, 
was insbesondere in der Interpretation und Weiterentwicklung bei Judith Butler zur 
Relativierung der Sex/Gender-Trennung und zur Erweiterung feministischer 
Ideologiekritik geführt hat; schließlich Foucaults Konzept der Gouvernementalität, das 
den Prozesscharakter des Staates nicht in Klassenkämpfen begründet sieht, sondern auf 
der Ebene hegemonialen Regierungsdenkens verortet. 
 
Hinzu kommen Beiträge von und Rezeptionen aus der stärker soziologisch 
argumentierenden Männer- und Männlichkeitsforschung, die vor allem auf Konzepten 
von R. W. Connell und Pierre Bourdieu aufbaut. In der feministischen Staatsdiskussion 
wurden diese aufgegriffen, um die Weberkritik weiter auszubauen, die für feministische 
Kritik an institutionellen Staatstheorien zentral ist, aber auch, um feministische 
Institutionenkritik voranzutreiben. Das hier entwickelte Konzept des Maskulinismus kann 
ideologisch-praktische Einschreibungen von Geschlechtlichkeit in staatliche Institutionen 
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besser und differenzierter erfassen als bspw. eine Konzeption des Staates als ideeller 
Gesamtpatriarch. 
 
Feministische Staatstheoretisierung wird zu einem nicht unerheblichen Teil aufgrund 
politischer Aktualität und im Rahmen empirischer Forschung entwickelt. So bilden nicht 
nur Wohlfahrtsstaatsanalysen, sondern auch kleinteilige Policy-Analysen staatlicher 
Geschlechterpolitiken (z.B. zu Prostitution, Ehe und Familienpolitik, Bildungspolitik, 
Migration, geschlechtsspezifische Gewaltprävention) bis hin zu Gendermainstreaming 
als Politikstrategie, Ausgangspunkte für empirisch gesättigte Theoretisierungen von 
Staatlichkeit (vgl. z.B. McBride Stetson 2001; Mazur 2002; Behning/Sauer 2005). Diese 
stellen nicht nur eine empirisch-faktische Folie zur Verfügung, an der feministische 
Staatskonzeptionen ihre Plausibilität überprüfen können, sondern bilden darüber hinaus 
ein Korrektiv, das ein Abdriften der staatstheoretischen Diskussion in einen Kampf 
abstrakter Kategorien unterbinden kann. Dies erschwert den Anschluss feministischer 
Staatstheorien an formalistisch-abstrakt-logisch geführte Staatsdebatten.137 
Feministische Staatstheorien präsentieren sich selten als geschlossene 
Theoriengebäude, sondern sind vorwiegend als ein Feld offenen Theoretisierens zu 
charakterisieren. Heuristisch wertvolle Konzeptionen, wie bspw. Sylvia Walbys 
Vorschlag, von einer Pluralität von Polities auszugehen, stehen einer theoretischen 
Schließung entgegen und verhindern damit eine deduktive Weltinterpretation.  
 
In meiner Einschätzung ist es daher auch nicht Ziel feministischer Staatstheorien, ein 
geschlossenes Theoriengebäude zu entwerfen, von dem aus geschlechtsspezifische 
Herrschaft abgeleitet werden kann, sondern umgekehrt: Theoretisierung 
geschlechtsspezifischer Herrschaft im Hinblick auf Staatlichkeit soll ein Instrumentarium 
bereitstellen, das geschlechtsspezifische Herrschaft benennen, kritisieren aber auch 
verändern kann. Damit sind feministische Staatstheorien niemals nur festschreibend, 
sondern zugleich politisch und emanzipatorisch orientiert. Dieses Verständnis kann mit 
Derridas (2006, 214f.) Unterscheidung zwischen Ratio (Verstand) und Raison (Vernunft) 
verdeutlicht werden. Feministische Staatstheorie orientiert sich in diesem Sinne an 
Vernunft, die selbst eine Form von Rationalität ist, ohne jedoch in Rechengrößen und 
Kalkulierbarkeit aufzugehen. Stattdessen bleibt das Unberechenbare stets im Spiel, das 
in diesem Fall auch die Möglichkeit einer geschlechtergerechten Zukunft offen lässt. Dies 
                                                 
137  Dies bedeutet nicht, dass nicht auch in diesem Theoriensegment feministische Ansätze erarbeitet werden. So 
argumentiert Roswitha Scholz auf der hochabstrakten Ebene der Wertabspaltung, und Evi Genetti (2009) 
entwickelt einen feministischen Ansatz, in dem sie Geschlechterverhältnisse auf Ebene einer neo-
marxistischen Formbestimmung verankert. 
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schließt unmittelbar an den Prozesscharakter von Staatlichkeit an. Denn dieser umfasst 
nicht nur empirisch erfassbare Staatlichkeit, sondern auch den Begriff von Staatlichkeit 
selbst. Konsequenterweise muss einer Transformation von Staatlichkeit immer auch eine 
Transformation von Staatstheorie entsprechen.  
4.3. Konzeptionen feministischer Staatskritik 
4.3.1. Patriarchaler Staat 
In den 1970er und 1980er Jahren verbanden Feministinnen den Staat und seine 
Institutionen mit patriarchaler Herrschaft. Der Staat galt vorrangig als eine 
institutionalisierte Form des modernen Patriarchats – also der Herrschaft von Männern 
über Frauen. Die staatstheoretische Frage galt somit Mechanismen und Verfahren, mit 
deren Hilfe Männer – oder zumindest männliche Eliten – ihre Herrschaft mittels 
staatlicher Agenturen errichten und festigen. Dabei wird Patriarchat als historisch 
variable Herrschaftsform begriffen, die sich über die Zeit perpetuiert, zugleich aber auch 
verändert bzw. modernisiert. Modernisierungsprozesse enden daher nicht notwendig in 
einer emanzipierten Gesellschaft, sondern mitunter in einer modernisierten Version 
patriarchaler Herrschaft. Maria Mies (1986) wies darauf hin, dass die postkoloniale 
Gründung neuer Staaten meist auch neue Versionen von Patriarchat installiert. 
Symbolisiert werde dieses modernisierte Patriarchat u.a. im Kult um revolutionäre 
Gründungsväter. Revolutionäre Freiheitsversprechen an Frauen werden somit in der 
Regel enttäuscht, was auch für den Staatssozialismus nachgewiesen wurde (vgl. 
MacKinnon 1982, 522). Doch in dieser Debatte meinte Patriarchat nicht ausschließlich 
staatliche Herrschaft, sondern galt als geschlechtsspezifische Herrschaftsform, die die 
gesamte Gesellschaft strukturiert. Die staatstheoretische Frage innerhalb der 
Patriarchatsdebatte war somit die nach der Rolle des Staates bei der Aufrechterhaltung 
patriarchaler Unterdrückungsverhältnisse (Genetti 2008, 138). 
 
In der (neo-)marxistischen Staatskritik wurde angenommen, dass der Staat eine 
juridische Überbauformation sei, die notwendig von der kapitalistischen 
Produktionsweise getrennt institutionalisiert werden muss, zugleich aber kapitalistische 
Ausbeutung stützt oder gar erst ermöglicht. Feministinnen haben in Auseinandersetzung 
mit diesen Theoretisierungen versucht, diese Fassung von kapitalistischer Herrschaft um 
patriarchale Herrschaft zu ergänzen, die sie ihrerseits in den nicht-kapitalisierten 
Segmenten der Gesellschaft vermuteten. Mary McIntosh (1978) ist eine der 
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Vertreterinnen eines marxistischen Feminismus, die davon ausgingen, dass der 
moderne Staat nicht nur Bedingungen für die Reproduktion der kapitalistischen 
Produktionsweise sicherstelle, sondern zudem mittels Familienpolitik weibliche 
Zuständigkeit für den familialen Reproduktionsbereich fixiere. Unbezahlte Hausarbeit 
und Kinderbetreuung verbilligen die Reproduktionskosten männlicher Arbeitskraft, 
während Frauen auf dem Arbeitsmarkt marginalisiert werden. Der Staat trägt somit 
(indirekt) zur Unterdrückung von Frauen bei. Indem er kapitalistische Reproduktion 
sicherstellt vertritt er zugleich männliche Interessen. Patriarchale Herrschaft wird so als 
ökonomisch nützliches Nebenprodukt kapitalistischer Herrschaft interpretiert, die erst 
dann überwunden werden kann, wenn auch kapitalistische Herrschaft beseitigt ist. 
 
Ein solcher Primat kapitalistischer Herrschaft wurde vielfach angezweifelt, was sich zum 
Teil in der sogenannten „Hausarbeitsdebatte“138 abzeichnete. Zillah Eisenstein (1978) 
z.B. hielt diesem Primat die Vorstellung eines dualen Systems von Patriarchat und 
Kapitalismus entgegen. Der Staat fungiere als Mediator zwischen beiden 
Unterdrückungssystemen, die so miteinander verwoben sind, dass eine Änderung des 
einen auch eine Änderung des anderen bewirke. Dies liege daran, weil die herrschende 
Klasse nicht nur kapitalistisch, sondern zugleich männlich und obendrein weiß sei. Der 
Staat müsse nun Konflikte zwischen unterschiedlichen Ideologien des Kapitalismus, des 
Patriarchats, des Rassismus und des Liberalismus so miteinander vermitteln, dass 
soziale Ordnung und politische Kohäsion entstehe. Berufstätige Mütter stören diese 
Balance, weil sie Forderungen an den Staat stellen (z.B. gleicher Lohn, 
Abtreibungsrecht, Entlastung von unbezahlter Hausarbeit), die ihnen laut liberaler 
Ideologie ohnehin zustehen müssten (Eisenstein 1981). In ihren Analysen zur New Right 
und der Reagan Administration (Eisenstein 1982; 1984) ging sie von einer Krise des 
Liberalismus aus, die sich darin äußere, dass es dem Staat nicht gelingt kohärente 
Politik zu formulieren. Eine Restrukturierung des Patriarchats zeige sich im Rückbau 
wohlfahrtsstaatlicher Leistungen und ideologischer Aufwertung traditioneller 
Familienmodelle.  
 
                                                 
138  Die „Hausarbeitsdebatte“ war eine Auseinandersetzung mit dem neo-marxistischen Male-Stream, der die 
Arbeitswerttheorie lediglich in der ökonomistischen Verkürzung auf Tauschwerte rezipiert hatte, während 
Gebrauchswerte für die kapitalistische Vergesellschaftung als irrelevant abgetan wurden. Ziel war es zu 
beweisen, dass und wie unbezahlte Hausarbeit ein zentraler Gebrauchswert kapitalistischer 
Reproduktionsprozesse darstellt, und dass diese zutiefst vergeschlechtlicht sind. Weil Hausarbeit der Status 
als Tauschwert, der über den Markt bestimmt wird, versagt bleibt, kann sie als Nicht-Arbeit ausgegeben 
werden und entsprechende Arbeitsverhältnisse in durchaus bürgerlich-liberaler Tradition als Liebesdienst von 
Frauen für Männer und Kinder klassifiziert werden. 
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Ob und wie Kapitalismus und Patriarchat einander bedingen oder wie sie 
zusammenhängen, konnte in der Einschätzung von Catharine MacKinnon (1982) 
theoretisch nie zufriedenstellend geklärt werden. Den Grund vermutet sie darin, dass 
Marxismus und (radikaler) Feminismus unterschiedliche Methoden bzw. verschiedene 
Theorien mit differenten Kategorien sind. Wenn es darum geht, geschlechtsspezifische 
Herrschaft zu erklären nutzt ein Verständnis von Klassenherrschaft wenig. Stattdessen 
müssen Geschlecht – „sexuality“, „sex“ und die soziale Konstruktion „gender“ – zentrale 
Begriffe bilden. Männliche Herrschaft erschöpft sich nicht in kapitalistischer Herrschaft. 
Sie ist metaphysisch geradezu perfekt, zumal der männliche Standpunkt als universaler 
nicht nur die Produktionsverhältnisse, sondern die gesamte Gesellschaft definiert 
(MacKinnon 1983, 638f.). Gesetze des liberalen Staates inkorporieren einen männlichen 
Standpunkt und institutionalisieren männliche Interessen (MacKinnon 1989). Männliche 
Macht wird zu staatlicher Macht: 
„State power, embodied in law, exists throughout society as male power at the same time as the 
power of men over women throughout society is organized as the power of the state (ebd., 
170).“ 
Für MacKinnon ist die Männlichkeit des Staates daher eine Widerspiegelung der 
Männlichkeit einer patriarchalen Gesellschaft. Ihre Argumentation steht in gewisser Nähe 
zu Bourdieus Konzeption männlicher Herrschaft, trotz ihrer unterschiedlichen 
theoretischen Fundierung. Dennoch gehen beide davon aus, dass die patriarchalen 
Grundlagen der Gesellschaft überhistorisch (bei Bourdieu symbolisch, bei MacKinnon 
metaphysisch) vermittelt sind, und sich damit auch überhistorisch reproduzieren können. 
Die gesellschaftliche Organisation präferiert letztlich Männer bzw. männliche Habitus-
Formen. Der Unterschied liegt vor allem im Geschlechterkonzept, das bei Bourdieu eher 
konstruktivistisch angelegt ist – materieller und symbolischer Einschreibungen bedarf 
und sich erst als männlicher oder weiblicher Habitus konstituieren muss – während 
MacKinnon ein sehr wenig problematisiertes, dichotomes Geschlechtermodell ansetzt, 
das Männer zu einem universellen Mann mit klaren Herrschaftsinteressen verdichtet.  
 
Große Teile der Patriarchatsdebatte folgen tatsächlich einem solchen 
Geschlechterkonzept. Der patriarchale Staat wird dann als männliche Herrschaftsinstanz 
begriffen, die Frauenunterdrückung aufrecht erhält oder sogar aktiv unterstützt. Seinen 
patriarchalen Charakter bezieht der Staat aber aus einer Gesellschaftsordnung, die 
Männer als Männer privilegiert. Somit wird der Staat zum Vertreter und Verteidiger 
männlicher Interessen. Besonders deutlich werde dies im „patriarchalen Wohlfahrtsstaat“ 
(Pateman 1989) sichtbar, der sich dadurch auszeichne, dass er das vormals persönliche 
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und private Familien-Patriarchat in ein strukturelles und öffentliches Staatspatriarchat 
verwandle (Genetti 2008, 139). Tatsächlich beschäftigte sich ein Großteil feministischer 
Auseinandersetzung mit dem Staat mit dem Wohlfahrtsstaat und seinen Konsequenzen 
für Frauen, verblieb aber in der Vorstellung vom Staat als hermetisches Gebilde und vom 
Patriarchat als irreversible Struktur (Sauer 2001a, 125), während 
Handlungsmöglichkeiten von Frauen im sozialstaatlichen System ausgeblendet blieben 
(ebd., 126). Insbesondere in der skandinavischen Debatte entstand die gängige 
Einschätzung, dass es dennoch für Frauen besser sei, vom Staat abhängig zu sein als in 
persönlicher Abhängigkeit von einem Mann zu leben (vgl. Borchorst/Siim 2008). Dies 
eröffnete letztlich eine relativ positive Staatssicht, die im sogenannten Staatsfeminismus 
ihren politischen Ausdruck fand.  
 
Prominent wurde vor allem Helga Hernes’ Konzept eines frauenfreundlichen 
Wohlfahrtsstaates: 
„A woman-friendly state would enable women to have a natural relationship to their children, 
their work and public life […] A woman-friendly state would not force harder choices on women 
than on men, or permit unjust treatment on the basis of sex. […] In such a state women will not 
have to choose futures that demand greater sacrifices from them than are expected of men.” 
(Hernes 1987, 15) 
Eine derartige Entwicklung hin zu einem frauenfreundlichen Staat sah sie in den 
skandinavischen Staaten zumindest realisierbar, zumal deren Wohlfahrtspolitiken 
Elternurlaub und öffentliche Kinderbetreuung sowie Altenpflege institutionalisiert haben, 
was zum einen unbezahlte Frauenarbeit reduziert und diese Leistungen als 
gesellschaftliche Arbeit anerkennt, zum anderen tatsächlich zu einer Erhöhung der 
weiblichen Repräsentation im Staat und in politischen Entscheidungsgremien beiträgt, 
sodass Frauen auch an der Formulierung von Politiken zur Erhöhung von 
Geschlechtergleichheit mitwirken können. Dabei ist Hernes Analyse an ein Konzept von 
Staatsfeminismus gebunden, das eine Mischung aus einem Feminismus von oben und 
einem von unten darstellt. D.h. eine Politik durch staatliche Institutionen, die von Frauen 
und in deren Interesse formulierte Strategien verfolgt, und eine starke 
außerparlamentarische und außer-institutionelle Frauenbewegung, die quasi von unten 
auf neue und bessere Arrangements zur Herstellung von Geschlechtergleichheit 
insistiert, wirken zusammen. Mit ihrer Betonung der frauenpolitischen Praxis 
vernachlässigt Hernes jedoch strukturelle Ungleichheiten, die insbesondere über den 
kapitalistischen Arbeitsmarkt via geschlechtsspezifische Segregation vermittelt sind (vgl. 
Borchorst/Siim 2002, 210). Zudem war ihr Beitrag noch auf der Folie industrieller bzw. 
fordistischer Produktion und entsprechender Familienarrangements formuliert. Dennoch 
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inspirierte Hernes zahlreiche feministische Analysen wohlfahrtsstaatlicher Regime, die 
zu einigen Revisionen der Staatssicht beitragen sollten. 
 
Den Wandel der ökonomischen Basis thematisiert Nancy Fraser (2001; Original 1997) 
zehn Jahre später im Hinblick auf die notwendige Transformation hin zu einem 
zukünftigen Wohlfahrtsstaat. Zentrales Charakteristikum der postindustriellen 
Gesellschaft ist das Ende des Familieneinkommens, was auch einen neuen 
Wohlfahrtsstaat erforderlich mache: 
„[E]s entsteht eine neue Welt der wirtschaftlichen Produktion – eine Welt mit weniger stabilen 
Arbeitsplätzen und einer größeren Vielfalt der Familienformen. Obwohl noch niemand mit 
Sicherheit sagen kann, wie sie letztlich aussehen wird, scheint soviel klar zu sein: Die 
entstehende Welt wird ebenso wie die Welt des Familieneinkommens einen Wohlfahrtsstaat 
erfordern, der die Menschen effektiv vor Unsicherheiten schützt.“ (Fraser 2001, 70) 
Sie identifiziert zwei feministische Visionen: ein Modell allgemeiner Erwerbsarbeit und 
ein Modell der Gleichheit der Betreuungsleistung. Beide hält sie für unzureichend und 
einseitig, nicht zuletzt deshalb, weil der je unterlegte Begriff von Geschlechtergleichheit 
in der Dichotomie und im Dilemma der Gleichheit/Differenz-Debatte stecken bleibt. Ein 
normativer Maßstab ist jedoch gerade für die Beurteilung von Wohlfahrtsstaaten 
unerlässlich. Daher schlägt sie einen komplexen Gleichheitsbegriff vor, der sieben 
Kriterien inkludiert, die zusammengenommen eine Beurteilung wünschenswerter 
Wohlfahrtsstaatlichkeit erlauben sollen. Diese sind: Armutsbekämpfung, Bekämpfung 
von Ausbeutung, gleiches Einkommen, gleiche Freizeit, gleiche Achtung, Bekämpfung 
von Marginalisierung und Bekämpfung des Androzentrismus (ebd., 73-84). Beide 
vorgeschlagenen Modelle weisen unterschiedliche Defizite auf, die der Verwirklichung 
aller Faktoren im Wege stehen. Frasers Alternative fordert schließlich, dass nicht Frauen 
sich dem dominanten Lebensentwurf von Männern anpassen müssen, sondern auch 
Männer zu Menschen werden sollten, die elementare Betreuungsarbeit leisten. Sie nennt 
ihren Vorschlag das „Modell der universellen Betreuungsarbeit“, in dem „die 
gegenwärtigen Lebensmuster von Frauen zum Standard und zur Norm für alle zu 
machen“ (ebd., 101) sind. 
 
Zu betonen bleibt, dass Fraser eine Diskussion um eine wünschenswerte Zukunft des 
Wohlfahrtsstaats anregen wollte, ihr Vorschlag jedoch nicht als Prognose fehlinterpretiert 
werden sollte. Ein transformierter Wohlfahrtsstaat, der nicht mehr auf dem Fundament 
eines patriarchalen Familienmodells aufbauen kann, müsste politisch erst erkämpft und 
hergestellt werden. Der Frage einer Verbreitung dieses Modells in allen oder zumindest 
in allen westlichen Staaten, ging Fraser nicht nach. In ihrer Abhandlung geht sie auch 
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von einer hypothetischen Realisierbarkeit der Modelle aus, nicht jedoch von empirischen 
Analysen. Staatstheoretisch ergaben sich aber, gerade durch die 
Wohlfahrtsstaatsforschung angeregt, neue Probleme und Perspektiven. 
 
Schließlich machte die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung deutlich, dass einzelne 
Sozialstaaten unterschiedliche Geschlechterregime ausbilden und auch historisch 
variieren (Connell 2002, 106). Staaten institutionalisieren verschiedene 
Wohlfahrtsstaatsregime, was erst in historisch-vergleichender Analyse erfassbar wird 
(vgl. Sauer 2001a, 126). Selbst Politiken ein und desselben Staates können 
widersprüchlich sein. Vor allem ist es im Einzelfall recht schwierig, das männliche 
Interesse darin auszumachen. Die Unfähigkeit des Staates, kohärente Politik zu 
formulieren, ist somit möglicherweise kein Zeichen einer Krise, wie das Eisenstein 
angenommen hatte, sondern ein Strukturmerkmal moderner Staatlichkeit. Staaten sind 
historische Gebilde, die immer erst hergestellt werden und politisch umkämpft sind. Von 
Interesse ist daher weniger die Frage, ob der Staat patriarchal ist, sondern „wie 
staatliche Institutionen geschlechtsselektiv arbeiten“ (Sauer 2001a, 123), welche 
Geschlechterungleichheiten sich in den Staat einschreiben, in welche sich der Staat 
einschreibt (Pringle/Watson 1992, 64) und in welcher Weise Staatlichkeit selbst 
vergeschlechtlichte Subjekte herstellt. Damit veränderte sich seit Beginn der 1990er 
Jahre in der staatstheoretischen Diskussion die Perspektive auf das Verhältnis von Staat 
und Geschlecht. 
4.3.2. Patriarchale Einschreibungen 
Die Problematik des Patriarchatsbegriffs besteht darin, männliche Herrschaft auf der 
Folie eines abstrakt gesetzten universellen Mannes zu definieren, der ein erkennbares, 
männliches Interesse hat und verfolgt. Diese Problematik fand also in der Konzeption 
eines patriarchalen Staates, der dieses männliche Interesse vertritt, sein 
staatstheoretisches Pendant. Patriarchat und Staat wurden somit der Geschichte 
entzogen. Doch der Staat kann nicht als überhistorische Einrichtung betrachtet werden, 
die zudem als Einheit handelt und immer das gleiche Interesse verfolgt. Der Staat bzw. 
das Staatsgefüge ist wesentlich komplexer und staatliches Handeln kann durchaus 
widersprüchlich sein. Zwar folgte die historische Genese des modernen Staates 
unverkennbar maskulinen Politik- und Staatsdiskursen sowie männlichen 
Herrschaftspraktiken (Scott 1994, 52), dennoch ist kaum von Einheitlichkeit patriarchaler 
Staatlichkeit auszugehen. Sofern zwischen Gesellschaft und Staat kein tiefer Graben 
Ansätze feministischer Staatskritiken und -theorien  212 
gezogen werden kann, sondern im Staat gesellschaftliche Verhältnisse institutionalisiert 
werden, so haben sich auch verschiedene Herrschaftsverhältnisse (patriarchale, 
kapitalistische, rassistische usw.) im Staat sedimentiert. Die Suche nach theoretischer 
Erfassung dieser Herrschaftssedimentierungen bei gleichzeitiger Betonung der 
Uneinheitlichkeit des Staates bildet ein weites feministisch-staatstheoretisches 
Diskursfeld, das sich einerseits von der Theoretisierung des patriarchalen Staates als 
Einheit absetzt, andererseits mit diesen Ansätzen die Vorstellung teilt, dass die Quelle 
patriarchaler Herrschaft in den gesellschaftlichen Verhältnissen zu suchen ist. 
 
Um staatlicher Komplexität gerecht zu werden und dennoch maskulinistische 
Staatsmacht erfassen zu können, schlug Wendy Brown vor, der Einschreibung 
männlicher Dominanz im Staat entlang von vier Dimensionen nachzugehen: juridisch-
legislative, kapitalistische, hoheitsrechtliche (Gewaltmonopol) und bürokratische. Diese 
Einteilung der zu beachtenden Macht- bzw. Herrschaftsfelder entwickelt Wendy Brown 
aus einer Zusammenschau unterschiedlicher feministischer, staatskritischer Arbeiten. So 
wurden bereits Analysen und Theoretisierungen zur Männlichkeit von Bürokratie und 
Wohlfahrtsstaatlichkeit, sexistischer Rechtssprechung und Rechtssetzung, Militär und 
Krieg sowie zahlreiche kapitalismuskritische Arbeiten vorgelegt, die alle gewisse 
Plausibilität haben. Doch kein Ansatzpunkt kann für sich beanspruchen, privilegierter 
Ausgangspunkt zu sein, um den Staat als Ganzes zu erfassen. In Browns Einschätzung 
begreife vielmehr jeder Ansatzpunkt eine andere Dimension von Staatlichkeit, die mit 
einer je anderen Art von Macht operiere (Brown 1992, 13). Entsprechend der Vielfalt 
sozial konstruierter Männlichkeiten haben sich historisch verschiedene Arrangements 
maskulinistischer Macht entwickelt und in unterschiedlichen Bereichen von Staatlichkeit 
eingeschrieben. Der Staat kann somit maskulinistisch sein, ohne in seinem Handeln 
einem bestimmten männlichen Interesse zu entsprechen. Folglich muss feministische 
Staatstheorie mit jeder staatstheoretischen Tradition brechen, die nach dem Wesen des 
Staates sucht oder staatliche Einheit behauptet oder herstellen will. 
„The fact that neither state power nor male dominance are unitary or systematic means that a 
feminist theory of the state will be less a linear argument than the mapping of an intricate grid of 
often conflicting strategies, technologies, and discourses of power.” (ebd., 14) 
Damit sind die bisherigen Theoretisierungen des Verhältnisses von Staat und 
Männlichkeit nicht obsolet, werden aber in ihrer Gültigkeit auf bestimmte Modalitäten 
staatlicher Macht beschränkt. Erst aus deren Zusammenwirken kann auf eine 
maskulinistische Verfasstheit des Staates geschlossen werden. Ein derartiges Mapping 
staatlicher Herrschaftsfelder kann zwar der Uneinheitlichkeit und Komplexität des 
Ansätze feministischer Staatskritiken und -theorien  213 
Staates Rechnung tragen, setzt aber Komplexität männlicher Herrschaftsansprüche und 
Indienstnahme staatlicher Institutionen durch bestimmte Männlichkeiten voraus, die sich 
ihrerseits in unterschiedlichen gesellschaftlichen Feldern konstituieren. Ungeklärt bleibt, 
wie sich einzelne männliche Interessen als staatliche durchsetzen und andere nicht. 
 
Diese Frage wird auch im neo-marxistischen Staatsdiskurs bezogen auf staatliche 
Bevorzugung kapitalistischer Interessen und auf Benachteiligung proletarischer 
behandelt. In der feministischen Debatte wurden diese Ansätze auf weibliche Interessen 
ausgedehnt. Bob Jessop befasste sich mit der kapital- und klassenspezifischen 
Selektivität des Staates und erweiterte seinen Erklärungsansatz schließlich auf die 
geschlechtsspezifische Selektivität des Staates (Jessop 2001b). Sein ursprünglicher 
Ausgangspunkt war der Dualismus zwischen kapitallogischen Argumenten, die die 
Selektivität des Staates in der Struktur kapitalistischer Staaten vermuteten, und 
klassentheoretischen Argumenten, die Selektivitäten auf unterschiedliche 
Handlungsfähigkeiten und -spielräume der Akteure zurückführten. Sein strategisch-
relationaler Ansatz sollte die Dichotomie zwischen Strukturargumenten und 
Handlungsperspektive überwinden. Strukturen wie das Kapital oder das Patriarchat 
erzeugen ein Set von Zwängen und Möglichkeiten für individuelles und kollektives 
Handeln. Handlungen sind in diesem Sinne strukturiert. Doch Akteure handeln in Bezug 
auf ihren strukturellen Kontext strategisch – d.h. sie reflektieren strukturelle Zwänge und 
Möglichkeiten und können dadurch auch Chancen für strukturveränderndes Handeln 
oder Nicht-Handeln ergreifen. Neue oder veränderte Strukturen beinhalten somit 
strategische Selektivitäten, die solche Handlungen bevorzugen, die zur Kohärenz des 
temporären strukturellen Sets als relative Ordnung beitragen (vgl. ebd., 58). 
 
Der Staat wird als institutionelles Ensemble mit strukturell eingeschriebenen 
strategischen Selektivitäten, die wiederum Strategien politischer Kräfte in und außerhalb 
des Staates beinträchtigen, begriffen. Als institutionelles Ensemble entspricht er zwar 
dem rechtlich-politischen Apparat, dieser macht jedoch nicht den Staatsbegriff aus. Denn 
staatliche Institutionen sind immer abhängig von Ressourcen und Kräften, die außerhalb 
des engen Staates liegen. Somit ist der Staat als ein soziales Verhältnis zu begreifen 
und bildet in diesem Sinne einen strategischen Schauplatz politischer Handlungen 
(Auseinandersetzungen, Kämpfe, Koalitionen, Allianzen usw.). In diesem erweiterten 
Verständnis ist der Staat als institutionelles Ensemble umgeben von einem politischen 
System. Erst das kontinuierliche Zusammenwirken von politischen Strategien, die an 
strategischen Selektivitäten des Staates ausgerichtet sind, mit institutionellen 
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Reorganisationen dieser Selektivitäten entlang spezifischer Strategien und Taktiken, 
„kann zu einem relativ dauerhaften Grad strukturierter Kohärenz (oder Stabilität) im 
Wirken des Staats und seines politischen Systems im weiteren Sinne führen“ (ebd., 59). 
Diese strukturierte Kohärenz ist sowohl als Staatsprojekt (Repräsentationsform, 
Interventionsform, soziale Basis usw.) als auch als staatliches Hegemonialprojekt 
(ideologisch-diskursive Einbindung des gesellschaftlichen Umfelds) analysierbar. 
 
Ähnlich wie Brown geht Jessop davon aus, dass der Staat ein komplexes Gefüge ist, 
dessen Teile unterschiedlich artikuliert und positioniert sind. 
„Der Staat ist ein Ensemble von Machtzentren, die verschiedenen Kräften innerhalb und 
außerhalb des Staats ungleiche Chancen zur Verwirklichung unterschiedlicher politischer Ziele 
einräumen.“ (ebd., 59) 
Eine Analyse geschlechtsspezifischer Selektivitäten des Staates muss folglich 
unterschiedliche Arenen und Schauplätze berücksichtigen. Da es aber kein einheitliches 
Patriarchat gibt, ist es zur Beurteilung von Selektivitäten als geschlechtsspezifische 
darüber hinaus erforderlich, Schauplätze zu integrieren, an denen um Weiblichkeit und 
Männlichkeit gerungen wird, spezifische Geschlechtsidentitäten gebildet sowie 
hegemoniale Diskurse über Mann- und Frausein entwickelt werden. Zur Erfassung 
dieser breiten Gesellschaftlichkeit macht Jessop Anleihen bei der Systemtheorie von 
Luhmann und bei Habermas’ Theorie der Lebenswelt. Daran entwickelt er drei 
Fragenkomplexe (ebd., 65f.): Der erste richtet sich auf ein mögliches Interesse 
funktionaler Systeme an Geschlechterdiskriminierung, der zweite auf mögliche im 
System eingelassene Hindernisse, die einer Verwirklichung der scheinbaren 
Geschlechtsneutralität funktionaler Codes im Wege stehen, und der dritte 
Fragenkomplex beschäftigt sich schließlich mit der Relevanz von Geschlecht für soziale 
Identitäten, Interessen, Werte, Diskurse und Praktiken, die außerhalb der Systemwelt 
liegen. Die Lebenswelt als Ensemble heterogener sozialer Verhältnisse ist der zentrale 
Schauplatz von Geschlechterkämpfen und Ort geschlechtlicher Identitätsbildung, aber 
auch patriarchaler Herrschaftsformen. Die Einschreibung des Patriarchats in 
Kapitalismus und Staat erklärt sich somit aus „der strukturellen Verbindung und 
kontingenten Koevolution von Systemwelt […] mit in der Lebenswelt verwurzelten 
Herrschaftsformen“ (ebd., 67). Die Kontingenz ihrer Einschreibung macht 
Geschlechterherrschaft aber auch verwundbar. 
 
Eine endgültige Bewertung geschlechtsspezifischer Selektivitäten des Staates kann es 
laut Jessop nicht geben. Denn immerhin sind Einschreibungen, die letztlich das je 
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spezifische Geschlechterregime eines Staates ausmachen, immer historisch spezifisch 
wie die konkreten Staatsgebilde selbst.139 Der Staat kann folglich in der Zukunft auch 
einmal nicht-geschlechtsspezifisch und nicht-patriarchal sein. Jessops theoretischer 
Gewaltakt täuscht aber darüber hinweg, dass er die eigentlichen Prozesse patriarchaler 
Einschreibungen in den Staat nur deskriptiv erfassen kann (vgl. ebd., 67ff.). Diese 
werden tendenziell als historische Relikte betrachtet. Der moderne Staat weist eine 
„richtungsgeleitete strukturierte Kohärenz mit dem Patriarchat“ (ebd., 68) auf, weil „sich 
sein formaler Aufbau in einem ererbten patriarchalen Kontext entwickelt“ hat. Mit der 
Trennung von System und Lebenswelt wird darüber hinaus ein Trennungsparadigma 
zwischen öffentlich und privat eingezogen, das einer feministischen Kritik kaum Stand 
hält. Habermas’ Konzept der Lebenswelt entspringt der Vorstellung einer klaren 
Trennung materieller und symbolischer Reproduktion in modernen Gesellschaften, deren 
Grundprämisse Nancy Fraser (1994, 173-221) schon 1989 in Zweifel gezogen hat. Der 
Staat ist zwar bei Jessop sicher kein neutrales Terrain, was ja das Kernargument der 
strategischen Selektivität des Staates ist, dennoch erscheint er in Bezug auf patriarchale 
Herrschaftsverhältnisse als letztes Glied einer Kette von Strategien und Taktiken, die in 
der Lebenswelt und somit vorrangig im Privaten (patriarchale Kleinfamilie) wurzeln und 
über Funktionssysteme und das politische System zu guter letzt im Staatsapparat einen 
institutionellen Niederschlag finden. Die Träger dieser Strategien, die politischen 
Akteure, werden wenig thematisiert, und erhalten keine Relevanz für die Erklärung 
geschlechtsspezifischer Selektivitäten. Dies ist insofern verwunderlich, als Jessop davon 
ausgeht, dass der Staat nicht handelt und nicht handeln kann; „seine Kräfte werden 
durch die Handlungsfähigkeit konkreter politischer Kräfte in spezifischen Konstellationen 
aktiviert.“ (Jessop 2001b, 59) Im Zentrum einer Analyse geschlechtsspezifischer 
Selektivitäten des Staates müssten folglich Konstitutionsbedingungen für politische 
Akteure stehen und deren Fähigkeiten und Chancen auf strukturveränderndes Handeln. 
Der Verweis auf historisch-spezifische und konkrete Akteure und Konstellationen sollte 
kein Hindernis für eine Theoretisierung darstellen. 
 
Einen derartigen Theoretisierungsversuch sehe ich in Sylvia Walbys (2003) 
staatstheoretisch relevanten Überlegungen, die sie im Anschluss an Analysen politischer 
Prozesse in Irland angestellt hat. Walby setzt sich dabei mit dem Konstrukt des 
Nationalstaats auseinander, und entwickelt am Beispiel Irlands die These, wonach der 
Staat nicht die einzige „polity“ sei, die in Geschlechterverhältnisse und 
                                                 
139  Hier zeigt sich die große Schwäche neo-marxistischen Theoretisierens. Denn das abstrakt-theoretische 
Gebäude ist von empirischen Phänomenen abgeschirmt, zumal die konkrete Ebene als historisch-spezifische 
Formation begriffen wird, deren Veränderung das theoretische Gerüst nicht berührt. 
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Geschlechterarrangements interveniert und diese formt. Die Charakteristika des 
modernen Staates gelten auch für andere politische Organisationsformen: 
? Beanspruchte Autorität über eine bestimmte Gruppe von Menschen, innerhalb 
eines bestimmten Territoriums, 
? Herstellung einer gewissen Kohärenz dieser Gruppe mittels zentralisierter 
Kontrolle sowie 
? das Aufstellen von Regeln und Gesetzen sowie  
? Verfügung über Sanktionsmöglichkeiten, gegen diejenigen, die gegen diese 
Regeln und Gesetze verstoßen. 
 
Zudem verfolgen alle Polities je eigene Genderprojekte – d.h. sie versuchen eine 
bestimmte Vorstellung von richtiger Männlichkeit und richtiger Weiblichkeit in ihrem 
beanspruchten Geltungsbereich durchzusetzen. Ein Individuum kann durchaus in 
unterschiedlichen Lebenszusammenhängen von unterschiedlichen Polities und damit 
auch unterschiedlichen Genderprojekten betroffen sein. Diese Genderprojekte 
unterscheiden sich voneinander und können in verschiedenen Abstufungen von eher 
privatem bis eher öffentlichem Patriarchat eingeordnet werden. Der Nationalstaat ist eine 
Polity mit einem Genderprojekt. Doch seine Komplexität entsteht nicht einfach oder 
ausschließlich durch interne Differenzierung von Feldern oder Ressorts, sondern 
bezogen auf das nationalstaatliche Territorium, vor allem durch Konkurrenz von anderen 
Polities. Der Nationalstaat kann faktisch seinen Anspruch, die einzige Polity zu sein, 
nicht einlösen. So agieren neben nationalstaatlichen Akteuren z.B. auch die EU oder die 
katholische Kirche in Irland als Polities und verfolgen konkurrierende Genderprojekte.  
 
Mit einer solchen Fassung als Polities können politische Akteure identifiziert werden, die 
über besondere strategische Handlungsfähigkeiten und Ressourcen verfügen, deren 
politische Strategien nicht notwendig auf den Staat und seine Institutionen gerichtet sind, 
und die darüber hinaus eine besondere Rolle in der Formierung und Transformation von 
Geschlechterverhältnissen spielen. Walby hat diese Konzeption anhand gegenwärtiger 
Analysen entwickelt. Doch gerade zur Erklärung historischer Prozesse der Formierung 
und Durchsetzung Polities übergreifender Genderprojekte kann diese Konzeption m. E. 
sehr aufschlussreich sein. Sie ermöglicht es letztlich, historische Einschreibungen nicht 
nur deskriptiv zu erfassen und als kontingente Ereignisse abzuhandeln, die mehr oder 
minder zufällig patriarchale Überreste aus der Prämoderne mittransportieren, sondern 
bietet ein theoretisches Instrument, um genuine Genderprojekte zu erfassen und in 
staatstheoretische Überlegungen zu integrieren. 
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4.3.3. Institutionalisierte Männlichkeiten 
Während Walby also mit der Betonung von Polities im Plural auf die Gleichzeitigkeit 
unterschiedlicher Herrschaftsansprüche auf dem Territorium ein und desselben 
Nationalstaats hinweist, verweist der Begriff des Staatsapparats140 auf die 
organisatorische Gliederung und Arbeitsteilung innerhalb der Meta-Polity „Staat“. Unter 
Berücksichtigung des beanspruchten Gewalt- und Politikmonopols des Staates, ist es 
durchaus sinnvoll und notwendig, staatliche Institutionen und Akteure gesondert in den 
Blick zu nehmen. Ein solches Vorgehen kann letztlich Einblicke in die Formierung 
staatlicher Genderprojekte geben. Feministische Ansätze, die diesen speziellen Fokus 
auf den Staat und seine Organisation richten, können zumeist der Bürokratieforschung 
und -kritik zugerechnet werden. Damit wird ihnen aber quasi automatisch eine 
staatstheoretische Schwäche unterstellt, die darin besteht, einen verengten Staatsbegriff 
anzuwenden, die Rolle staatlicher Verwaltung und Bürokratie zu überschätzen, indem 
ideologische Staatsapparate (nach Althusser und Poulantzas) ignoriert werden, und 
zudem ausschließlich auf positionale Männlichkeit abzustellen, die „die empirische 
Wirklichkeit von Frauen im Staat nur unzureichend“ erfassen kann (Sauer 2001a, 135). 
Zudem sei zu berücksichtigen, dass sich der Großteil feministischer Bürokratiekritik an 
der überkommenen Hierarchie der Staatsorganisation orientiert, während sich 
gegenwärtig verflachte Hierarchien und Serviceorientierung des „schlanken Staats“ 
durchsetzen. 
 
Ihre Rechtfertigung und Relevanz erhalten diese Ansätze jedoch aufgrund der 
Geschichte des politischen Raums und staatlicher Institutionen, die unter 
Frauenausschluss zur Einschreibung männlicher Erfahrungen, Einstellungen sowie 
Denk- und Handlungsmuster in Strukturen und Verfahren staatlicher Politik geführt 
haben. 
„Diese Inskriptionen schlagen sich institutionell in maskulinistischen Versäulungen der Politik, in 
einer offensichtlich männlichen Symbolik und Ritualistik, aber auch in unsichtbaren 
Regulierungen und stummen Übereinkünften nieder.“ (Sauer 2001a, 136) 
 
                                                 
140  Insbesondere Nicos Poulantzas verwendete den Begriff Staatsapparat, geht aber davon aus, dass der Staat 
kein Apparat ist, sondern sich als Apparat äußert. Die Bezeichnung als Staatsapparate ist wahrscheinlich mit 
der marxistischen Tradition zu erklären, in der der Staat häufig als Maschine beschrieben wird. Apparat muss 
aber als eine Metapher betrachtet werden, die reibungsloses Funktionieren und arbeitsteilige Abstimmung der 
Teile aufeinander suggeriert. Damit widerspricht die Bezeichnung der von Poulantzas intendierten Erfassung 
staatlicher Heterogenität und Widersprüchlichkeit. Weber hingegen verwendet den Apparatbegriff, um den 
„entseelten Betrieb“ zu erfassen, der durch die rationalisierte Bürokratie entsteht. Damit macht er seine 
Forderung einer charismatischen Führerfigur plausibel. 
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Ein zentraler Bezugspunkt feministischer Bürokratieforschung und -kritik ist Max Webers 
Entwurf einer vom Prozess der Rationalisierung durchdrungenen Staatapparatur. In 
seinen Ausführungen entwickelte Weber den Typus des modernen Beamten als Idealtyp. 
Der „echte Beamte“ zeichnet sich durch die Fähigkeit aus, Befehle fachkundig und 
emotionslos durchzuführen, selbst wenn sie seiner Gesinnung widersprechen (Weber 
1980, 833). Webers idealtypischer Beamter verkörpert quasi die perfekte Maschinerie 
der Staatsverwaltung, ist aber weit entfernt von einem mündigen Bürger, indem Weber 
Opportunismus zur Beamtentugend stilisiert. Die Tatsache, dass der Beamte das 
Gewaltmonopol realiter in Händen hat, weil er es verwaltet und anwendet, macht ihn 
nicht zum Herrscher. Er handelt nicht eigenverantwortlich, sondern tut, was ihm befohlen 
wird. Der Inhaber der Befehlsgewalt – der wahre Herrscher – im modernen Staat ist das 
Gesetz. Der Beamte reagiert somit auch nicht auf Befehle, die nicht als Gesetz bzw. 
Verordnung an ihn herangetragen werden. Die Unpersönlichkeit der Herrschaft ist für 
Weber ebenso ein Merkmal des modernen Staates wie sein Gewaltmonopol.  
 
Der Beamte als rationaler, emotionsloser und distanzierter Befehlsempfänger ist in der 
Interpretation von Kathy Ferguson jedoch eine feminisierte Gestalt. Der Beamte ist 
politisch machtlos und hierarchischen Strukturen unterworfen, die er nicht kontrollieren 
kann. Dies entspricht typisch weiblichen Positionen in der Gesellschaft (vgl. Ferguson 
1984, 83). Beamte weisen deshalb weibliche Eigenschaften und Verhaltensweisen auf, 
weil sie ebenso politisch machtlos sind und gelernt haben „to play the role of the 
subordinate in social relations“ (ebd., 92). Doch bürokratische Strukturen und Diskurse 
erzeugen nicht nur Beamte, sondern auch deren Klienten, die sich ebenso 
administrativer Kontrolle unterwerfen müssen. Diesen Prozess bezeichnet Ferguson 
folglich als „Feminisierung“: 
„’Feminization’ involves the extension of the depoliticizing, privatizing aspects of women’s 
traditional role to the sectors of the populations who are the victims of bureaucratic 
organizations, both the administrators and the clientele. Both groups of individuals are placed in 
institutional situations in which they must function as subordinates, and they must learn the 
skills that women have always learned as part of their ‘femininity’.” (ebd., 93) 
Feminisierung ist letztlich sehr umfassend, und betrifft quasi alle, aber insbesondere 
sozial Schwache, die über sozialstaatliche Politiken dem bürokratischen Diskurs 
unterworfen werden. Bürokratie verwandelt sozusagen politische Bürgerschaft in 
Untertanenschaft, wobei der Untertan verweiblicht ist. Wird jedoch mit Connell 
Feminisierung als eine Strategie in Hierarchisierungsprozessen zwischen Männlichkeiten 
verstanden, kann der Beamte bei Weber als ein männlicher Idealtypus bzw. Träger einer 
spezifischen Männlichkeit betrachtet werden. Weber entwirft zudem den 
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(Berufs-)Politiker, der eher einer hegemonialen Männlichkeit entspricht, als Gegenstück 
zum Beamten. Auch wenn also bei Beamten und Politikern von verschiedenen 
Männlichkeitstypen gesprochen werden kann, ist dennoch nicht von einer feminisierten 
und feminisierenden Bürokratie und Politik zu sprechen, zumal Verfahren und Strategien 
der Unterordnung und Unterwerfung Facetten männlicher Konkurrenzspiele darstellen. 
Statt alle Hierarchisierung und Unterordnung als Feminisierung zu deuten, gilt es, 
spezifischen Institutionalisierungen sowie Formierungsprozessen unterschiedlicher 
Männlichkeiten im Staat nachzugehen. 
 
Einen – mittlerweile als klassisch zu bezeichnenden – Ansatz in diesem Sinne 
entwickelte Eva Kreisky mit ihrer analytischen und (ideen-)historischen Aufbereitung der 
„Männerbund-Hypothese“. Kreisky (1994a) ging dabei zunächst historisch zurück in die 
Zeit der Wende zum 20. Jahrhundert in Deutschland und Österreich. Der Ethnologe 
Heinrich Schurtz (1902) griff die alltagssprachlich bereits verbreitete Bezeichnung 
„Männerbund“141 auf, um ihn (pseudo-)wissenschaftlich aufzubereiten. Demzufolge habe 
das weibliche Geschlecht quer durch alle Kulturen einen besonderen Familientrieb 
(Schurtz 1902, 14), während Männer einen umfassenderen Geselligkeitstrieb (ebd., 16) 
aufweisen. Nur Männer schließen sich zu Gesellschaftsverbänden zusammen, aus 
denen sich „die höherwertigen Grundformen des öffentlichen Lebens und des Staates 
entwickeln“ (Kreisky 1995a, 146). Mit dieser Idee rannte Schurtz im Wilhelminischen 
Deutschland bei vielen Männern offene Türen ein. Die Frauenbewegung mit ihren 
Forderungen nach Wahlrecht, Bildung und Zugang zum Berufsleben hatte alte 
Männerbastionen in Bedrängnis gebracht (vgl. ebd.) und ließ einige um ihre 
Herrschaftspositionen bangen. „Männerbund“ als politisch tragfähige Ideologie entstand 
somit als typische Abwehrreaktion von (privilegierten) Männern gegen gesellschaftliche 
Modernisierungen. Der Männerbund sollte eine Alternative zu Familie und Ehe bieten 
und als Modell gesellschaftlicher und politischer Ordnung einen Gegenbegriff zur 
weiblich verkodeten „Masse“. Damit konnte er auch Schutz vor den emanzipatorischen 
Bedrohungen elitärer Männlichkeit bieten, die durch Industrialisierung, Frauenbewegung 
und Demokratisierung entstanden. Vor allem sollte die drohende Frauen- und 
Mädcheninvasion in die nur Männern vorbehaltenen Bereiche staatlicher Bürokratie und 
Politik verhindert werden. Diese antifeministischen und antidemokratischen Interessen 
verschärften sich während und nach dem Ersten Weltkrieg, als Frauen in Produktion und 
Verwaltung die Männer ersetzen mussten, die an der Front waren, und nach dem Krieg 
                                                 
141  So bemerkte bspw. Karl Gutzkow (1998, 184) im Jahr 1835: „Man denkt sich die Menschheit in der Form einer 
Halbkugel und als ihre Bestandteile nur die Glieder des Männerbundes.“  
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nicht einfach wieder nach Hause gehen wollten. Zudem erhielten Frauen mit der 
Gründung der Republik das Wahlrecht. Hinzu kam, dass mit der militärischen Niederlage 
auch die deutsch-nationalistische, heroisch-soldatisch geprägte Männlichkeit in eine 
Krise stürzte.  
 
Dies veranlasste Hans Blüher (1919, 217) dazu, den Staat zum obersten Männerbund zu 
erklären, der sich aus dem männlichen Gesellschaftstrieb, den er homoerotisch142 
deutete, entwickelt habe. 
„Da die schöpferischen Leistungen von Männerbünden stammen und der Männerbund eine 
völlige Stilverbiegung erleidet, wenn auch nur eine Frau, die klügste und beste auf der Welt, als 
gleichberechtigtes, Rechte forderndes Mitglied eintritt, so muß die antifeministische 
Mindestforderung lauten: Ablehnung jeder Fraueninvasion in die Männerbünde.“ (Blüher 2008) 
Blühers Ideen fanden Resonanz in Wissenschaft und Literatur, und wurden in 
zahlreichen rechten Jugendbewegungen und -organisationen, aber auch in der 
Arbeiterjugend und in Sportvereinen der 1920er Jahre umgesetzt. Der dezidierte 
Antifeminismus wurde durch nationalsozialistische Männerbundtheoretiker wie Alfred 
Rosenberg und Alfred Baeumler radikalisiert. Zwar wurde ab 1933/34 der homoerotische 
Subtext der Männerbundidee eliminiert (vgl. Kreisky 1995a, 150), doch der Typus des 
Helden, der starke Führer und das Modell der Gefolgschaft harmonierten bestens mit 
dem politischen Führerprinzip des Nationalsozialismus (ebd., 151). Diese ideologische 
Einfärbung hatte zur Folge, dass der Männerbundbegriff nach dem Zweiten Weltkrieg 
aus der wissenschaftlichen und theoretischen Diskussion verschwand (vgl. ebd., 153). Er 
verschwand jedoch nicht als geheimes Ideal der Organisation von Staat, Wirtschaft, 
Militär oder Wissenschaft. „Männerbund“ avancierte geradezu zur institutionellen 
Standardform von Politik, Staat, Wirtschaft und Krieg (Kreisky 1994a). 
 
Sein hartnäckiges Überdauern in den Strukturen von Staat und Gesellschaft erklärt das 
Wiederauftauchen des Begriffs im Kontext der zweiten Frauenbewegung in den 1970er 
und 1980er Jahren. Männerbund fungierte sowohl als Polemik als auch als kritischer 
Begriff, um auf männliche Dominanz in Politik und Staat hinzuweisen. Dem historischen 
Verständnis von Männerbund als programmatische, antidemokratisch und 
antifeministisch motivierte Ideologisierung stand somit am Ende der 1980er Jahre ein 
                                                 
142  Die Homoerotik war keineswegs nur metaphorisch gemeint. Dies verdeutlicht Claudia Bruns (2002), die den 
Diskurs der „Maskulinisten“, die maßgeblich an der Entwicklung der Männerbundidee beteiligt waren, 
rekonstruiert. Der Begriff Maskulinisten bezeichnet diejenigen Vertreter im sexual-wissenschaftlichen 
Diskursfeld, die die Virilität des homosexuellen Mannes betonten. Diese Diskussionen waren nicht nur 
antifeministisch und antidemokratisch, sondern darüber hinaus auch zutiefst anti-semitisch. Über solche 
Ausschlüsse sollten homosexuelle Männer von verweiblichten Zuschreibungen befreit, und zu staatspolitisch 
besonders nützlichen, virilen Männern stilisiert werden. Hans Blüher hat zentral zur Popularisierung der Ideen 
der Maskulinisten beigetragen. 
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polemisch und kritisch motiviertes Verständnis gegenüber. Eva Kreisky (1992; 1994a; 
1995a; 1995b) versuchte beide Verständnisse zu verbinden und zugleich zu überwinden, 
indem sie den Begriff zu einem analytischen Konzept ausbaute, mit dessen Hilfe die 
historische Sedimentierung von (hegemonialer) Männlichkeit in politischen Institutionen 
erfasst werden kann. Eine feministische „Institutionenarchäologie“ soll die 
männerbündische Fundierung von Staat und Politik nach oben kehren (Kreisky 1994b, 
28). Das Männerbündische bezeichnet Männlichkeit als System (Kreisky 1994a, 192), 
das unabhängig von konkreten Männern und Männlichkeiten operiert, weil es in die 
Organisationskultur (z.B. Berufsethik, ritualisierte Arbeitsweisen, Diskriminierungs- und 
Ausgrenzungsspiele) politischer Institutionen eingelassen ist. Männerbündische 
Elemente sind aber auch in nicht-staatlichen Organisationen nachweisbar.  
 
Historische Männerbünde waren (konservative) Wertegemeinschaften, die Gleichheit, 
Freundschaft, Brüderlichkeit und Kameradschaft verherrlichten, in sich jedoch eine 
extreme Hierarchie aufwiesen, ritualisierte Verkehrsformen entwickelten, sich nach 
außen durch künstliche Feindbilder abgrenzten und durch loyale Geheimhaltung 
abschirmten (Kreisky 1994a, 201). Als „Männerreservat“ fungierten sie aber auch als 
Mittel zur Konstruktion männlicher Ich-Identität und der Bewältigung männlicher Ängste 
und Ohnmachtserfahrungen. Geschlechterkonstruktionen finden folglich nicht 
ausschließlich außerhalb staatlicher Institutionen in der Lebenswelt statt und werden 
dann in staatliche Institutionen eingeschrieben, sondern männerbündische Institutionen 
formieren männliche Habitusformen. Zudem können Männerbünde als Gestaltungs- und 
Vermittlungsinstanzen hegemonialer Männlichkeit dechiffriert werden. Militär und Krieg 
verbanden die ideologische Überhöhung von Männlichkeit – also Maskulinismus – mit 
dem Ideal soldatischer und heroischer Männlichkeit, die zu einer Re-Maskulinisierung 
bzw. Militarisierung der Gesellschaft beitrug. Männerbündische Ideen sind zwar 
geschlechter-konservativ, nicht jedoch notwendig konservativ im Sinne des politischen 
Parteienspektrums.  
„Das maskuline Stereotyp und seine organisatorische Übertragung in männerbündische 
Prinzipien […] unterstützte nicht […] bloß konservative und rechte Bewegungen, sondern 
ebenso […] politische und gewerkschaftliche Arbeiterorganisationen oder sonstige linke und 
kritische Bewegungen.“ (Kreisky 1996, 586) 
Diese historischen Einschreibungen prägen nachhaltig strukturelle Bedingungen für 
Frauen und Frauenpolitik in derartigen Institutionen.143 Während die 
                                                 
143  Nicht zufällig war es auch in der feministischen Geschichtswissenschaft nicht so einfach mit dem Erstarken 
der Sozialgeschichte die selbstverständliche Relevanz von Frauen in der Geschichte einzufordern. Denn 
gerade die Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung entzog sich gerne dem feministischen Zugriff, was 
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Männerbundideologen ganz offen den Zusammenhang von Staat und Geschlecht 
thematisiert haben (Kreisky 1994b, 23), suggerieren moderne Wissenschaft und Recht 
Geschlechtsneutralität von Institutionen. 
 
Auch wenn die historische Form des Männerbundes seit dem Zweiten Weltkrieg rar 
geworden ist, ist sie doch durch eine Vielzahl eher loser Männerbünde ersetzt worden, 
die nach wie vor ihre Spuren in politischen Institutionen und Organisationen hinterlassen. 
Die enormen „Bunkereigenschaften“ des Männerbündischen basieren nicht zuletzt auf 
informellen Netzwerken, Seilschaften und Karrierekulturen. Auch die „Karrierekultur“ 
moderner Staatsbürokratie, „die eigentlich verfassungsmäßig nicht mehr Männerbund 
sein darf“ (ebd., 206), ist von männerbündischen Symbolen und Ritualen bestimmt. Viele 
konkrete Formen und Arrangements „loser Männerbünde“ finden als vermeintlich private 
Freizeitgestaltung statt, weshalb sie weder für Wirtschaft noch für Politik als relevant 
erachtet werden. Connell zitiert einen CEO, der angesprochen auf Karriere-Barrieren für 
Frauen meint: 
„Male bonding through hunting, fishing and sports talk is irrelevant to business. Too much so-
called ‘strategic planning’ takes place after the bars close – that kind of male fellowship ritual is 
irrelevant to business.” (Connell 2002, 100) 
Derartige Ignoranz gegenüber institutionalisierter Männlichkeit kennzeichnet auch 
politikwissenschaftliche Begriffe, abstrakt und geschlechtsneutral gehaltene Diskurse 
und Institutionen. Doch “[h]inter abstrakt gehaltenen Fassaden politischer Idole, 
politischer Ideale und politischer Institutionen verbergen sich […] vorrangig männliche 
Lebenswelten sowie männliche Wert- und Symbolordnungen“ (Kreisky 1997, 163). Damit 
schließt sich wieder der Kreis zur Weber-Kritik. Denn der Transfer des 
Männerbündischen vom frühen 20. Jahrhundert in die Gegenwart erfolgte auch auf der 
Ebene politikwissenschaftlicher Konzept-Tradierung. Max Weber hat in seine 
Konzeptionalisierung von Bürokratie und Politik männerbündische Ideologisierungen 
eingeschrieben. Dieser Maskulinismus wird in der typischen Weberrezeption gerne 
übersehen, in der feministischen Rezeption aber hervorgehoben (vgl. Pringle 1989). So 
gesehen ist die Männerbundhypothese auch ein zentraler Beitrag zur feministischen 
Weber-Kritik. Dies ist für eine feministische Staatstheorie wiederum relevant, zumal 
neben der (neo-)marxistischen Interpretation des Staates als Apparat Webers 
Staatsbegriff das zweite zentrale Apparatverständnis des Staates darstellt. Dieses Bild 
rechtfertigt zum einen den feministischen Blick auf die „Apparatschiks“ (vgl. Kreisky 
                                                                                                                                                        
auf die Reproduktion einer geradezu männerbündisch anmutenden Geschlossenheit und Vorherrschaft der 
Gewerkschaftsbewegung zurückzuführen ist (vgl. Scott 2004, 20). 
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1992, 31), zum anderen ist aber zu bedenken, dass Webers Staatskonzeption auch 
innerhalb institutionalistischer und neo-institutionalistischer Ansätze relativ unumstritten 
ist.  
 
In „Politik als Beruf“ 144 entwarf Max Weber einen Typus von Politiker, der insofern als 
dezidierter Männlichkeitsentwurf gelesen werden kann, als er ihn metaphorisch immer 
wieder in Gegensatz zu bestimmten Weiblichkeitsbildern (die Ehefrau und die 
Gemüsefrau) setzt (vgl. Kreisky 1994a, 194). Sein Metier ist der Kampf – das Streben 
nach Macht, Machtanteil oder Beeinflussung der Machtverteilung (Weber 1988, 506). 
Das Objekt seines Strebens ist der moderne, bürokratische Staat, der aufgrund seines 
Monopols legitimer physischer Gewaltsamkeit zum Macht- und Herrschaftszentrum 
moderner Gesellschaften geworden ist. Dieser Definition geht ein weiter Politikbegriff 
voraus, der „jede Art selbständiger leitender Tätigkeit“ umfasst (ebd., 505). Die 
paradigmatische Figur, die diese Art der Selbständigkeit repräsentiert, ist der „moderne 
Wirtschaftskapitän“, der Unternehmer, der das eigentliche Vorbild des idealen Politikers 
für Weber darstellt. Politiker und Unternehmer sind analoge Figuren, die je einen 
bürokratischen Apparat leiten, sei er ein kapitalistischer Betrieb, ein moderner Staat oder 
eine (Massen-)Partei. Diese Apparate bilden die Kerninstitutionen moderner Herrschaft 
(vgl. Weber 1980, 545). In Webers Entwurf ist der moderne Staat eine gigantische 
Verwaltungsmaschinerie. Konsequenterweise liegt für ihn „die wirkliche Herrschaft, […] 
notwendig und unvermeidlich in den Händen des Beamtentums“ (ebd., 825). In der 
Sphäre von Staat und Politik tut sich somit eine Diskrepanz auf zwischen dem nach 
Leitung strebenden Politiker und dem im Zentrum der Herrschaftsapparatur agierenden 
Beamten. 
 
Der Politiker sollte sich wesentlich vom Beamten unterscheiden, der Agent und Produkt 
des Fortschritts und der Rationalisierung ist. Denn mit der Entstehung des modernen 
Staates entwickelte sich das moderne Beamtentum 
„[…] zu einer spezialistisch durch langjährige Vorbildung fachgeschulten hochqualifizierten 
geistigen Arbeiterschaft mit einer im Interesse der Integrität hochentwickelten ständischen Ehre, 
ohne welche die Gefahr furchtbarer Korruption und gemeinen Banausentums als Schicksal über 
uns schweben und auch die rein technische Leistung des Staatsapparates bedrohen würde 
[…]“ (Weber 1980, 831). 
Indem der moderne Beamte das gemeine Banausentum des „Beutepolitikers“ besiegte, 
wurde der Weg geebnet zur „Politik als Beruf“ – als wahre Berufung. Webers idealer 
                                                 
144  „Politik als Beruf“ wurde von Max Weber zunächst als Vortrag vor dem Freistudentischen Bund in München 
1918/19 gehalten und schließlich in der Vortragsreihe „Geistige Arbeit als Beruf“ 1919 in überarbeiteter 
Fassung publiziert (Fitzi 2004, FN 115, 269). 
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Politiker sollte nun die zivilisatorische Höhe des modernen Beamten erreichen, muss 
sich aber in permanenter Abgrenzung zum Beamten bewähren. Denn er muss das 
leisten, was der Beamte nicht kann, nämlich führen, Entscheidungen fällen, 
Kompromisse schließen und nicht zuletzt Verantwortung für die Konsequenzen seines 
Handelns tragen. Notwendig wird er, um die durch zunehmende Bürokratisierung 
drohende Beamtenherrschaft zu verhindern. 
 
Diese Bewährungsproben des Politikers kleidet Weber in einen ethischen Diskurs und 
schließt damit direkt an seine Überlegungen aus der Religionssoziologie an, in denen er 
die Entstehung eines säkularen Berufsbegriffs diskutiert, als eine Umdeutung des 
religiösen Begriffs der Berufung (Fitzi 2004, 269). Webers idealer Berufspolitiker versteht 
es, die Balance zwischen der Gesinnungs- und Verantwortungsethik zu halten, die keine 
absoluten Gegensätze bilden, „sondern Ergänzungen, die zusammen erst den echten 
Menschen ausmachen, der, der den ‚Beruf zur Politik’ haben kann“ (Weber 1988, 559). 
Er zeichnet sich durch drei Qualitäten aus: Leidenschaft, Verantwortungsgefühl und 
Augenmaß (ebd., 545). Leidenschaft im Sinne der Hingabe an eine Sache – also 
eigentlich Sachlichkeit –, Verantwortung gegenüber dieser Sache und Augenmaß, 
gewissermaßen als Realitätssinn, der eine Distanz zu den Dingen und Menschen 
voraussetzt.  
 
Dieser ideale Politiker verkörpert zugleich eine ideale Männlichkeit, die sich zwischen 
Hypermaskulinität und feminisierter Männlichkeit145 einrichtet. Die Ideale von 
Unabhängigkeit, Mut und Stärke, werden vom Berufspolitiker in den Dienst einer Sache 
gestellt. 
„Weber recognized that when these ideals of masculinity serve no cause outside of the 
individual but become ends in themselves, they tend to constitute foolishness rather than 
manliness.” (Bologh 1990, 34) 
Folglich stellt er dem idealen Politiker den bloßen “Machtpolitiker” gegenüber, der stark 
wirken mag, „aber er wirkt in der Tat ins Leere und Sinnlose“ (Weber 1988, 547). Der 
wahrhaft männliche Politiker muss sich vor zwei Todsünden in Acht nehmen: 
Unsachlichkeit und Verantwortungslosigkeit. Ersteres verführt den Politiker dazu „den 
glänzenden Schein der Macht statt der wirklichen Macht zu erstreben“, zweiteres dazu 
die Macht „um ihrer selbst willen, ohne inhaltlichen Zweck, zu genießen“ (ebd.).  
                                                 
145  Übersetzt in Connells Begrifflichkeit entspricht Hypermaskulinität am ehesten einer Art Protestmännlichkeit – 
also einer ideologisch überhöhten Männlichkeit, die Hegemonie beansprucht, der aber die materielle oder 
symbolische Grundlage dafür fehlt. Feminisierte Männlichkeit ist eine Mischung aus komplizenhafter und 
untergeordneter Männlichkeit. Webers idealer Politiker verkörpert dann hegemoniale Männlichkeit. 
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Ebenso konstitutiv für den Politiker ist seine Abgrenzung zu allem, was mit Weiblichkeit 
assoziiert wird. Unehrenhaftes und damit unmännliches Verhalten in der Politik 
bezeichnet Weber regelmäßig als eines, welches „nach alter Weiber Art“ verfahre 
(Bologh 1990, 34). Doch nicht jede Männlichkeit befähigt zum Politiker, was im Begriff 
des Charismas deutlich wird, das sich letztlich als eine besondere, männliche Fähigkeit 
erweist, Jünger und eine Gefolgschaft um sich zu scharen, und zum echten Führer in der 
Politik zu werden (Kreisky 1994a, 194). In modernen Demokratien mit organisierten, 
bürokratischen Massenparteien bilden Weber zufolge Parteibeamte den größten Teil der 
politisch Tätigen. Diese sind Teil der Gefolgschaft eines „Führers“. „Um für den Führer 
als Apparat brauchbar zu sein, muß sie [die Gefolgschaft] blind gehorchen“, was Weber 
als „Entseelung“ und „geistige Proletarisierung“ bezeichnet.  
"Es ist das eben der Preis, womit man die Leitung durch Führer zahlt. Aber es gibt nur die Wahl: 
Führerdemokratie mit ‚Maschine’ oder führerlose Demokratie, das heißt: die Herrschaft der 
‚Berufspolitiker’ ohne Beruf, ohne die inneren, charismatischen Qualitäten, die eben zum Führer 
machen." (Weber 1988, 544) 
Der Staat der Beamten, die als entseelte Befehlsempfänger geradezu roboterartig 
wirken, muss folglich um charismatische Führerschaft ergänzt und damit wieder beseelt 
werden. Webers Überlegungen sind unverkennbar am Modell des Männerbundes 
orientiert. Das Bedrohungsszenario, gegen das Weber seinen idealen Politiker stark 
macht, hängt mit der Bürokratisierung von Staat und Parteien zusammen, die zu einer 
Beamtenherrschaft werde, deren einziger Wert „eine rein technisch gute und das heißt: 
eine rationale Beamten-Verwaltung und -Versorgung“ (Weber 1980, 835) ist. Weber 
konnte sich ein Ende des Rationalisierungsprozesses nicht vorstellen und suchte daher 
eine politische Lösung des Problems. 
 
Diese bezeichnete Mommsen (1974, 60) später als „plebiszitäre Führerdemokratie“. In 
einem solchen Demokratieverständnis richtet sich das Wahlverhalten ausschließlich auf 
Führereigenschaften von Politikern, nicht jedoch auf Programme oder bestimmte 
Politiken. Somit tendiert Weber zu einem Verständnis von Demokratie als charismatische 
Herrschaft, in der sich der Demos (verstanden als „Masse“) seinen politischen Führern 
rein emotional hingibt. Die legale Beamtenherrschaft des Staates soll nach Webers 
Idealbild von charismatischer politischer Herrschaft überlagert und dominiert werden. 
Trotz Betonung der Sachlichkeit, hängt Politikfähigkeit letztlich an Führerqualitäten, die 
Weber offensichtlich mit (hegemonialer) Männlichkeit verknüpft. Demokratische 
Gestaltung gesellschaftlicher Verhältnisse kann in Webers Begriffswelt gar nicht gefasst 
werden. Stattdessen erscheint Politik als Kampf um Macht, um Herrschaft von Männern 
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über Männer in einem „no-woman’s land“ (Bologh 1990, xiv). Weber verarbeitet in seiner 
Fassung von Bürokratie und Politik somit alle Ingredienzien des Männerbündischen und 
bildet daraus sein Ideal. Es bleibt aber zweifelhaft, ob seine Version rationalisierter 
Bürokratie je Gültigkeit beanspruchen konnte.  
 
Herausgefordert wird diese Vorstellung aktuell In der Diskussion einer veränderten, 
serviceorientierten Verwaltungspraxis. Was hier jedoch häufig ausgeblendet wird, ist die 
Strukturanalogie zwischen öffentlicher und privater Bürokratie, die nicht nur in Webers 
Entwurf fundamental eingelassen ist, sondern auch der Männerbund-Hypothese 
unterlegt ist. Generell befasst sich Bürokratieforschung häufig mit kapitalistischen 
Betrieben. In der Staatsdiskussion wird hier jedoch gerne eine ungleiche Entwicklung 
unterstellt. Connell (2002, 108) geht z.B. davon aus, dass die "masculine authority 
embedded in bureaucratic hierarchies, was vulnerable to feminist challenge”, was er 
jedoch ausschließlich auf staatliche Bürokratie bezieht. Die aktuelle Problematik besteht 
demnach darin, dass die Erfolge, die auf die Präsenz von Frauen in staatlicher 
Bürokratie zurückgeführt werden, durch neoliberale Privatisierung öffentlicher Aufgaben 
unterlaufen werden (vgl. ebd.). Während in dieser Einschätzung also der Staat 
erfolgreich (in einem positiven Sinne) feminisiert werden konnte, blieben private 
Unternehmen männerdominierte Organisationen. Eine solche Trennung und 
Entgegensetzung von staatlichen und nicht-staatlichen Organisationen mit 
unterschiedlichen Geschlechterstrukturierungen ist jedoch in der Männerbundhypothese 
nicht angelegt. Im Gegenteil: Sie bildet eine historisch informierte Erklärung für 
Maskulinismus, der sich in verschiedenn Organisationen eingeschrieben hat, und auch 
durch die Präsenz von Frauen nicht automatisch aufhört zu wirken. Es mag sein, dass 
Verwaltungsreformen so erfolgen, dass sie diese Strukturierungen beseitigen. Vor allem 
können derartige Reformen demokratisch eingefordert werden. Es ist aber nicht 
notwendig so, dass sie in staatlichen Bürokratien leichter durchzuführen sind als in 
privatwirtschaftlichen. Flache Hierarchien als Leitbild einer neuen Verwaltungskultur 
wurden schließlich nicht in demokratischen Aushandlungen erkämpft, sondern in 
ökonomischen Managementstrategien entwickelt, die auf Effizienz, Produktivität und 
Ausbeutung zielen, nicht jedoch auf Geschlechtergerechtigkeit.146
 
In der neoliberalen Formulierung des New Public Management wird sichtbar, dass 
politische Transformationen bürokratischer Strukturen möglich sind. Die Frage bleibt 
                                                 
146  Vgl. dazu die Debatte um Gendermainstreaming als Managementstrategie und als politisches Reformprojekt 
(z.B. Schunter-Kleemann 2001; Wöhl 2007). 
Ansätze feministischer Staatskritiken und -theorien  227 
offen, warum sie nicht mittels emanzipatorischer Politik erfolgen. Das 
Männerbundkonzept kann Widerstände und Beharrungen bezeichnen, die 
emanzipatorischen Veränderungen in Organisationen entgegenstehen. Der Staat als 
Männerbund setzt Männlichkeit als sozialen Kitt ein. Als institutioneller 
Männlichkeitsgarant verspricht er zumindest solchen Männern, die komplizenhafte 
Männlichkeit verkörpern, Schutz vor dem Verlust ihrer sozialen Position. Gleichzeitig 
verhindert er die politische Integration von Frauen systematisch. Staatsbürokratische 
Resistenz gegen Feminisierung147 zeigt sich im kreativen Erfinden immer neuer 
Abwehrmechanismen (vgl. Kreisky 1993). Reprivatisierung öffentlicher Dienste, Rückzug 
des Staates auf hoheitliche Kernkompetenzen und Verschiebungen politischer 
Entscheidungen in demokratisch nicht zugängliche Arenen sowie Umorientierung 
hegemonialer Männlichkeit auf globalisierte Unternehmertypen setzen die 
Männerbundhypothese keineswegs außer Kraft. Doch muss für die Erfassung aktueller 
Transformationen der enge Rahmen des „Apparat-Begriffs“ (nach Weber) überwunden 
werden, der tendenziell eine Einheit des Staates unterstellt und ihn zudem zum 
souveränen Zentrum der Gesellschaft stilisiert. 
„Auch wenn also der Staat patriarchale Geschlechterbeziehungen und hegemoniale 
Männlichkeit aufrecht hält, darf dies nicht zur funktionalistischen Annahme führen, seine Form 
und Struktur seien auf diese Funktion hin konstruiert […]. Die Frage einer feministischen 
Staatstheoretisierung muß vielmehr lauten, wie es dem Staat trotz aller Disparität gelingt, 
diskriminierende Geschlechterverhältnisse zu stabilisieren – und partiell zu transformieren.“ 
(Sauer 2001a, 142) 
Somit stellt sich die Frage nach der Positionierung eines eng gefassten Staatsapparats 
im gesellschaftlichen Gesamtgefüge einerseits, und andererseits nach dem Verhältnis 
zwischen Geschlechterkonstruktionen und Staatlichkeit auch jenseits staatlicher 
Organisationen. 
4.3.4. Staatliche Vergeschlechtlichungen 
Die in feministischen – insbesondere in patriarchatstheoretischen und 
staatsfeministischen – Staatsbetrachtungen häufig unterstellte Annahme, es gebe 
einheitliche Interessen von Männern, Kapitalfraktionen oder Frauen, und daran 
anschließende Fragen, wie weibliche Interessen am besten im Staat repräsentiert 
werden können, wurde staatstheoretisch durch Fragen nach den Prozessen, in denen 
Interessen zuallererst konstituiert werden, abgelöst. Werden zudem räumliche und 
historische Variabilität des Staates sowie die unterschiedlichen Institutionen, Apparate 
                                                 
147  Feminisierung meint in diesem Zusammenhang den Anstieg von Frauen in der Bürokratie und ein dadurch 
erfolgter Abbau des systemischen Maskulinismus. 
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und Arenen, die je einen spezifischen Staat ausmachen, in ihrer Vielfalt erkannt, ist es 
auch nicht mehr möglich, dem Staat ein bestimmtes Interesse und eine immer gleiche 
Positionierung gegenüber Frauen zuzuschreiben. In Ansätzen zur Geschlechterrelevanz 
des Staates werden somit die Rolle staatlicher Institutionen bei der Herstellung von 
Herrschaftsverhältnissen allgemein und von Geschlechterverhältnissen im Besonderen 
untersucht. Zudem wird der Staat selbst prozesshaft begriffen, womit die 
Einschreibungen von Staatlichkeit in soziale Verhältnisse sowie in Subjekte analysiert 
werden können. Und umgekehrt wird der Frage nachgegangen, wie sich Menschen ihren 
Staat aneignen, damit aber auch verändern oder gar erst hervorbringen. Die Annahme 
invariabler gesellschaftlicher Strukturen wird in Frage gestellt. Geschlechterkonzeptionen 
folgen einem konstruktivistischen Paradigma, womit auch staatliche Anteile bei der 
Entwicklung von Geschlechtsidentität und von Geschlechtern als soziale 
Ordnungskategorien untersucht werden können. Diese Ansätze zur feministischen 
Staatskritik werden mitunter als „post-strukturalistisch“ bezeichnet, weil sie – dem 
jeweiligen Konstruktionsansatz entsprechend – Diskursen, ideologischen Formationen 
und diskursiven Praktiken besondere Aufmerksamkeit schenken. 
 
Den ersten Anstoß zu einer diskursiven Fassung des Staates gaben Pringle und Watson 
(1992), die dezidiert von einem post-strukturalistischen Staat sprechen. Dieser solle 
weniger als widersprüchlich, denn als ungleichmäßig und unverbunden, nicht als Objekt 
oder als Akteur, sondern als Serie von Arenen betrachtet werden (Pringle/Watson 1992, 
63). Praktiken und Diskurse, die den Staat konstituieren sind als historische Produkte zu 
betrachten, nicht als strukturell gegeben. Intentionalität hängt daran, ob es Gruppen 
schaffen, ihre Interessen zu artikulieren und ihre Forderungen zu hegemonisieren, was 
höchstwahrscheinlich immer nur partiell und zeitlich begrenzt gelingen wird (ebd.). 
„Rethinking the state, we conclude, requires a shift away from seeing the state as a coherent, if 
contradictory, unity. Instead we see it as a diverse set of discursive arenas which play a crucial 
role in organizing relations of power.” (Pringle/Watson 1992, 70) 
Zentral für ihre Argumentation war eine Kritik am Souveränitätsdenken, das den Staat 
zum autonomen Akteur und zudem zum Zentrum gesellschaftlicher Macht stilisiert. 
Konsequente Kritik an souveränem Staatsdenken erachte ich zwar als unerlässlich. 
Doch häufig führt diese dazu, dem Staat kaum noch Relevanz im gesellschaftlichen 
Herrschaftsgefüge zu attestieren. Eine entsprechende Staatsabstinenz, die Teile der 
feministischen Debatte kennzeichnet, ist nicht unwesentlich durch die Machtanalysen 
von Michel Foucault gestützt worden. Denn dieser hatte die Vorstellung bekämpft, die 
Macht komme aus einem Zentrum und von oben, sie sei im Staatsapparat lokalisiert 
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(Foucault 1983, 115). Stattdessen wollte er ein Verständnis von Macht als Mikrophysik 
etablieren, die allgegenwärtig in sozialen Beziehungen wirkt und sozusagen von unten 
kommt. „Ich habe die Macht am äußersten, immer weniger vom Recht bestimmten Rand 
ihrer Ausübung zu erfassen versucht.“ (Foucault 2001, 42) In Foucaults Umkehrung der 
Analyserichtung können mikrophysikalische Machttechniken und -mechanismen im Staat 
höchstens eine „institutionelle Kristallisierung“ (Foucault 1983, 113) finden. 
 
Die relevanten Orte, an denen Macht erzeugt wird und wirkt, liegen folglich in der 
gesellschaftlichen Sphäre, werden vermittelt über „Apparate der Beschlagnahme“ 
(Familie, Schule, Fabriken usw.), in denen Körper dressiert und Subjekte normalisiert 
werden (vgl. Foucault 1976, 122), womit auch das Subjekt nicht als autonomer und 
souveräner Akteur betrachtet werden kann, sondern immer schon von Macht 
durchzogen ist. Diese Machtkonzeption eignet sich hervorragend, um die 
Vergeschlechtlichung von Subjekten bzw. die Einschreibung von Geschlecht in 
subjektiven Konstitutionsprozessen zu erfassen, und fand daher in feministischen 
Diskussionen großen Anklang. Eine Weiterentwicklung und Anwendung auf 
Geschlechtlichkeit erfolgte bei Judith Butler, die im Gegensatz zu Foucault den 
„juridischen Imperativ“ (vgl. Lorey 1996, 56) betont, der Individuen dazu zwingt, die 
heterosexuelle Norm zu wiederholen. Damit konnte also die Frage nach der Konstitution 
von vergeschlechtlichten Subjekten angegangen werden, zugleich verlor der Staat an 
Aufmerksamkeit. Der Staat wurde zu einem Subtext, der vermittelt über organisierte 
Machtfelder, die Apparate mit ihren Kontroll- und Machtverfahren, wirkt, und in diesem 
Sinne erahnbar ist, aber kaum gesondert theoretisiert wird. 
 
Im Fokus einer diskurstheoretischen Staatsbetrachtung liegt somit nicht der Staat, 
sondern Politik. Der Staat ist nicht als institutioneller Organisationskerns der Gesellschaft 
zu begreifen, sondern als Objekt und Schauplatz politischer Kämpfe. Pringle und Watson 
definieren ihn als heterogenes Set von diskursiven Arenen und damit Politik als 
diskursive Praxis. Sie ist zudem eine produktive Praxis, denn nicht die Eroberung der 
Staatsmacht ist das Ziel von Politik, sondern es geht zentral um die diskursive 
Herstellung und Transformation des Staates. Mit einer diskurstheoretischen Konzeption 
von Staat und Politik verändert sich somit auch die Suche nach den strategisch 
relevanten Politiken, die Transformation gestalten und/oder Widerstand leisten können. 
 
In diesem Sinne kann auch das Konzept „radikaler Demokratie“ von Ernesto Laclau und 
Chantal Mouffe (2000) verstanden werden. Mit ihrem hegemonietheoretischen Zugriff 
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versuchen sie zu erklären, wie sich Politik formiert und welche diskursiven Strategien 
Erfolg versprechend sind, was soviel bedeutet wie die Fähigkeit eine diskursive Praxis 
zur hegemonialen zu machen. Um dies zu bewerkstelligen konzipieren sie das „Feld des 
Politischen“ als antagonistische Arena, in der Machtverhältnisse in Frage gestellt und 
praktisch dekonstruiert werden können. Dem stellen sie das „Feld des Sozialen“ 
gegenüber, das sich dadurch auszeichnet, dass in ihm Machtverhältnisse sedimentiert 
sind. Im Sozialen werden Machtverhältnisse immer nur reproduziert, und zwar durch 
repetitive Praktiken. Um diese zu transformieren, müssen sie politisiert werden – d.h. im 
Politischen aufgebrochen, in Frage gestellt und dekonstruiert werden. Der hegemoniale 
politische Diskurs kann sich wiederum in soziale Praktiken einschreiben und verstetigen. 
Das Soziale und das Politische sind somit zwei verschiedene Formen von diskursiver 
Praxis. Während das Soziale für Stabilität und Reproduktion steht, ist das Politische der 
Inbegriff von Kampf, Veränderung, Aushandlung und Transformation des Sozialen. Will 
man in dieser Konzeption den Staat identifizieren, so ist er am ehesten im Sozialen zu 
suchen. Freilich, gibt es „den Staat“ für Laclau und Mouffe nicht, weil sie in Anlehnung an 
Foucault ein Verständnis von Staat als Zentrum des Politischen und der Macht 
vermeiden wollen. Auch „die Gesellschaft“ kann nicht existieren, weil sie keine 
Objektivität ist, keine intelligible Struktur, sondern ein Feld sedimentierter Formen von 
Objektivitäten, die ihrerseits ein Effekt von Machtverhältnissen ist. Genausowenig kommt 
dem Staat objektive Existenz zu. 
 
Das Konzept der Hegemonie entlehnen sie Antonio Gramsci,148 der es zentral mit 
seinem Begriff des „integralen Staates“ verknüpft hatte. Das Konzept radikaler 
Demokratie ist in gewisser Weise eine diskurstheoretische Weiterentwicklung von 
Gramscis Überlegungen zu einer Hegemonietheorie. Gramsci ging in den 1920er und 
1930er Jahren der Frage nach, warum die bolschewistische Revolution in Westeuropa 
nicht stattgefunden hatte. Für die Beantwortung dieser Frage entwickelte er ein 
theoretisches Instrumentarium, das in den 1970er Jahren in die neo-marxistische 
Staatssicht integriert worden ist, und daher auch die heutigen Debatten prägt (vgl. 
Demirovic 2007, 40). Zentral war seine Neubestimmung des Hegemoniebegriffs (vgl. 
Deppe 2003, 249). Hegemonie hatte bei Lenin die Führungsfunktion des Proletariats 
gegenüber bürgerlichen und subalternen Klassen bezeichnet (ebd.). Gramsci erklärte 
damit, wie bürgerliche Klassenherrschaft stabilisiert wird. Diese beruhe nicht nur auf 
zwangsgestützter Herrschaft, sondern zudem auf „geistig moralischer Führung“ – der 
                                                 
148  Als Vorsitzender der kommunistischen Partei Italiens von Mussolini inhaftiert, verfasste er zahlreiche Notizen, 
die als „Gefängnishefte“ erst Ende der 1960er Jahre einer breiteren Rezeption zugänglich wurden. 
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Durchsetzung einer Lebensweise und Weltsicht, die, sofern sie erfolgreich ist, als 
alternativlos erscheint (vgl. Wöhl 2007, 42). Um dies zu erläutern, erweiterte er den 
Staatsbegriff zum „integralen Staat“, den er auf die Formel brachte: „Staat = politische 
Gesellschaft + Zivilgesellschaft, d.h., Hegemonie, gepanzert mit Zwang“ (Gramsci 1992, 
783). 
 
Gramsci greift also zunächst das liberale, enge Staatsverständnis auf: Der Staat als eine 
Organisation bzw. ein Zwangsapparat, der mit dem Gewaltmonopol ausgestattet ist, 
steht der „bürgerlichen Gesellschaft“149 (civil society, società civile) gegenüber. In dieser 
Denkfigur des Staates müsste jedoch den marxistischen Grundüberlegungen folgend 
eine proletarische Revolution stattfinden. Denn entgegen liberalen Implikationen wird der 
Staat nicht als neutrale Instanz betrachtet,150 die Gesetze im Allgemeininteresse 
formuliert, auf die Gesellschaft anwendet und mittels Gewaltmonopol garantiert, sondern 
er installiert eine „Diktatur der Bourgeoisie“, nimmt also Partikularinteressen der 
bürgerlichen Klasse auf und setzt diese als allgemeine durch, indem er Bedingungen 
kapitalistischer Ausbeutung garantiert. Auf Dauer kann ihm das aber nur gelingen, wenn 
er es schafft Klassenkonflikte zu „befrieden“ oder zumindest zu dämpfen. Dies setzt 
voraus, dass die „öffentliche Gewalt“ eine von der Gesellschaft getrennte 
Institutionalisierung erfährt. Insofern gehen sowohl liberale als auch marxistische 
Vorstellungen von einer Trennung von Staat und Gesellschaft aus: 
„Bestimmte Elemente der liberalen Theorie kehren auch in den marxistischen Auffassungen 
vom Staat wieder. Die Konkurrenz der einzelnen miteinander, die staatlich vermittelte 
Herstellung eines gemeinsamen Interesses, die Funktion des Zusammenhalts, das 
Gewaltmonopol, die Distanz des Staates von der Gesellschaft.“ (Demirovic 2007, 22) 
Da der Staat nun aber in der marxistischen Interpretation all diese Elemente aufweist 
und auch einsetzt, um höchst parteiisch den Klassenkampf zugunsten der Bourgeoisie 
zu beeinflussen, kann der neutrale Anschein des Staates leicht durchschaut werden. Der 
Revolution steht somit nichts entgegen. Und tatsächlich kam Gramsci zu dem Schluss, 
dass es eine diesem Staatsbild ähnliche Konstellation im zaristischen Russland gegeben 
hatte. Der Staat konnte leicht als bloßer Gewaltapparat, der im Interesse einer 
ökonomischen Minderheit gegen die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung agiert, 
                                                 
149  „Bürgerliche Gesellschaft“ kann in der politischen Ideengeschichte zweierlei bedeuten: Zum einen 
bezeichnete schon John Locke die Gesellschaft, die dem Staat gegenübertritt als „civil society“ – d.i. die 
politisch berechtigte Bürgerschaft. Dahinter steckt die Figur des Bürgers als „citoyen“. Zum anderen meint 
bürgerliche Gesellschaft auch kapitalistische Gesellschaft, also eine in der die Herrschaft bei der Bourgeoisie 
liegt. Die Figur des Bourgeois ist in der liberalen Tradition jedoch nicht politisch, sondern privat, zumal die 
Ökonomie der Privatsphäre zugerechnet wird. 
150  Die Vorstellung, der Staat könne eine neutrale Instanz sein, wird auch in der marxistischen Staatsdebatte 
vertreten. Der Staat gilt aber dennoch als Instrument der Klassenherrschaft (vgl. Jessop 2007a, 16). Das 
politische Problem betrifft die Frage, welche Klasse über den Staat verfügt, und daher gilt es den Staat zu 
erobern. 
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durchschaut werden. Die „Zivilgesellschaft“ – also formal nicht-staatliche, 
gesellschaftliche Gruppen, Akteure und Institutionen – waren in Russland schwach oder 
gar nicht etabliert. In westlichen Gesellschaften hingegen beobachtete Gramsci ein 
dichtes Machtgeflecht zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Institutionen, die 
sich wechselseitig stützen. Der Staat hat folglich eine wesentlich breitere Machtbasis als 
nur die zentrale Gewaltapparatur. Dementsprechend sah Gramsci den engen 
Staatsbegriff, der der Gesellschaft gegenüber steht, nicht mehr als geeignete Denkfigur 
an, um die staatliche Realität westlicher Gesellschaften zu erfassen. Vielmehr sei die 
Zivilgesellschaft als integraler Bestandteil des Staates zu verstehen (Wöhl 2007, 41).  
 
Gramsci nimmt also eine analytische Trennung der „bürgerlichen Gesellschaft“ vor, 
indem er zwischen „Zivilgesellschaft“ (società civile) und „politischer Gesellschaft“ 
(società politica) unterscheidet. Die politische Gesellschaft besetzt den staatlichen 
Zwangsapparat, und ist in der Lage z.B. mittels Gesetze Herrschaft auszuüben. Die 
Zivilgesellschaft hingegen steht zwischen dem Zwangsapparat und der ökonomischen 
Struktur. Dabei handelt es sich um formal private Organisationen und Institutionen wie 
Schulen, Universitäten, Massenmedien, Kirchen, Vereine usw. (vgl. Deppe 2003, 245). 
Diese üben ebenfalls eine Form von Herrschaft aus – nämlich Hegemonie –, die nicht 
auf Zwang, sondern auf Konsens beruht. Indem Gramsci die Zivilgesellschaft als Teil des 
Staates begreift, erweitert er den Staatsbegriff – der Staat wird zu einem 
gesellschaftlichen Verhältnis. Die Herstellung der Zustimmung zur politischen 
Herrschaft151 erfolgt in der Zivilgesellschaft und somit im Staat – und zwar in dessen 
weiteren Apparaten. Weil also mittels Hegemonie die Integration der gesamten 
Gesellschaft (auch der proletarischen Klassen) sichergestellt wird, spricht Gramsci vom 
„integralen Staat“. 
 
Der kapitalistische Staat ist daher höchst dynamisch – ein Prozess sich ständig 
ändernder und umkämpfter, letztlich instabiler Kompromissgleichgewichte (vgl. 
Demirovic 2007, 32). Um die Hegemonie der herrschenden Klasse bzw. der führenden 
Gruppe aufrecht zu erhalten, müssen Zugeständnisse an verbündete Klassen gemacht 
werden, aber auch an die subalternen Klassen. Er ist aber auch ein zutiefst bürgerlicher 
Staat, weil er aus der Notwendigkeit entsteht, das durch Marktkonkurrenz zersplitterte 
Bürgertum zu organisieren. Das (objektive) bürgerliche Interesse an der 
                                                 
151  Die Herstellung der gesellschaftlichen Zustimmung zu staatlicher Herrschaft als Hegemonie kann auch als 
eine Antwort auf die Frage betrachtet werden, wie eigentlich das „gewisse Maß an Gehorchenwollen“, das 
Weber für das Funktionieren von Herrschaft voraussetzt, zustande kommt. Denn Weber hatte diese Frage 
ausgespart. 
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Aufrechterhaltung der kapitalistischen Produktionsweise wird zum allgemein-staatlichen 
Interesse. Daher finden alle im Sinne der Hegemoniebildung erfolgenden 
Zugeständnisse und Kompromisse ihre Grenze dort, wo die Produktionsweise in Frage 
gestellt wird. Eine bestimmte Produktionsweise verbindet Gramsci mit einer bestimmten 
Lebensweise, was über eine ökonomische Definition hinausweist. Wird diese in Frage 
gestellt, kommt das Moment des staatlichen Zwangs bzw. der Gewalt zum Einsatz.  
„Der staatliche Zwang soll legal die Disziplin derjenigen Gruppen gewährleisten, die weder aktiv 
noch passiv zustimmen, sondern bestrebt sind, einen Bruch mit der vorherrschenden 
Lebensweise zu organisieren.“ (Demirovic 2007, 33) 
Als Beispiel eines solchen Zwangseinsatzes (als militärisch-politisches Kräfteverhältnis) 
untersuchte Gramsci die Herstellung der nationalen Einheit Italiens gegen den 
Widerstand nationaler Minderheiten. Die hegemonial erzeugte Zustimmung zu staatlicher 
Herrschaft wirkt quasi wie ein Sichtschutz, der den staatlichen Gewaltapparat unsichtbar 
macht oder zumindest dessen Wahrnehmung nur im liberalen Sinne ermöglicht: als 
Instanz, die in der Lage ist, Gesetze zwingend durchzusetzen. Mit den Extremfällen 
physischen, staatlichen Gewalteinsatzes wird jedoch der Zwangscharakter des Staates 
wieder deutlich erkennbar und kritisierbar. 
 
Allerdings haben sich Gramsci selbst und auch die feministische Rezeption relativ wenig 
mit der Gewalt des Staates auseinander gesetzt, sondern in erster Linie auf Hegemonie, 
Hegemoniebildungsprozesse und die einschlägigen zivilgesellschaftlichen Institutionen 
konzentriert. Damit rückt auch das Forschungsinteresse von den staatlichen 
Kerninstitutionen weg zur „Kulturindustrie“.152 Denn gerade die Untersuchung der 
Durchsetzung hegemonialer Lebensweisen und die damit verknüpfte Bildung eines 
„Kollektivsubjekts“ gelten als zentrale konzeptuelle Innovationen Gramscis im Vergleich 
zu vorgängigen marxistischen Staatsbetrachtungen. Der Staat wird nicht mehr auf einen 
Gewaltapparat und dessen Gewaltmonopol reduziert betrachtet. Er ist der Gesellschaft 
nicht äußerlich. Eine Gesellschaft hat nicht einfach einen Staat, der über sie herrscht, 
sondern jede Gesellschaft ist ein Staat, ein komplexes Herrschaftsgeflecht, das 
hegemonial zusammengehalten wird. Das gesamte politische und kulturelle Leben ist 
Teil der Reproduktion (staatlicher) Herrschaft (Demirovic 2007, 38). Eine 
Entgegensetzung von staatlichen und nicht-staatlichen Institutionen ist nicht mehr 
sinnvoll. 
                                                 
152  Gramsci hatte in seiner Darstellung des Fordismus in den USA auch die Filmindustrie Hollywoods betrachtet. 
Diese produziere in der gleichen kleinteiligen und fließbandartigen Arbeitsweise Filme wie Henry Ford Autos. 
In dieser Analyse wurden erstmals Konsum und Konsumgegenstände als Mittel zur Herstellung aktiver und 
passiver Zustimmung zu politischer Herrschaft betrachtet. Sie dienen der Herstellung von Hegemonie, weil sie 
eine Lebensweise (z.B. Haus mit Garten in der Vorstadt) ermöglichen und verallgemeinern. 
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Mit der diskurstheoretischen Weiterentwicklung dieses weiten Staatsbegriffs wird zum 
einen die diskursive Konstruktion von staatlichen Akteuren und Akteuren der 
Zivilgesellschaft als Teil von Staatlichkeit konzipierbar, zum anderen ermöglicht sie eine 
Anknüpfung an konstruktivistische Geschlechterkonzeptionen. Somit kann selbst noch 
der individuelle Erwerb geschlechtlicher Identität als diskursive Praxis analysiert werden, 
die eben notwendig auch in staatlichen Arenen stattfindet. Eine feministische 
Institutionenarchäologie, die den Maskulinismus des Staates freilegen will, kann folglich 
den Beitrag und die Relevanz des Staates im Prozess der zugleich politischen und 
geschlechtlichen Subjektivierung nicht erhellen, sofern sie sich ausschließlich auf 
Prozesse im institutionell begrenzten Staatsapparat bezieht. Demgegenüber bietet 
Gramscis Konzept des „integralen Staates“, mit dem er aufzeigt, dass staatliche 
Hegemonie nicht allein in den zentralen Staatsapparaten entsteht, sondern 
zivilgesellschaftlich hergestellt wird und auch Bedürfnisse und Interessen der 
subalternen Klassen integrieren muss, die Möglichkeit Staatlichkeit im Alltag, in der 
sogenannten Lebenswelt und im vermeintlich Privaten aufzuspüren. 
 
Dieses integrale Staatsverständnis liegt auch Poulantzas’ Staatssicht als soziales 
Verhältnis zugrunde. Er macht eine klarere Differenz zwischen Staatsapparat und nicht-
staatlicher Sphäre, zeigt aber auf, wie sich soziale Kämpfe und Kompromisse im Staat 
unterschiedlich institutionalisieren und somit das staatliche Institutionengeflecht 
heterogen gestalten. Dennoch ermöglichen sie die Konstitution eines Blocks an der 
Macht, womit der moderne Staat sehr wohl als relevantes Herrschaftszentrum 
ausgewiesen ist. Um die Wirkung des Staates auf Ebene der Individuen und Körper zu 
erfassen, bieten sich zunächst Bourdieus Arbeiten zur Bürokratie und staatlicher 
„Setzungsarbeit“ (Bourdieu 1998b) an, in denen er aufzeigt, wie sich staatlich-statistische 
Normierungen und Standardisierungen in Köpfe und Körper der von staatlicher 
Verwaltung Betroffenen einschreiben. Der Staat ist dann „eine Instanz, die mit Hilfe von 
Klassifikationssystemen, beispielsweise Zweigeschlechtlichkeit, die im Recht oder in 
bürokratischen Verfahren festgeschrieben sind, ‚die mentalen Strukturen’ formt und 
dadurch ‚gemeinsame Wahrnehmungs- und Gliederungsprinzipien’ durchsetzt“ (Sauer 
2001a, 110). Als Inhaber des „symbolischen Gewaltmonopols“ vermag der Staat 
Denkkategorien zu produzieren und durchzusetzen, aber auch ihr Hergestelltsein in 
Vergessenheit geraten zu lassen. Sie erscheinen als natürlich, was insbesondere für die 
eigene Geschlechtlichkeit angenommen wird. In diesem Sinne bezeichnet Sauer auch 
Bourdieus Fassung staatlicher Herrschaft als Erklärung eines Phänomens von 
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Hegemonie (ebd., 111). Denn die Beherrschten nehmen die Herrschenden in den von 
den Herrschenden erzeugten Kategorien wahr. Diese wirken sozusagen als 
hegemonialer Diskurs. Wird also Bourdieus Konzept der männlichen Herrschaft mit 
seinem Staatsverständnis verbunden, wird der Staat zu einer zentralen Instanz für die 
Herstellung der Geschlechterordnung. Da die Unterwerfung unter staatliche Herrschaft 
aber durch präreflexive Zustimmung im Habitus erzeugt wird, kann eine Transformation 
nicht einfach durch politische Programmatik herbeigeführt werden, sondern bedarf einer 
umfassender zu konzipierenden Intervention in Prozesse der Formierung einer 
hegemonialen Geschlechterordnung. Dafür bietet Bourdieu jedoch keinen Ansatzpunkt. 
Sein „Geschlechterstaat“ erscheint „als etwas Unausweichliches. […] Es fehlt hier ein 
Akteurskonzept, eine Vorstellung von Subjektivität, die den Prozeß der staatlichen 
Einschreibung in den Körper als aktiven, d.h. konfliktorischen und widersprüchlichen 
Prozeß faßt und nicht allein als einen Prozeß passiven Erduldens“ (ebd., 112). 
 
Zu guter letzt wird auch wieder bei Foucault angesetzt, der sich in seiner Geschichte der 
Gouvernementalität schließlich selbst dem modernen Staat annähert und dabei die 
produktive Wirkung von Wahrheitsdiskursen aufzeigt. Schon in „Überwachen und 
Strafen“ hatte Foucault die Tendenz einer Verstaatlichung von Disziplinarmechanismen 
festgestellt (vgl. Foucault 1994, 273), beharrte aber darauf, dass der Staat weder das 
Gros gesellschaftlicher Machtverhältnisse abdecke, noch die Grundlage für 
gesellschaftliche Macht bilde. Stattdessen sah er im Staat einen Überbau im Bezug auf 
eine machttechnologische Infrastruktur und eine Kodifizierungsinstanz, die letztlich das 
Funktionieren der vielfältigen Machtbeziehungen ermögliche. Thomas Lemke weist zu 
Recht darauf hin, dass sich in dieser Konzeption Staat und Macht wechselseitig 
definieren: 
„Der Staat ist deshalb ein Überbauphänomen, weil der ‚nur’ kodifiziert, was sich in den 
mikrophysikalischen Machtverhältnissen bereits herausgebildet hat. Er fixiert also jene 
Machtarrangements, denen er sein Entstehen verdankt, ohne sie selbst zu konstituieren.“ 
(Lemke 1997, 121f.) 
Mit seinem Konzept der Gouvernementalität hingegen ging Foucault wesentlich über ein 
Verständnis des Staates als Kodifizierungsinstanz hinaus. Den Begriff der 
Gouvernementalität führte er zum ersten Mal in der vierten Einheit seiner 
Vorlesungsreihe „Sicherheit, Territorium, Bevölkerung“ im Februar 1978153 ein. Der 
Begriff entstand also in Foucaults Auseinandersetzung mit der Entstehung des 
                                                 
153  Das Transkript dieser Vorlesungseinheit wurde seither mehrfach unter dem Titel „Die 
Gouvernementalität“ publiziert. Zum ersten Mal 1991 in „The Foucault Effect. Studies in Governementality“ 
herausgegeben von Burchell, Gordon und Miller. 
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modernen Staates. In diesem Zusammenhang bezeichnet Gouvernementalität ein 
historisch singuläres Ereignis, das Auftreten eines Machttypus, der am Beginn moderner 
europäischer Staatlichkeit steht wie sie seit dem 18. Jahrhundert entwickelt wurde.  
„Ich verstehe unter ‚Gouvernementalität’ die aus den Institutionen, den Vorgängen, Analysen 
und Reflexionen, den Berechnungen und den Taktiken gebildete Gesamtheit, welche es 
erlauben, diese recht spezifische, wenn auch sehr komplexe Form der Macht auszuüben, die 
als Hauptzielscheibe die Bevölkerung, als wichtigste Wissensform die politische Ökonomie und 
als wesentliches technisches Instrument die Sicherheitsdispositive hat.“ (Foucault 2006a, 162) 
Zudem bezeichnet er Gouvernementalität als Tendenz, die in Europa zur 
Vormachtstellung der „Regierung“ (Souveränität und Disziplin)154 geführt hatte, deren 
Folge die Entwicklung spezifischer Regierungsapparate und spezifischer Wissensarten 
war (ebd., 162f.). Gouvernementalität ist somit das Schlüsselkonzept, mit dem sich 
Foucault dem Staat annähert. Es ist geradezu Synonym für den modernen Staat. 
Gleichzeitig ist damit aber das Hinausgreifen von Staatlichkeit über ein enger gefasstes 
Verständnis von Staatsapparat155 bzw. das Ineinandergreifen mikrophysikalischer 
Machtprozesse zu begreifen. Gouvernementalitäten sind unterschiedliche 
Machtdiskurse, die in bestimmten Artikulationen hegemonial werden und damit die 
jeweilige Version von Staatlichkeit ausmachen. Dementsprechend entsteht 
Gouvernementalität laut Foucault nicht in einem wie auch immer begriffenen 
Staatsapparat, sondern umgekehrt, der Staat wird sozusagen „gouverenementalisiert“ 
(vgl. Foucault 2006a, 163), was letztlich zu einem extrem dynamischen und 
prozessualen Staatsverständnis beiträgt: „Der Staat ist nichts anderes als der 
bewegliche Effekt eines Systems von mehreren Gouvernementalitäten.“ (Foucault 
2006b, 115) 
 
Damit ist ein Fundus an weiten Staatsverständnissen abgesteckt, mit dem die 
strukturierende Wirkung von Staatlichkeit in gesellschaftlichen Prozessen untersucht 
werden kann, in denen geschlechtliche Subjektivierung und Geschlechterverhältnisse 
diskursiv und materiell hergestellt und reproduziert werden. Um diese umfassenden 
staatlichen Strukturierungen zu analysieren, integriert Birgit Sauer (2008, 20f.) vier 
Dimensionen des Staates: Der Staat bildet erstens ein Kräftefeld, auf dem je 
nationalstaats-spezifische Klassen-, Geschlechter- und ethnische Regime entstehen. Er 
ist zweitens ein Kompromiss zwischen verschieden starken Kräften, der sich 
institutionalisiert. Moderne Staaten sind drittens selbst Diskurse, die vorrangig dichotome 
                                                 
154  Vereinfacht könnte man sagen, dass sich die Souveränitität an den Untertan richtet, die Disziplin an das 
Individuum und die Gouvernementalität an die Bevölkerung. Sie bilden also gemeinsam verschiedene 
Aspekte von Regierungsweisen, die sich in unterschiedlichen historischen Kontexten entwickeln und zu 
unterschiedlichen Konstellationen verbinden. 
155  Foucault wendet sich vehement gegen den Begriff des Staatsapparats bei Poulantzas. 
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„Grenzregime“ bilden – wie öffentlich vs. privat, Staatsgrenzen, die innen und außen 
markieren usw. –, die als Modi der Konstruktion von Ungleichheit operieren und 
entsprechende Subjektpositionen erzeugen. Zu guter letzt müssen Individuen aber ihre 
sozialen Positionen und politischen Identitäten selbst aktiv aneignen. Diese vier 
Dimensionen des Staates führen zu einem Konzept von Staatlichkeit, das „eine 
Schnittstelle von politischen Institutionen, gesellschaftlichen Machtverhältnissen, 
Subjektivierungsweisen und individuellen Praktiken“ (ebd., 21) bezeichnet. Mit einem 
solchen Verständnis von Staatlichkeit lässt sich auch Transformation als umfassende 
Restrukturierung des Verhältnisses zwischen Staat, Gesellschaft, Ökonomie und 
Privatheit analysieren. 
 
Auf der konzeptuellen Ebene geht es darum, Einsichten materialistischer Staatstheorien, 
insbesondere hegemonietheoretisch argumentierende Ansätze, mit denen post-
strukturalistischer Genderkonstruktion zu verbinden (vgl. Sauer 2009a, 151). Als zentrale 
Genderkonzeption, die diese Anschlussfähigkeit aufweist, gelten Judith Butlers Arbeiten 
zu Geschlecht, Subjekt und Macht. Gerade die Frage einer politischen Subjektivierung 
und damit die Herstellung politischer Handlungsfähigkeit von Frauen als Frauen ist 
kontroversiell diskutiert worden. Politische Begriffe dienen dazu, „eine sichere oder 
kohärente Identität zu stiften […]. In dem Maße, wie wir Identitätsansprüche als 
Sammlungspunkte für die politische Mobilisierung verstehen, stellen sie uns das 
Versprechen von Einheit, Solidarität, Universalität in Aussicht“ (Butler 1997a, 260). 
Zugleich können diese Versprechen nicht eingelöst werden, zumal jede Identität auf 
Ausschluss beruht – ein konstitutives Außen fixiert, marginalisiert und unterdrückt. So ist 
auch die Idee des autonomen Subjekts, das dem bürgerlichen Subjekt und letztlich 
generell dem politischen Akteur zugrunde liegt, „eine herrschaftsförmige männliche 
Konstruktion“ (Sauer 2009a, 154), die auf dem Ausschluss des Weiblichen beruht und 
ihren Ausschluss politisch immer wieder vollzieht. Politische Identität, die die 
Herrschaftsförmigkeit der vergeschlechtlichten Subjektkonstitution inkorporiert hat, kann 
somit nicht die Basis sein, um gegen die Herrschaftsförmigkeit anzutreten. Andererseits 
ist Subjektivierung Voraussetzung für Handlungsfähigkeit. Dies mündet in der paradoxen 
Einsicht, dass auch emanzipatorische Politik einer Subjektkonstitution bedarf, die unter 
sozialen und diskursiven Zwängen erfolgt, aber dieser Subjektivierung erst die 
Möglichkeit eröffnet, sich gegen die Bedingungen der Subjektkonstitution zu wenden 
(vgl. Butler 1997b, 29). Für feministische Staatstheorien sind diese Einsichten insofern 
zentral, als damit erklärt werden kann, dass und wie der moderne, liberale Staat 
bestimmte Subjektpositionen herstellt, durch Normen, Gesetzte, Rechte, andere aber 
Ansätze feministischer Staatskritiken und -theorien  238 
ausschließt, verwirft und unlebbar macht. Subjektbildung kann so als politischer Akt 
gefasst werden. „Politik – also auch Staatlichkeit und Demokratie – sind keine den 
Subjekten äußerliche Institutionen und Normen, sondern bringen (vergeschlechtlichte) 
Subjekte erst hervor, sitzen gleichsam in ihren Körpern.“ (Sauer 2009a, 156) Somit ist 
auch Transformation von Staatlichkeit eng verbunden mit Transformationen von 
Subjekten, Subjektpositionen und Subjektivierungsweisen. So zeigen z.B. 
Veränderungen von Citizenship-Konstruktionen auch Transformationen von Staatlichkeit 
an. 
 
Die gegenwärtige Transformation von Staatlichkeit findet unter neoliberalen Vorzeichen 
statt: 
„In diesem Prozess wird auch das maskulinistische Bauprinzip des Staates ‚renoviert’: Jene 
Sektoren, die historisch eng mit Männlichkeit verkodet waren, nämlich der Gewalt- und 
Repressionsapparat, werden zuungunsten der historisch später integrierten, gleichsam 
feminisierten Apparate wie Bildungs- und Gleichstellungspolitik gestärkt und gewinnen im 
globalen Restrukturierungsprozess an Macht.“ (Sauer 2008, 25) 
Der neue Paternalismus verzichtet auf wohlfahrtsstaatliche „Bevormundung“ und setzt 
auf Privatisierung von Reproduktionsarbeit. Die Dimension der aktiven Selbstaneignung 
des Staates gewinnt an Bedeutung. Politische Regulierung zielt auf einen neoliberalen 
Subjekttypus, der von Freiheit und Risiko geprägt ist. Doch der neue Freiheitsdiskurs 
bleibt unübersehbar an Disziplinierung und Ordnungspolitik gebunden. Zudem ist durch 
die Gleichsetzung von wirtschaftlicher mit politischer Freiheit eine „Vermännlichung“ 
politischer Aushandlungsprozesse (ebd., 29) zu verzeichnen. 
 
Die gegenwärtige Diagnose neoliberaler Transformation stellt eine Tendenz zur 
„Remaskulinisierung“ (Jeffords 1989) fest und erkennt in der ökonomischen 
Globalisierung nicht nur einen „Turbokapitalismus“, sondern zudem einen 
„Turbomaskulinismus“ (Kreisky/Sauer 1998). Neoliberale Privatisierung vormals 
staatlicher Aufgaben wird als Abwälzung kollektiver Leistungen an private Haushalte und 
schattenwirtschaftliche Arrangements gewertet, die überproportional von sozial 
schwachen Frauen erbracht werden, zumal geschlechtsspezifische Arbeitsteilungen 
nicht in Frage gestellt werden. Politische Entscheidungen werden von repräsentativ-
demokratischen Foren auf Experten- und Beratungsgremien verlagert und entziehen sich 
somit zunehmend demokratischer Partizipation und Kontrolle (vgl. Kreisky 2007). Hinzu 
kommt die Ausgrenzung mehrheitlich weiblicher Bezieherinnen geringer Einkommen aus 
neuartigen korporatistischen Netzwerken, die in Kombination mit staatlicher 
Gleichstellungspolitik einen „geschlechterparadoxen Staat“ erzeugen (vgl. Sauer 1997, 
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130). Geschlechterpolitische Strategien wie Gendermainstreaming werden neoliberalen 
Regierungsweisen eingepasst (vgl. Löffler 2007, 173), sodass ein „neuer Feminismus“ 
entstehen kann, der nur sozial bereits privilegierten Frauen zugute kommt (vgl. 
Hark/Kerner 2007). Schließlich muss sich auch ein feministischer Poststrukturalismus die 
Frage gefallen lassen, ob er selbst ein Symptom des Neoliberalismus ist, der eine 
Pluralisierung von Identitäten als verspielten Selbstzweck betreibt (vgl. Purtschert 2003, 
154). Denn immerhin ist auch eine als Widerstand gedachte queer-feministische Suche 
nach „neuen Subjektivitäten und Existenzweisen, die nicht mit Ausschlüssen und 
Normalisierungszwängen einhergehen“, mitunter nur eine Bestätigung der neoliberalen 
Individualisierungsnorm (Engel 2002, 200). Somit sind unterschiedliche sexuelle 
Subjektivitäten nicht nur in neoliberale Herrschaftstechniken integrierbar, sondern diese 
bilden geradezu die Bedingung ihrer Konstituierung (vgl. ebd., 201f.). 
4.4. Geschlechterpolitik in feministischen Staatskonzeptionen 
Politische Strategien der Frauenbewegung(en) über „Staatsfeminismus“ bis hin zu 
queer-feministischer Infragestellung von geschlechtlicher Eindeutigkeit sind 
Referenzpunkte feministischer Staatstheorien. Der Frage nach möglichen 
transformatorischen Wirkungen solcher Politiken auf Staatlichkeit wird ebenso 
nachgegangen wie der Frage nach Veränderungen von Geschlechterverhältnissen durch 
staatliche Interventionen. Diese Fragen sind durch ein emanzipatorisches 
Erkenntnisinteresse motiviert und orientieren sich an der Möglichkeit oder Unmöglichkeit 
einer geschlechtergerechten und geschlechteregalitären Gesellschaft. Die Antworten 
und Einschätzungen der Fragen, ob der Staat zugunsten von Frauen und 
Fraueninteressen agieren kann und ob er durch feministische Interventionen 
geschlechtergerechter wird, sind durch den staatstheoretischen Zugriff strukturiert. Fast 
alle diskutierten Ansätze feministischer Staatskonzeptionen zeichnen sich durch 
fundamentale Skepsis aus, und sind daher als Staatskritiken zu klassifizieren. Die 
Skepsis richtet sich nicht vorrangig gegen die Fähigkeit des Staates in 
Geschlechterverhältnisse zu intervenieren, sondern gegen die intendierten und 
unintendierten Wirkungen solcher Eingriffe, die mitunter Geschlechterherrschaft 
stabilisieren anstatt sie zu beseitigen. Zudem ist die grundsätzliche Frage, ob der Staat 
als Agent der Emanzipation oder zumindest als Verbündeter in emanzipatorischen 
Politikstrategien fungieren kann, nicht entschieden. Hinzu kommt, dass nicht von 
eindeutigen und für alle Frauen gleiche Interessen ausgegangen werden kann, womit 
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auch einzelne Policies immer auf ihre Wirkungen auf unterschiedliche Gruppen überprüft 
werden müssen. 
 
Transformationswahrnehmungen moderner Staatlichkeit sind auch im feministischen 
Staatsdiskurs präsent. Im Unterschied zum Main- und Malestream staatstheoretischer 
Diskussionen werfen Transformationen im feministischen Diskurs jedoch die zentrale 
Frage auf nach einer Veränderung der Artikulationen von Staat und Geschlecht: 
Verändern sich mit dem Staat auch staatliche Geschlechterpolitiken? Werden 
transformierte Geschlechterverhältnisse in neue Staatlichkeit eingeschrieben oder gar 
institutionalisiert? Tendieren diese Prozesse zu mehr Geschlechtergerechtigkeit oder 
werden patriarchale Herrschaftsverhältnisse restauriert? In meiner Einschätzung sind 
diese Fragen nur dann bearbeitbar, wenn die staatstheoretische Konzeption mit oben 
skizziertem Verständnis von Geschlechterpolitik kompatibel ist. 
 
Geschlechterpolitik habe ich als solche Aktivitäten definiert, die auf Transformation 
hegemonialer Geschlechterordnung zielen. Die moderne (hegemoniale) 
Geschlechterordnung inkludiert Orientierungsnormen wie Zweigeschlechtlichkeit und 
hegemoniale Männlichkeit und wird über (wissenschaftliches bis alltägliches) 
Geschlechterwissen reproduziert und durch maskulinistische Ideologien 
geschlechterhierarchisch stabilisiert. Geschlechterpolitik erfolgt über Genderprojekte, die 
eine fiktive oder partiell gültige Geschlechterordnung konstruieren, um konkrete 
Geschlechterverhältnisse zu transformieren. Durch vielfältige Überschneidungen 
verschiedener Herrschaftsverhältnisse (Intersektionalität) können auch solche Politiken 
als Geschlechterpolitiken wirken, die nicht intentional auf Geschlechterverhältnisse 
zielen. 
 
In Konzeptionen des patriarchalen Staates wird der Staat als institutionalisierte Form des 
Patriarchats begriffen und somit immer schon als Instanz betrachtet, die patriarchale 
Herrschaft stützt oder gar erst ermöglicht. Staatliche Politik muss demnach per 
definitionem Geschlechterpolitik sein, kann aber niemals emanzipatorisch wirken. 
Emanzipatorische Politiken stoßen im Staat auf Widerstand und werden systematisch 
unwirksam gemacht. Der Staat gilt als Vertreter und Verteidiger männlicher Interessen 
und diese sind notwendig ein Interesse an Herrschaft und Unterdrückung von Frauen. 
Auch wohlfahrtsstaatliche Interventionen ändern am strukturellen Patriarchat nichts, 
sondern verwandeln es lediglich vom privaten Familien-Patriarchat in ein öffentliches 
Staatspatriarchat. Der Staat ist somit ein zentraler politischer Akteur, aber als 
Ansätze feministischer Staatskritiken und -theorien  241 
emanzipatorischer Agent unbrauchbar. Emanzipatorische Politik setzt die Beseitigung 
des Staates voraus. 
 
Wird hingegen der Wohlfahrtsstaat als „frauenfreundlicher Staat“ konzipiert, so wird auch 
staatliche Politik zu emanzipatorischer Geschlechterpolitik. Gesellschaftlicher Wandel 
und damit die Veränderung der ökonomischen Basis einer postindustriellen Gesellschaft 
erfordert auch veränderte staatliche Politik. Stabilisierung und Reproduktion 
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung durch den Staat ist nicht haltbar. Damit wird aber 
nicht Transformation des Staates thematisiert, sondern lediglich die Inhalte staatlicher 
Politik ändern sich in Reaktion auf gesellschaftliche und ökonomische Transformationen, 
die dann auch andere Reproduktionserfordernisse haben. Der Staat bleibt ein kohärenter 
Akteur, der für Reproduktion der gesellschaftlichen Verhältnisse sorgt, und für diesen 
Zweck sogar „Feminismus von oben“ durchsetzen kann. 
 
Wird der Staat als historisches Produkt unterschiedlicher patriarchaler Einschreibungen 
betrachtet, so kann er nicht mehr als kohärenter Akteur auftreten. Mit dem einheitlichen 
männlichen Interesse verschwindet auch das einheitliche Staatsinteresse. Der Staat ist 
vielmehr ein Ensemble verschiedener Herrschaftsfelder, in die sich je historisch 
bestimmte Männlichkeiten und deren Bedürfnisse und Interessen eingeschrieben haben. 
Staatliche Politiken wirken somit strukturell als Geschlechterpolitiken, selbst wenn sie in 
sich widersprüchlich sind. Sie bleiben auch dann maskulinistisch, wenn kein konkretes 
männliches Interesse ausgemacht werden kann. Der Staat bevorzugt strukturell Männer 
und Männlichkeiten, und setzt solche Maßnahmen und Forderungen um, die seinen 
maskulinistischen Operationslogiken entsprechen. 
 
Warum sich patriarchale politische Akteure mit ihren Anliegen im Staat Gehör 
verschaffen können, und emanzipatorische nicht, wird durch die „geschlechtsspezifische 
Selektivität“ des Staates erklärt. Strategien politischer Akteure richten sich demnach auf 
Chancen ihren strukturellen Kontext (Patriarchat und staatliche Institutionen) zu 
verändern. Diese Chancen werden wiederum von den Strukturen selbst eröffnet. Somit 
richten politische Akteure ihre Strategien am Staat und seinen strukturellen Selektivitäten 
aus. Historisch sind im Staat aber patriarchale Einschreibungen wirksam, die in der 
Lebenswelt wurzeln und über das politische System in die Staatsinstitutionen gelangen. 
Somit ist – aus historischen Gründen – das Geschlechterprojekt des modernen Staates 
patriarchal. Politische Akteure können zwar strukturverändernd agieren, die Veränderung 
der patriarchalen Struktur erfolgt aber nicht im politischen System oder im Staat. 
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Emanzipatorische Geschlechterpolitik kann demnach erst dann erfolgen, wenn das 
lebensweltlich und damit nicht-politisch und nicht-staatlich strukturierte Patriarchat 
beseitigt ist. Staatliche Politik wird in diesen Ansätzen analytisch zu einem patriarchalen 
Projekt verdichtet, das als historisches Relikt in staatliche Institutionen eingeschrieben 
ist.  
 
Ansätze, die sich mit der Institutionalisierung von Männlichkeit im Staat beschäftigen, 
unterscheiden sich von Ansätzen patriarchaler Einschreibungen vor allem darin, dass 
nicht ein privates Patriarchat vorausgesetzt wird, das sich in den Staat einschreibt, 
sondern im Staatsapparat selbst Formen hegemonialer Männlichkeit und 
maskulinistischer Ideologie generiert werden, die staatlich-bürokratische Strukturen 
nachhaltig prägen. Damit werden auch unterschiedliche staatliche Akteure in den Blick 
genommen.  
 
Der These, wonach bürokratische Strukturen sowohl Beamte als auch deren Klientel 
„feminisieren“ – d.h. in passive und ohnmächtige Positionen zwingen, ist so angelegt, 
dass letztlich staatliche Akteure keine Geschlechterpolitik betreiben können. 
Demgegenüber kann Feminisierung als Strategie der Hierarchisierung zwischen 
Männlichkeiten betrachtet werden, womit diejenigen staatlichen Akteure, die in 
bürokratische Strukturen eingespannt sind, komplizenhafte Männlichkeit verkörpern und 
damit selbst zu zentralen Akteuren einer Geschlechterpolitik werden, die hegemoniale 
Männlichkeit stabilisiert. 
 
In der Konzeption des Staats als Männerbund wird von einer spezifischen historischen 
Situation ausgegangen, in der maskulinistische Ideologie in die Organisations- und 
Operationslogik staatlicher Bürokratie eingeschrieben wurde. Diese wirkt als historische 
Sedimentierung in politischen Institutionen fort und strukturiert staatliche 
Geschlechterpolitiken, die demnach tendenziell geschlechter-konservativ sind. Sie 
strukturiert aber auch emanzipatorische Strategien anderer politischer Akteure, indem 
sie deren Durchsetzung erschweren, zumal im Staatsapparat Barrieren gegen 
Geschlechtergleichheit eingezogen sind, die Widerstände gegen emanzipatorische 
Anliegen fördern. Die Geschlechterselektivität des Staates ist in dieser Fassung kein 
Import aus der Lebenswelt, sondern geschlechtsungleiche Filter werden originär im 
Staatsapparat entwickelt und strukturell verankert. Emanzipatorische Geschlechterpolitik 
müsste demnach auch und zentral auf die Transformation staatlicher bzw. bürokratischer 
Strukturen gerichtet sein. Dass eine politische Veränderung staatlicher Strukturen 
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möglich ist, zeigen neuere Entwicklungen zum New Public Management. Da der 
Staatsapparat aber ein Terrain der Formierung und Stabilisierung von Männlichkeiten ist, 
treffen emanzipatorische Strategien einer solchen Transformation jedoch eher auf 
Hindernisse und Widerstände. Daher werden solche Umbaustrategien favorisiert, die der 
Formierung und Stabilisierung bestimmter Männlichkeiten entgegen kommen. Im New 
Public Management sind dies Reformen, die auf ökonomische Effizienzsteigerung zielen, 
da sie mit dem neoliberalen Leitbild risikofreudigen Unternehmertums als hegemonialer 
Männlichkeitsentwurf in Einklang sind.  
 
In post-strukturalistischen Konzeptionen wird der enge Fokus des Staatsapparats 
verlassen und nach staatlichen Vergeschlechtlichungen auch jenseits staatlicher 
Institutionen gefragt. Geschlecht als soziale und/oder diskursive Konstruktion muss 
immer erst hergestellt und individuell angeeignet werden. In diesen Prozessen entstehen 
zuallererst vergeschlechtlichte Subjekte, subjektive Interessen und politische Akteure. 
Der Staat ist keine handelnde Einheit, sondern muss selbst immer erst hergestellt 
werden. Staatlichkeit schreibt sich in soziale Verhältnisse und Subjekte ein wie auch 
diese ihren Staat aneignen, verändern und hervorbringen. Wie der staatliche Beitrag an 
der Formierung von Geschlechtern und Geschlechterverhältnissen konzipiert werden 
kann, steht im Zentrum post-strukturalistischer Ansätze. 
 
Der Staat betrachtet als Serie diskursiver Arenen, bildet ein Terrain, auf dem politische 
Aushandlungsprozesse stattfinden und Interessen geformt werden. Damit wird der Staat 
zum Schauplatz politischer Kämpfe. Zugleich bringt Politik als diskursive Praxis den 
Staat als umkämpftes „Objekt“ hervor. Diese diskursive Hervorbringung des Staates 
ermöglicht auch seine Transformation. In dieser Fassung kann also Politik unmittelbar 
auf staatliche Transformation gerichtet sein. Erfolgreich ist transformatorische Politik, 
wenn sie sich als hegemoniale Sicht durchsetzen kann. In Anlehnung an Antonio 
Gramscis Konzept des integralen Staates, werden diskursive Arenen nicht vorrangig im 
Staatsapparat lokalisiert, sondern in der weit gefassten Zivilgesellschaft. Damit ist auch 
die diskursive Konstruktion politischer Akteure – seien es staatliche Akteure oder 
Akteure der Zivilgesellschaft – Teil von Staatlichkeit. Selbst der individuelle Erwerb 
geschlechtlicher Identität im Rahmen diskursiver Prozesse findet in staatlichen Arenen 
statt. Geschlechterpolitik kann somit als diskursive Praxis konzipiert werden. Die 
Chance, dass emanzipatorische Geschlechterpolitik zunächst als Interesse konstituiert, 
dann als hegemonialer Diskurs durchgesetzt werden kann, bleibt aber wohl gering. 
Identitätsbildung geht immer mit Ausschlüssen und Verwerfungen einher und generiert 
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damit immer neue Herrschaftsverhältnisse. Folglich würde auch emanzipatorische 
Geschlechterpolitik nur für bestimmte Identitäten (Gruppen), nicht aber für alle Frauen 
umsetzbar sein. 
 
Mit dem Interesse an Prozessen der Herstellung von Geschlechtlichkeit ist auch ein 
Interesse an weiten Staatskonzeptionen verbunden, die aus unterschiedlichen Ansätzen 
rezipiert werden. Auch verschiedene Begriffe von Politik und unterschiedliche 
Theoretisierungen einzelner Aspekte von Staatlichkeit und Geschlechtlichkeit werden 
integriert, sodass ein heterogenes Feld staatstheoretischer Diskussion entsteht. Dabei 
sind nicht alle Konzepte und theoretische Argumente auf der gleichen analytischen 
Ebene angesiedelt oder entstammen der gleichen Theorientradition. Selbst zentrale 
Begriffe wie „Diskurs“ und „Staatlichkeit“ werden unterschiedlich verwendet. Dennoch hat 
jede Sicht gewisse Plausibilität. Birgit Sauers Vorschlag, staatliche Strukturierungen in 
vier Dimensionen des Staates zu untersuchen, ist somit auch als Versuch zu lesen, die 
teilweise inkompatible Heterogenität über vier relevante Möglichkeiten, sich dem Staat 
auf Ebene der Theorie zu nähern, kompatibel zu machen. Vor allem sollen post-
strukturalistische Geschlechtertheorien mit materialistischen und 
hegemonietheoretischen Staatskonzeptionen zusammengebracht werden. 
 
In ihrer Fassung bleibt der moderne, liberale Staat eine zentrale Normierungsinstanz, die 
in der Lage ist, verbindliche Entscheidungen durchzusetzen. Staatlichkeit hingegen 
siedelt an der Schnittstelle zwischen politischen Institutionen, gesellschaftlichen 
Machtverhältnissen, Subjektivierungsweisen und individuellen Praktiken an, und 
strukturiert somit gesellschaftliche Prozesse umfassend. Die Formierung politischer 
Akteure als politische Subjektivierung fixiert ein konstitutives Außen, das marginalisiert 
und unterdrückt wird. Somit ist auch politische Subjektivierung ein herrschaftsförmiger 
Prozess, der in der Moderne als männliche Konstruktion unter Ausschluss des 
Weiblichen erfolgt. So geformte politische Identität kann aber nicht zur Basis von 
emanzipatorischer Geschlechterpolitik, die sich gerade gegen diese 
Herrschaftsförmigkeit wenden müsste, dienen. Weil der Staat aber als 
Normierungsinstanz fungiert, und dabei auch Subjektpositionen fixiert (Citizenship), 
können bspw. veränderte Zugangsmodalitäten zu StaatsbürgerInnenschaft auch 
Staatlichkeit transformieren. D.h. emanzipatorische Geschlechterpolitik setzt veränderte 
Subjektivierung voraus, kann aber mittels „traditioneller“ staatlicher Politik (also z.B. per 
Gesetz) vorangetrieben werden. Der zentrale Schlüssel zu transformatorischer Politik 
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liegt somit in veränderten Bedingungen von Subjektkonstitution.156 Diese werden in allen 
Dimensionen des Staates mitverhandelt und geschaffen. Geschlechterpolitik kann also 
von unterschiedlichsten Akteuren getrieben werden, in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Räumen stattfinden und auch emanzipatorisch sein. Es gibt aber 
keine zu präferierende Strategie, womit auch klassische Politikinstrumente nicht 
ausgeschlossen werden. Tatsächlich findet Geschlechterpolitik auch in der aktuellen 
Transformation statt. Sie ist jedoch kaum als emanzipatorisch zu werten. Vielmehr 
setzen sich Strategien der Remaskulinisierung durch. Sofern emanzipatorische Politiken 
erfolgreich sind, erzeugen sie keine große Transformation, sondern einen 
geschlechterparadoxen Staat. 
 
 Geschlechterpolitik Emanzipatorische 
Geschlechterpolitik 
Patriarchaler Staat: Staat reproduziert Patriarchat nicht möglich 
 frauenfreundlicher Wohlfahrtsstaat 
und Frauenbewegung 
möglich 
Patriarchale 
Einschreibungen: 
staatlich-strukturell; 
geschlechtsspezifische Selektivität 
nicht möglich 
Institutionalisierte 
Männlichkeit: 
wirkt strukturell in bürokratischer 
Organisationskultur  
schwierig, aufgrund von 
Widerständen im Staatsapparat 
Staatliche 
Vergeschlechtlichung: 
von allen politischen Akteuren 
betrieben; großteils unbewusst; 
nur durch veränderte Bedingungen 
der Subjektkonstitution möglich 
 
In allen Ansätzen feministischer Staatskonzeption wird eine grundsätzliche Möglichkeit 
für Geschlechterpolitik angenommen. Allerdings wird diese mitunter nicht als 
transformatorische Politik betrachtet, sondern lediglich als Reproduktion von 
Geschlechterherrschaft (Patriarchat) im Staat. Emanzipatorische Geschlechterpolitik 
hingegen erscheint nur dann unproblematisch, wenn der Staat als kohärenter Akteur für 
die Interessen von Frauen eintritt. Dies gilt vor allem in der Fassung des 
„frauenfreundlichen Wohlfahrtsstaats“. Werden patriarchale Einschreibungen in 
staatliche Strukturen diskutiert, müsste emanzipatorische Geschlechterpolitik eigentlich 
im Nicht-Politischen ansiedeln. Zuerst müsste geschlechtsspezifische Herrschaft in der 
Lebenswelt beseitigt werden, um in weiterer Folge auch geschlechtsspezifische 
Selektivitäten des Staates zu beseitigen. Wird der Staat aber als Terrain konzipiert auf 
                                                 
156 Gabriele Wilde (2001, 250) hat herausgearbeitet, dass die scheinbar geschlechtsneutrale Konzeption von 
Staatsbürgerschaft im deutschen Rechtsstaat Männer und Frauen unterschiedlich inkludiert, sodass Frauen 
als „Geschlechtsbürgerinnen“ markiert sind. Veränderte Subjektkonstitutionen müssten demnach diesen 
Status beseitigen. 
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dem selbst Männlichkeiten hergestellt werden und sich hegemoniale Männlichkeiten 
institutionalisieren, bedarf emanzipatorische Geschlechterpolitik grundlegender 
bürokratischer Reformen. Hier müsste der Staatsapparat umgebaut werden, um ihn in 
einen „geschlechterneutralen“ Staat zu verwandeln. Auch in einer Fassung post-
strukturalistischer Staatlichkeit ist emanzipatorische Geschlechterpolitik denkbar, sofern 
klassische Politikinstrumente nicht ausgeschlossen werden. Die Chancen hingegen 
einen hegemonialen Diskurs zu etablieren, der emanzipatorische Geschlechterpolitik 
auch als bewusste Strategie meinen würde, werden als eher schlecht eingeschätzt. 
Umgekehrt ändert sich mit (unbewussten) Subjektivierungsweisen auch Staatlichkeit. Da 
Subjektivierung zwar ein herrschaftsförmiger Prozess ist, aber dennoch keiner zentralen 
Kontrolle oder Steuerung unterliegt, sind sich ändernde Subjektivierungen und damit 
auch Transformationen von Staatlichkeit anzunehmen. Die Geschlechterordnung wird 
damit zumindest nachjustiert, wenn schon nicht in emanzipatorischem Sinne 
enthierarchisiert. 
 
Aufgrund der grundsätzlichen Möglichkeit Geschlechterpolitik in die diskutieren 
Staatskonzeptionen zu integrieren, bieten somit alle Ansätze Anschlussstellen für die 
Konzeption staatlicher Transformation als politisch gestalteter Prozess. Ausgenommen 
sind lediglich Konzeptionen des patriarchalen Staats, weil in diesen der Staat die 
herrschende Geschlechterordnung lediglich reproduziert, diese aber nicht transformieren 
kann. 
 
Um jedoch emanzipatorische Potentiale in Transformationsprozessen benennen zu 
können, ist das Angebot in vorliegenden Konzeptionen eher mager. Ein Grund könnte in 
der mangelnden Verknüpfung staatstheoretischer Arbeiten mit demokratietheoretischen 
Überlegungen liegen. Dieser Befund gilt für Staatstheorien der nicht-feministischen 
Diskussion, kann aber auch für den feministischen Diskurs konstatiert werden (vgl. 
Sauer 2001a; Sauer 2009b). Ein anderer Grund dafür liegt sicher im 
herrschaftskritischen Anspruch feministischer Ansätze selbst, der eine skeptische 
Einschätzung des Staates nahe legt. Obwohl der Staat in den meisten Ansätzen nicht als 
zentrale Herrschaftsinstanz betrachtet wird, bleibt er ein relevanter Faktor für die 
Herrschaftsförmigkeit moderner Gesellschaften. Somit werden Staat und Staatlichkeit 
tendenziell zum strukturellen Hindernis für emanzipatorische Politiken. Doch sofern er 
gegenüber Geschlechterverhältnissen als relativ autonomer Akteur konzipiert wird, kann 
er auch als Möglichkeitsstruktur für emanzipatorische Politik wirksam werden, oder sogar 
Veränderungen erzwingen (Sauer 2009b, 109).  
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5. Geschlechterkritische Theoretisierung von Transformationen 
von Staatlichkeit 
Im Folgenden soll das Begriffsrepertoire feministischer Staatskritik bearbeitet werden. 
Ziel ist es konzeptuelle Möglichkeiten aufzuzeigen, mit denen politische 
Transformationen und feministische Staatssicht so miteinander verknüpft werden 
können, dass einerseits Transformationen als geschlechterpolitische Praxis, die auch 
emanzipatorische Strategien umfassen können, verstehbar werden, andererseits der 
herrschaftskritische Anspruch feministischer Staatstheorien zentral bleibt. Dafür 
entwickle ich zunächst einige Kriterien feministischer Staatskritik, die ich als 
Anforderungen verstehe, um Transformationen kritisch zu thematisieren. Diese lassen 
sich zum Teil aus vorheriger Rekonstruktion staatskritischer Ansätze schließen. Zudem 
müssen aber weitere Konzepte herangezogen und re-interpretiert werden, um 
Transformationen von Staatlichkeit in den Blick nehmen zu können. 
 
Die Thematik der Transformation strukturiert Problemwahrnehmungen in 
staatstheoretischen Diskursen der Gegenwart. Dabei werden Transformationen meist als 
historische Prozesse vorgestellt, die einen epochalen Bruch bedeuten. Im 
staatstheoretischen Diskurs wird daher eine Geschichte des Staates konstruiert, und 
interpretiert, deren Zukunft offen ist. Zugleich erfolgt eine Intervention in den 
Transformationsprozess, indem Deutungsangebote und somit auch 
Handlungsorientierungen für politische Akteure bereitgestellt werden. Ich erachte es als 
notwendig, in diesen Transformationsdiskurs auch feministisch-staatstheoretisch zu 
intervenieren. Ich werde zunächst zwei Varianten der Transformationsinterpretation bei 
Helmut Willke und Bob Jessop darstellen, um an ihnen exemplarisch aufzuzeigen, wie 
die Geschichtskonstruktion die aktuelle Einschätzung prägt. Zudem kann die Tendenz 
zur Entdemokratisierung in diesem Diskurs veranschaulicht werden, die für aktuelle 
Ansätze der Staatstheorie charakteristisch ist. Der feministisch-gender-theoretische 
Zugriff von Birgit Sauer versucht dieses Manko zu beheben, indem sie eine 
staatstheoretische Perspektive auf Demokratie inkludiert. Damit ist sie in der Lage 
emanzipatorische Potenziale von Transformationen zu benennen und antidemokratische 
Tendenzen zu kritisieren. Sie entwickelt aber keine alternative Geschichtskonstruktion 
des Staates, womit die aktuellen Phänomene der Transformationen von Staatlichkeit 
weniger als epochaler Bruch erscheinen, denn als Facetten permanenter 
Transformation.  
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Um einen derartigen Blick auf Staatlichkeit in permanenter Transformation zu schärfen, 
erachte ich historische Theorien der Staatsbildung als besonders hilfreich. Da diese aber 
selten Geschlecht und Geschlechterverhältnisse als relevante Dimensionen von 
Staatlichkeit betrachten, müssen sie durch Ergebnisse der historischen 
Geschlechterforschung ergänzt werden. Dass dieses Vorhaben aus methodologischen 
Gründen kaum in einer zufrieden stellenden Art gelöst werden kann, habe ich bereits 
ausführlich in der Einleitung dargelegt. Dennoch erachte ich historische 
Staatsbildungsprozesse als geeignetes Beispiel für Transformationen von Staatlichkeit 
zur Erprobung und Diskussion weiterer konzeptueller Vorschläge. Dies eröffnet keine 
neuen Einsichten in die historische Staatbildung, soll aber das begriffliche 
Instrumentarium zur Benennung, Einschätzung und Kritik politischer Transformationen 
schärfen. 
 
Um Transformationen als spezifische Politiken im Rahmen eines staatstheoretischen 
Ansatzes verankern zu können, schlage ich einen Begriff von Staatlichkeit vor, der dies 
leisten soll. Abschließend werden am Beispiel der Staatsbildung in der frühen Neuzeit 
Konzepte erprobt, die für eine feministisch staatstkritische Theoretisierung von 
Transformationen von Staatlichkeit aufbereitet werden sollen.  
5.1. Einige Kriterien feministischer Staatskritik 
Ein grundlegendes Kriterium feministischer Staatskritik bezieht sich auf den Umgang mit 
Trennungsparadigmen (Staat vs. Gesellschaft; öffentlich vs. privat): In feministischer 
Staatskritik geht es nicht darum, die Trennungen aufzuheben, aber auch nicht begrifflich 
zu zementieren, sondern als politisch gestaltete und gestaltbare Grenzverläufe zu 
begreifen und in politisch-emanzipatorischem Sinne umzudeuten. Begrifflich schlage ich 
ein Verständnis von Staatlichkeit vor, das es ermöglicht Dimensionen von Staatlichkeit 
im Privaten, in gesellschaftlichen Kontexten, an unerwarteten Orten und Knotenpunkten 
sozialer Interaktion auszumachen. Dies ist mit einem weiten Staatsbegriff nicht 
notwendig gewährleistet. 
 
Transformation von Staatlichkeit ist politisch zu begreifen. Relevant dafür ist die Frage 
nach der Konstitution politischer Akteure, also politische Subjektivierung, die immer auch 
vergeschlechtichend erfolgt. Politische Akteure konstituieren sich in politischen 
Prozessen, sowohl auf staatlichem als auch nicht-staatlichen Terrains. Politisches 
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Handeln muss in ihren herrschaftstransformatorischen – insbesondere 
emanzipatorischen – Dimensionen erfassbar sein. Ein entsprechender Politikbegriff setzt 
ein Verständnis von Politisierung gesellschaftlicher Verhältnisse voraus, nicht jedoch 
eine prädefinierte Grenze von politisch und privat (apolitisch). In normativer Hinsicht 
muss das Staatsverständnis mit einem (umfassenden) Demokratieverständnis 
kompatibel sein, das keine Abstriche macht im Hinblick auf Geschlecht und andere 
Diskriminierungsverhältnisse. Ein solches Staatsverständnis schließt bspw. einen 
affirmativen Elitebezug aus. Zudem trennt es Staat und Demokratie nicht in einer 
formalistischen Weise, die einen Staat begrifflich fixiert, dem dann unterschiedliche 
Regierungsformen aufgepfropft werden können, ohne die vorgängige Staatlichkeit zu 
verändern. Transformationen moderner Demokratie sind daher zugleich 
Transformationen moderner Staatlichkeit. Transformationen demokratischer Staatlichkeit 
bis hin zu „Postdemokratie“ (Rancière 2002) sind daher mit Veränderungen 
demokratischer StaatsbürgerInnenschaft (Citizenship) verbunden. 
 
Zumal Staatskritik als Herrschaftskritik zu verstehen ist, ist es erforderlich, dass das 
Staatsverständnis in einem Verhältnis zu (geschlechtsspezifischer) Herrschaft konzipiert 
wird. Dies bedeutet aber nicht, dass der Staat mit Herrschaft zu identifizieren ist, sondern 
mündet in die Frage nach der Handlungsfähigkeit des Staates. Der Staat muss 
zumindest insofern als Akteur erfassbar sein, als ihm gesellschaftliche 
Gestaltungsmächtigkeit zukommt. Dies eröffnet auch die Möglichkeit danach zu fragen, 
wie ein Staat gestaltet sein sollte, damit er nicht ausschließlich als konservierendes 
„Gehäuse der Hörigkeit“ operiert, sondern sogar als Emanzipationsagent tätig sein kann.  
 
Trotz der notwendigen Handlungsfähigkeit des Staates im Sinne einer Mächtigkeit ist es 
aber dennoch wichtig, die strukturellen Bedingungen von Herrschaft benennen zu 
können. Der Staat hat eben nicht das Monopol auf Herrschaftsausübung, sondern ist Teil 
vielfältig artikulierter Herrschaftsverhältnisse. Auf einer etwas allgemeineren Ebene ist 
daher das Verhältnis von Struktur und Handeln prozessierbar zu machen. Variabilität, 
Transformation, Veränderbarkeit von Staat und Herrschaft müssen konzeptuell 
thematisierbar sein. Wenn Staat und Herrschaftsverhältnisse als überhistorisch, global 
und allgemein gefasst oder gar als natürliche Konstanten essentialisiert oder naturalisiert 
werden, werden Herrschaftsverhältnisse zementiert. Dann ist es weder möglich sie in 
Frage zu stellen noch tatsächliche Veränderungen theoretisch zu deuten. In 
theoretischen Ansätzen, die sich mit Fragen der historischen Formierung moderner 
Staatlichkeit befassen, wird jedoch der Fokus zumeist auf staatliche Monopolbildungen 
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verengt. Damit geraten andere Polities aus dem Blick oder erscheinen als plötzlich 
auftretende Störfaktoren, die staatliche Integrität und Souveränität bedrohen. Mit einem 
Begriff von Polities (im Plural), wie dies Sylvia Walby vorgeschlagen hat, ist es hingegen 
möglich, die Vielfalt, Gleichzeitigkeit und Konkurrenz von staatlichen, semistaatlichen 
und nichtstaatlichen Herrschaftsarrangements zu erfassen.  
 
Die Spezifik des Staates liegt in seinem beanspruchten Gewaltmonopol, das ihm den 
Vorrang vor anderen Polities sichern soll. Es darf jedoch nicht zum Selbstzweck des 
Staates stilisiert werden, sondern muss vielmehr als historisch erkämpfter und 
umkämpfter Kompromiss zwischen Polities begriffen werden. Staatliche Gewalt bleibt 
unvollständig, begrenzt und zweischneidig. Sie gilt als Einhegung, Befriedung und 
Schaffung gewaltfreier Räume einerseits und Anwendung, Androhung und Legitimierung 
bestimmter Formen von Gewalt andererseits. Gerade im Hinblick auf 
geschlechtspezifische Gewalt wird der Staat gerne als Beschützer angerufen. 
Abgesehen vom geschlechterstereotypen Subtext von Opfer, Täter und Beschützer, der 
einer „logic of masculinist protection“ (Young 2003) folgt, wird dabei die spezifisch 
staatliche Verwaltung und Distribution von Gewalt ignoriert. Staatliche Gewaltsamkeit ist 
nicht nur offene Gewaltanwendung, sondern ist strukturell in bürokratischen Prozessen 
verankert. Dies kann konzeptuell mit Pierre Bourdieus Arbeiten zum bürokratischen Feld 
erfasst werden. 
 
Diese machen auch maskulinistische Bauformen moderner Staatlichkeit benennbar, die 
in Regierungsweisen und Herrschaftslogiken eingeschrieben sind. Sie sind aber 
transformierbare Praktiken. Begrifflich ist die Erfassung der Konstitutionsprinzipien 
maskulinistischer Rationalität und ihre spezifische Verbindung mit moderner Staatlichkeit 
erforderlich, um letztlich Transformationen ihrer Konstitutionsbedingungen thematisieren 
zu können. Fruchtbar erscheint mir dafür eine Re-Interpretation des Konzepts der 
Gouvernementalität von Michel Foucault. 
5.2. Transformation und Geschichte 
Gerade feministische Staatstheorien sind häufig mit Transformationen befasst, was sich 
in der aktuellen Diskussion z.B. durch eine massive Neoliberalismuskritik aus einer 
Genderperspektive manifestiert. Gleichzeitig scheint jedoch die aktuelle (Mainstream-) 
Debatte um die Transformation des Staates über weite Strecken wieder ohne 
Geschlecht auskommen zu können. Die Vorstellung, dass Geschlecht für den Staat 
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irrelevant sei, ist nach wie vor dominant. Die aktuelle Staatstransformationsdebatte ist 
aber kein einheitlicher Diskurs, sondern findet sozusagen auf zwei verschiedenen 
Schauplätzen statt:157  
? Ein Debattenstrang versucht einen historischen Zugriff und wendet sich 
Staatsbildungsprozessen seit der frühen Neuzeit zu. Ziel ist es, den Staat als 
historisch Gewordenes und damit auch wieder vergängliches Konstrukt sichtbar 
zu machen, was letztlich durch aktuelle Phänomene des Staatszerfalls 
plausibilisiert werden kann.  
? Der andere sieht in den aktuellen (seit den frühen 1990er Jahren diskutierten) 
Phänomenen von Staatsrückbau, Kompetenzverlagerung und Verlust des 
staatlichen Politikmonopols mehr als nur die Transformation oder Rekonfiguration 
staatlicher Funktionen oder Institutionen, sondern eine Veränderung, die sich von 
historischen Transformationen fundamental unterscheidet. 
Beide Male wird das mögliche, faktische oder zumindest partielle „Ende des Staates“ 
proklamiert. Wenn der Staat die zentrale Herrschaftsinstanz moderner Gesellschaften 
ist, so müsste diese Zukunftsperspektive uneingeschränkt begrüßt werden. Dass jedoch 
kein Grund für Euphorie besteht, wird deutlich, wenn die beiden Debattenstränge 
geschlechtertheoretisch „aufgerüstet“ werden. 
5.2.1. Aktuelle Transformation in der staatstheoretischen 
Diskussion 
Als Beispiel für die aktuelle Transformationsdebatte werde ich im Folgenden die Beiträge 
von Helmut Willke und Bob Jessop vergleichen und ihre geschlechtertheoretischen 
Mängel aufzeigen. Willkes systemtheoretischer Ansatz kann dem neo-pluralistischen 
Theorienkonglomerat zugezählt werden, während Jessops strategisch-relationaler 
Ansatz vorrangig im Rahmen neo-marxistischer Theorien argumentiert. Für beide gibt es 
aber gute Gründe, ihre Zugänge als Spielarten post-moderner (Willke) bzw. post-
strukturalistischer (Jessop) Staatstheorien zu betrachten. Gemeinsam ist ihnen auf jeden 
Fall, dass sie einen gesellschaftstheoretischen Zugang zum Staat verfolgen. Für Willke 
ist der Staat ein Subsystem des Gesellschaftssystems. Jessop orientiert sich an Nicos 
Poulantzas und betrachtet den Staat als soziales Verhältnis. Dementsprechend sehen 
                                                 
157  Ein dritter Debattenstrang könnte als „politische Ideengeschichte des Staates“ tituliert werden. Allerdings 
werde ich auf eine separate Darstellung verzichten, zumal auch in historischen Theoretisierungen immer 
wieder auf ideenhistorische Werke Bezug genommen wird. Zur Aufarbeitung der Dimension einer diskursiven 
Staatsbildung entlang der staatstheoretischen und -philosophischen Auseinandersetzungen vgl. Roth 2003.  
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beide im gesellschaftlichen Wandel die treibende Kraft, die Transformationen des 
Staates erzwingt. 
5.2.1.1. Konzeptionen von Transformation 
Im systemtheoretischen Verständnis ist die Gesellschaft ein hoch komplexes System. 
Charakteristisch für die moderne Gesellschaft ist ihre Tendenz sich in funktionale 
Subsysteme auszudifferenzieren, die über ihre Kommunikationsmodi voneinander 
abgegrenzt werden. Der Grund für den Differenzierungsprozess sieht Willke in der 
notwendigen Reduktion von Komplexität, die auf Ebene der funktional spezialisierten 
Systeme zur Anwendung eines Kommunikationsmediums führt, das die jeweilige 
Systemrationalität konstituiert. Aufgrund der autopoietischen Schließung ist jedes 
System gezwungen seine Differenz zur Systemumwelt intern zu reflektieren (Luhmann 
1999, 136). Transformation eines Systems erfolgt derart, dass es Informationen aus 
seiner Umwelt aufnimmt und in seine internen Prozesse integriert. In diesem 
Kommunikationsprozess liegt auch das systemtheoretische Verständnis für 
gesellschaftlichen Wandel. 
 
Eine Gesellschaft transformiert sich, weil sie Komplexität reduzieren muss. Das führt zur 
Ausbildung funktional differenzierter Subsysteme. Diese sind wiederum um 
Komplexitätsreduktion bemüht. Indem sie das tun, schließen sie sich von anderen 
Subsystemen immer weiter ab, und die Gesamtgesellschaft bricht auseinander. Doch 
aufgrund ihrer hohen Spezialisierung sind Subsysteme abhängig davon, dass das 
Gesamtsystem – in diesem Fall die (Welt-)Gesellschaft – funktioniert, was ein 
reibungsloses Zusammenspiel mit andern Subsystemen erforderlich macht. Aber die 
einzige Möglichkeit für ein Subsystem festzustellen, was die anderen Subsysteme tun, 
ist, die eigene Systemumwelt zu interpretieren und die eigenen internen Prozesse 
entsprechend anzupassen. Diesen Prozess nennt Niklas Luhmann strukturelle 
Koppelung. Er ist allerdings immer kontingent und nicht vorhersagbar. Deshalb ist 
Transformation ein notwendiger, permanenter und offener Prozess; zugleich ist 
Transformation auch ein evolutionärer Prozess. D.h. es kann ein rascher Wandel 
stattfinden, wenn sich z.B. ein neues Subsystem ausdifferenziert und alle anderen 
Subsysteme zur Anpassung ihrer internen Prozesse zwingt, oder der Wandel erfolgt 
langsam über strukturelle Kopplung. Transformation ist vorrangig als Reaktion und 
Anpassung konzipiert. Obwohl Systeme fast wie Subjekte entworfen sind – sie haben 
eine Rationalität, ein Bewusstsein, sie können sogar agieren – wird Transformation nicht 
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aktiv koordiniert, und niemand kann über die Richtung der Transformation entscheiden. 
Sie ist ein anonymer Prozess ohne Subjekt. 
 
Helmut Willke versucht nun diese systemtheoretische Konzeption sozialen Wandels für 
die aktuelle Staatstransformation fruchtbar zu machen. Der Staat, wie alle Systeme, 
interpretiert seine Umwelt. Indem er das tut, stellt er eine Vorstellung der 
Gesamtgesellschaft her entlang seiner eigenen Rationalität – nämlich Macht – und 
beansprucht Suprematie. Daher versucht der Staat in die anderen Systeme zu 
intervenieren. Diese nehmen seine Eingriffsversuche nur als Störungen wahr und 
reagieren darauf entsprechend ihrer eigenen Systemrationalität. Die Reaktionen können 
somit weit entfernt sein von der staatlichen Intension. Staatliche Steuerung kann nach 
Willke daher nur als Kontextsteuerung erfolgen. Demnach kann das politische System 
versuchen, den Kontext eines Systems so zu verändern, dass dieses die Veränderungen 
mittels der eignen Systemrationalität interpretieren und aufnehmen kann. Hier zieht 
Willke also eine klare Grenze möglicher Staatsintervention. 
 
Jessop konzipiert Transformation ebenfalls als einen historischen Prozess. Aber nicht 
eine gegebene Gesellschaft wird transformiert, sondern die Art der Vergesellschaftung 
ändert sich aufgrund veränderter Formen kapitalistischer Produktion und Reproduktion. 
Gesellschaft selbst ist ein historisches Produkt, das erst durch kapitalistische 
Vergesellschaftung entsteht. Doch Kapitalismus ist eine zu abstrakte Kategorie, um 
seine eigene Historizität zu erfassen. Jessop integriert daher das Geschichtsmodell der 
Regulationstheorie, das historische Phasen des Kapitalismus unterscheidet. Zur 
Erfassung der Artikulation zwischen Staatsform und Produktionsweise dient ihm eine 
neo-gramscianische Staatstheorie. Und schließlich greift er auf diskurstheoretische 
Überlegungen zurück, um solche Vorstellungen zu erfassen, die als Orientierungswissen 
für politische und ökonomische Strategien herangezogen werden. Transformation 
bezieht sich also auf die sich ändernde – diskursive und nicht-diskursive – Artikulation 
des Ökonomischen und Politischen im gegenwärtigen Kapitalismus (Jessop 1999, 1). 
 
Sowohl das Ökonomische als auch das Politische (der integrale Staat), sind Ensemble 
gesellschaftlich eingebetteter und regulierter sowie strategisch selektiver Institutionen, 
Organisationen, gesellschaftlicher Kräfte und Aktivitäten (ebd., 2). Sie gehören insofern 
dem Ökonomischen an, als sie an der erweiterten Reproduktion des Kapitals als 
gesellschaftliches Verhältnis teilhaben. Dies inkludiert nicht nur Produktion, sondern 
auch ökonomische und außer-ökonomische Bedingungen für Reproduktion – wie 
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Konsumption, Reproduktion der Arbeitskraft, Lebensweisen usw. – was Jessop 
konzeptuell unter „reproduction-régulation“ zusammenfasst. Sie gehören insofern zum 
Politischen, als sie an der Herstellung kollektiv bindender Entscheidungen beteiligt sind. 
Konzeptuell fasst Jessop das als spezifische Government-Governance-Relation. Sowohl 
das Ökonomische als auch das Politische können als Systeme analysiert werden, aber – 
im Gegensatz zu Luhmanns bzw. Willkes Systemtheorie – überschneiden sich viele ihrer 
Elemente, weshalb sich weder das ökonomische noch das politische System vollständig 
schließen können (Jessop 2007b, 263). Jede bestehende Schließung oder strukturelle 
Kohärenz ist durch strategische Selektivitäten mitproduziert und daher auch Teil 
reflexiver strategischer Kalkulationen von Akteuren. Diskurse konstituieren Ökonomie 
und Politik als imaginierte Einheiten: Die Ökonomie wird als imaginäres System erzählt, 
der Staat als imaginäre politische Gemeinschaft. Diskurse sind auch Teil der 
spezifischen Artikulation von Ökonomie und Politik. Hinzu kommen außer-diskursive 
Arten ihrer Verbindung. 
 
Transformation meint Veränderungen des Ökonomischen, des Politischen und ihrer 
Artikulation. Transformationsphasen zeichnen sich durch Krisentendenzen aus und 
durch verschiedene Versuche mit den entstehenden Problemen umzugehen. Zudem 
entstehen neue diskursive Erzählungen von Ökonomie und politischer Gemeinschaft. Ein 
derartiger Transformationsprozess mündet mit hoher Wahrscheinlichkeit in einer neuen 
kapitalistischen Phase, die sich durch ein verändertes relativ stabiles 
Akkumulationsregime definiert. Das konkrete Ergebnis des Transformationsprozesses 
bleibt offen, aber es ist nicht vollkommen kontingent, weil jede Periode oder konkrete 
Konjunktur ein asymmetrisches strategisches Terrain bildet, das unterschiedlichen 
Akteuren unterschiedliche Möglichkeiten eröffnet (Jessop 2007b, 233). Somit kann es 
auch strategische Interventionen geben, die Entwicklungspfade für weitere und andere 
Strategien festlegen (ibid., 242). Jessop benennt damit also eine etwas eingeschränkte 
Fassung von Pfadabhängigkeit und integriert die Relevanz von Strategien und 
politischem Handeln in sein Konzept der Transformation. Einerseits ist damit 
Transformation nicht als vollkommen blinder oder notwendiger Prozess konzipiert, 
sondern durch Akteure und deren Strategien gestaltet. Andererseits haben die 
angewendeten Strategien verschiedener Akteure nicht die gleichen Chancen auf 
erfolgreiche Beeinflussung des Transformationsprozesses.  
 
Im Vergleich der beiden Konzeptionen von Transformation wird klar, dass der 
Hauptunterschied in der je zugestandenen Rolle von individuellen und kollektiven 
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Akteuren liegt. Während die systemtheoretische Fassung betont, dass Systeme 
ausschließlich entsprechend ihrer Systemrationalität agieren bzw. reagieren, wobei die 
Systemrationalität bereits mit der erstmaligen Ausdifferenzierung des Systems festgelegt 
ist, betont der strategisch-relationale Ansatz verschiedene Arten von Akteuren und 
unterschiedliche diskursiv erzeugte Vorstellungen, die Strategien hervorbringen können, 
die weit komplexer sind als Systemrationalitäten. Während ein systemtheoretischer 
Ansatz keinem System einen Primat einräumt, gibt es im strategisch-relationalen Ansatz 
Strukturen, die ein asymmetrisches Terrain erzeugen, auf dem Akteure und deren 
Strategien ungleiche Chancen auf Erfolg haben. 
5.2.1.2. Geschichte und aktuelle Transformation des Staates 
Sowohl Willke als auch Jessop gehen davon aus, dass durch die aktuelle Transformation 
der Wohlfahrtsstaat an sein Ende gelangt ist. Beide setzen dabei die aktuelle 
Transformation des Staates in eine historische Abfolge von Staatsmodellen, die je 
historisch spezifischen Gesellschaften bzw. Vergesellschaftungsweisen entsprochen 
haben. Die aktuelle Transformation von Gesellschaft und Staat ist durch 
Krisentendenzen gekennzeichnet. 
 
Willke (1997, 11ff.) konstruiert seine Geschichte von Staat/ Regierung und Gesellschaft 
wie folgt: Während des Prozesses der Herausbildung von Nationen bis ins 19. 
Jahrhundert war die typische Staats- bzw. Regierungsform ein Macht-Regime. Der 
Wohlfahrtsstaat etablierte ein Sicherheitsregime, das vom Risiko-Regime der 
technologischen bzw. industriellen Gesellschaft im 20. Jahrhundert abgelöst wurde. Die 
aktuelle Transformation meint die Ablösung der Industriegesellschaft durch eine 
Wissensgesellschaft, die ein Regime der Supervision implementiert. 
 
Diese Transformation ist nicht nur krisenhaft, sondern etabliert eine Art Dauer-Krise: 
nämlich eine Krise des Wissens – d.h. eine Krise betreffend die Bedeutung von Wissen 
in der entstehenden Wissensgesellschaft. Am Ende des 20. Jahrhunderts hat der 
gesellschaftliche Prozess der Differenzierung einen Punkt erreicht, an dem beinahe 
jedes Subsystem gezwungen ist Wissen zu generieren. Daher gibt es kein privilegiertes 
System der Wissensproduktion (mehr). Die Wissensgesellschaft ist eine historisch 
vollkommen neuartige Gesellschaftsform, weil sie erstmals in der Geschichte völlig frei 
ist von Zwängen, die durch physische Reproduktionsnotwendigkeiten entstehen. Diese 
Gesellschaft bildet einen neuen Modus der Autopoiese: ihre weitere Entwicklung ist nicht 
Theoretisierung von Transformationen von Staatlichkeit 256 
mehr durch die Vergangenheit verursacht, sondern hängt vollkommen an der Zukunft 
bzw. and einer Vision der Zukunft, die ihrerseits auf Wissen basiert (Willke 2002, 11). 
Deshalb wird Wissen zur wichtigsten Ressource für jedes System. Nur mittels Wissen 
kann ein System Kontingenz managen – d.h. die Fähigkeit erlangen, in einem 
systemischen Kontext zu agieren. Mit der Transformation zur Wissensgesellschaft 
verändert sich die systemtheoretische Konzeption von Transformation selbst. Denn, 
indem Systeme das Wissen, das sie für ihr eigenes Überleben brauchen, selbst 
erzeugen, werden sie wirklich unabhängig. Sie emanzipieren sich von der Evolution und 
beginnen strategisch zu handeln (Willke 2003, 31f.). D.h. sie versuchen sich selbst und 
andere zu steuern, indem sie unter Myriaden kontingenter Möglichkeiten relevantes 
Wissen strategisch auswählen (Willke 2002, 18). Mit diesen Entscheidungen produzieren 
sie zugleich Nicht-Wissen, nämlich das Wissen, das sie nicht wählen, ignorieren und 
daher selbst nicht wissen können. Dieses Nicht-Wissen kann aber gravierende Probleme 
bei der Selbststeuerung von Systemen verursachen. Die Unfähigkeit mit Nicht-Wissen 
kompetent umzugehen führt zur Krise des Wissens und damit zur Krise der 
Wissensgesellschaft. 
 
Diese Dauerkrise betrifft auch den Staat. In all seinen historischen Formen repräsentierte 
der moderne Staat die Einheit des politischen Systems und die Einheit der Gesellschaft 
(Willke 1997, 99f.). Er war in der Lage eine gesellschaftliche Einheit herzustellen, indem 
er das Allgemeinwohl definierte und auch realisierte und indem er eine radikale Inklusion 
aller erzwang. So erzwang der Staat Inklusion in das politische System über das 
Wahlrecht, er erzwang Inklusion in das Erziehungssystem durch die allgemeine 
Schulpflicht und er erzwang Inklusion in das Gesundheitssystem durch verpflichtende 
Sozialversicherung. Der Staat konnte also als privilegiertes System und in diesem Sinne 
als „Held der Gesellschaft“ betrachtet werden, als zentrale Institution, die eine 
Gesellschaft herstellt und aufrechterhält. Die Hauptfunktionen des Staates bestanden in 
der Herstellung gesellschaftlicher Einheit und in sozialer Inklusion. Beide Funktionen 
können für eine Wissensgesellschaft nicht mehr erfüllt werden – und das sollen sie lt. 
Willke auch nicht. 
 
Das Verhältnis des Staates zu andern Subsystemen hat sich grundlegend verändert. In 
all seinen historischen Formen als Risikoregime, Machtregime oder Sicherheitsregime 
konnte der Staat ein Politikmonopol beanspruchen, was zentralisierte 
Entscheidungsfindung und autoritative Formen von Steuerung ermöglichte. Die 
autonomen und selbstbewussten Subsysteme der Wissensgesellschaft hingegen sind 
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selbst politische Akteure, die den Primat des politischen Systems nicht länger 
akzeptieren. Ein derartiger Primat wäre auch unsinnig, weil kein einzelnes System 
genügend Wissen für eine autoritative Steuerung hat. Durch Dynamiken der 
Globalisierung werden zudem funktionale Systeme auf globaler (überstaatlicher) Ebene 
gekoppelt, was eine Tendenz zur Weltgesellschaft anzeigt. Somit können territorial 
rückgebundene Staaten nicht die zentralen Instanzen sein, die verbindliche 
Entscheidungen fällen. 
 
Willke setzt sich also mit zwei Staatskonzeptionen auseinander:  
? Der Wohlfahrtsstaat, den er hauptsächlich über seine Funktion der Integration 
definiert, die nur über autoritative Steuerung vorgestellt werden kann. Somit ist 
dann auch klar, dass der Staat der Wissensgesellschaft kein Wohlfahrtsstaat sein 
kein, zumal in einer Wissensgesellschaft überhaupt keine Art von 
Interventionsstaat denkbar ist. Der Wohlfahrtsstaat ist also ein überkommenes, 
dysfunktional gewordenes Auslaufmodell. 
? Der Nationalstaat, den Willke als Helden für eine Gesellschaft bezeichnet, weil er 
in der Lage ist, die Einheit einer Gesellschaft herzustellen und zu repräsentieren. 
Im Bezug zur Weltgesellschaft ist er zudem als Territorialstaat markiert. Die 
Dynamiken der Wissensgesellschaft heben funktionale Systeme auf eine globale 
Ebene, die den territorialen Nationalstaat als „local hero“ hinter sich lassen. Somit 
gesteht Willke dem Nationalstaat zwar eine Zukunft zu, aber mit wesentlich 
geringerer Bedeutung. Er kann nur noch versuchen, die Einheit weniger kleiner 
Subsysteme, Organisationen und Individuen in einem regional begrenzten Raum 
herzustellen. Viele neuartigen Probleme des lateralen Weltsystems 
transzendieren den Nationalstaat und werden die Bildung eines globalen 
„Gouvernanz-Regimes“ forcieren (Willke 2003, 20). 
 
Doch auch die Wissensgesellschaft wird einen Staat brauchen. Seine Aufgabe ist es, 
eine territorial begrenzt gültige Definition eines Gemeinwohls zu ermöglichen. Dieses 
wird zwischen Subsystemen – oder eigentlich zwischen Organisationen – verhandelt. 
Die Rolle des Staates ist es, diese Verhandlungsprozesse zu überwachen (Supervisor) 
oder zu moderieren (Moderator). Der Staat der Wissensgesellschaft hat also vorrangig 
koordinierende Funktion, und behält die Fähigkeit, die Verhandlungsergebnisse in 
Gesetze zu fassen, die dann wieder als neuer Kontext für die Subsysteme operieren. 
Aber eine autoritative Steuerung ist nicht mehr möglich, weshalb es für den zukünftigen 
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Staat am wichtigsten ist, die Selbststeuerung und Selbstorganisation der Systeme zu 
respektieren. 
 
Obwohl nun die Vorstellung, dass das Gemeinwohl in Verhandlungsrunden definiert 
wird, sehr nach Demokratie klingt, ist dieser politische Prozess bei genauerer 
Betrachtung recht undemokratisch: Es gibt keine formalen Verfahren, die Partizipation an 
solchen Verhandlungen regeln, und es gibt keine vorab definierte Gemeinschaft, für die 
die so getroffenen Entscheidungen bindend sein werden (Willke 2001, 205). Die 
moderne Form der Politik war als Territorialität implementiert, und versuchte alles in eine 
hierarchische Ordnung zu bringen und an ein Territorium zu binden. Demokratie wurde 
ebenfalls an den Territorialstaat gebunden. Aber die gesellschaftliche Dynamik hat diese 
Ordnung und Territorialität gesprengt. Dies wurde möglich, weil Systeme über ihre 
Kommunikationen (via Symbole) definiert sind, die territorial unabhängig bleiben. Staaten 
versuchen zwar an der Konstruktion einer globalen „Gouvernanz“ zu partizipieren, tun 
dies aber mit dem Ziel sie zu einem funktionalen Äquivalent für autoritative Staatspolitik 
zu verwandeln. Staaten ignorieren also tendenziell die Tatsache, dass die Weltordnung 
nicht mehr hierarchisch ist, sondern heterarchisch und polyzentrisch.  
 
Demokratie war ursprünglich der paradigmatische Fall einer Ordnung von Diversität, die 
sich den Herausforderungen einer heteronomen und heterarchischen Ordnung stellte 
(Willke 2003, 25f.). Ihre territoriale Bindung wie ihre Abhängigkeit von abgrenzbaren 
Kollektivitäten mache sie in dieser Form aber für die neue globale Ordnung ungeeignet. 
Aktuelle Diskussionen und Vorschläge zur Demokratisierung der internationalen Politik, 
übersehen in Willkes Einschätzung, den wichtigsten Schritt in der Entwicklung der 
Demokratie – ihre Befreiung von der Moral. Damit wurde die Intelligenz der Demokratie 
freigesetzt, nämlich ihre Rationalität, die Politik nicht an Wahrheit, sondern an temporale 
Mehrheiten bindet (ebd. 316). Das globale System verfügt noch nicht über 
demokratische Institutionen, doch könne dieses Manko nicht durch eine Moralisierung 
wie einen Bezug auf Menschenrechte behoben werden. Auch Staaten können bei einer 
Demokratisierung der internationalen Politik nicht hilfreich sein, weil sie immer in 
Hierarchien denken. Willke hingegen glaubt scheinbar, dass die bloße Existenz einer 
heterarchischen Ordnung zwischen Systemen quasi automatisch Demokratie erzeugen 
wird. Nur Staaten mit ihrer Fixierung auf Hierarchien und Macht könnten diesen 
Demokratisierungsprozess gefährden. 
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Auch Bob Jessop (1999, 5) unterscheidet verschiedene historische Staatsformen, die je 
mit der historischen Form des Kapitalismus einhergehen: Der merkantile Staat wurde 
vom liberalen Verfassungsstaat und teilweise vom imperialistischen Staat des 19. 
Jahrhunders abgelöst. Die dominante Staatsform des 20. Jahrhundert nach dem Zweiten 
Weltkrieg war der „Keynsian welfare national state“ (KWNS). Jede Staatsform war mit 
einem eigenen imaginären nationalen Raum verbunden und war je unterschiedlich in das 
ökonomische Weltsystem eingebunden. Jede war zudem mit einem bestimmten 
Akkumulationsregime verknüpft. Alle Elemente zusammen machen eine historische 
Konjunktur aus. Jede Konjunktur hat unterschiedliche Strukturen, die Kämpfe und 
Strategien von Akteuren beeinflussen. Innerhalb jeder Konjunktur bildet sich eine 
strukturelle Kohärenz zwischen Akkumulationsregime und Regulationsweise aus. Der 
KWNS ist als bestimmte Konjunktur zu begreifen, womit die aktuelle Transformation des 
Staates mit einer veränderten Art der Kapitalakkumulation zusammenhängt. 
 
Sowohl theoretische als auch praktische Debatten über die Krise des Staates begannen 
Mitte der 1970er Jahre und führten zu einer breiten Palette an Diagnosen und 
Erzählungen betreffend Versagen und Krise. Sie waren strategisch wichtige Schauplätze 
für unterschiedliche politische Kämpfe und Problemlösungsstrategien. Seit den 1980er 
Jahren wurde offensichtlich, dass die Transformationen des KWNS mehr als nur Re-
Konfigurationen seiner Staatsfunktionen sind, sondern als Entstehung einer qualitativ 
neuen Staatsform zu betrachten sind. Jessop (2007b, 272) nennt diese neue Form „post-
national Schumpeterian work-fare regime“ (PSWR). Dieses zeichnet sich durch drei 
Charakteristika aus: 
? Interventionen in die Ökonomie dienen der Stärkung strukturellen oder 
systemischen Wettbewerbs offener Ökonomien, und sind daher angebotsseitig 
(nicht mehr nachfrageseitig wie im KWNS). 
? Die Flexibilität der Arbeitsmärkte hat Priorität vor Sozialpolitik, weil Arbeitslöhne 
vorrangig als Produktionskosten interpretiert werden und nicht mehr als relevante 
Größe für den Konsum. 
? Das nationale Territorium, verstanden als „Power-Container“ hat abnehmende 
Bedeutung im Vergleich zu anderen räumlichen und zeitlichen Bezugsgrößen. 
 
Dieser Transformationsprozess ist noch im Gange. Es handelt sich dabei um politische 
Kämpfe, und der Verlauf dieser Kämpfe ist abhängig von Erzählungen (Narrativen) und 
Meta-Narrativen, die ein Paradigma über das Wesen dieser Transformation 
konstituieren. Veränderungen der Paradigmen im Laufe der Staatsdebatte illustrieren 
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„the mutually constitutive links between academic discourse, political practice, and 
changing economic realities“ (Jessop 1999, 14). Über 30 Jahre war der hegemoniale 
Diskurs, der die zentralen Narrative oder Paradigmen definiert, der des Neo-
Liberalismus. Seit der Jahrhundertwende sei sein Einfluss jedoch abnehmend. 
 
Die Charakteristika des PSWR können aus drei Haupttrends der Reorganisation des 
KWNS abgeleitet werden. Diese sind: Entnationalisierung des Staates, Entstaatlichung 
der Politik und Internationalisierung von Politikregimen. Aber alle drei Trends “are far 
from automatic but always mediated through paradigm shifts and social struggles” (ebd., 
15): 
 
Entnationalisierung meint, dass die tatsächlichen Fähigkeiten des Nationalstaats seine 
Macht innerhalb seiner Grenzen im Interesse der Akkumulation einzusetzen geschwächt 
wurde (ebd., 7). Dieser Verlust an Autonomie erzeugt einen Bedarf an internationaler 
Koordination einerseits und bewirkt andererseits ein Wiederaufleben sub-nationaler 
Räume. Deshalb hat der Nationalstaat eine neue Rolle als Vermittler zwischen supra-
nationaler und sub-nationaler Ebene. Einige seiner Fähigkeiten bzw. Kompetenzen hat 
er an panregionale, plurinationale oder internationale Einrichtungen abgegeben. Viele 
Funktionen, die früher als nationalstaatlich galten, werden nun von regionalen oder 
lokalen Regierungen ausgeführt. Zugleich werden neue Formen von Governance und 
transnationale Kooperationen erarbeitet. 
 
Entstaatlichung der Politik bedeutet eine Verlagerung politischer Prozesse von zentraler 
Regierung hin zu eher dezentralen Formen des Regierens. Der Primat offizieller, typisch 
nationaler Staatsapparate wird ersetzt durch verschiedene Formen der Zusammenarbeit 
zwischen staatlichen, para-staatlichen und nicht-staatlichen Organisationen. Dies 
bedeutet zugleich eine Ablösung der hierarchischen Herrschaftsorganisation durch 
Machtnetzwerke.158 Das bewirkt strategische Neu-Orientierungen politischer Akteure, die 
sich nun auf supra-nationale Ebenen wie z.B. die EU hin ausrichten, vor allem aber auf 
regionale und lokale Ebenen. Diese gewinnen an Bedeutung, zumal wirtschaftliche 
Interventionen, die auf die Förderung struktureller Wettbewerbsfähigkeit lokaler 
Ökonomien zielen, vorrangig als regionale Governance-Projekte erfolgen. Der 
Zentralstaat stellt für diese regionalen Regierungstätigkeiten allgemeine 
Rahmenbedingungen sicher und stellt Ressourcen zu Verfügung. 
                                                 
158  In diesem Punkt stimmt Jessop auch Helmut Willkes Darstellung explizit zu (vgl. Jessop 1999, 9). Aber 
Jessop interpretiert diese Ablösung hauptsächlich als strategische Reorientierung. 
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Internationalisierung von Politikregimen bezieht sich auf die steigende Bedeutung des 
internationalen Kontexts für staatliche (Innen-)Politik. Die Trennung zwischen Innen- und 
Außenpolitik wird uneindeutig. Die territoriale Basis für politische und ökonomische 
Akteure erweitert sich. Diejenigen, die direkt in Entscheidungsprozesse involviert sind 
und diejenigen, deren Meinungen und Reaktionen dabei berücksichtigt werden, befinden 
sich auf einem historisch neuartigen strategischen Terrain, das unterschiedliche Ebenen 
wirtschaftlichen und politischen Handelns verbindet. 
 
Auch im post-nationalen Schumpeterianischen Leistungs-Regime (PSWR) ortet Jessop 
eine Schlüsselrolle für den Nationalstaat. Obwohl die Form des Nationalstaats wie er als 
Keynesianischer Wohlfahrtsstaat (KWNS) definiert war erodiert, gibt es keinen Ersatz 
dafür, was Poulantzas als die eigentliche Funktion des Nationalstaats betrachtet hat: 
“securing the social cohesion of a society divided into classes” (Jessop 1999, 11). Das 
entstehende PSWR wird auch gezwungen sein diesen Zusammenhalt herzustellen. 
Diese politische Funktion wird auch in Zukunft vom Nationalstaat erbracht werden 
müssen, und diese bleibt demokratisch.  
“Thus, the national state is still the most significant site of struggle among competing […] forces. 
[…]. Unless or until supranational political organization acquires not only governmental powers 
but also some measures of popular-democratic legitimacy, the national state will remain a key 
political factor as the highest instance of democratic political accountability” (ibid., 12). 
 
Obwohl Jessop die Transformation des Staates als politischen Prozess konzipiert, der 
hauptsächlich durch politische Kämpfe gestaltet wird, betrachtet er Demokratie 
ausschließlich als politische Funktion des Nationalstaats, die darauf zielt nationale 
Einheit herzustellen. Auch nationalstaatliche Demokratie wird transformiert, zumal sie 
nicht mehr auf sozialen StaatsbürgerInnenrechten basiert, die eine politische Innovation 
des Wohlfahrtsstaats waren. Ganz ähnlich argumentiert Helmut Willke, wenn er vom 
Staat behauptet, dass er nicht mehr in der Lage sei die Einheit der Gesellschaft 
herzustellen und zu repräsentieren, sondern dies nur noch als „local hero“ für eine 
territorial definierte Gemeinschaft leisten könne. Auch bei ihm ist Demokratie im 
Nationalstaat verankert und zudem nur formal zu haben. 
 
Sowohl Jessop als auch Willke befassen sich bei ihrer Diskussion der Transformation 
des Staates explizit mit Demokratie. Die Unterschiede, die aus den theoretischen 
Designs folgend zu unterschiedlichen Konzeptionen von Transformation führen, 
scheinen zu verschwinden, sobald sie die Zukunft der Demokratie einschätzen. Beide 
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sehen die zentrale Leistung der Demokratie in der Herstellung einer nationalen Einheit. 
Beide betrachten wohlfahrtsstaatliche Demokratie – also demokratische Rechte, die 
auch substantielle Gleichheit sicherstellen sollen – als überholtes Staatsmodell. Beide 
orten aber auch eine neue Form der Demokratie in Verhandlungsrunden, wobei Willke 
auf einen Automatismus setzt, der sich in einer heterarchischen Ordnung zwischen 
gleich starken Systemen einstellen wird, während Jessop das neue strategische Terrain 
als exklusiven Ort betrachtet, auf dem nur solche Akteure, die politisch und ökonomisch 
privilegiert sind, Zugang haben. Die Transformation bewirkt in beiden Entwürfen eine 
Marginalisierung des Staates, und eine Verlagerung politischer Prozesse aus dem Staat. 
Durch die Kopplung von Demokratie an den (National-)Staat geht ein Verständnis von 
Politik als demokratischer Prozess tendenziell verloren. 
 
Besonders in Jessops Argumentation, in der die Transformation des Staates ein zutiefst 
politisch gemachter Vorgang ist, wird deutlich, dass sie von un- oder gar anti-
demokratischen Akteuren initiiert und gestaltet wird. Im Transformationsprozess können 
sich dann zwar emanzipatorische Chancen auftun als mehr oder minder zufälliges 
Nebenprodukt, emanzipatorische Politik kann aber den Transformationsprozess selbst 
nicht gestalten. Das scheitert zum einen daran, dass verschiedene Strategien 
aufeinander treffen und sich nicht eine einzige durchsetzen kann. Zum anderen ist 
Transformation eine Notwendigkeit, die aus einer Krise der Akkumulation herrührt, und 
kann daher nur von solchen Kräften initiiert und gestaltet werden, die sich vorrangig auf 
ökonomische Problemlösungen konzentrieren. 
 
Anders bei Helmut Willke, dessen Verständnis der aktuellen Transformation wenig 
politisch ist, sondern einen Prozess meint, der aus der zunehmenden Autonomisierung 
der Subsysteme resultiert. So gesehen ist es die Emanzipation der Subsysteme vom 
politischen System, die die aktuelle Transformation ausmacht. Die heterarchische 
Ordnung suggeriert dann zwar eine egalitäre und demokratische Zukunft, verschweigt 
aber, dass nur funktional differenzierte Systeme bzw. deren Organisationen an dieser 
neuen Gleichheit partizipieren können. Der Einwand, dass die aktuelle Transformation 
auch mit anderen Problemen zu tun haben könnte, als nur systemische 
Kommunikationen am Laufen zu halten, wird abgeschmettert, indem jegliche normative 
Dimension als undemokratisch zurückgewiesen wird. 
 
Wenn aber – wie von beiden unterstellt wird – Demokratie am Staat hängt und das auch 
den eigentlichen Grund ausmacht, warum der Staat nicht verschwinden wird, weil es 
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kein Substitut geben kann für die staatliche Funktion der Herstellung einer nationalen 
Einheit, stellt sich die Frage, warum sozialstaatliche Demokratie ersatzlos gestrichen 
werden kann, ohne ein Substitut zu benötigen. Ich vermute den Grund darin, dass beide 
Ansätze zwar gesellschaftstheoretisch verfahren, nicht jedoch demokratietheoretisch. 
Beide befassen sich mit dem Staat, werfen aber weder einen staatstheoretischen Blick 
auf Demokratie noch einen demokratietheoretischen auf den Staat. 
5.2.1.3. Feministische Interventionen 
In der aktuellen Transformationsdebatte gibt es also eine Tendenz, den (National-) Staat 
mit einer formal reduzierten Demokratie zu verbinden, während neue Formen von 
Demokratie vom Staat entkoppelt zu betrachtet werden bzw. ein Prozess der 
Entkopplung zu diagnostiziert wird. Damit wird eine demokratischere Zukunft für die 
„Welt“ denkbar, die jedoch ohne klar definierte Institutionen auskommt. Dem ist ein 
Demokratieverständnis unterlegt, das gerade deshalb demokratisch sein soll, weil es 
keine Verfahren für Partizipation, Entscheidungsfindung und Ergebnisimplementierung 
gibt. Andererseits werden institutionalisierte Formen von Demokratie im Sinne 
parlamentarischer Repräsentation und Entscheidungsfindung an den (National-) Staat 
zurückgebunden, sodass sie in dem Maße an Bedeutung verlieren wie der Staat an 
politischer Gestaltungsmacht einbüßt. Die derart als historische Restgröße definierte 
Formaldemokratie kann nur noch sehr eingeschränkt politische Prozesse gestalten. 
Stattdessen wird sie zum generativen Prinzip des Nationalen. Wenn wir davon 
ausgehen, dass der staatstheoretische Transformationsdiskurs auch 
Orientierungswissen für politische Akteure bereitstellt, was zumindest Jessop explizit 
annimmt, ist diese Art der Thematisierung aktueller Transformationen von Staat und 
Demokratie geradezu gefährlich. Ausgeblendet bleiben nicht nur Phänomene, die dem 
prognostizierten Trend nicht entsprechen wie z.B. die Aufwertung des EU-Parlaments, 
sondern auch Transformationen der Geschlechterverhältnisse. Letztere deshalb, weil sie 
im theoretischen Design ausgeblendet werden. 
 
Feministische Demokratie- und Staatstheorien sind ebenfalls in einem Bias zwischen 
institutionalisierter Repräsentativdemokratie einerseits und zivilgesellschaftlich offenen 
Politikprozessen andererseits befangen. Demokratisch repräsentative Verfahren sind 
deshalb verdächtig, weil sie gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse reproduzieren 
indem sie männliche Partikularinteressen präferieren, denen der Status als universelle 
und allgemeine Interessen zugesprochen wird. Dies ist Thema zahlreicher feministischer 
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Staatstheorien, die sich mit bürokratischen Strukturen und (historischen) 
Einschreibungen männlicher Interessen und Bedürfnisse in staatliche Operationsweisen 
befassen. Auch parlamentarische Repräsentation unterliegt den so erzeugten 
Schieflagen. Konsequenterweise werden Möglichkeiten und Chancen für weibliche 
Partizipation an Politikgestaltung im vorparlamentarischen Raum bzw. in der 
Zivilgesellschaft gesucht. Doch auch zivilgesellschaftliche Verfahren der Deliberation 
sind selektiv bezogen auf Arten der Einbindung von Frauen sowie auf Chancen zur 
Artikulation und Durchsetzung marginalisierter Interessen. 
 
Unterthematisiert bleibt die Frage der Responsivität politischer Institutionen (Sauer 
2009b, 107) – also ob und wie überhaupt zivilgesellschaftliche Forderungen in den 
staatlich-institutionellen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess einfließen. Die 
unterstellte Entkopplung von Staat und Demokratie wird auf die Formel „Governance“ 
gebracht, die nicht vorrangig als analytischer oder theoretischer Begriff operiert, sondern 
im Aktivvokabular politisch-institutioneller Akteure – insbesondere auf Ebene der EU – 
verankert ist. Governance legitimiert überspitzt formuliert zivilgesellschaftliche 
Deliberation als neue Form der Demokratie. Sie verspricht zudem, einen ungehinderten 
Transfer von Ergebnissen demokratisch-zivilgesellschaftlicher Deliberation in staatliche, 
europäische oder internationale Institutionen. Dafür wird auch die staatliche 
Verwaltungsapparatur umgestaltet, sodass sie mit flacheren Hierarchien versehen 
effizienter, transparenter und näher an den Bedürfnissen der BürgerInnen operiert. 
Governance ist daher auch ein Phänomen der aktuellen Transformationen von 
Staatlichkeit. Darin schlummern emanzipatorische Chancen, die insbesondere für 
Gleichstellungspolitiken wie Gender Mainstreaming in Organisationen und 
Empowerment-Programme in der internationalen Entwicklungspolitik untersucht werden. 
 
Birgit Sauer weist auf die genannten Schieflagen im Transformationsdiskurs hin und 
versucht eine feministisch-staatstheoretische Konzeption von Demokratie vorzulegen, 
die eine Entgegensetzung von Staat und Demokratie vermeidet. Dabei versteht sie 
feministische Demokratietheorie selbst als transformatorische Theorie, der es um 
Veränderung androzentrischer Politikformen geht (ebd., 107). Ich möchte aus ihrer 
Argumentation vor allem zwei Punkte aufgreifen, die in der oben dargestellten 
Transformationsdebatte ausgeblendet bleiben, und sie gegen diese in Stellung bringen. 
Das ist zum einen die Dimension einer Staatssicht, die den Staat auch als Kompromiss 
begreifbar macht, zum anderen die Forderung von Transparenz bürokratischer 
Verfahren und Einrichtungen, die im gegenwärtigen Governance-Diskurs eingelassen ist. 
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Beide sind Elemente demokratischer Politik und Staatlichkeit, die mit der 
Entgegensetzung von Demokratie und Staat und der Gleichsetzung von politischen 
Prozessen mit Demokratie verloren gehen. 
 
Staat als Kompromiss bedeutet, dass unterschiedliche gesellschaftliche Interessen und 
Bedürfnisse in staatliche Politiken und Institutionen sowie Operationsweisen eingebaut 
werden. Der Staat oder besser Staatlichkeit ist daher mehrdimensional. Er kann nicht als 
einheitlich agierende Institution betrachtet werden, die ein bestimmtes Interesse verfolgt. 
Da aber unterschiedliche Akteure über unterschiedliche Ressourcen verfügen, haben 
sich in Staatsapparaten auch gesellschaftliche Ungleichheitsstrukturen „verdichtet“, so 
auch ungleiche Geschlechterverhältnisse. Diese im Staat verdichteten gesellschaftlichen 
Verhältnisse strukturieren dann neue Kompromissbildungen bzw. weisen politischen 
Akteuren unterschiedliche Chancen auf Beeinflussung staatlicher Kompromisse zu. So 
betrachtet ist der Staat selbst ein politisches Terrain, das nicht im Parlament aufgeht. 
Zudem sind Zivilgesellschaft und politische Prozesse außerhalb formal-staatlicher 
Institutionen nicht außerhalb des staatlichen Terrains angesiedelt, sondern integraler 
Bestandteil von Staatlichkeit. 
 
In bürgerlich-patriarchaler Staats- und Demokratiegestaltung wurden zahlreiche 
Trennungsparadigmen eingezogen wie die Trennung zwischen öffentlich und privat, 
zwischen produktiver und reproduktiver Arbeit, dem Eigenen und dem Fremden oder 
inner- und außerstaatlich. Diese fasst Sauer (ebd., 109) als Trennungsdispositiv, das 
den zentralen Herrschaftsmechanismus moderner Staaten und ihrer demokratischen 
Institutionen ausmacht. Transformationen von Staatlichkeit betreffen vor allem das 
Trennungsdispositiv, das dabei Modifikationen erfährt. So ist die Aufwertung der 
Zivilgesellschaft ein Zeichen für eine derartige Modifikation. Dies ist deshalb möglich, 
weil der Staat betrachtet als Kompromiss oder besser Kompromissstruktur auch ein 
Terrain bildet, auf dem sich neue Kräftekonstellationen entwickeln können. Dies eröffnet 
sozialen Bewegungen, wie der Arbeiterbewegung, der Frauenbewegung oder anderen 
zivilgesellschaftlichen Akteuren die Chance, das staatliche Trennungsdispositiv zu 
transformieren und letztlich staatliche Politik zu gestalten. 
„Das gesellschaftliche Ringen um politische Kompromisse, das Kennzeichen bürgerlicher 
Demokratien, birgt somit Chancen der Veränderung exkludierender Staatsverhältnisse und 
Freiheitsgewinn auch für Frauen.“ (Sauer 2009b, 110). 
Staatliche Politik und Politikgestaltung hat also keinen grundsätzlich undemokratischen 
Charakter, weist aber historisch sedimentierte Bevorzugungs- und 
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Benachteiligungsstrukturen auf, die jedoch selbst zum Gegenstand transformatorischer 
Politik werden können. 
 
Wenn Governance mit Transparenzforderungen versehen ist, so bezieht sich dies meist 
auf Verwaltungshandeln und bürokratische Strukturen. Da bürgerliche Demokratie mit 
ihrer Forderung nach politischer Öffentlichkeit Transparenz als eigentliche 
Voraussetzung für Demokratie definiert hat, werden Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit bürokratischer Verfahren mit Demokratisierung von 
Verwaltungsstrukturen identifiziert. Gleichzeitig verschwinden aber politische 
Entscheidungs- und Kompromissbildungsprozesse hinter verschlossenen Türen und im 
vor-parlamentarischen Raum. Tendenzen der Entöffentlichung, Privatisierung und 
Informalisierung (vgl. ebd. 113f.) und damit zunehmender Intransparenz politischer 
Prozesse werden in der gegenwärtigen Transformationsdebatte als Zugewinn an 
Demokratie umgedeutet. Damit tut sich aber in einem ganz undemokratischen Sinn die 
Chance auf, politische Gestaltung an ökonomisch privilegierte Akteure und deren 
Netzwerke zu delegieren, womit re-konfigurierte Ungleichheitsverhältnisse 
institutionalisiert und verfestigt werden. 
 
Nur weil bürgerliche Demokratie historisch so institutionalisiert wurde, dass sie 
Bevorzugungsstrukturen installieren konnte, bedeutet das nicht, dass die Beseitigung 
derart fundamentaler Vorkehrungen wie Transparenz politischer Prozesse 
Demokratiequalität in dieser Hinsicht befördern könnte. Wenn Willke also die 
Entkoppelung von Demokratie und Moral als evolutionäre Errungenschaft betrachtet, 
übersieht er dabei, dass es sich um einen Kompromiss handelt, der eine Trennung 
einzieht zwischen dem, was als politisch verhandelbar gilt und was nicht. Sie ist daher 
keine Trennung von der Moral schlechthin, sondern definiert die Werte, die im politisch-
demokratischen Prozess als legitim verhandelbar eingestuft werden, und trennt sie von 
denjenigen, die in den vorpolitischen Raum verschoben werden. Diese Trennlinie wird 
aber in der aktuellen Transformation von Staatlichkeit brüchig und neu verhandelt. Dabei 
kann es nicht darum gehen alte Wertigkeiten wie Transparenz, Information und 
Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen über Bord zu werfen. 
5.2.2. Transformationen in der historischen Diskussion 
Im historischen Zugriff wird der Prozess der Staatsbildung und der Demokratisierung des 
Staates bis zum Typus des modernen (Wohlfahrts-) Staates verhandelt. Die historischen 
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Phasen seit der frühen Neuzeit, in denen sich moderne Staatlichkeit in Europa 
ausgebildet hat, sind aber auch Phasen, in denen grundlegende Transformationen der 
Geschlechterverhältnisse stattgefunden haben. Diese werden meistens nicht reflektiert, 
weil auch historische Staatsbildungstheorien nur zu gerne auf die Dimension des 
Geschlechts verzichten. Bei einer Anreicherung der Diskussion zur historischen 
Staatsbildung mit Ergebnissen aus der feministischen Geschichtsforschung tun sich 
jedoch zwei Probleme auf: Das erste hängt am Begriff des Staates, das zweite am 
Begriff von Transformation und damit an einem Verständnis von transformatorischer 
Politik: 
? Mit der historischen Perspektive auf Staatsbildung wird auch eine Wertigkeit und 
Kerndefinition des Staates durchgesetzt. Was historisch zuerst kommt, macht 
dann den wesentlichen Kern des Staates aus, was später kommt ist für die 
Definition nicht mehr so wichtig. Damit erscheinen spätere emanzipatorische 
Errungenschaften als weniger relevant für den definitorischen Kern des 
Staates.159 Dies liegt an einem „architektonischen“ Geschichtsbild, das z.B. 
Gewalt- und Steuermonopol als „Fundamente“ des modernen Staates einstuft, 
Bürokratie und Verwaltung als Mauerwerk, demokratische Institutionen höchstens 
als Dachgeschoss und wohlfahrtsstaatliche Dimensionen als Ornamente an der 
Fassade. Damit das Haus steht, reichen Fundament und Mauerwerk völlig aus. 
Solche Bilder sind jedoch ausgesprochen gefährlich und bedürfen einer Korrektur. 
? Staatsbildungstheorien tendieren zu einem Verständnis von Staatsformierung als 
mehr oder minder subjektlosen Prozess. Gesucht wird nach Erklärungsmodellen, 
in denen nur selten politische Auseinandersetzungen berücksichtigt werden. 
Sofern Staatsbildung als politischer Prozess begreifbar wird, wird auf klassische 
Begriffe von Politik rekurriert. Dies schließt ein Verständnis von 
Geschlechterpolitik als transformatorische Praxis aus. 
 
Dennoch erachte ich einen Zugang zur Frage der aktuellen Transformation des Staates 
über die Perspektive historischer Staatbildung als sinnvoll. Denn Staatsformierung ist ein 
spezifisches Verständnis von Staatstransformation. Gerade was die Theoretisierung von 
Transformation angeht, stecken in dieser Perspektive daher einige Erkenntnisse, die bis 
dato kaum theoretisch fruchtbar gemacht wurden. Der Grund liegt hauptsächlich in einer 
teleologischen Verengung auf die Zieldefinition des Staates in historischen 
Staatbildungstheorien. Werden jedoch die gemeinsamen thematischen 
                                                 
159  Ich vermute darin auch einen Grund dafür, dass in der aktuellen Transformationsdebatte der Abschied vom 
Wohlfahrtsstaat so leicht fällt. Andererseits wird der Verlust staatlicher Souveränität mit Staatszerfall oder dem 
Ende des Staates assoziiert. 
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Anknüpfungspunkte in Staatsbildungstheorien und aktuellen 
Transformationswahrnehmungen in staatstheoretischen Auseinandersetzungen kenntlich 
gemacht, ermöglicht dies letztlich eine Sicht auf Staat und Staatlichkeit als permanenten 
Prozess. 
5.2.2.1. Historisierung der Geschlechterordnung 
Um die Frage der Transformation des Staates zu bearbeiten ist ein historischer Zugang 
nahe liegend. Immerhin ist Veränderung und Wandlungsfähigkeit das Kernthema der 
Geschichtswissenschaft. Doch auch die Geschichtswissenschaft ist mit den gleichen 
konzeptionellen Problemen konfrontiert wie Politikwissenschaft und Staatstheorie. Zum 
einen ist eine „Allgemeine Geschichte“ im Laufe des 19. Jahrhunderts unter Ausschluss 
und Ausblendung des weiblichen Teils der Menschheit zum Programm geworden, zum 
anderen wurden Definitionen der relevanten Begriffe und Konzepte entlang 
geschlechtsspezifischer Arbeits- und Sphärentrennungen vorgenommen. Das 
Großprojekt einer „Universalgeschichte“, das im 18. Jahrhundert noch als Ziel formuliert 
worden war, hatte zwei geschlechterpolitisch relevante Einengungen vorgenommen. 
Diese „Geschichte der Menschheit“ orientierte sich zunächst an einer 
Erziehungsmetapher (vgl. Hausen 1998, 24), wobei die Linie Kind-Knabe-Jüngling-Mann 
verfolgt wurde. Das hatte zur Folge, dass Europa als erwachsen, der Rest der Welt als 
noch „unreif“ und in unterschiedlichen Entwicklungsstadien eingestuft wurde. Diese 
Erziehungsmetapher wurde aber zweitens durch die Anthropologie und eine 
„Sonderanthropologie des Weibes“ (Honegger 1991) verzerrt. Erstere verhalf dem 
männlichen Menschen dazu, den Menschen schlechthin zu repräsentieren – also seine 
natürliche Existenz zu transzendieren, – zweitere diente dazu Frauen aus der 
Geschichte zu verweisen, der Frau eine größere Nähe zur Natur und einen Sonderstatus 
in der Kultur zuzusprechen. Fortan brauchte sich die Geschichtsschreibung nicht mehr 
mit Frauen zu befassen, zumal der Großteil ihrer Existenz nicht in den 
Zuständigkeitsbereich dieser sich professionalisierenden Disziplin fiel. So brauchte sie 
sich aber auch nicht mit Männern als Geschlechtswesen zu befassen, sondern nur noch 
mit dem allgemein Menschlichen, das jedoch vom Mann repräsentiert wird. Vor allem 
aber wurde der gesamte Komplex der Geschlechterverhältnisse und 
Geschlechterordnung der modernen Gesellschaft ent-historisiert.  
 
Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde das Großprojekt „Universalgeschichte“ 
aufgegeben zugunsten einer etwas verschlankter angelegten „Allgemeinen Geschichte“, 
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die sich bei genauerem Hinsehen in erster Linie als Nationalgeschichten, 
Nationalstaatsgeschichten und Politikgeschichte gestaltete. Zugleich wurden 
„verbindliche Konzepte und Methoden“ entwickelt, die „langfristig den wissenschaftlichen 
Zugang zur Geschichte der Geschlechterverhältnisse, der Geschlechterordnungen und 
der Art und Weise, wie Menschen unter den Normen von Weiblichkeit und Männlichkeit 
ihr Leben gestalten“ (Hausen 1998, 30) verbaut haben. Die Problematik einer derartigen 
Geschichtsschreibung ist mit den oben diskutieren Schwierigkeiten feministischer 
Politikwissenschaft teilweise identisch. Auch und sogar zuerst in der 
Geschichtswissenschaft wurden die Konzepte von Politik und Staat auf die öffentliche 
Sphäre, auf formale Institutionen, auf Staatshandeln und große Ereignisse zugespitzt, 
die das Leben und Wirken von Frauen generell ausblenden. Aufgrund der konzeptuellen 
Engführung des Politikverständnisses ist es auch nicht überraschend, dass die ersten 
Arbeiten zur politischen Frauengeschichte solche zur bürgerlichen und 
sozialdemokratischen Frauenbewegung bzw. zur Geschichte des Frauenwahlrechts 
waren (vgl. Bader-Zaar/Gehmacher 2003, 168).160 Damit reproduzierten sie aber ein 
Verständnis von Frauenpolitik, die von der relevanten Politik getrennt, in eigenen 
weiblichen Sphären stattfand und keinen besonderen Einfluss auf die allgemeine – 
sprich von Männern gemachte – Politik hatte (Kühne 1998, 178). Das zweite 
Forschungsfeld politischer Frauengeschichte befasste sich mit staatlicher Politik, die für 
Frauen gemacht wurde. In diese Rubrik fallen vor allem Studien zum Ausbau des 
Sozialstaates und seine Auswirkungen auf die Lebensverhältnisse von Frauen. 
 
Demgegenüber stehen Studien wie bspw. die von Carola Lipp zur politischen 
Partizipation von Frauen im Vormärz und in der Revolution von 1848/49, in der ein 
radikal erweiterter Politikbegriff zur Anwendung gekommen ist. Frauen waren zwar nur in 
kleiner Zahl an den Barrikadenkämpfen beteiligt, entwickelten aber eine Vielzahl 
alternativer Partizipationsformen, wie z.B. Brotkrawalle von Unterschichtfrauen, 
patriotischer Konsumboykott bürgerlicher Frauen, Tragen von Nationaltrachten im 
Ballsaal oder Fahnensticken im Frauenverein (vgl. ebd., 182). Ein solcher Zugang legt 
eine Vielzahl politischer Handlungsmöglichkeiten und -räume offen, wendet also einen 
weiten Politikbegriff an und entwickelt einen solchen auch weiter. Das Erstarken der 
Sozialgeschichte seit den 1960er Jahren, die Ausdifferenzierung in eine Vielzahl von 
Bindestrich-Geschichten sowie der explizite Beitrag der Frauen- und 
Geschlechtergeschichte, haben die Engführungen der Geschichtsschreibung des 19. 
                                                 
160  Hinzu kommt ein politisches Selbstverständnis der frühen Frauengeschichte, die historische Grundlagen für 
den politischen Feminismus bereitstellen wollte (Hunt 1998, 61). 
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Jahrhunderts zwar großteils überwunden, das Nachwirken und den politischen Bedarf an 
einer Einheitsgeschichte, die ein verbindliches Geschichtsbild bereitstellt, jedoch nicht 
beseitigt. 161
 
Hinzu kommen methodische Probleme einer Geschlechtergeschichte, die sich 
unmittelbar aus der Deutungsmacht der Geschichtswissenschaft insbesondere im 19. 
Jahrhundert ergeben. Denn die historische Bildung der ProtagonistInnen im Bürgertum, 
und die von diesen Schichten diffundierenden „wissenschaftlichen“ 
Argumentationsstrategien sind auch in den Quellen präsent. Diese spiegeln bürgerliche 
Diskussionen um die häuslich-familiäre Bestimmung der Frau wider, während solche 
Quellen, aus denen die tatsächliche Präsenz von Frauen in männlich dominierten 
Formen von Geselligkeit hervorgeht, für die Nachwelt kaum konserviert wurden, weil sie 
von der damaligen Geschichtswissenschaft als irrelevant eingestuft wurden. Eine 
radikale Quellenkritik kann den dominanten Diskurs über die polarisierten 
Geschlechtscharaktere auch als Verteidigungsgefechte gegen das Eindringen von 
Frauen in die bürgerliche Öffentlichkeit dechiffrieren (vgl. Lang 1995). Ergebnis 
detaillierter Mikro-Studien der Geschlechtergeschichte ist die Erkenntnis einer Nicht-
Einheit der Geschichte, wie sie von Karin Hausen (1998) programmatisch gefordert wird. 
Ein solcher Zugang eröffnet den Blick auf die Vielzahl möglicher Geschichten, die 
Ungleichzeitigkeit und Widersprüchlichkeit von Geschichte sowie den fiktionalen 
Charakter der Einheitsgeschichtsschreibung. Die Kritik setzt den nach wie vor 
dominanten, weil Einheit suggerierenden Geschichtsdiskurs aber nicht außer Kraft, 
sondern befördert womöglich eine Marginalisierung der Geschlechtergeschichte(n).  
 
Wie dies schon in der Erziehungsmetapher angelegt war, folgt gerade die moderne 
Geschichtsschreibung großen Meta-Narrativen: Fortschritt und Emanzipation durch 
Aufklärung, Rationalität bzw. Wissenschaft. Die postmoderne Kritik insbesondere bei 
François Lyotard, aber auch die post-strukturalistische Geschichtsschreibung, die vor 
allem durch die Arbeiten von Michel Foucault angeregt wurde, hat sich gegen die 
Anwendung solcher großen Erzählungen gewandt, und sich statt dessen auf die 
Dekonstruktion der großen Wissenskategorien konzentriert. Damit konnte 
nachgezeichnet werden, wie vor allem in den Wissenschaften seit dem 18. Jahrhundert 
die diskursive Produktion von Zweigeschlechtlichkeit und die Polarisierung zweier 
distinkter Charaktere, Körper und deren Sexualität erfolgt ist. Es bleibt durchaus 
                                                 
161  Die Einheit der Geschichte ist immer erst diskursiv herzustellen, womit die Einheit zweifellos eine Fiktion ist, 
aber insbesondere durch den Anspruch der historischen Bildung an Schulen zur Herstellung eines 
verbindlichen Geschichtsbildes erscheint sie alternativlos (vgl. Hausen 1998, 38f.). 
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zweifelhaft, ob die Perfektionierung der Kontroll- und Disziplinarverfahren wie sie 
Foucault in „Überwachen und Strafen“ beschreibt, als zivilisatorischer Fortschritt zu 
bewerten ist. Geschichte verliert so gesehen ihre teleologische Linearität. Doch Lynn 
Hunt (1998) weist darauf hin, dass es nicht notwendig um die Ablehnung jeglicher Meta-
Narrative geht, sondern um die Dekonstruktion der Fortschrittsidee. Foucault selbst habe 
mit dem Konzept der „Disziplinargesellschaft“ sehr wohl ein alternatives Meta-Narrativ 
angewendet (ebd., 76). Hunt wendet sich somit gegen eine generelle Abwehr von 
großen Erzählungen, sondern sieht in der Entwicklung alternativer Meta-Narrative 
geradezu den Schlüssel zur Transformation der Mainstream-Geschichtsschreibung:  
Since the very definition of general or mainstream history depends on the metanarrative of 
modernity (and its association with reason, democracy, and the nation-state), refusing 
metanarratives only ensures the marginalization of women’s and gender history within the 
historical discipline.” (Hunt 1998, 81) 
 
Anstatt also ein Meta-Narrativ im Sinne eines Paradigmas für die 
Geschlechtergeschichtsschreibung grundsätzlich abzulehnen, gehe es eher darum 
alternative Entwürfe zu entwickeln, die auch eine gewisse Einheit bzw. Richtung der 
Geschlechtergeschichte sicherstellen können. Darüber hinaus solle ein solches 
Paradigma eine Möglichkeit bieten, die nach wie vor dominante Meta-Erzählung der 
Allgemeinen Geschichte durch eine geschlechtergeschichtliche zu ersetzen. Das 
bedeutet wesentlich mehr als eine Vielzahl von Mikrostudien zu Frauen und Männern in 
der Geschichte vorzulegen. Das Ziel ist dann eine Transformation des Geschichtsbildes. 
Um dies zu bewerkstelligen nennt Hunt (1998, 82ff.) drei Aufgaben für eine (allgemeine) 
Geschlechtergeschichte: 
? Die klassischen Kategorien der Moderne müssen neu konzipiert werden. Sie sind 
nicht einfach aufzugeben oder als „schlecht für Frauen“ zu verwerfen, sondern 
bedürfen einer Neuausrichtung. Der Aufklärungsdiskurs erschöpfte sich nicht in 
Säkularisierung und rationaler Wissenschaft, sondern war auch ein Angstdiskurs, 
in dem sich soziale und politische Verunsicherungen und Zukunftsängste 
ausdrückten. 
? Die gängigen Periodisierungen müssen nach Geschlechterkriterien neu 
vermessen werden und auch Erfahrungen Subalterner berücksichtigen. Sie sind 
nicht an den großen politischen Wendepunkten zu historischen Brüchen zu 
stilisieren, sondern müssen zudem Kontinuitäten benennen. Damit gilt es auch 
Abschied zu nehmen von der Vorstellung distinkter Epochen, die alle 
Lebensbereiche erfassen. 
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? Zu guter letzt gilt es den Eurozentrismus der Geschichtsschreibung und damit 
verbundene Vorstellungen der Überlegenheit des Westens zu verabschieden. 
Dies bedeutet vor allem eine Enthierarchisierung der Geschichte. So ist anhand 
außereuropäischer und post-kolonialer Geschichte zu prüfen, ob denn eine 
moderne Gesellschaft notwendig eine säkularisierte Gesellschaft sein muss, oder 
ob die bürgerliche Kleinfamilie wirklich die zentrale Lebensweise in modernen 
Gesellschaften ist. Auch die emanzipatorische Teleologie der Moderne kann 
anhand der Entwicklung von Sexismus und Rassismus in unterschiedlichen 
Modernisierungsprojekten entkräftet werden. 
 
Mir geht es nicht darum, die allgemeine Geschichte neu zu schreiben. Dennoch sind 
diese Anforderungen, wie sie von Lynn Hunt formuliert wurden, relevant für ein 
historisches und gegenwärtiges Verständnis von Transformationen von Staatlichkeit. 
Gerade die Geschichte von (National-) Staaten bildet zu einem Gutteil diese große 
Erzählung und wird entsprechend in den Mainstream-Kategorien formeller Institutionen 
und Staatspolitik abgehandelt. Der Staatsbegriff steuert in der historischen Forschung 
zur europäischen Staatsformation und -transformation die Auswahl der relevanten 
Ereignisse. Als Zentralkategorie der Moderne ist der Staat auch ein Fortschrittsnarrativ 
und historische und gegenwärtige Staatstheorien übernehmen die Aufgabe der 
Formulierung von Meta-Narrativen. Hinter Hunts Plädoyer für die Entwicklung neuer 
Meta-Narrative steckt aber nicht weniger als die Forderung nach Gesellschaftstheorie 
bzw. gesellschaftstheoretischer Fundierung von Geschichtsschreibung (vgl. Hunt 1994). 
Denn die alten sozialhistorischen Theorien – marxistische Gesellschaftstheorie und 
Hierarchisierung der sozialen Ebenen gemäß der „Schule der Annales“ – wurden mit 
dem „cultural turn“ delegitimiert. Niemand kann behaupten, die ökonomische Basis sei 
entscheidend, sobald erkannt wird, dass auch ökonomische Formen erst kulturell und 
symbolisch mit Bedeutung versehen werden müssen, bevor sie soziale Relevanz 
erhalten können. Solche Hierarchisierungen unterliegen auch der feministischen Kritik, 
und können nicht einfach wieder eingesetzt werden. Die Hinwendung zu Kultur als 
Diskurs und damit die Auflösung der sozialen und politischen Welt in Narrativität riskiert 
hingegen, die Bedeutung von Macht in diskursiven Praktiken zu übersehen, und „läuft 
Gefahr, uns die moralischen und politischen Elemente in Diskurs und Kultur vergessen 
zu lassen“ (ebd., 119). 
 
Feministische Analyse hat den Vorteil, dass sie Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
zwischen den Geschlechtern nicht aus den Augen verliert. Was jedoch gerne ausgespart 
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bleibt, neben der notwendigen Kritik an dominanten Meta-Narrativen, ist die Entwicklung 
alternativer Erzählungen. Meta-Erzählungen sind jedoch unerlässlich: Sie sind 
Geschichten darüber, wie die Welt funktioniert. In diesem Sinne sind sie Voraussetzung 
für Handeln. Im Grunde sind sie Geschichten darüber, wie Veränderungen funktionieren 
(vgl. ebd., 119f.). Staatstheorien sind Erzählungen darüber, wie die (politische) Welt 
funktioniert, Theorien der historischen Staatsbildung darüber, wie Veränderungen von 
Staatlichkeit funktionieren. Formation und Transformation des europäischen 
Staatsmodells162 in Geschichte und Gegenwart werden als epochale Umbrüche 
verhandelt. Zu fragen bleibt, ob die Annahme eines epochalen Bruchs im selben Maße 
haltbar bleibt, wenn ein Verständnis von Staatlichkeit zum Einsatz kommt, das auf 
staatliche Vergeschlechtlichungen und Geschlechterpolitiken abstellt.  
5.2.2.2. Theorien der historischen Staatsbildung 
Theorien der historischen Staatsbildungsbildung beschäftigen sich mit 
Veränderungsprozessen politischer Organisationsformen im Europa der frühen Neuzeit, 
deren Ergebnis den „modernen Staat“ ausmachen. Sie versuchen zu erklären, wie der 
souveräne Territorial- und Nationalstaat in Europa entstanden ist und zum dominanten 
Modell politischer Organisation werden konnte. Dabei argumentieren sie innerhalb 
verschiedener staatstheoretischer Paradigmen bzw. Theorienkonglomerate, wobei zwei 
besonderes wichtig wurden:163 Das sind zum einen marxistische Ansätze. Zu diesen 
zählen z.B. Immanuel Wallersteins „Weltsystem-Theorie“ oder Perry Andersons 
„Lineages of the Absolutist State“. Zum anderen wurden zahlreiche Arbeiten vorgelegt, 
die dem historischen Institutionalismus zugezählt werden können, und sich zumeist auf 
weberianische und neo-weberianische Konzepte stützen.164 Hinzu kommen aktuell 
zahlreiche Detailstudien – insbesondere zur Staatsbildung der frühen Neuzeit – die 
                                                 
162  Ich konzentriere mich im Folgenden auf moderne Staaten als europäische „Erfindung“ und Entwicklung. Ich 
werde daher die Entwicklung und Transformation von Staatlichkeit in kolonialen und postkolonialen Kontexten 
nicht berücksichtigen. Wichtig ist aber dennoch darauf hinzuweisen, dass der Staat kein Kollektivsingular sein 
kann, wie das in einigen Ansätzen zur Staatstheorie gerne unterstellt wird, sondern Staaten immer im 
Staatensystem verankert sind und entsprechenden Hierarchisierungen unterliegen. Nicht erst aktuelle 
Transformationen – aber vor allem diese – können nicht mehr als europäische Nabelschau analysiert werden, 
zumal der globalisierte Kontext ökonomischer Abhängigkeiten, Internationalisierungstendenzen usw. sicher 
nicht irrelevant sind. 
163  Neben historischem Materialismus und Institutionalismus sind auch soziale Evolutionstheorien und 
diskursgeschichtliche Ansätze zu nennen. Hinzu kommen Ansätze, die sich im Anschluss an Norbert Elias mit 
Staatsbildung im Rahmen des Prozesses der Zivilisation befassen.  
164  Staatsbildungstheorien haben sich in der Geschichtswissenschaft im Kontext der Sozialgeschichtsschreibung 
entwickelt. Als wegweisend für gesellschaftstheoretisch fundierte historische Studien gelten E.P. Thompsons 
„The Making of the Working Class“ aus dem Jahr 1963, der den marxistischen Klassenbegriff historisiert und 
damit de-konstruiert hat, sowie Charles Tillys „The Vendée“ aus dem Jahr 1964, eine Analyse zur 
Französischen Revolution, in der er eine Urbanisierungstheorie angewendet hat, die als Teilbereich von 
Modernisierungstheorien gilt.  
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vorrangig diskurstheoretisch und kulturalistisch angelegt sind. Diese können zwar 
teilweise einem post-strukturalistischen Ansatz zugezählt werden, bleiben jedoch in 
ihrem Staatsverständnis, was die Auswahl der Untersuchungsgegenstände angeht, 
ebenfalls (neo-)institutionalistisch orientiert (z.B. Brandt/Schlegelmilch/Wendt 2005). 
 
Marxistische Ansätze argumentieren auf Basis des Historischen Materialismus und 
stehen insofern in einer teleologischen Tradition der Geschichtsschreibung als sie zu 
erklären versuchen, wie der Kapitalismus zum globalen Vergesellschaftungsmodus 
wurde, und – bezogen auf den modernen Staat – wie der kapitalistische Staat zur 
dominanten Politikform der Moderne wurde. Methodisch gesprochen, sind sie eher 
einem Modell der Transition verhaftet – also der Erklärung eines Übergangs vom 
Feudalismus zum Kapitalismus. So betrachtet z.B. Perry Anderson (1974) den 
Absolutistischen Staat als ein Übergangsmodell. Sein zentrales Anliegen ist es, die 
These vom Gleichgewicht der Klassen in dieser Übergangszeit zu entkräften, indem er 
die feudale Logik dieses Systems offen legt. Dies ist eine extrem innertheoretische 
Debatte, und es verwundert nicht weiter, dass in der heutigen Transformationsdiskussion 
selbst neo-marxistische TheoretikerInnen sich eher auf den Diskurs des neuen 
Institutionalismus beziehen (vgl. z.B. Hirsch 2005, 50ff.), was sicher auch durch die 
breite Weber-Rezeption möglich wurde. 
 
Methodisch wird zumindest von Einigen der Anspruch erhoben, eine echte 
Transformationsperspektive anzuwenden – d.h. historische Formierungsprozesse so zu 
erfassen, dass die potentielle Zukunft offen konzipiert wird. Charles Tilly (1990) 
identifiziert daher neben der Entstehung des Territorialstaats in der frühen Neuzeit auch 
eine neuartige politische Organisationsform – nämlich den Stadtstaat. Henrik Spruyt 
(1994) fügt dem noch eine dritte Alternative hinzu – den Städtebund. Welche dieser 
politischen Organisationsformen sich letztlich durchsetzen sollte, ist zwar historisch 
rückblickend klar, aber dieses Wissen kann nicht die theoretische Erklärung ersetzen. 
Ausgangspunkt bildet somit eine Periode, in der die alte, politische Formation an ihre 
Grenzen gestoßen ist, gleichzeitig aber noch keine Lösung der Probleme in Sicht ist, und 
somit verschiedene Alternativen getestet werden. Die frühe Neuzeit als 
Transformationszeit wird so zu einem großangelegten politischen und organisatorischen 
Experimentierfeld. Die politiktheoretische Herausforderung ist es, ein Modell bzw. einen 
Erklärungsansatz zu entwickeln, mit dem plausibel gemacht werden kann, warum sich 
auf lange Sicht der moderne Territorialstaat durchsetzen konnte, die alternativen Formen 
jedoch verschwanden. 
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Das aktuelle Interesse an frühneuzeitlicher Staatsbildung gründet in gegenwärtigen 
Transformationswahrnehmungen. Die Idee, dass ein Wissen um die historische 
Formation des Staates auch das Nachdenken um gegenwärtige Transformation anregen 
kann und innovative Sichtweisen für die aktuelle Theoretisierung von 
Staatstransformation bereitstellen kann, wird mitunter als klares Ziel, manchmal auch als 
Legitimation formuliert. Henrik Spruyt schreibt z.B.: 
“Now that dramatic changes within and between states are taking place, it is appropriate to 
rethink our explanations of the origins of the state system, analyze the forces that shaped it, and 
reflect on the possibility of its demise.” (Spruyt 1994, 3) 
Einen vergleichbaren Aktualitätsbezug nennt auch Saskia Sassen (2006), deren 
erklärtes Ziel es ist, den Wechsel vom Nationalstaat als dominantes Ordnungsmodell der 
Moderne zur globalen Weltordnung (auch) mithilfe einer Analyse des Wechsels von der 
feudalen Ordnung des Mittelalters zum territorialen Nationalstaat zu erklären. Die 
klassischen Texte zur Staatsbildung sind jedoch älteren Datums. So ist zum einen eine 
gewisse historische Tradition zu nennen, die nicht erst mit Max Weber begonnen hat. In 
diese Rubrik fallen auch andere historisch informierte Typologien wie z.B. die häufig 
zitierte Einteilung von Staatsgebilden nach Otto Hintze165 (vgl. in Schulze 2004, 16). 
Dieser entwarf eine Abfolge vom frühneuzeitlichen, souveränen Machtstaat, über den 
relativ geschlossenen Handelsstaat mit bürgerlich-kapitalistischer Gesellschafts- und 
Wirtschaftsform zum liberalen Rechts- und Verfassungsstaat mit persönlicher Freiheit 
des Individuums. Den alle Eigenschaften umfassenden und übersteigenden Endpunkt 
der Entwicklung bildet letztlich der Nationalstaat. Der aktuellere „Klassiker“ der 
Staatsbildungstheorien hingegen stammt von Charles Tilly (1990). Dieser sieht sich 
selbst in der Nachfolge von Stein Rokkan, dessen Werk er fortsetzen wollte (Tilly 1990, 
xi). Rokkan war mit dem Problem der Verschiedenheit europäischer Staaten beschäftigt, 
was einen Systemvergleich erschwert. Deshalb begann er eine "konzeptuelle Karte von 
Europa" zu entwerfen, die diese Differenzen zum Ausdruck bringen sollte. Sein Anliegen 
war es ein komplexes Modell zu entwickeln, das zum einen für einen Systemvergleich 
nützlich sein kann, zum anderen aber auch aufzeigen sollte, dass die Unterschiede 
zwischen europäischen Staaten nicht zufällig sind, sondern historisch unterschiedlichen 
Kontextbedingungen und internen politischen, durchaus krisenhaften Prozessen 
geschuldet sind. Diese historischen Entwicklungspfade lassen sich nicht einfach 
wiederholen. Damit lieferte Rokkan einen zentralen Einwand gegen 
                                                 
165  Hintzes Typologie stammt aus dem Jahr 1931 und wurde zuerst unter dem Titel „Wesen und Wandlung des 
modernen Staats“ veröffentlicht. 
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modernisierungstheoretische Vorstellungen, die Staatsbildung in postkolonialen Staaten 
als Nachholverfahren europäischer Staatswerdung entwarfen. 
"Im Unterschied zu diesen frühen Staatsbildnern sind die Führer postkolonialer Staaten mit 
einer Kumulation von Herausforderungen in einem ganz anderen Weltumfeld konfrontiert. Die 
Lehre aus dieser Analyse ist klar: Die für Europa typische Krisensequenz lässt sich in den erst 
vor kurzem entstandenen Nationalstaaten nicht einfach wiederholen." (Rokkan 2000, 165f.) 
 
Tilly begann seine Studien zur Staatsbildung ebenfalls vor dem aktuellen Hintergrund der 
Entkolonialisierung der 1960er Jahre. Er konzentriert aber seine Anstrengungen auf ein 
Modell, mit dem er ökonomisch und machtpolitisch argumentierende Ansätze zu 
verbinden trachtet. Dabei bleibt er im historischen Rahmen der frühen Neuzeit und mit 
Hintze gesprochen sozusagen im Feld der Erforschung von souveränem Machtstaat und 
geschlossenem Handelsstaat. Fragen von Rechtsstaatlichkeit und Demokratisierung 
hingegen bleiben ausgespart. Damit ist Tilly aber – paradoxerweise – die perfekte 
Referenz in aktuellen Staatstransformationsdebatten, zumal sich diese durch eine 
tendenzielle Entkopplung von Staats- und Demokratiediskurs auszeichnen. 
 
Tilly (1990, 1) betrachtet Staaten als "the world's largest and most powerful organizations 
for more than five thousand years". Staaten sind in seiner Definition Zwangsgewalt 
ausübende Organisationen, die sich von Haushalten und Sippen unterscheiden und in 
gewisser Hinsicht Vorrang über andere Organisationen innerhalb eines Territoriums 
innehaben. Damit ist eine sehr weite Definition von politischer Organisation als Staat 
gesetzt, die letztlich auch die fünftausendjährige Dauer erklären kann. Geht es jedoch 
um den modernen Staat, so sieht er dessen Entstehung als rein europäisches 
Phänomen. Die beiden zentralen Variablen, die Tilly einsetzt, sind Kapital und 
Zwangsgewalt (coercion), die in unterschiedlichen Formen akkumuliert und konzentriert 
wurden, was auch die größten Unterschiede zwischen den Staaten erklären kann. Für 
den Staatsbildungsprozess bedeutet deren unterschiedliche Kombination verschiedene 
Entwicklungslinien zum "Nationalstaat"166 bzw. zum Territorialstaat mit geschlossener 
Bevölkerung. Er unterscheidet drei idealtypische Varianten (Tilly 1990, 30): 
? "coercion-intensive mode" – Beispiele sind Brandenburg, Russland, Polen und 
Ungarn 
                                                 
166  Rokkan (2000, 165) verwendete die Bezeichnung Nationen-Staat, die Tilly übernimmt. Bei Rokkan meint 
Nationen-Staat zunächst nichts anderes als einen Territorialstaat, der eine bestimmte Bevölkerung 
umschließt, meint also keinen Nationalstaat, der sich darüber hinaus durch ideologischen Nationalismus 
auszeichnet. Dementsprechend unterscheidet Tilly zwischen "nation-state" und "national state": "The term 
national state, regrettably, does not necessarily mean nation-state, a state whose people share a strong 
linguistic, religious, and symbolic identity" (Tilly 1990, 2f.). 
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? "capital-intensive mode" – Beispiele sind Genua, Dubrovnik, Niederlande und 
zeitweise Katalonien 
? "capitalized coercion mode" – Beispiele sind England und Frankreich 
 
Damit entstehen unterschiedliche Staatsmodelle. Doch es liegt auf der Hand, dass der 
dritte Weg sozusagen den Königsweg zum modernen Staat darstellt. Der moderne 
Staatsbildungsprozess, also die Zeit, in der unterschiedliche Varianten von zwangs- 
und/oder kapitalintensiven Formationen erprobt wurden, beginnt laut Tilly bereits um 990 
u.Z.,167 womit er Anfänge und Voraussetzungen des modernen Staates im feudalen 
Mittelalter sieht. Dementsprechend kommt er zu folgender Periodisierung (Tilly 1990, 
29): 
? Patrimonialismus (ca. 990- ca. 1400): Diese hoch- und spätmittelalterliche 
Periode ist dadurch gekennzeichnet, dass Monarchen ihren Kapitalbedarf decken, 
indem sie Abgaben von Land und Leuten einheben, die sie direkt kontrollieren 
können. 
? „Brokerage“ (1400-1700): In dieser Makler-Phase findet der zentrale 
Staatsbildungsprozess statt. Käufliche Söldnerheere bestimmen militärische 
Aktivitäten. Für die Machthaber wird daher Kapitalbesitz immer wichtiger, was sie 
jedoch von Geldgebern (Händler und Frühkapitalisten) und Geldeintreibern 
abhängig macht.  
? Nationalisierung (1700-1850): Kennzeichnend sind aus der Bevölkerung 
rekrutierte Massenarmeen, deren Finanzierung durch im Staatsapparat 
organisierte Steuererhebungen sichergestellt wird.  
? Spezialisierung (1850-1990?): Die staatliche Organisation von Gewalt wird 
differenziert in Militär und Polizei. Die Fiskalverwaltung wird von der militärischen 
getrennt. Zudem übernehmen Staaten weitere Tätigkeiten regulatorischer und 
distributiver Art.  
 
Diese Phaseneinteilung täuscht darüber hinweg, dass das Schwergewicht der 
Argumentation auf der Phase der frühen Neuzeit (brokerage) liegt, und dass Tilly sich 
eigentlich mit Nationalisierung und Spezialisierung gar nicht genauer befasst.168 Zudem 
wird in der recht vagen Beschreibung der Spezialisierungsphase deutlich, dass es ihm 
nicht vorrangig darum geht, wesentliche Erkenntnisse über die innere Staatsformierung 
                                                 
167  Diese Periodisierung ergibt sich durch die Herrschaft der Karpetinger in Frankreich (987-1328). 
168  Dies gilt zumindest für dieses Werk. In anderen Arbeiten befasst sich Tilly hingegen mit Fragen von Gewalt 
und Nationalismus. Ebenso sind im Rahmen des historischen Institutionalismus schon Arbeiten zu politischen 
Großereignissen wie die Französische Revolution und zur Entwicklung von Wohlfahrtsstaatlichkeit vorgelegt 
worden – so z.B. Skocpol 1979. 
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zu generieren, sondern er viel stärker auf einen Prozess der Staatenbildung im Rahmen 
des europäischen Staatensystems abzielt. Dies erklärt auch seine Reduktion auf 
lediglich zwei Dimension (capital and coercion). Außerdem fällt auf, dass die 
Phaseneinteilung sich reibungslos in gängige Periodisierungen der „Allgemeinen 
Geschichte“ einfügt: Hoch- und Spätmittelalter, Frühe Neuzeit und Renaissance, 
Absolutismus und Aufklärung bis zum Revolutionsjahr 1848 und die Zeit danach. Auch 
andere Periodisierungen folgen gängigen Mustern und Eckdaten – lediglich die 
Gewichtungen ändern sich entsprechend der angewendeten Staatstypologien. 
 
So nennt Hagen Schulze (2004) eine Phase der Rekonfiguration bzw. der Staatsbildung, 
die im Spätmittelalter und der Frühen Neuzeit erfolgte. Damit konnte sich das erste 
europäische Staatensystem zwischen souveränen Territorialstaaten zwischen 
Westfälischem Frieden (1648) und Französischer Revolution (1789) etablieren. Die 
Weiterentwicklung von Verfassungs-, Rechts- und Nationalstaatlichkeit erfolgte im Laufe 
des 19. Jahrhunderts. Die komplexeste Periodisierung liefert Stein Rokkan, der von 8 
Phasen ausgeht: 
? Frühmittelalter (Voraussetzungen) 
? Hochmittelalter 
? Frühe Neuzeit (1500-1700) 
? Absolutismus (1648-1789) 
? Nationenbildung (1789-1920) 
? Urbanisierung, Industrialisierung, Säkularisierung (1789-1920)  
? Strukturierung der Alternativen (politische Reaktionen auf Nationenbildung sowie 
Urbanisierung, Industrialisierung und Säkularisierung) – (1848-1950) 
? Massenorientierungen (folgend aus der Strukturierung der Alternativen) – (1848-
1950) 
 
Den eigentlichen Staatsbildungsprozess – also die Konsolidierung von Territorialstaaten 
– sieht Rokkan in der frühen Neuzeit und im Absolutismus (1485-1789) (vgl. Rokkan 
2000, 165). Die Phase des Absolutismus (ab dem Westfälischen Friedern von 1648) 
bleibt in seinem Phasenmodell höchst undifferenziert. Er unterscheidet lediglich 
zwischen Staaten, in denen ältere Repräsentationsinstitutionen überlebt haben, und 
solchen, in denen eine absolutistische Herrschaft durchgesetzt wurde (vgl. ebd., 174). 
Doch im Vergleich zu anderen Periodisierungen zeichnet er ein vergleichsweise 
differenziertes Bild des 19. und 20. Jahrhunderts, was mit seinem Erkenntnisinteresse 
zusammenhängt. Denn wichtig für das Verständnis moderner Staatlichkeit sind nicht 
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frühe Staatsbildung und absolutistischer Staat, sondern die unterschiedlichen Formen 
und Institutionalisierungsweisen von Demokratie und Nationalismus. Dennoch 
orientieren sich alle Periodisierungen an großen Ereignissen – Kriegen und Revolutionen 
– sowie klassischen Epocheneinteilungen, die als distinkte Perioden gelten. 
 
Das kann damit erklärt werden, dass die zentrale Orientierung einer „Allgemeinen 
Geschichte“ gerade am Nationalstaat festgemacht wird, weshalb die relevanten 
Eckpfeiler der Periodisierung auch den Bedürfnissen einer Theoretisierung von 
Staatsbildung in Europa entsprechen. Es sind aber auch leichte Divergenzen in den 
Gewichtungen auffällig. Wenn z.B. der Fokus zentral auf der frühen Neuzeit liegt, werden 
damit Kriterien und Staatsverständnisse betont, die sich auf absolutistische Herrschaft, 
Machtstaat, Territorialstaat und Souveränität konzentrieren. Wird hingegen das 19. 
Jahrhundert differenziert in den Blick genommen, dann stehen Vorstellungen von 
Nationalstaat, Verfassungsstaat, liberaler Demokratie und moderner 
Wohlfahrtsstaatlichkeit im Fokus. Zudem fällt auf, dass epochale Ereignisse der 
politischen Geschichte (Westfälischer Friede, Französische Revolution, Vormärz) mit 
Periodisierungen der Sozial- und Kulturgeschichte vermengt werden. Dies ist besonders 
auffällig bei der Einteilung der frühen Neuzeit, die in einer sozialhistorischen Perspektive 
weniger als Bruch (z.B. mit der Entdeckung Amerikas) identifiziert wird, sondern als 
Schwellenzeit von ca. 1400 bis 1700 konzipiert wird, was genau Tillys Phase des 
„Brokerage“ entspricht. Die Periodisierungen werden scheinbar immer dann besonders 
klar und sogar mit genauen Jahreszahlen versehen, wenn sie für den Fokus der 
Staatsbildungstheorie nicht besonders relevant sind. Wird jedoch eine historische Phase 
zentral untersucht, so fällt auch die eindeutige Zeiteinteilung schwerer. Vielmehr werden 
längere Übergansphasen, Kontinuitäten, historische Überhänge und Gleichzeitigkeiten 
widersprüchlicher Staatsformen sichtbar und thematisiert, was eindeutige 
Periodisierungen erschwert. 
 
Darin eröffnet sich aber auch die Chance sowohl Einsichten feministischer 
Staatskonzeption als auch solche der Geschlechtergeschichte mit historischen Theorien 
der Staatsbildung zu kombinieren. Denn erstens sind es die je als relevant erachteten 
Staatskonzepte, die den historischen Blick auf die Formierung moderner Staatlichkeit 
steuern – d.h. es macht einen Unterschied, ob nach den ersten Ausprägungen von 
Souveränität oder nach Institutionalisierungen rationaler Verwaltung oder bspw. nach 
Geschlechterverhältnissen im modernen Staat gefragt wird. Dies verändert die 
relevanten historischen Bezüge, womit zweitens Ergebnisse geschlechtergeschichtlicher 
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Forschung ebenso relevant werden wie Studien, die sich vorderhand mit Staatsbildung 
und -transformation befassen. 
 
Im Folgenden sollen einige Konzepte erprobt und weiterentwickelt werden, die im 
Rahmen feministischer Staatstheorien und -kritiken konzipiert oder rezipiert wurden, und 
sich zur Erfassung politischer Staatstransformation eigenen könnten. Dies erfolgt 
exemplarisch anhand des frühneuzeitlichen Transformationsprozesses, der sowohl 
Staatstransformationen als auch Transformationen moderner europäischer 
Geschlechterordnungen umfasst. Zuerst gilt es aber ein Staatsverständnis zu entwickeln, 
das Transformationen zugänglich ist. 
5.3. Staatlichkeit: eine begriffliche Alternative zum weiten Staat 
5.3.1. Zum Verhältnis von Staat und Staatlichkeit 
In staatstheoretischen Texten erfolgt die Verwendung des Begriffs „Staatlichkeit“ häufig 
unreflektiert und beliebig. Unterschiedliche Verwendungsweisen stehen nicht selten 
nebeneinander, womit nicht immer klar ist, wie sich Staatlichkeit zum Institutionengefüge 
Staat verhält (Löffler 2005, 121): 
? Staatlichkeit wird mitunter als spezifische Eigenschaft des Staates gefasst, häufig 
die Staatsform bzw. Regierungsweise. Damit muss es einen Staat geben, der 
vorausgesetzt wird. 
? Staatlichkeit bezeichnet häufig einfach nur Staatstätigkeiten oder –aufgaben. 
? Staatlichkeit wird auch als Indiz für die Existenz eines Staates herangezogen. Der 
möglicherweise existierende Staat ist dann unvollkommen, oder es wird ein 
politisch-institutionelles Gebilde identifiziert, das zwar das Potenzial zum Staat 
hat, aber (noch) nicht Staat ist. 
 
Rüdiger Voigt (2009, 280) z.B. spricht von einem „Kernbestand von Staatlichkeit […], der 
nicht zeitgebunden und nicht reduzierbar ist.“ Dieser bezeichnet die wesentlichen 
Eigenschaften des modernen, okzidentalen Staates: Souveränität, Territorium, Nation, 
Rechte und Soziales169 (ebd., 313). Staatlichkeit als Eigenschaftsbündel des modernen 
Staates ist zwar historisch entstanden, bleibt nach ihrer erstmaligen Entwicklung aber 
                                                 
169  Diese Aufzählung verdeckt die Hierarchie der Begriffe, die sehr wohl der Reihenfolge entspricht. Diese ist 
sowohl historisch und als auch nach Relevanz. Während das zentrale und „älteste“ Kernelement des Staates 
hier in der Souveränität gesehen wird, kann beispielsweise das Soziale als historisch jüngste Entwicklung auf 
ein Existenzminimum zurückgefahren werden (vgl. Voigt 2009, 313). 
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unveränderlicher Wesenskern des Staates und wird zur Maßgröße für Stärke oder 
Schwäche von Staaten. Staatlichkeit wird zum Abstraktum, das den Staat unabhängig 
von seiner konkreten Form erfasst, damit aber auch unabhängig davon, ob von einem 
monarchischen, diktatorischen oder demokratischen Staat die Rede ist (vgl. Fisahn 
2008, 14). Wird Staatlichkeit derart als Wesen des institutionell gefassten Staates 
verstanden, wird jede Thematisierung von Transformationen von Staatlichkeit zu einem 
Abgesang des Staates. Denn sobald sich der Wesenskern des Staates verändert, ist der 
Staat selbst in seinem Bestand bedroht. Eine solche Definition von Staatlichkeit 
entspricht einem konservativ-institutionellen Staatsdenken, das tief greifende 
Veränderungen abwehren will. Auch Staatstätigkeiten lassen sich so dem jeweiligen 
Wesenskern des Staates zuordnen und als „Aufgabe“ des Staates klassifizieren oder 
aber aus dem Zuständigkeitsbereich des Staates ausschließen. 
 
Staatlichkeit muss aber nicht notwendig zu einem Wesenskern des Staates verklärt 
werden, sondern kann und wird auch etwas nüchterner eingesetzt. So z.B. in 
historischen Staatsbildungstheorien: Hier geht es darum, spezifische Tätigkeiten, 
Organisationsformen und formelle Institutionen, die heute mit dem modernen Staat 
assoziiert werden, in einer Zeit aufzuspüren, in der der moderne Staat noch nicht voll 
ausgebildet war. Perry Anderson (1996) z.B. nennt spezifisch staatliche Institutionen, die 
großteils bereits im Mittelalter entwickelt wurden, mit der Wiedereinführung des 
Römischen Rechts jedoch letztlich (in seiner Argumentation erst nach dem 
Absolutismus) einen Bedeutungswandel erfuhren, und daher als frühneuzeitliche 
Innovationen erscheinen. Diese sind: Armee, Bürokratie, Steuererhebung, Handel und 
(als echte Innovation der Neuzeit) Diplomatie. Darin lassen sich Bestandteile des 
Staates identifizieren, die jedoch noch nicht zum modernen Staat zusammengefügt sind, 
und in diesem Sinne zwar auf einen Staat hinweisen, für sich aber keinen modernen 
Staat ausmachen. Staatlichkeit betont so gesehen den Prozesscharakter der 
Staatswerdung, der sich zum einen auf die historischen Transformationen der einzelnen 
Elemente bezieht, zum anderen aber auch den übergeordneten Prozess der Entstehung 
staatlicher Einheit umfasst. Diese Perspektive wird z.B. von Norbert Elias (1997, 151-
168) eingenommen, der historische Staatsbildung auf Monopolbildungsprozesse 
fokussiert: in erster Linie Steuermonopol und Gewaltmonopol. Staat und Staatlichkeit 
stehen in diesen Perspektiven zueinander wie das Ganze zu seinen Teilen. Solange die 
Teile noch nicht zur staatlichen Einheit zusammengefügt sind, ist der Prozess noch im 
Gange. Als Staat jedoch erscheint die Entwicklung abgeschlossen und Transformation 
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des Staates kann nur noch als seine De-Komposition begriffen werden.170 Auch in dieser 
Perspektive wird somit die aktuelle Transformation von Staatlichkeit zu einer Geschichte 
des Staatszerfalls. 
 
„Staatlichkeit“ kommt aber vor allem dann zum Einsatz, wenn der Staatsbegriff nicht 
explizit definiert wird. Dies ist zumeist gleichbedeutend mit einem Staatsverständnis, das 
auf eine institutionell eng gefasste Organisationsstruktur rekurriert, als dessen zentrales 
Charakteristikum Staatsgewalt und damit staatliche Rechtsetzungskompetenz gilt. 
Zugleich wird aber zum Ausdruck gebracht, dass gerade dieses Staatsverständnis nicht 
erfasst, wovon die Rede sein soll – nämlich Wirkungs- und Funktionsweisen des 
Staates, die nicht eindeutig bestimmten Institutionen (z.B. Gesetzen) zugerechnet 
werden können (vgl. Löffler 2005, 129). Die Rede von der Staatlichkeit ist damit ein 
Versuch, von vorrangig institutionen-theoretischen Staatsverständnissen wegzugehen, 
und sich aber zugleich nicht auf ein bestimmtes Staatskonzept, sei es eng oder weit 
gefasst, zu verpflichten. Erklärungsziele und Forschungsinteressen richten sich dann 
auch nicht auf staatliche Organisationsformen, sondern auf gesellschaftliche Phänomene 
und Prozesse, die ursächlich auf staatliche Strukturierungen zurückgeführt werden. 
Damit eröffnet sich bereits eine zentrale Verwendungsweise von Staatlichkeit, die 
insbesondere in feministischen und gender-theoretischen Ansätzen relevant ist: nämlich 
als Überbrückungsformel der in traditionellen Staatsbegriffen eingelassenen Trennung 
von Staat und Gesellschaft. 
 
Mit der Betonung der sozialen Fundierung des Staates – Staat als soziales Verhältnis – 
avanciert Staatlichkeit zu einer Beschreibungsformel politisch geformter 
Vergesellschaftung. In diesem Sinne bezeichnet Birgit Sauer Staatlichkeit als das 
„Prinzip des Staats“:  
"[...] so geht es bei der begrifflichen Bestimmung von Staatlichkeit eher um innere funktionale 
Grenzziehungen und die Organisation gesellschaftlicher Verhältnisse […]. Dies bedeutet, dass 
Staatlichkeit als ein Prinzip der politischen Regulierung von Gesellschaft gefasst wird;“ (Sauer 
2001a, 67) 
Das Prinzip des Staates ist aber nicht, wie in Voigts Verwendung, als unveränderbarer 
Wesenskern zu begreifen. Ganz im Gegenteil: Staatlichkeit öffnet den Staatsdiskurs für 
sozialwissenschaftliche Fragestellungen und Problemwahrnehmungen, ermöglicht die 
institutionelle Engführung des Staatsbegriffs aufzubrechen, erlaubt die Hinterfragung 
                                                 
170  Wie oben erwähnt bildet der Ansatz von Stein Rokkan eine Ausnahme, zumal er den historischen Prozess der 
Staatsbildung im 19. und 20. Jahrhundert weiter verfolgt und gerade der komplexen Komposition 
verschiedener Staaten und den stattfindenden politischen Kämpfen zentrale Aufmerksamkeit schenkt. 
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dichotomer Begrifflichkeiten mit ihren diskursiven Trennungsparadigmen und fungiert als 
analytischer Begriff, um soziale Veränderungen als politisch gemachte erfassen zu 
können. Wird die Transformation des Staates als weiter gefasste „Transformationen von 
Staatlichkeit“ begriffen, so führen diese Transformationen nicht mehr notwendig zum 
„Niedergang“ oder „Zerfall“ des modernen Staates, sondern sind als permanenter 
politischer Prozess verstehbar, in dem es zentral um Etablierung von Grenzen und um 
deren politisch umkämpfte Verschiebungen geht. 
5.3.2. Staat, Staatlichkeit und Transformation 
Sobald „Staat“ definiert wird, wird damit festgelegt, was zum Staat gehört und was nicht. 
Der Definition des Staates entspricht somit immer auch eine Definition des Nicht-
Staates. Weite Staatsverständnisse zeichnen sich dadurch aus, dass sie in die Definition 
des Staates mehr inkludieren als nur bestimmte Staatsapparate und -institutionen. Dies 
ist erforderlich, um Problemlagen und Themen staatstheoretisch zu bearbeiten, die sich 
einer einfachen Kausalerklärung entziehen, der zufolge in den Aktivitäten des engen 
Staates die Ursachen dafür zu suchen sind. 
 
Einer derartigen Kausallogik folgend wäre Staatlichkeit als Summe der Wirkungen des 
Staates auf nicht-staatliche gesellschaftliche Zusammenhänge zu verstehen. In anderen 
Worten: Die Gesellschaft wird durch staatliche Politiken via Verwaltungspraxis, 
Rechtssetzung und -exekution oder andere Formen staatlicher Regulierungen sowie 
durch diverse Arten symbolischer Politik bearbeitet und verändert. In dem Maße, wie 
sich diese Veränderungen in der Gesellschaft festschreiben (institutionalisieren), wird sie 
„durchstaatet“. Durchstaatung der Gesellschaft kann als säkularer Prozess beschrieben 
werden, der eine Gesellschaft immer stärker zum Staat integriert. In dieser Kausallogik 
ist Staatlichkeit eine Potenz des Staates, die Art der Vergesellschaftung zu bestimmen 
und zu kontrollieren. Konsequenz dieses Denkens ist die Vorstellung vom Staat als 
wirkliches Herrschaftszentrum einer Gesellschaft mit einer enormen Gewaltkonzentration 
im Kern, den zentralen Staatsapparaten, und immer weitere Kreise von Staatsapparaten 
mit abnehmender Gewaltintensität, aber gleichartiger Operationslogik. In dieser Sicht 
müssen letztlich auch Transformationen ursächlich im Staatskern vermutet werden. 
 
Die Existenz des Staates selbst ist damit nicht erklärbar. Sie muss vorausgesetzt 
werden. Überraschender Weise orientieren sich aber auch Theorien der historischen 
Staatsbildung großteils an diesem Paradigma. Da der zentrale Staatsapparat aber noch 
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nicht ausgebildet ist, konzentriert sich die historische Suche auf die Institutionalisierung 
derjenigen Elemente, die später die zentrale Operationslogik des Staates ausmachen 
werden. Staatlichkeit entspricht damit den Bestandteilen dieser Logik und Staatsbildung 
den Prozessen ihrer Akkumulation, Konzentration, Monopolisierung und letztlich 
Institutionalisierung in eigens für ihre Verwaltung und Exekution geschaffene staatliche 
Einrichtungen. Im Detail werden diese Prozesse bereits im Hoch- und Spätmittelalter 
verortet und finden als Eliten-Kämpfe um exklusive Herrschaftsansprüche zwischen 
Papsttum, Königen, Städten und Feudalherren statt. Diese folgen zwar noch vor-
staatlichen Herrschaftslogiken, bilden aber im Resultat (moderne) Staatlichkeit. Als 
relevante Elemente dieser Prozesse gelten Rechtskodifizierungen – insbesondere 
kanonisiertes Kirchenrecht und die Wiedereinführung des Römischen Rechts – sowie 
Auseinandersetzungen um Geltungsbereiche der Rechtskodizes, die seitens der Kirche 
als universal, seitens der Könige zunehmend partikular – d.h. territorial – definiert 
werden. Es ist daher auch kein Zufall, dass am Beginn des modernen 
Staatsbildungsprozesses der „souveräne Territorialstaat“ vermutet wird. Mit dem 
Territorialstaat werden Staatsgrenzen installiert, die dazu dienen Souveränität 
gegenüber anderen Staaten zu behaupten und einen Herrschaftsanspruch gegenüber 
allen innerhalb des Staatsgebietes lebenden Menschen einzufordern. Das daran sich 
entwickelnde Gewaltmonopol bildet folglich den Kern moderner Staatlichkeit. Verbunden 
mit der Durchsetzung des Rechtssetzungsanspruchs entsteht daraus entpersönlichte 
Herrschaft als typische Herrschaftsform des modernen Staates. Der weitere 
Staatsbildungsprozess kann wiederum als Prozess der „Durchstaatung“, der 
sukzessiven Durchsetzung des Gewaltmonopols in der Gesellschaft, begriffen werden.  
 
Gehen wir aber davon aus, dass mit dem „souveränen Territorialstaat“ erstens nur ein 
idealtypisches Konstrukt gemeint, aber keine konkrete historische Staatsform begriffen 
ist, und zweitens damit die Prozesse der Formierung und Transformierung des Staates 
nicht abgeschlossen sind, müssen wir in Erwägung ziehen, dass die Einbahnstraße der 
„Durchstaatung“ keine adäquate Erklärung sein kann. Dieser Verdacht drängt sich ganz 
offensichtlich auf, wenn wir die aktuelle Transformationsdebatte betrachten. Es zeigt sich 
eine Tendenz dahingehend, die Transformation des Staates als reaktive Veränderung zu 
betrachten. Die der Staatstransformation vorausgehende Veränderung ist nicht-
staatlicher Art, sondern ein gesellschaftlicher und ökonomischer Umbruch, der 
Reaktionen seitens der Staaten erzwingt, verbunden mit Veränderungen des globalen 
Staatensystems und seiner prekären Machtbalance. Wenn wir eine Kausallogik 
anwenden, liegt die Ursache für Transformation im Nicht-Staatlichen. Sozialer Wandel 
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folgt so gesehen einer vom Staat unabhängigen Dynamik, deren Folgen im Staat derart 
verarbeitet werden, dass sie eine Art Selbsttransformation des Staates auslösen. Dies 
führt zu einer Fülle von institutionellen Reformen, Sparmaßnahmen in der staatlichen 
Verwaltung sowie Abbau von Sozialleistungen, Auslagerungen von Staatstätigkeiten an 
private Unternehmen, Abtretung von „Hoheitsrechten“ an internationale Organisationen, 
Veränderungen wirtschaftspolitischer Strategien usw.. In dieser Sicht gibt es keine starke 
und klare staatliche Logik, die in die Gesellschaft wirkt, sondern umgekehrt, die neue 
Arbeitsweise der Gesellschaft, wird im Staat verarbeitet und als den neuen 
gesellschaftlichen Verhältnissen angepasste Staatlichkeit institutionalisiert. In dieser 
Sicht ist es Aufgabe des Staates die Eigendynamik der Gesellschaft – als das klar vom 
Staat getrennte Nicht-Staatliche – zu unterstützen oder zumindest nicht zu behindern. 
Staatlichkeit ändert sich in Reaktion auf gesellschaftliche Veränderungen und meint die 
der jeweiligen gesellschaftlichen Verfasstheit angepasste Form der Herstellung 
verbindlicher Rahmenbedingungen. Damit ist die Kausallogik der Durchstaatung 
aufgehoben, aber als Kausallogik lediglich umgedreht. Transformation wird zur 
Herausforderung für den Staat und innerhalb der Staatsapparatur als 
Staatstransformation umgesetzt. Aber der Staat hat keinen originären Anteil an 
Transformation. 
 
Diese konträren Einschätzungen können als Meinungsverschiedenheit abgetan werden, 
die an der grundsätzlichen Differenz zwischen staats- und gesellschaftszentrierten 
Ansätzen festzumachen ist. Doch weite Staatskonzepte wurden ja gerade dafür 
entwickelt, um diese Differenz zu überbrücken, um die Gesellschaftlichkeit des Staates 
und die Staatlichkeit der Gesellschaft begreifbar zu machen. Die Frage ist, ob das 
geglückt ist. Denn werden Institutionen der Zivilgesellschaft als Staatsapparate verkodet, 
so findet Transformation wiederum im Staat statt. D.h. die Trennung von Staat und 
Gesellschaft als Nicht-Staat wurde nicht überbrückt, sondern die Grenze zwischen Staat 
und Gesellschaft so verschoben, dass es Nicht-Staatliches nicht mehr gibt, oder 
höchstens als „Lebenswelt“. Gesellschaftliche Transformation ist dann unmittelbar 
Staatstransformation. Im Grunde ist im weiten Staatsbegriff bereits die Tendenz sich 
auszuweiten angelegt. Diese folgt exakt dem Bild der Durchstaatung. Denn alle 
Einrichtungen und Akteure der Gesellschaft, die dem staatlichen Hegemonialprojekt 
entsprechen, sind Teil des weiten Staates, und was Teil des Hegemonialprojekts ist, ist 
auch durchstaatet. Der weite Staatsbegriff gibt somit nur den Grad der Durchstaatung 
an. Als Prozess betrachtet endet Durchstaatung bei der vollständigen Integration allen 
Nicht-Staatlichen im Staat. Als logische Konsequenz kann der Staat nicht mehr definiert 
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werden, zumal jede Definition eine Grenzziehung ist und deshalb auch ein Außen 
braucht. 
 
Daher ist es wichtig, sich noch einmal klar zu machen, was mit „Staat“ eigentlich 
begriffen werden soll. Der Staat ist eine institutionell verankerte, spezifisch moderne 
Herrschaftsorganisation mit Exklusivitätsanspruch für eine politisch definierte 
Gesellschaft. Herrschaft ist aber keine Erfindung des modernen Staates, und Herrschaft 
ist nicht im Staat monopolisiert. Nicht-staatliche Herrschaft verschwindet nicht einfach 
mit dem Staat. Der Staat ist auch nicht die Generalverwaltungsagentur für alle Arten von 
Herrschaft. Zentral für die Definition des Staates ist der Exklusivitätsanspruch, der 
jedoch mit der Fassung als Gewaltmonopol nicht entsprechend präzisiert ist. Obwohl 
Max Weber das Gewaltmonopol des Staates als Anspruch und nicht als notwendig 
realisiert definiert und zudem die Möglichkeit der Delegation von Gewalt als Rechte an 
nicht-staatliche Akteure inkludiert171 (Weber 1980, 30), suggeriert die Bezeichnung 
Monopol einen Prozess des Verschwindens nicht-staatlicher Gewalt als notwendige 
Tendenz der modernen Staatsformierung. Der Staat ist dann an den Endpunkt seiner 
Entwicklung gekommen, wenn es keine Gewalt mehr jenseits staatlicher Setzung gibt. 
Exklusivität hingegen bezieht sich auf die Grenzziehung, die mit der Definition dessen, 
was der staatlichen Herrschaftsorganisation unterliegt und was nicht, einhergeht. Genau 
diese Grenzziehungen sind politisch umstritten und umkämpft und verändern sich 
dementsprechend. Mit jeder Verschiebung verändern sich aber auch die 
Herrschaftsmodi. Zudem sind diese Grenzverläufe keine dichten Trennlinien, sondern in 
beide Richtungen durchlässig. D.h. staatliche Herrschaftsmodi reichen weiter in 
gesellschaftliche Verhältnisse hinein als dies dem jeweiligen Kompromiss über den 
Grenzverlauf entspräche, und gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse wirken in die 
staatliche Organisationsstruktur hinein. An dieser Schnittfläche argumentieren zahlreiche 
Ansätze feministischer Staatstheorien, indem sie die behauptete Grenze in Zweifel 
ziehen und sich am politischen Kampf um Grenzziehungen beteiligen. Neben der offiziell 
erklärten Grenze gibt es inoffizielle Grenzverläufe und Umgehungsstrategien. Zudem 
dienen selbst die anerkannten Grenzen mitunter nicht-staatlichen Herrschaftsinteressen. 
 
Umgelegt auf einen weiten Staatsbegriff sind solche gesellschaftlichen Institutionen als 
Staatsapparate begreifbar, deren Herrschaftsmodus einem staatlichen entsprechen. Das 
                                                 
171  Er nennt z.B. das "Züchtigungsrecht" des Hausvaters als eine mögliche legitime Form der Gewalt, die der 
Staat ausdrücklich nicht nur erlauben, sondern sogar vorschreiben kann. Ebenso gut könnte ein Staat nach 
dieser Definition private Milizen mit hoheitlichen Exekutivaufgaben betrauen oder beispielsweise 
Schutzgelderpressungen der Mafia straffrei stellen. Es ist jedoch anzunehmen, dass Weber die Grenze des 
Gewaltmonopols nicht derart beliebig ziehen würde, sondern entlang der Trennung von öffentlich und privat. 
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kann das Produkt von Durchstaatungsprozessen sein, muss aber nicht. Es kann sich 
durchaus auch umgekehrt verhalten. Dies kann anhand von Michel Foucaults 
historischen Analysen zu Disziplinargesellschaft und Gouvernementalität verdeutlicht 
werden. In „Überwachen und Strafen“ stellte Foucault die Tendenz einer Verstaatlichung 
von Disziplinarmechanismen fest (vgl. Foucault 1994, 273), beharrte aber darauf, dass 
der Staat weder das Gros gesellschaftlicher Machtverhältnisse abdecke, noch die 
Grundlage für gesellschaftliche Macht bilde. Stattdessen sah er im Staat einen Überbau 
im Bezug auf eine machttechnologische Infrastruktur und eine Kodifizierungsinstanz, die 
letztlich das Funktionieren der vielfältigen Machtbeziehungen ermögliche.  
„Der Staat ist deshalb ein Überbauphänomen, weil er ‚nur’ kodifiziert, was sich in den 
mikrophysikalischen Machtverhältnissen bereits herausgebildet hat. Er fixiert also jene 
Machtarrangements, denen er sein Entstehen verdankt, ohne sie selbst zu konstituieren“ 
(Lemke 1997, 121f.) 
Herrschaftsarrangements bis hin zu kleinteiligen mikrophysikalischen Machttechnologien 
werden somit nicht notwendig im Staat entwickelt, können aber sozusagen „verstaatet“ 
werden, d.h. sowohl zu Objekten staatlicher Zuständigkeit werden als auch selbst in den 
Staat eindringen und zu staatlichen Herrschaftsmodi werden. In seinen Arbeiten zur 
Gouvernementalität befasst sich Foucault schließlich ganz gezielt mit der Entwicklung 
spezifischer Rationalitäten der Herrschaftsausübung, die zum einen in oder für den 
modernen Staat entwickelt wurden – dies gilt z.B. für die frühe Diskussion der 
Staatsräson –, zum anderen in Auseinandersetzung mit dem modernen Staat – dies gilt 
z.B. für neoliberale Gouvernementalität. Die Verstaatung letzterer ist ein zentrales 
Element der aktuellen Transformation. Die Think-Tanks und Organisationen, in denen 
neoliberale Ideen entwickelt wurden, sind aber nicht einfach als Staatsapparate zu 
definieren. Dies schon deshalb nicht, weil sie erst nach erfolgreicher Verstaatung 
neoliberaler Strategien zum Teil eines staatlichen Hegemonialprojekts werden konnten. 
Sie sind aber politische Akteure im Kampf um Grenzverläufe. 
 
Soll also die Kausallogik, die den Staat entweder zum omnipotenten Subjekt der 
Transformation oder zum reagierenden Objekt eines gesellschaftlichen 
Transformationsprozesses macht, durchbrochen werden, gilt es die Dialektik von 
Durchstaatung und Verstaatung von Herrschaftsmodi in den Blick zu nehmen. Sie sind 
weder voneinander ableitbar, noch geht eine der anderen voraus. Sie bedingen aber 
wechselseitige Reaktionen und Strategien, die in den politischen Kämpfen um legitime 
Zuständigkeitsgrenzen und Strategien der Umgehung dieser Grenzen von politischen 
Akteuren ausgetragen werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass weder der Staat noch 
die Gesellschaft Akteure sind, sondern herrschaftlich strukturierte Terrains, auf denen 
Theoretisierung von Transformationen von Staatlichkeit 288 
sich politische Akteure konstituieren. Staatlichkeit ist dann die Summe der Taktiken, 
Strategien und Prozeduren, die mit staatlichen Herrschaftspraktiken verknüpft sind. Dies 
inkludiert aber auch Strategien der Verstaatung. Mit der Konzentration auf Staatlichkeit 
wird die Trennung zwischen Staat und Gesellschaft prekär, aber nicht aufgehoben. 
Staatlichkeit meint gesellschaftliche Strukturierungen, die in politischen 
Auseinandersetzungen etabliert werden. Solche Strukturierungen sind sowohl als Folge 
klar definierter Kompromisse denkbar, als auch als Konsequenzen aus Verstaatungen, 
Umgehungsstrategien oder Effekte durch politische Nicht-Thematisierung.172 Neben 
kapitalistischer Vergesellschaftung ist somit Staatlichkeit ein Teil der strukturellen 
Bedingungen, unter denen politische Subjektivierung erfolgt. Sie erklärt eine gewisse 
Allgegenwart des Staates, die bis in den individuellen Alltag und in die Körper von 
Menschen reichen kann, und damit eine individuelle Auseinandersetzung mit dem Staat 
und Aneignung des Staates erzwingt. Mit Staatlichkeit wird aber auch Nicht-Staatliches 
in sozialen Zusammenhängen definiert. 
 
Bezogen auf Transformationen bildet Staatlichkeit nun den zentralen Schlüssel zum 
Verständnis von Staats- und Gesellschaftstransformation. Transformationen des Staates 
sind keine Reaktionen auf gesellschaftliche bzw. ökonomische Transformation, sondern 
Anpassungen und strategische Umrüstungen aufgrund veränderter Staatlichkeit. Auch 
Gesellschaftstransformation folgt keiner von politischen Zusammenhängen 
unabhängigen Eigendynamik, die einer Naturgewalt gleichkommt, sondern ist komplexes 
Resultat aus Verschiebungen von Machtverhältnissen politischer Akteure, und deren 
Erfolge oder Misserfolge in der Bearbeitung von Staatlichkeit, wie z.B. die Entwicklung 
neuer Machttechnologien und darauf bezogene Verstaatungsstrategien oder Strategien 
einer Verteidigung gegen Verstaatung. In jedem Fall sind auch Veränderungen von 
Vergesellschaftungsweisen impliziert. Ich gehe nun davon aus, dass Formierung und 
Transformierung des Staates nicht notwendig einer linearen Logik der Steigerung von 
Durchstaatung folgt – d.h. dass Staatlichkeit keine innere Tendenz hat sich auszudehnen 
bis sie zum einzigen Vergesellschaftungsmodus geworden ist. Ich gehe vielmehr davon 
aus, dass es immer auch gegenläufige Tendenzen gibt. So wurde schon mehrfach auf 
die Ambivalenzen der aktuellen Transformation des Staates hingewiesen. Der Staat wird 
rückgebaut und gleichzeitig ausgebaut und aufgerüstet. Diese Phänomene können nur 
dann erklärt werden, wenn nicht nur der Staat als uneinheitlich begriffen wird, sondern 
                                                 
172  Letzteres meint die Möglichkeit einer politischen Nichtbearbeitung von Grenzverläufen, die einer 
Herrschaftslogik folgen, die nicht-staatlich operiert – wie z.B. eine Definition von Privatheit als Sphäre 
staatlicher Nicht-Zuständigkeit, die männliche Gewalt gegenüber Frauen und Kinder zwar nicht ausdrücklich 
vorschreibt, wie das Weber anklingen lässt, aber in Kauf nimmt, obwohl sie gesetzlich verboten ist. 
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auch Staatlichkeit. Im Folgenden wende ich mich den Dimensionen von Staatlichkeit zu, 
die ich für eine feministische Theoretisierung aktueller Transformation für besonders 
relevant erachte. Dies erfolgt exemplarisch anhand der Staatsbildung der frühen Neuzeit, 
die als (epochale) Transformation von Staatlichkeit interpretiert werden kann. 
5.4. Transformationen von Staatlichkeit am Beispiel frühneuzeitlicher 
Staatsbildung 
5.4.1. Konkurrierende Polities 
Die frühneuzeitliche Staatsbildung wird von Charles Tilly beschrieben als ein Prozess der 
durchwegs kriegerischen Auseinandersetzung zwischen „Staaten“. Ein Staat ist nach 
Tilly eine politische Organisationsform (Polity), die von Verwandtschaftsbeziehungen, 
Stämmen, Unternehmen und Kirchen zu unterscheiden ist (Tilly 1990, 1f.). Ansonsten 
wendet er einen sehr weiten Staatsbegriff an, sodass es eine staatenlose Gesellschaft 
eigentlich nur in sehr kleinen Familienkulturen geben kann. Tilly zu Folge existieren also 
zu Beginn der Neuzeit bereits Staaten in Europa. Was im neuzeitlichen 
Staatsbildungsprozess entsteht ist der souveräne Territorialstaat. D.h. es sind zwei 
Schlüsselkriterien, die den modernen Staat von anderen Staaten oder staatsähnlichen 
Gebilden unterscheiden. Das bewohnte Territorium als Herrschaftsraum, das größer ist 
als die überschaubare Größenordnung einer traditionellen Landherrschaft, und die 
Souveränität, die sich insbesondere als (kriegerische) Handlungsfähigkeit nach außen, 
und umgekehrt als Nichtintervention anderer Herrschaftseinheiten in dieses Territorium, 
manifestiert. 
 
Dementsprechend unterscheidet Tilly in der Phase der Staatsbildung verschiedene 
Staaten oder Polities, nämlich Nationalstaaten, Imperien, Stadtstaaten und noch einige 
Mischformen (ebd., 58). Stadtstaaten sind deshalb politische Alternativen zum 
Nationalstaat, weil ihre Bevölkerung groß genug ist, um eine direkte Überschaubarkeit 
unmöglich zu machen. Zudem ist die mittelalterliche und frühneuzeitliche Stadt nicht 
ohne ihr Hinterland denkbar, das für die Versorgung der Stadtbevölkerung unabdingbar 
ist. Es handelt sich sozusagen um sehr kleine Territorialstaaten mit riesiger Hauptstadt. 
Den eigentlichen Prozess moderner Staatsbildung in Europa beschreibt er als Sieg des 
souveränen Nationalstaats über alternative Formen von Polities d. s. insbesondere die 
großen kommerziellen Zentren, die sich als souveräne Handelsstadtstaaten eingerichtet 
haben.  
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Sidney Tarrow (2004, 453) betont, dass Tillys makro-historische Perspektive auf den 
frühneuzeitlichen Stadtstaat zu grob ist, um letztlich erklären zu können, warum die 
oberitalienischen Städte als alternative Polities gescheitert sind, und zudem relativ spät 
in einen Nationalstaat integriert wurden. Demgegenüber zeichnet Henrik Spruyt (1994) 
ein differenzierteres Bild von Stadtstaaten. Er unterscheidet die Städte des 
Hansebundes von den oberitalienischen Handelsstädten der Renaissance in dreifacher 
Hinsicht: nach ihrer ökonomischen Basis, ihrem Verhältnis zur Kriegsführung und 
inneren Koalitionsbildungen. 
 
? Alle Städte entwickelten sich auf Basis expandierenden Handels. Doch während 
sich die Hansestädte auf Waren spezialisierten, die physisch schwer waren und 
zudem relativ niedrige Profitmargen hatten wie Weizen und Stockfische, 
handelten die italienischen Städte mit leichten, aber teuren Waren wie Gewürze 
oder Seide (sogar Geld). Damit waren auch die Gewinnspannen wesentlich 
höher. Art der wichtigsten Handelswaren und Profitraten beeinflussten die 
Intensität von Konkurrenz und Kooperationsbereitschaft zwischen den Händlern. 
? In der Konstitutionsphase des Hansebundes war der Kaiser auf den Kampf um 
Italien konzentriert. Daher konnten sich die Hansestädte ungehindert verbünden 
und die baltischen Handelsrouten unter ihre Kontrolle bringen. Der Kaiser nahm 
auf diese Prozesse keinen Einfluss. Die italienischen Städte hingegen waren 
dermaßen mit der Abwehr kaiserlicher Kontrolle beschäftigt, dass sie sich nicht 
als reine Handelszentren etablieren konnten, sondern permanent in kriegerische 
Handlungen verwickelt waren. 
? Die städtischen Eliten der Hansestädte setzten sich aus Patriziern zusammen, die 
ausschließlich am Geschäft interessiert waren. Sie waren weniger gewaltbereit 
und relativ pragmatisch bei der Lösung von Konflikten. Die Stadteliten in Italien 
hingegen waren eine Mischung aus kommerziellen Patriziern und ursprünglich auf 
Kriegsführung spezialisierte Adelsfamilien. 
 
Tarrow (2004, 453f.) hält die ersten beiden Kriterien für nicht sehr plausibel, zumal auch 
Hansestädte mit teuren Luxuswaren handelten wie z.B. Felle, die sie aus Moskau 
bezogen. Zudem war der Konflikt mit dem Kaiser schon beendet, als die 
oberitalienischen Städte ihren politischen Abstieg antraten. Somit können diese 
Unterscheidungskriterien nicht als Erklärung für das Scheitern der oberitalienischen 
Alternative zum Territorialstaat dienen. Doch die dritte Differenz, die Art interner 
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Konfliktaustragung sowie Koalitionen politischer Akteure betrachtet er als Schlüssel zum 
Verständnis der Besonderheiten der Staatsbildung in Italien. Damit nimmt er drei 
Perspektivenverschiebungen vor: Zunächst geht er weg von den großen Prozessen der 
kriegerischen Auseinandersetzungen im Prozess der europäischen Staatsformation hin 
zur Mikroperspektive auf sein Fallbeispiel Florenz zur Zeit der Renaissance. Gleichzeitig 
wendet er sich von einer globalen Theorie der Staatsformation ab, um eine lokale 
Theorie gescheiterter Staatsbildung zu entwerfen. Und er geht weg von der Betrachtung 
anonymer Prozesse hin zu Akteuren und deren politische Koalitionen und Konflikte, die 
schließlich zentral in seiner Argumentation sind. 
 
Während also bei Tilly der Staatsstaat als alternative Polity zum Nationalstaat scheitert, 
weil er nicht über vergleichbare Ressourcen zur Kriegsführung173 (stehende Armee und 
eine große Bevölkerung als Rekrutierungsreservoir) verfügt, scheitern zumindest die 
oberitalienischen Stadtstaaten in Tarrows Interpretation letztlich an ungelösten internen 
Konflikten. Diese politische Perspektive lässt sich auch auf erfolgreiche Staatsbildung 
anwenden – nämlich in Form gelöster politischer Konflikte. 
 
So identifizieren Blickle, Ellis und Österberg (1997, 151) ein Konsensprinzip, das sie für 
europäische Staatsbildungsprozesse für charakteristisch halten: “[T]he state was 
normally dependent on the subject for many aspects of law enforcement and for a 
knowledge of local problems of a socio-economic nature.” Ähnlich wie Tilly sehen auch 
sie einen Schlüssel zur Dynamik im Staatsbildungsprozess im steigenden Geldbedarf 
von Staaten, nicht nur aber vorrangig für die Kriegsführung, und daher in ihrer 
Abhängigkeit von Steuereinnahmen. Sie betrachten dies aber nicht als Begründung für 
mehr Zwangsgewalt gegenüber der Bevölkerung, sondern schließen daraus eine 
notwendige politische Integration der Betroffenen: “The state’s increased need for 
money, and hence increased taxation, required consensus even in ‚high politics’.“ 
(Blickle/Ellis/Österberg 1997, 151f.) Um also den notwendigen politischen Konsens 
herstellen zu können, wurden verschiedene politische Strukturen entwickelt oder 
vorhandene weiterentwickelt. Diese sind von zentralem Interesse für ein Verständnis von 
Transformationen von Staatlichkeit. Denn die politischen Handlungsräume, die im 
Staatsformationsprozess entstehen, bilden ein Terrain, auf dem auch 
Geschlechterpolitiken praktiziert werden. 
 
                                                 
173  Die Söldnerheere erwiesen sich auf Dauer als zu kostspielig. Die Handelsstädte verfügten zwar über das 
nötige Kapital, das sich Territorialstaaten erst erobern mussten, doch lange Kriege und permanente 
Kriegshandlungen machten diesen Vorteil schnell wett. 
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Die neuen politischen Akteure, die sich auf diesem Feld konstituierten, waren 
Repräsentanten von Kommunen – sowohl städtische als auch ländliche. Ihre soziale 
Basis ist somit in den Kommunen, die bis zu einem gewissen Grad als Polities begriffen 
werden können. Insbesondere Städte sind als Polities zu qualifizieren, da sie (in 
unterschiedlichen Graden) selbstständig gegenüber den Landesfürsten agieren können. 
Die internen politischen Prozesse in den Kommunen sind daher auch für die politischen 
Strategien der Repräsentanten auf Ebene der Staatspolitik relevant. In der historischen 
Frauenforschung wurden entsprechende Veränderungen der politischen Struktur von 
Städten in der frühen Neuzeit beobachtet. Insbesondere der Ausschluss von Frauen aus 
dem städtischen Bürgerrecht wird betont. Doch dieser wird selten als Teil politischer 
Kämpfe interpretiert, sondern umgekehrt, die steigende Politikfähigkeit kommunaler 
Repräsentanten wird als Begründung für den Frauenausschluss herangezogen (vgl. 
Rippmann 1996, 26).  
 
In zahlreichen hoch- und spätmittelalterlichen Städten war es auch für Frauen möglich 
den Bürgerstatus zu erlangen. Voraussetzung war die Ablegung des Bürgereides und 
Bezahlung des Bürgergeldes. D.h. das Stadtbürgerrecht war vorrangig am 
ökonomischen Status und erst danach am Geschlecht orientiert. Gelegentlich war es 
Frauen in diesen Städten sogar möglich öffentliche Ämter zu bekleiden, sofern sie 
selbständige Gewerbetreibende waren. Das betraf Händlerinnen, die das Amt der 
„Unterkäuferin“ ausüben konnten, das mit der Durchführung des öffentlichen 
Pfandverkaufs befasst war. Aber auch Hebammen wurden eingestellt und erhielten für 
ihre Leistungen bestimmte Privilegien. Dieses Gewerbe bekam generell öffentlichen 
Charakter mit der Einführung von Prüfungen durch erfahrene Hebammen oder Ärzte. 
Auch im Arrangement der mittelalterlichen Stadt kann nicht von einer Gleichheit der 
Geschlechter gesprochen werden. Dennoch ist die Stellung von Frauen sehr 
unterschiedlich. Dieses differenzierte Bild verschwindet jedoch im Laufe der gleichen 
Periode, in der die frühe Staatsbildung angesiedelt wird – nämlich im ausgehenden 
Mittelalter und der führen Neuzeit. Erna Appelt (1999, 46) schließt daraus: 
„Die spätere Rechtlosigkeit von Frauen war somit keineswegs historisches Erbe, sondern 
Produkt politischer Herrschaftsstrategien, die auf Vereinheitlichung, Konzentration und 
Zentralisierung der Macht abzielten.“ 
Diese hier genannten Zentralisierungsprozesse sind genau die Vorgänge, die die innere 
Staatsbildung kennzeichnen. Doch wer waren die Träger solcher Herrschaftsstrategien, 
die auf Zentralisierung setzten, und warum sollte ausgerechnet der Ausschluss von 
Frauen diesen Zielen dienlich sein? 
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5.4.2. Transformationen der Herrschaftsinfrastruktur 
Das Bürgerrecht in mittelalterlichen Städten regelte vor allem den Rechtsstatus im 
Verhältnis zum Feudalherrn. Dieser stand in einem persönlichen Treue- und 
Pflichtverhältnis zum Landesfürsten, König oder Kaiser. Die europäische Staatsbildung 
wird nun als eine Zentralisierung der Herrschaft beschrieben. Das beutet, dass der 
Landesfürst oder König versucht, wichtige Kommunen aus der Feudalherrschaft 
auszunehmen und in ein direktes Abhängigkeitsverhältnis zum eigenen Herrscherhaus 
bringen. Diese Strategie dient zum einen der Ausschaltung potenzieller Konkurrenten auf 
den Thron, zum andern der Geldbeschaffung.174 Zentralisierung ist aber kein einseitiger 
Prozess von oben nach unten, denn mit dem eignen Herrschaftsanspruch wird der 
Landesfürst auch mit Schutz- und Rechtsansprüchen der Beherrschten konfrontiert. 
Denn Herrschaft war schon im mittelalterlichen Europa ein zwar ungleiches Verhältnis 
aber dennoch ein Verhältnis auf Gegenseitigkeit. Somit stand der Herr immer auch in der 
Pflicht, deren Vernachlässigung "traditionell vom Mittelalter bis ins 19. Jahrhundert 
überall in Europa zur Widersetzlichkeit oder gar zu gewaltsamem Aufruhr" (Reinhard 
2004, 296) führte. Zugleich gab es auf Seiten der Kommunen ein Interesse daran, die 
unmittelbare – häufig direkt und persönlich ausgeübte – Herrschaftsgewalt des 
Feudalherrn gegen die schon räumlich wesentlich distanziertere des Landesfürsten 
einzutauschen. Denn das bedeutete einen höheren Grad an Autonomie in der Regelung 
innerer Angelegenheiten und damit Emanzipation aus direkter Herrschaft. Politische 
Kämpfe, die sich vorrangig um die Abschüttelung der direkten Feudalherrschaft 
bemühten, waren zahlreiche Bauernrevolten und -aufstände, die Gemeindebewegung, 
aber auch „Untertanenprozesse“, die gegen die Herren angestrebt wurden (Freist 2005, 
3).  
 
Steigende Zentralisierung bedeutet also nicht nur Monopolisierung, sondern auch 
steigende Autonomie der kleineren Polities. Sie erfordert den Aufbau einer neuen 
Herrschaftsinfrastruktur. Denn der Landesfürst kann seine Herrschaft (schon rein 
physisch) nicht in der persönlichen Form praktizieren wie der Feudalherr. Die Spitze 
dieser Herrschaftsinfrastruktur bildet das, was in der Literatur zur Staatsbildung meistens 
in den Blick genommen wird. Der Staatsapparat, der sich hier ausbildet, ist aber nicht 
einheitlich, sondern wesentlich komplexer, zumal zahlreiche intermediäre Instanzen 
                                                 
174  Wenn z.B. der Landesfürst die jüdischen Gemeinden unter seinen direkten Schutz stellt, bedeutet das zwar 
die Unabhängigkeit dieser Gemeinden vom direkten Einfluss des Landesherrn, aber auch eine 
vergleichsweise hohe Steuerbelastung (vgl. Bruckmüller 1985, 156). 
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erforderlich sind.175 Dieser Staatsbildungsprozess ist unverkennbar ein politischer 
Transformationsprozess. Dabei wird eine neue Herrschaftsarchitektur ausverhandelt 
zwischen kollektiven Akteuren, die sich im politischen Prozess konstituieren. Und mit der 
neuen Herrschaftsinfrastruktur entstehen auch neue politische Ämter, deren Besetzung 
besondere Bedeutung erlangt, zumal sie symbolisches Kapital sind und privilegierte 
Teilhabe an Herrschaftsausübung ermöglichen. 
5.4.3. Von der Familia zur Polity 
Die „Familie“ oder eher „das ganze Haus“ (Otto Brunner) bildete die dominante und 
meist verbreitete Sozialform des mittelalterlichen Europas. Mit Ausnahme der 
industrialisierten und kapitalisierten Regionen und Städte blieb sie das auch bis weit ins 
19. Jahrhundert hinein. Insbesondere die ländliche Arbeits- und Lebensorganisation war 
teilweise sogar bis ins 20. Jahrhundert an dieser Sozialform orientiert. Gemeint ist freilich 
nicht die moderne, bürgerliche Familie, die ein privates Zusammenleben von Eltern mit 
ihren Kindern (Blutsverwandtschaft) meint, sondern eine arbeitsteilige, in sich 
hierarchisierte Produktions- und Lebensgemeinschaft bluts- und nicht-blutsverwandter 
Menschen. Die Hierarchisierung erfolgte sowohl entlang der Generationen (Alter), als 
auch entlang des Geschlechts. An beiden Kriterien wurden der Aufgabenbereich im 
Rahmen der Arbeitsteilung und die soziale Stellung176 im Haus bemessen. Jede Position 
innerhalb dieser komplexen Hierarchie war mit Arbeits- und Gehorsamspflichten 
verknüpft aber auch mit Ausbildungs- und Verpflegungsrechten sowie Rechte betreffend 
ein spirituell-religiöses Wohlergehen (Clawson 1989, 27). Geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung trennt die Leitungsfunktionen von Hausherrn (Vater, Bauer, Meister) und 
Hausfrau (Mutter, Bäuerin, Meisterin). Beide sind ein verheiratetes Paar, wobei die Ehe 
hierarchisch zugunsten des Mannes angelegt ist, aber auch Rechte und 
Beistandspflichten beider definiert.177 Der unmittelbare Arbeits- und 
Lebenszusammenhang zwischen z.B. Bäuerin und Mägden oder Meister und Gesellen 
begründete eine Verwandtschaft analog der Beziehung der Eltern zu ihren Kindern. 
                                                 
175  Im deutschen Reich wurden diese Zwischenräume vor allem vom reichsunmittelbaren Adel als neuartige 
Herrschaftsbereiche ausgestaltet. Horst Carl (2005) geht davon aus, dass deren politische Aktivitäten weniger 
in Konkurrenz zur recht schwach ausgeprägten Zentralgewalt des Reichs standen, sondern vielmehr eine 
Verdichtung von Herrschaft in einzelnen Territorien bewirkte. Organisatorisch ist auffällig, dass sich dieser Teil 
des Reichsadels genossenschaftlich organisierte, um die eigentliche Herrschaftsinfrastruktur des Reichs 
überhaupt erst herzustellen. 
176  Ein weiteres Kriterium bildete die Erfahrung bzw. der Ausbildungsstand.  
177  Sowohl die genaue Ausgestaltung der Ehe als auch die genaue Definition von Männer- und Frauenarbeit war 
in Europa höchst unterschiedlich. Das Eherecht sah verschiedene Möglichkeiten von weiblichem Eigentum 
vor sowie unterschiedliche Erbregelungen nach Geschlecht und Alter. Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung 
erfolgte nicht immer entlang der gleichen Zuschreibungen (vgl. Wikander 1998, 27). 
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Häufig waren Mägde, Knechte und Bedienstete tatsächlich leibliche Kinder, sehr häufig 
aber auch nicht. Die Gleichsetzung der Arbeitsbeziehung mit einer Mutter-Tochter oder 
Vater-Sohn-Beziehung ermöglichte es auch problemlos, die eigenen Kinder zu 
Ausbildungszwecken in einen anderen Haushalt zu schicken. 
 
Diese Sozial- und Herrschaftsform hatte enorme Konsequenzen: Der oder die Einzelne 
musste immer hinter dem Ganzen der Familia zurücktreten, was Individualismus im 
modernen Sinn sowie die Berufung auf „eigene“ Interessen verbietet. Wer keiner familia 
angehörte war sozial ausgegrenzt oder gar ausgeschlossen. Gleichzeitig war aber die 
Möglichkeit einen Haushalt zu begründen sehr begrenzt, zumal das zugleich eine 
Betriebsgründung war, was Eigentum an Grund und Boden und/oder Produktionsmittel 
voraussetzte. Durch die alltägliche Erfahrung erschien sie alternativlos. Es ist daher auch 
nicht verwunderlich, dass sie den hegemonialen politischen Diskurs geprägt hat. So war 
das patriarchale Modell der Familia auch im Fürstenhaushalt präsent, darüber hinaus 
wurde aber das Verhältnis des Fürsten zu seinen Untertanen in Analogie zum 
Autoritätsverhältnis des Vaters zu seinen Kindern gedacht.178 In der frühen 
staatstheoretischen Konzeption z.B. bei Jean Bodin (1976/1586) wird jedoch deutlich, 
dass dieses verbreitete Denken von Herrschaftsverhältnissen in 
Verwandtschaftskategorien lediglich zur Plausibilisierung einer Theorie absoluter 
Herrschaft dient, nicht jedoch der Realform entlehnt ist. Zum einen reaktivierte Bodin den 
Begriff der „patria potestas“ des Römischen Rechts, der Befugnisse und Rechte des 
„pater familias“ festlegt, die dieser in der spätmittelalterlichen und frühneuzeitlichen Form 
der Familia nicht hatte.179 Zum anderen war zur Entstehungszeit des Texts diese 
Sozialform bereits nicht mehr alternativlos.  
 
Die frühneuzeitliche Stadt aber auch die Landgemeinden unterscheiden sich "von 
älteren, am Idealbild der 'familia' orientierten Sozialformen durch die erhebliche Rolle 
genossenschaftlicher Gebilde" (Bruckmüller 1985, 160). Diese orientierten sich in der 
Entwicklung ihrer Organisationsstrukturen zwar immer noch und vorrangig am Denken in 
Verwandtschaftskategorien – so etablierten sich die meisten als „Bruderschaften“ 
(Crawson 1989) –, und einige dieser neuen Organisationsformen sollten ihren 
Mitgliedern tatsächlichen Ersatz für eine Familia bieten. Sie waren aber unübersehbar 
mit einem Wandel der gesamten Sozialstruktur europäischer Gesellschaften verbunden, 
die in erheblichem Maße auch Veränderungen der Geschlechterverhältnisse waren. Sie 
                                                 
178  Hierin liegt auch die historische Wurzel für Webers Konzept der patrimonialen Herrschaft. 
179  Genannt sei nur das Recht des „pater familias“ im Römischen Recht, seine Kinder nicht anzuerkennen oder 
gar zu töten.  
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wurzeln zum Teil in der Reformation und im Machtverlust der Römischen Kirche, und sie 
interagieren mit verschiedenen Prozessen frühneuzeitlicher Staatsbildung.  
 
In vielerlei Hinsicht bilden diese neuen Organisationsformen Polities entsprechend der 
Definition von Sylvia Walby (2003, 541). Walby definiert "poltiy" als “an entity which has 
authority over a specific social group, territory or set of institutions; some degree of 
internal coherence and centralized control; some rules and the ability to enforce 
sanctions against those members who break its rules” (Walby 2003, 534). Polities 
können einander überlappen, sowohl was das Territorium betrifft als auch die Menschen, 
über die sie Autorität beanspruchen (ebd., 539), und jede Polity versucht ihr eigenes 
Verständnis von Männlichkeit und Weiblichkeit durchzusetzen. Mit anderen Worten: 
Polities treiben Geschlechterpolitik. Alle diese Bestimmungsmomente treffen auf die 
neuen Organisationsformen der frühen Neuzeit in hohem Maße zu. Sie sind von den 
Veränderungen der Geschlechterverhältnisse nicht nur betroffen, sondern auch an der 
Durchsetzung alternativer Vorstellungen der Geschlechterordnung beteiligt. Zudem 
intervenieren sie in die Geschlechterarrangements anderer Sozialformen – insbesondere 
der Familia. Sie versuchen ihr eigenes Genderprojekt nicht nur intern, sondern auch 
Polity übergreifend durchzusetzen, indem sie es zum integralen Bestandteil politischer 
Aktivitäten machen, die ihrerseits die Prozesse der Staatsbildung mit gestalten.  
5.4.4. Transformationen der Gesellschaftsstruktur 
Bereits im Spätmittelalter setzte ein sozialer Wandel ein. Die sogenannte „Krise des 14. 
Jahrhunderts“180 und vielfältige Bewältigungsstrategien setzten eine soziale Dynamik in 
Gang: Der Bedeutungsverlust und damit Rückgang des Ritterstandes bewirkte 
Verschiebungen in der Adelsschicht sowie zunehmende Konzentrationen von Landbesitz 
in den Händen weniger Grundherren und Landesfürsten. Diese Entwicklung wird meist 
als Beginn der frühneuzeitlichen Staatsbildung betrachtet. Der Landbesitz einzelner 
Fürsten- bzw. Königshäuser wächst an und bildet demnach die territoriale Basis für den 
Staat. Insbesondere Frankreich folgt diesem Modell (vgl. Elias 1997). Es ist aber nicht 
nur das Territorium, das hier von Bedeutung ist, sondern auch die Transformation des 
Adels, die Herausbildung einer königstreuen Adelsschicht, die eng an den Hof gebunden 
                                                 
180  Missernten, Hungersnöte und Pestzüge bewirkten einen europaweiten demographischen Einbruch, der erst 
im 18. Jahrhundert wieder ausgeglichen wurde. Ganze Landstriche lagen brach. Hinzu kam die „Gefährdung 
der Christenheit“ durch die Osmanen (Bruckmüller 1985, 133) sowie die Gefährdung der römisch-katholischen 
Kirche durch innere Reformbestrebungen, die auch vor Kirchenspaltung nicht mehr zurückschreckten.  
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ist. Der quasi enteignete181 Hofadel ist nicht mehr Feudaladel. Gleichzeitig stellt er aber 
das führende Staatspersonal und die zentrale Verwaltungsressource. 
 
Auch die ländlichen Lebensformen und Strukturen veränderten sich. Es entstanden 
„unterbäuerliche Schichten“ und ein ländliches „Früh-Proletariat“ (Bruckmüller 1985, 
141). Gleichzeitig erlebten in den deutschen Ländern die größeren Bauernschaften einen 
sozialen und politischen Aufstieg. In der Gemeindebewegung erkämpften sie sich eine 
anerkannte politische Stellung. Zusammen mit ihrem städtischen Pendant, den 
Stadtbürgern mit politischem Bürgerstatus, bildeten sie den Stand der „Gemeinen“. In 
ihrer Studie zur Staatsbildung in Deutschland, Schweden und England weisen Peter 
Blickle, Steven Ellis und Eva Österberg (1997, 151) darauf hin, dass die traditionellen 
Stände in der frühen Neuzeit zwar an Bedeutung eingebüßt haben, aber “the common 
man exercised a considerable influence on the making of policy and the enactment of 
legislation”. Die Repräsentanten von Stadt- und Landgemeinden und deren politische 
Strategien spielten folglich eine erhebliche Rolle in der Formierung moderner 
Staatlichkeit. 
 
Die größte Dynamik weisen aber die frühneuzeitlichen Städte auf. In den größeren 
Handelsstädten entstanden kommerzielle Oberschichten, die nicht nur Fernhandel 
trieben, sondern auch frühkapitalistische Produktionsweisen entwickelten. Das 
Handwerk wurde neu organisiert in Zünften, Zechen und Gilden. Die „Meister“, die einer 
solchen Verbindung vorstanden, erhielten Bürgerstatus. Gleichzeitig begannen die 
Handwerksgesellen sich in Bruderschaften zu organisieren. Diese ermöglichten eine 
teilweise Emanzipation aus dem Hausverband des Meisters, waren aber ursprünglich vor 
allem Solidargemeinschaften für die Walz (Wanderschaften) – also die Phasen, in denen 
der soziale Rückhalt einer Familia fehlte. Sie bilden aber auch den Nukleus späterer 
Gewerkschaften (vgl. Clawson 1989). In den Städten entstanden zudem neuartige 
soziale Gruppen und Schichten. Mit der Gründung von Universitäten, Spitälern und nicht 
zuletzt der expandierenden Hofhaltung entwickelte sich eine neuartige Bildungselite, die 
nicht mehr ausschließlich vom Klerus gestellt wurde. Am anderen Ende des sozialen 
Spektrums aber befanden sich "unterbürgerliche Gruppen", die sozial und politisch noch 
unter den gewerblichen Arbeitskräften und Dienstboten standen wie Taglöhner, Bettler, 
                                                 
181  Gemeint ist damit, dass kein Herrschaft begründender Landbesitz gegeben ist.  
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Prostituierte, 'Inwohner' und Fürsorgefälle. Selbst diese begannen sich bruderschaftlich 
zu organisieren.182
5.4.5. Genderprojekte einzelner Polities 
Die neue Organisationsform der Bruderschaft183 ist dem Denken in 
Verwandtschaftsbeziehungen verbunden, wie sie für die Sozialform der Familia üblich 
war. Die interne Hierarchie entspricht ebenfalls dem patriarchalen Modell. So wurden 
z.B. in den französischen Gesellenverbänden symbolische Taufen als Initiationsritual 
durchgeführt (Crawson 1989, 30f.). Mit der Taufe wird eine spirituelle Verwandtschaft 
zwischen Täufling und Pateneltern hergestellt. Diese Beziehung ist der zwischen Eltern 
und Kind nachempfunden. Jeder Geselle hat somit in der Bruderschaft Ersatzeltern, so 
auch einen Vater, dem er Gehorsam schuldet. Zugleich sind diese symbolischen Eltern 
aber auch „Brüder“. Bruderschaften boten ein ritualisiertes und strukturiertes 
Sozialleben, das „the absence of acutal physical supervision in the household“ (ebd., 31) 
wie auch damit verbundene Sicherheiten ersetzen sollten. Sie waren Emanzipation aus 
der Hausherrschaft etablierten aber neue Autoritätsverhältnisse.  
 
Bruderschaft als Organisationsprinzip bildet auch das Grundmuster der Handwerks- und 
Handelsverbände (Zünfte und Gilden). In den Verbänden setzten die so organisierten 
Meister Standards für die Qualität der Erzeugnisse fest, regelten den Zugang zum 
Gewerbe, wie auch die Ausbildung und bestimmten die Preise. Somit wurde der 
Haushalt den Regeln der jeweiligen Zunft oder Gilde unterworfen. Zünfte und Gilden 
erfüllten zentrale Aufgaben der Stadtverwaltung und Regierung, organisierten die 
Bürgerwehr, erfüllten einige Polizeitätigkeiten und organisierten öffentliche Zeremonien. 
Sie waren aber zugleich religiöse Bruderschaften,184 die für das Seelenheil ihrer 
Mitglieder verantwortlich waren und daher auch moralische Verpflichtungen hatten. So 
beteten sie für kranke und verstorbene Mitglieder, halfen in Not geratenen durch 
Wohltätigkeit, organisierten Beerdigungen und stellten Regeln für die 
                                                 
182  So wurde z.B. in Wiener Neustadt 1478 eine eigene Armenzeche gegründet. Prostituierte hingegen waren in 
Frauenhäusern hausrechtlich organisiert (Bruckmüller 1985, 154). 
183  Die Grundstruktur der Bruderschaft geht auf religiöse Vereinigungen zurück, die es sich zur Aufgabe gemacht 
haben für die Verstorbenen zu beten, um damit ihre Zeit im Fegefeuer zu verkürzen. Der Volksglaube 
besagte, dass je mehr für einen Toten gebetet wird, er umso schneller aus dem Fegefeuer in den Himmel 
kommt. Betbrüder im wahrsten Sinn des Wortes boten dies als käuflichen Service an. Wer es sich leisten 
konnte, investierte daher in solche Bruderschaften (vgl. Crawson 1989, 34). 
184  Die Bruderschaften und Zechen waren dezidiert religiös motivierte Gründungen sowie auch die 
Gemeindebewegung, in der verschiedentlich die Wahl des Pfarrers durch die Gemeinde gefordert wurde. Die 
Einnahmen der Zechen und Bruderschaften wurden neben Führsorgezwecken vor allem für den religiösen 
Kult verwendet (Bruckmüller 1985, 179). 
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Wiederverheiratung von Witwen auf. Verwitwete Meisterinnen konnten zwar 
üblicherweise das Meisterrecht behalten, waren aber häufig zur Wiederverheiratung 
innerhalb eines Jahres verpflichtet. Eine Heirat außerhalb der Zunft bedeutete den 
sofortigen Verlust des Meisterrechts (vgl. Bruckmüller 1985, 152). Die Möglichkeiten für 
eine Meisterwitwe den Betrieb selbständig weiter zu führen wurden seit dem 14. 
Jahrhundert sukzessive eingeschränkt, was zum einem mit dem neuen Bürgerrecht der 
Zunftmeister und ihrer Rolle in der Stadtverwaltung zusammenhing, zum anderen aber 
auch von den Gesellen und ihren Bruderschaften forciert wurde (Rippmann 1996, 26). 
Da die Zünfte die Zahl der Meisterbetriebe strikt reglementierten, war eine Einheiratung 
für viele Gesellen die einzige Möglichkeit zum Meister und im diesem Sinn auch 
„erwachsen“ zu werden. Hier liegt also ein Fall vor, in dem die Geschlechterpolitik der 
Gesellenverbände sich auch in der Geschlechterpolitik der Zünfte durchsetzen konnte. 
5.4.6. Transformationen der Geschlechterverhältnisse 
Die neuen Organisationsformen wiesen also deutlich über die Familia hinaus und 
intervenierten zugleich in deren innere Organisation. In der frühen Neuzeit begann die 
Familia als Lebens- und Produktionseinheit zu erodieren. Damit entstanden aber auch 
neuartige Geschlechterverhältnisse. Dies zeigt sich in der steigenden Zahl von 
Eheschließungen185 im 15. Jahrhundert. Zwar war für die meisten Menschen immer noch 
die elterliche oder herrschaftliche Zustimmung zur Eheschließung erforderlich. Doch 
viele – oft nicht ehefähige Paare – gingen eine sogenannte Konsensehe ein, die 
ausschließlich der kirchlichen Legitimation bedarf (Wunder 1993, 18). Darin wird häufig 
ein zentrales Charakteristikum der westeuropäischen Familie gesehen: die sogenannte 
"Privatisierung der Heirat", die in Folge des wachsenden Individualismus der Neuzeit u.a. 
zur freien Wahl des Ehegatten und damit zur "Befreiung von den Zwängen des 
Verwandtschaftsverhältnisses" (Goody 2005, 9) geführt habe. Diese neuen 
Ehearrangements ersetzten aber die Familia noch nicht, sondern wurden zu 
unterschiedlichen Lebensformen entsprechend der ökonomischen Möglichkeiten der 
verschiedenen sozialen Gruppen und Schichten außerhalb und neben der Familia. 
 
In Reaktion auf die Krisenerscheinungen des Spätmittelalters stellten große Teile der 
Landwirtschaft auf marktfähige Produktion um: Handelsgewächse wie Wein, Obst, 
Gemüse, aber auch Milchveredelung nahmen zu, während die übliche 
Lebensmittelproduktion aufgrund des Bevölkerungsrückgangs abnahm. Die 
                                                 
185  Der Trend zur Ehe zeigt sich auch in der Forderung der Priesterehe in der Reformation. 
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spezialisierten landwirtschaftlichen Betriebe gingen dazu über LohnarbeiterInnen 
einzustellen. Eine ähnliche Entwicklung zeichnete sich in den größeren Handelsstädten 
ab. Das traditionelle Handwerk stagnierte. Auch in den Handwerkshaushalten – 
zumindest in den Werkstätten – wurden immer häufiger auch LohnarbeiterInnen 
eingestellt. Seit dem 16. Jahrhundert begannen die Gesellenverbände dagegen zu 
protestieren. Sie hatten die tendenzielle Entwertung ihrer Arbeit erkannt und weigerten 
sich, „neben Lohnarbeiterinnen in einer Werkstatt zu arbeiten, mit dem Argument, daß 
sie dadurch ihre Ehre verlören" (Wunder 1993, 20). Dieses Argument richtete sich gezielt 
gegen die weiblichen Mitarbeiterinnen in der Werkstatt, entstammte daher nicht dem 
Familia-Denken, sondern der Bruderschaft. Es wurde zudem auch auf die Meisterin 
ausgedehnt, die sich nicht mehr in der Werkstatt aufhalten sollte. Die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung der Familia, die auch weibliche Tätigkeiten im 
Gewerbe kannte, wurde so zu einer rein männlichen Arbeitsteilung zwischen Meister, 
Gesellen, Lehrlingen und Zuarbeitern. Die Werkstatt wurde tendenziell von der Familia 
als umfassende Sozialform abgetrennt. Und umgekehrt entstand eine Restfamilie, die 
von der Produktion abgetrennt wurde. Diese Restgröße bildet den sozialen Hintergrund 
der Ehe- und Hausfrau, die typisch war für die Haushalte der Großkaufleute und 
Patrizier. Kennzeichnend dafür ist, dass die unmittelbare Arbeitskraft der Hausfrau für 
das Familieneinkommen nicht erforderlich ist. Die Form der Familia wird aber insofern 
beibehalten, als es sich um ein klar hierarchisiertes Herrschaftsmodell handelt, in dem 
der Hausherr über der Hausfrau steht, aber die Hausfrau die Leitung der Dienstboten 
über hat. 
 
Vor allem im Bereich handelsrelevanter Waren – Textilproduktion und Metallverarbeitung 
– errichteten Händler selbst Produktionsstätten, die sie außerhalb der Städte 
verlagerten, um Zunftregelungen zu umgehen. Diese frühkapitalistischen 
Produktionsweisen bildeten die ökonomische Grundlage des ländlichen Früh-
Proletariats, das in Heimarbeit eine neuartige selbständige Existenz begründen konnte. 
Das individuelle Lohneinkommen reichte dafür nicht aus, sehr wohl aber das 
gemeinsame Einkommen eines Paares. Dieses bildete dann auch die Grundlage für die 
rechtliche Verselbständigung als Ehepaar (Wunder 1993, 20). Diese neuartige Form des 
Arbeitsehepaares war die Eheform der unterbürgerlichen und unterbäuerlichen 
Schichten. Aufgrund der wechselseitigen Abhängigkeiten etablierte diese ein wesentlich 
egalitäreres Geschlechterverhältnis als dies die Ehegesetze und -vorschriften vermuten 
lassen. 
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Eine weitere Alternative zur Familia entstand in den neuen Schichten des 
Bildungsbürgertums. Das waren zum einen Klerikerhaushalte in den reformierten 
Ländern. Pfarrer heirateten häufig ihre Köchin oder Magd. Damit war eine klare 
Hierarchie angelegt, sowohl nach Bildungsstand als auch nach Alter, zumal die 
Köchinnen oder Mägde zumeist um vieles jünger waren. Der Haushalt war wesentlich 
kleiner als ein patrizischer, häufig sogar ohne Personal. Die Rolle als Hausfrau im Sinne 
einer Leitungsfunktion war damit marginal, wichtiger wurden die Rolle als Ehefrau, die 
sich um ihren Mann kümmert, und Mutter, die auch für die religiöse Erziehung der Kinder 
verantwortlich zeichnet. Die Pfarrersfrau hatte zudem eine religiöse Mutterrolle als 
hausöffentliches Erziehungsamt in der Gemeinde (ebd., 22). Der Pfarrer war jedoch 
Alleinverdiener. Ähnlich im Haushalt des Bildungsbürgertums, das in der 
Stadtverwaltung tätig war. Auch dort trat Lohnarbeit neben die ehrenamtliche Tätigkeit, 
weil ausgebildete Juristen benötigt wurden, so z.B. als Richter. 
 
Der Bedarf an Juristen resultiert im Staatsbildungsprozess aus einer Neurezeption des 
Römischen Rechts (teilweise über das kanonisierte Kirchenrecht). Perry Anderson 
(1974) identifiziert in diesem Prozess zwei zentrale Interessentengruppen: Zum einen 
erscheint das Römische Recht in Form des Jus (Privatrecht) attraktiv für das Handel 
treibende, städtische Bürgertum, das sich davon Rechtssicherheit in ihrem 
Geschäftsgebaren erhofft. Zum anderen aber ist das Römische Recht als Lex 
(öffentliches Recht) für die (neuen) Monarchen attraktiv, weil darin der Kaiser über dem 
Recht steht (vgl. Anderson 1974). Es gibt aber eine dritte Interessentengruppe – nämlich 
die professionalisierten Juristen,186 die durch die neue Relevanz des komplizierten, 
kodifizierten Rechts ihre Existenz begründen konnten. Was diese neue bürgerliche 
Schicht auszeichnet, ist ihre ökonomische Unselbständigkeit, die im Gegensatz zu 
anderen Formen von Unselbständigkeit keinen Prestigeverlust mit sich brachte. Vielmehr 
bildeten sich Heiratszirkel, die zu einer Verschmelzung mit dem altständischen 
Bürgertum führte. Das spätere „bürgerliche Familienideal“ mit seiner Einheit von Ehe-, 
Hausfrau und Mutter, die reinen Liebesdienst verrichtet, entstammt also dem 
bildungsbürgerlichen und Proto-Kleinbeamtenmilieu, nicht jedoch den patrizischen und 
früh-kapitalistischen Lebensformen. 
                                                 
186  Zu betonen ist, dass diese soziale Schicht auch die meisten Staatstheoretiker der Zeit stellt. 
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5.4.7. Transformationen der Geschlechterordnung 
Die abnehmende Relevanz von Feudalherrschaften und die politische Aufwertung des 
Bürgerstatus wird in der Frauenforschung als Begründung herangezogen, warum Frauen 
dieser Status nicht mehr gewährt wurde. Dahinter wird eine Verschiebung des sozialen 
Hierarchisierungsmodus von der Standeszugehörigkeit (sozio-ökonomische Position) 
zum Geschlecht als zentrale Ordnungskategorie vermutet. Die genannten 
Transformationen betreffen aber nicht nur den Rechtsstatus einzelner Personen, 
sondern die gesamte Herrschaftsinfrastruktur und Sozialstruktur frühneuzeitlicher 
Gesellschaften. Zwar ist die soziale Mobilität noch relativ gering, aber die verfügbaren 
sozio-ökonomischen Positionen vervielfältigen sich, sodass einige sehr wohl Chancen 
zum sozialen Aufstieg haben, während soziale Mobilität nach unten für immer mehr 
Menschen immer wahrscheinlicher wird. Doch auch die neuen sozial prekarisierten 
Positionen verfügen über höhere Freiheitsgrade. So bedeutet die frühproletarische 
Lebensform der Arbeitsehe eine Emanzipation aus der Sozialform der Familia. Dies gilt 
für den Mann und für die Frau. Die Transformationen der frühen Neuzeit beinhalten also 
gleichermaßen emanzipatorische Chancen wie sozio-ökonomische Risiken. Das erklärt 
aber noch nicht, warum das Geschlecht zur primären Ordnungskategorie avancieren 
sollte.  
 
Das hegemoniale Ordnungsdenken in der frühen Neuzeit ist immer noch eine 
hierarchische Herrschaftsstruktur basierend auf ererbter sozialer Ungleichheit. Die 
inkludierte Geschlechterordnung ist ebenfalls hierarchisiert, allerdings innerhalb der 
sozialen Schichten, und damit zweitrangig. Die Transformation der Geschlechterordnung 
betrifft nun vor allem eine Umkehrung der Gewichtung, sodass diese in längerer 
Perspektive die primäre Ordnungsvorstellung wurde. Diese Aufwertung des Geschlechts 
als primäre Orientierungsnorm ist Voraussetzung für das Hegemonialwerden der 
sogenannten bürgerlichen Geschlechterordnung, die dies allerdings erst im Laufe des 
19. Jahrhunderts wurde. Was in der frühen Neuzeit beobachtet werden kann, sind 
vielfältige, von unterschiedlichen Akteuren betriebene Geschlechterpolitiken, die in den 
politischen Kämpfen um die Ausgestaltung der neuen Herrschafts- und 
Gesellschaftsstruktur geführt wurden. Die Aufwertung des Geschlechts als primäre 
Orientierungsnorm war in den Genderprojekten verschiedener Polities angelegt. Der 
Ausschluss von Frauen wurde jedoch nicht von allen gleichermaßen verfolgt. In den 
politischen Kämpfen der frühen Neuzeit wurde um Emanzipation aus traditionellen 
Herrschaftsverhältnissen gerungen sowie um Anteil an neuen Herrschaftsarrangements. 
Theoretisierung von Transformationen von Staatlichkeit 303 
Dabei ermöglichte es die Organisationsform der Bruderschaft vereinzelt Ansprüche 
gegen in der Hierarchie höher stehende Stände durchzusetzen, indem die hierarchische 
Geschlechterordnung betont wurde. Diese Strategie ging einher mit der 
innerorganisatorischen Aufwertung von Männlichkeit. Konstituierung von Männlichkeiten 
in der frühen Neuzeit nahm zwar noch nicht die Dimensionen hegemonialer Männlichkeit 
an, Männlichkeit konnte aber bereits als politische Ressource eingesetzt werden. 
 
Für die frühe Neuzeit ist die Anwendung des Konzepts hegemonialer Männlichkeit 
problematisch. R. W. Connell (1995, 191) nennt mehrere Voraussetzungen für die 
Entwicklung und Durchsetzung hegemonialer Männlichkeit, die in der prä-modernen Zeit 
noch nicht gegeben waren: Ihre zentrale soziale Einheit ist das Individuum. Dieses 
positioniert sich als autonomes Subjekt, das zugleich Träger einer Geschlechtsidentität 
ist, die das Handeln des Subjekts prägt. Um dies als Männlichkeit zu qualifizieren bedarf 
es zudem eines ideologischen Gegenstücks, einer Weiblichkeit, die als völlig konträr 
vorgestellt wird. Dies entspricht der bürgerlichen Geschlechterordnung. Doch Connell 
nennt auch ein historisches Beispiel für hegemoniale Männlichkeit, die ohne die Priorität 
des Individuums auskommt – nämlich „gentry masculinity“, die er als aristokratisches 
Modell von Männlichkeit vor allem im angelsächsischen Raum des 18. Jahrhunderts 
ausmacht. Hier ist die primäre soziale Einheit die Familie im Sinne der Erblinie. Die 
soziale Zugehörigkeit ist prioritär, und die Abgrenzung zu hierarchisch niedriger 
stehenden sozialen Schichten ist gewaltbetont. 
 
In der historischen Männlichkeitsforschung wurden mittlerweile auch für andere soziale 
Schichten je eigene Männlichkeitskonstruktionen entdeckt, die sich von mittelalterlichen 
Vorstellungen abheben. Diese wurden vor allem in den intermediären sozialen Gruppen 
entwickelt und praktiziert. Martin Dinges (1998) identifiziert neue Männlichkeitsentwürfe 
im Hofadel, im Niedrigen Adel (insbesondere im Landadel der reformierten Länder), im 
Handel treibenden Bürgertum sowie im organisierten Handwerker-Bürgertum. 
Demgegenüber kommen der Hochadel, vor allem der dynastische, aber wohl auch 
unterbürgerliche und unterbäuerliche Schichten, ohne dezidierte 
Männlichkeitskonstruktionen aus. Ich gehe nun davon aus, dass es kein Zufall ist, dass 
gerade in den Schichten Geschlecht an Bedeutung gewinnt, deren zukünftiger sozialer 
Status in den politischen Auseinadersetzungen um die Transformation von Staatlichkeit 
auf dem Spiel steht. Für die einen geht es um den drohenden Verlust ererbter 
Herrschaftsprivilegien, für die anderen um emanzipatorische Chancen: Zugewinn an 
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Freiheitsgraden, Integration in die politische Herrschaftsinfrastruktur und möglicher 
Aufstieg in der sozialen Hierarchie. 
 
Alle frühneuzeitlichen Männlichkeiten bleiben im Rahmen sozial-ständischen Denkens. 
Aber Standesehre konvergiert zur männlichen Ehre. Diese Verschiebung zeigt sich auch 
bei den Handwerksgesellen. Denn das Argument der bedrohten Ehre, wenn Frauen und 
Männer gemeinsam in einer Werkstatt arbeiten, bezog sich auf die männliche Ehre der 
Gesellen, nicht auf die Ehre der Frauen, wie das in modernen bürgerlichen Verhältnissen 
nahe liegender wäre. Die erste Quelle der Ehre war in Adelsfamilien immer der 
Stammbaum (Schmale 2003, 50). Im politisch selbstbewussten Bürgertum der 
oberitalienischen Städte wurden in der Renaissance nun ebenfalls Stammbäume 
entworfen. Wolfgang Schmale (2003, 49) nennt Benvenuto Cellini, einen Florentiner 
Künstler aus dem 15. Jahrhundert als Beispiel. Was im Vergleich zur aristokratischen 
Tradition neu hinzukommt, ist die Vorstellung, dass über den Stammbaum auch 
männliche Tugenden ererbt werden. Diese können sich ausschließlich in den 
männlichen Nachkommen voll ausbilden.  
 
Die neuen Männlichkeiten sind somit nicht individuell, aber bereits in Abgrenzung zur 
Weiblichkeit der gleichen sozialen Schicht formuliert. Aber dennoch bedarf es keiner 
polarisierten Geschlechtscharaktere. Frauen sind Teil der Erblinie, bilden aber die 
genealogischen Tugenden schwächer aus. Diese Vorstellung von Geschlecht ist somit 
noch eher dem verhaftet, was Thomas Laqueur (1992) als Ein-Geschlechter-Modell 
bezeichnet hat. Zwischen Männlichkeit und Weiblichkeit besteht demnach kein 
unüberbrückbarer Graben, sie liegen vielmehr auf einem Kontinuum. Ererbte Tugenden 
legen im Rahmen der Standeszugehörigkeit den Grundstein für die eigene 
Lebensgestaltung. Die neuen Männlichkeitskonstruktionen zielen auf das männlichste 
Mannsein, das im jeweiligen Rahmen möglich und lebbar ist. Es besteht aber auch das 
Risiko in der männlichen Lebensgestaltung zu versagen. Gleichzeitig muss der erreichte 
Grad an Männlichkeit unter Beweis gestellt werden. Zahlreiche soziale und politische 
Innovationen der frühen Neuzeit dienen genau dieser Beweisführung. 
 
Karin Wieland (1998) illustriert dies anhand des Hofadels, indem sie Baldesar 
Castegliones "Il libro del Cortegiano" (1527) im Hinblick auf Männlichkeitskonstruktionen 
analysiert. Im Wesentlichen ist das Werk die Diskussion des idealen Höflings. Adelige 
Herkunft bleibt eine essentielle Voraussetzung, um Höfling zu werden, aber es sind 
weitere Qualitäten erforderlich. Der Höfling muss auch gebildet und eloquent sein. 
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Tatsächlich besuchten junge adelige Männer Universitäten187 und sie machten die 
sogenannte "Kavalierstour" durch die wichtigsten europäischen Höfe und erlernten dabei 
bestimmte Verhaltensmuster, die einen spezifischen Habitus prägten, der in diesem 
Ideal des Höflings beschrieben wird. Bildung wurde zu einer weiteren Quelle für 
Männlichkeit und im Sinne Bourdieus symbolisches Kapital, das sozusagen als 
Eintrittsgeld in zunehmend spezialisierte Felder fungierte. Jeder politisch einflussreiche 
Stand verfolgte bestimmte Bildungs- oder Ausbildungsmodelle, in denen junge Männer 
eine Zeit lang in reinen Männergesellschaften zubrachten – öffentliche Schulen, 
Universitäten, Ritterakademien, Militärdienst oder einfach die Werkstatt. Dort erlernten 
sie soziale Über- und Unterordnung, ihrem Stand entsprechend (Talkenberg 1998, 39). 
Reine Männerorte und der exklusiv männliche Zugang zu Bildung und Ausbildung sowie 
überhaupt einen „Beruf“ zu haben wurden somit zu tragenden Elementen der neuen 
Männlichkeitsentwürfe. Hier wurde ein standesgemäßer, männlicher Habitus erworben 
und die dazugehörige Ehre ausgebaut.  
 
Die Herstellung reiner Männerräume und der konsequente Ausschluss von Frauen 
hängen also unmittelbar mit der Konstruktion von Männlichkeit in einzelnen sozialen 
Schichten zusammen, und sind Teil von Genderpolitiken, die tendenziell versuchen 
Geschlecht vor soziale Abstammung zu setzen, ohne dabei letztere zu negieren. Die 
Standeszugehörigkeit bleibt Voraussetzung für den Erwerb der entsprechenden 
Männlichkeit, die in der individuellen Lebensführung unter Beweis gestellt werden muss. 
Besonders vorbildliche Männlichkeit kann dann sozialen Aufstieg fördern: die Gründung 
eines eigenen Hausstandes oder die Erlangung eines öffentlichen Amtes. Diese Arten 
des sozialen Aufstiegs sind gleichbedeutend mit der Erringung einer höheren Position 
innerhalb der Herrschaftsinfrastruktur. Weil Männlichkeit aber immer bewiesen werden 
muss, ist sie weniger eine innere Haltung, denn eine sichtbare – in diesem Sinne 
öffentliche – Lebensweise.188 Dies legt die inhärente Zirkularität von 
Männlichkeitskonstruktionen offen. Denn es sind sozialer Aufstieg und dadurch forcierte 
Akkumulation symbolischen Kapitals, die eine männliche Lebensweise als vorbildlich 
markieren. Somit versorgen politische und öffentliche Ämter ihre Träger mit einem 
Zugewinn an Männlichkeit. 
 
                                                 
187  Im Gegensatz zu den bürgerlichen Schichten machten Adelige nicht notwendig einen Abschluss an der 
Universität. Bildung im Sinne einer Berufsausbildung war für sie sekundär. 
188  Dies gilt auch für Weiblichkeitskonstruktionen. Weibliche Tugenden und die damit assoziierte innere Haltung 
wurden ebenfalls an der äußeren Erscheinung bemessen. Sozialer Aufstieg blieb aber ein Aufstieg in der 
sozialen Hierarchie, nicht jedoch eine Verschiebung der Geschlechtsidentität im Sinne einer Stärkung oder 
Schwächung ihrer Weiblichkeit. 
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Wie wenig individualistisch die relevante Lebensführung letztlich sowohl für Männer als 
auch für Frauen war, zeigte Heike Talkenberg (1998) exemplarisch auf anhand einer 
Analyse von Leichenpredigten im protestantischen Württemberg im 16. bis 18. 
Jahrhundert. Die ideale Lebensführung folgte standardisierten Vorgaben.189 Der 
Lebenslauf der toten Person entsprach einem Schema, das abhängig von Stand und 
Geschlecht war. Was nicht in das Schema passte, wurde verschwiegen oder zu Recht 
gebogen. So wurden z.B. die weiblichen Herrscherinnen – Anna Maria (1526-1589) oder 
Barbara Sophia (1584-1636) von Württemberg und Teck – als "Landesmütter" 
bezeichnet. Ihre politischen Tätigkeiten blieben unerwähnt, während ihre weiblichen 
Tugenden wie Moralität, Pietät und Religiosität betont wurden (Talkenberg 1998, 44f.). 
Für adelige und bürgerliche Männer sah das Schema anders aus. Für sie war, ein 
öffentliches Amt inne zu haben, ein wichtiger Bestandteil des idealen Lebenslaufs. Das 
öffentliche Amt bestätigte sozusagen die Männlichkeit des Amtsinhabers. Hier wird 
wiederum die Zirkularität der Männlichkeitskonstruktion deutlich. Nicht der individuelle 
Mann, der ein Amt ausübt, macht das Amt männlich, sondern umgekehrt, das Amt 
versorgt den Mann mit (zusätzlicher) Männlichkeit. Frauen auf der gleichen 
Hierarchiestufe bzw. im gleichen Tätigkeitsfeld würden diesen Männlichkeitszugewinn 
schmälern. Doch eine dynastische Herrscherin war keine unmittelbare Bedrohung, weil 
sie in der ständischen Hierarchie klar differenziert positioniert war.190
5.4.8. Absolutistischer Staat 
Theorien der historischen Staatsbildung zielen meist auf den souveränen Territorialstaat 
als Ergebnis des frühen Staatsbildungsprozesses in Europa. In der staatstheoretischen 
Literatur gilt diese Staatsform als absolutistischer Staat. Sein Charakteristikum ist 
absolute Souveränität nach außen und innen, die im König personifiziert ist. Institutionell 
ist sie abgesichert durch zentralisierte Verwaltung, insbesondere Zentralisierung und 
Monopolisierung von Gewaltmitteln und der Steuererhebung. Historisch ist diese 
Staatsform allerdings sehr umstritten. Denn mit Ausnahme des Ancien Régime in 
Frankreich und der Frühphase der Staatsbildung in England entspricht eigentlich kein 
frühneuzeitlicher Staat dem Modell. Unter HistorikerInnen gilt der Absolutismus als 
                                                 
189  Diese Vorgangsweise entsprach dem Prinzip von Heiligenerzählungen des Mittelalters, das auf eine 
Vorbildwirkung zielte. Inhaltlich kam es jedoch zu gravierenden Änderungen. 
190  Tatsächlich war die Zahl der Herrscherinnen während der frühen Neuzeit vergleichsweise gering. Doch vor 
allem eine vormundschaftliche Regentschaft der Mutter bis zur Volljährigkeit des Sohnes war recht weit 
verbreitet. Pauline Ruppel (2004) hat zudem nachgewiesen, dass diese Herrscherinnen durchaus aktive 
Politik im Sinne der Dynastie trieben und nicht, wie häufig unterstellt, ihrer Herkunftsfamilie verpflichtet 
blieben. 
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geschlossene Epoche schon seit längerem als Mythos (vgl. Ash/Durchhardt 1996). Denn 
absolutistische Staatsgewalt ohne Zustimmung, manchmal sogar aktive Mithilfe der 
Repräsentanten anderer Polities – insbesondere auch der Adelsgenossenschaften – war 
kaum möglich. Für den Staat bedeutet dies aber, dass die Erkenntnisse neuerer 
Staatstheorien, wonach der Staat keine Einheit ist und auch keine einheitliche Gewalt 
darstellt, auch für den absolutistischen Staat gültig ist, und nicht erst, wie häufig 
angenommen, aus späteren Transformationen wie der Entmachtung von Dynastien und 
Demokratisierungsprozessen resultiert. Die Vorstellung von staatlicher Einheit und 
Omnipotenz fungierte vielmehr als Orientierungsnorm politischer Akteure, für die dann 
die Eroberung der Staatsgewalt zu einem politischen Ziel werden konnte. Doch realiter 
kann davon selbst im sogenannten absolutistischen Staat nicht die Rede sein. 
 
Der historische Staatsbildungsprozess kann als Restrukturierung und Ausbau der 
Herrschaftsinfrastruktur beschrieben werden, an dem sich vielfältige kollektive Akteure 
beteiligten, die sich erst im politischen Transformationsprozess konstituieren. Dass die 
(Trans-) Formation von Herrschaft in der frühen Neuzeit ein politisch gestalteter Prozess 
war, ist heute kaum noch umstritten. Zahlreiche Studien zum Beitrag der „Gemeinen“ 
(Blickle/Ellis/Österberg 1997) oder des Adels (Ash 2007) zur Staatsbildung belegen dies. 
Die hohe territoriale Geschlossenheit dieser Gebilde und die Etablierung von Grenzen 
unterscheiden den Staat von verschiedenen Formen mittelalterlicher 
Herrschaftsorganisation. Daher fokussieren historische Staatsbildungstheorien vorrangig 
auf Territorialstaatlichkeit. Damit war jedoch nur der Herrschaftsanspruch der 
Zentralgewalt markiert – meist einer dynastischen Hausmacht mit ihrem ererbten und 
eroberten Territorium.191 Dieser Anspruch wurde aber kaum in einem absolutistischen 
Sinne eingelöst.192 Stattdessen war die Herrschaftsinfrastruktur gekennzeichnet durch 
zahlreiche innere Grenzverläufe, die den scheinbar geschlossenen Herrschaftsraum in 
eine Vielzahl von Herrschaftsbezirken zergliederte. Dies bedeutet, dass Staatsformation 
nicht einseitig als Zentralisierung und Unterwerfung unter eine Zentralgewalt 
beschrieben werden kann, sondern zugleich den Ausbau von Freiräumen, von der 
                                                 
191  Norbert Elias, der Staatsbildung als Monopolisierungsprozesse beschreibt, tut dies detailliert am Beispiel 
Frankreichs und der Kämpfe zwischen König und Adel. Auch Charles Tilly betont die Herrschaft der 
Karpetinger und deren Herstellung eines geschlossenen Territoriums als Voraussetzung für den modernen 
Staatsbildungsprozess. 
192  Die staatstheoretische Diskussion der Zeit drehte sich konsequenterweise vorrangig um die Frage der 
Herrschaftslegitimation, die in der Entwicklung des Konzepts von Souveränität gipfelte. Allerdings ist die heute 
meist rezipierte Variante absolutistischer Herrschaftsbegründung bei Thomas Hobbes vor dem Hintergrund 
der englischen Entwicklung und des englischen Bürgerkriegs entstanden. Diese ist jedoch in vielerlei Hinsicht 
als Sonderfall zu interpretieren. Denn die englische Sozialstruktur – insbesondere die des Adels – unterschied 
sich erheblich von Kontinentaleuropa. Auch die Säkularisierung des Staates bei Hobbes war durch die 
anglikanische Staatskirche kein Problem. Demgegenüber verzichteten Dynastien der katholischen Länder nie 
auf den Anspruch eines Gottesgnadentums zur Herrschaftslegitimation. 
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Staatsgewalt relativ autonomen Bereichen (Gemeindeautonomie) und die Ausgestaltung 
von begrenzter „Herrschaft in eigener Regie“ (Carl 2005, 407) umfasste. 
 
So gesehen war frühneuzeitliche Staatlichkeit gekennzeichnet durch politische Kämpfe 
und Auseinandersetzungen um Grenzverläufe zwischen staatlichen und nicht-staatlichen 
Herrschaftszuständigkeiten, die keiner einfachen Polarisierung zwischen Zentralisierung 
und Dezentralisierung folgten, sondern abgestufte Formen der Partizipation auf 
verschiedenen Ebenen eröffneten. Die Integration unterschiedlicher Polities und ihrer 
Repräsentanten in den territorial definierten Herrschaftszusammenhang gilt daher auch 
als zentrale Voraussetzung für erfolgreiche Staatsbildung (Blicke/Ellis/Österberg 1997). 
Entgegen einem institutionellen Fokus auf Staatsbildung, der auf die Etablierung 
zentraler Administration gerichtet ist und den Staat vorrangig als Apparat beschreibt, ist 
die Relevanz kollektiver politischer Akteure zu betonen. Allein der enorme 
Organisierungsgrad, die zahlreichen Genossenschaften und Bruderschaften, mit ihren 
politischen Strategien verdeutlichen, dass der Staat nicht einfach als eine neutrale 
Verwaltungsagentur begriffen wurde. 
5.4.9. Symbolisches Gewaltmonopol 
Frühneuzeitliche Staatsbildung ist durch politisch gestaltete Transformation der 
Herrschaftsinfrastruktur gekennzeichnet, die zugleich die Ausbildung von Institutionen 
und deren steigende Zentralisierung umfasst. Die Berücksichtigung von Polities in 
diesem Prozess, kann also die Linearität dieses Zentralisationsprozesses in Frage 
stellen, zugleich aber auch seinen eminent politischen und konfliktorischen Charakter 
offen legen. Die Frage ob und wie sich dabei ein Staat als Meta-Polity formieren konnte, 
bleibt damit aber noch offen. Was moderne Staatlichkeit auszeichnet, ist nach Max 
Weber der Anspruch auf ein physisches Gewaltmonopol bzw. auf die Legitimität 
staatlicher Gewalt und Zwangsarrangements wie Gesetzgebung oder Steuererhebung. 
In den meisten Modellen der Genese des Staates, wie sie in historischen 
Staatsbildungstheorien entwickelt wurden, sind diese Aspekte zentral. Pierre Bourdieu 
weist darauf hin, dass dieser Fokus zu eng ist. 
„Der Staat ist das Ergebnis eines Prozesses der Konzentration verschiedener Kapitalsorten, 
Kapital der physischen Gewalt bzw. der Mittel zur Ausübung dieser Gewalt (Armee, Polizei), 
ökonomisches Kapital, kulturelles oder, besser, informationelles Kapital, symbolisches Kapital, 
eine Konzentration, die an sich schon den Staat zum Besitzer einer Art Metakapital macht, das 
ihm Macht über die anderen Kapitalsorten und ihre Besitzer verleiht.“ (Bourdieu 1998b, 100f.) 
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Der Staat hat also nicht einfach ein Gewaltmonopol, sondern ist Monopolist eines 
Metakapitals, das als spezifisch staatliches Kapital bezeichnet werden kann, und den 
Staat sozusagen in die Lage versetzt, Macht über alle anderen Kapitalsorten und über 
verschiedene spezialisierte Felder auszuüben (ebd., 101). Die Konstruktion des Staates 
ist also zugleich die Konstruktion eines Felds der Macht, auf dem die Besitzer 
unterschiedlicher Kapitalsorten um die Macht über den Staat, um den Besitz des 
staatlichen Kapitals kämpfen. Dieses staatliche Metakapital kennzeichnet schließlich 
auch den Staat als Meta-Polity.  
 
Die Ausrichtung all dieser politischen Akteure auf den Staat meint, dass sie staatliche 
Autorität anerkennen. Dies fasst Bourdieu (ebd., 108) als „Konzentration des 
symbolischen Kapitals der anerkannten Autorität“, die die eigentliche Voraussetzung für 
die Zentralstellung des Staates in modernen Gesellschaften ist. Der Staat beansprucht 
folglich nicht nur das physische Gewaltmonopol wie Weber meinte, sondern auch das 
„symbolische Gewaltmonopol“ (ebd., 99). D.h. der Staat ist in der Lage, inkorporierte 
kognitive Strukturen zu erzeugen, die mit den sozialen Strukturen der bestehenden 
Ordnung übereinstimmen, sodass sie als natürlich erscheinen, und daher einen Glauben 
(Doxa) an die Gültigkeit staatlich gesetzter Ordnung erwecken und eine doxische 
Unterwerfung unter die bestehende Ordnung bewirken. Die Doxa ist eine herrschende 
Sicht, die sich im Kampf gegen konkurrierende Sichtweisen durchgesetzt hat (ebd., 120). 
In diesem Sinne könnte sie auch als Hegemonie übersetzt werden. Sie ist ein politisch 
konstruiertes Verhältnis, das als common sense verstanden wird, weil die Herkunft aus 
politischer Konstruktion und Konkurrenz verschiedener Sichtweisen vergessen wurde. 
Der Staat als symbolischer Gewaltmonopolist ist selbst eine Doxa, dessen Herkunft aus 
politischen Kämpfen verdrängt worden ist.  
„Die Analyse der Entstehung des Staates als der Grundlage der in seinem Hoheitsbereich 
geltenden Wahrnehmungs- und Gliederungsprinzipien führt auch zum Verständnis sowohl der 
doxischen Bejahung der vom Staat errichteten Ordnung als auch der genuin politischen 
Grundlagen dieser scheinbar natürlichen Bejahung.“ (ebd.) 
Bourdieu kritisiert damit politische Strategien, die sich an den Staat und damit an die 
Mobilisierung seiner physischen und symbolischen Gewaltmittel richten, weil sie damit 
automatisch die staatliche Ordnung anerkennen und sich dieser unterwerfen. Zumal es 
in Politik bzw. im politischen Feld lt. Bourdieu (2001b, 54f.) aber vorrangig um die 
Durchsetzung von Sicht- und Teilungsprinzipien geht, erscheint eine Strategie, sich an 
den Staat zu wenden, nur logisch, um staatliche Setzung von Ordnung beeinflussen und 
damit zu verändern.  
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Wenn z.B. Polities versuchen, Vorstellungen von angemessenem oder richtigen Mann- 
oder Frausein durchzusetzen, richten sie sich nicht nur an diejenigen, über die sie direkt 
Autorität beanspruchen können, sondern auch an den Staat, dessen Autorität sie 
anerkennen, indem sie sich in die staatlich gesetzte Ordnung eingliedern und zum Teil 
des Staates werden. D.h. Polities können durchaus staatliche Ordnung (mit-) 
durchsetzen und sind zudem Orte der Durchsetzung staatlich gestützter 
Geschlechterordnung. Wird der Staat nicht nur in seiner Entstehung betrachtet, sondern 
die permanente Transformation von Staatlichkeit in den Blick genommen, so ist auch die 
Geschlechterordnung nicht mehr unveränderlich. Das Problem für emanzipatorische 
Politik liegt vor allem darin, dass sie im Grunde alle Sicht- und Teilungsprinzipien 
hinterfragen muss und daher im politischen Spiel um die Durchsetzung neuer Sichtweise 
strukturell benachteiligt ist (vgl. Löffler 2008). 
5.4.10. Konstituierung von Staatsakteuren 
Bezogen auf ein Verständnis von Staatlichkeit zeichnet sich der moderne Staat nicht 
vorrangig durch seine Monopolansprüche aus, sondern durch das staatliche 
Trennungsdispositiv (Sauer) – also die Vielzahl von Grenzverläufen und Di-Visionen 
(Bourdieu), die politische Handlungsfähigkeiten unterschiedlich verteilen. Dazu gehört 
eine Trennung politischer Akteure, in diejenigen, die im Namen des Staates oder des 
Allgemeinen handeln können, und diejenigen, die nur im Namen einer Polity, einer 
bestimmten Gruppe oder Partei als Vertreter besonderer Interessen handeln können. 
Hierin kann auch die Trennung des Staatspersonals von Politikern (im Sinne von 
Interessenspolitik) gesehen werden. Diese verteilen sich in Bourdieus Schema auf das 
bürokratische und das politische Feld. Beide Akteursgruppen sind an der Formierung 
moderner Staatlichkeit sowie an deren Transformierungen beteiligt. 
 
Der Staat ist eine diskursive Konstruktion, die jedoch nicht allein über die Analyse des 
Diskurses erschlossen werden kann, sondern auch die Positionen derer berücksichtigen 
muss, die diesen performativen Diskurs halten (Bourdieu 1998b, 122). 
So bezeichnet Bourdieu (ebd., 97) die staatstheoretischen Schriften des 16. und 17. 
Jahrhunderts, die insbesondere von Juristen verfasst wurden, als „politische 
Aktionsprogramme zur Durchsetzung einer bestimmten Auffassung vom Staat, die den 
Interessen und Werten entspricht, die mit der Position ihrer Produzenten in der im 
Entstehen begriffenen bürokratischen Welt verbunden ist“. Anders ausgedrückt heißt 
das, dass der institutionelle Verwaltungsstaat Produkt einer professionalisierten Gruppe 
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ist, die aus der Staatsverwaltung ihren Beruf machte. Was den Staat als (männliches) 
Berufsfeld, attraktiv machte, war die Aussicht an staatlicher Herrschaftsausübung 
partizipieren zu können. 
 
Die Professionalisierung der Justiz geht Hand in Hand mit dem Ausbau des 
Justizapparats, der Entwicklung einer Theorie des öffentlichen Dienstes, der öffentlichen 
Ordnung und der schleichenden Verselbständigung der Staatsräson von der 
dynastischen Räson bis schließlich selbst eine Republik denkbar wurde. In gewisser 
Hinsicht kann die Aneignung des staatlichen Kapitals bzw. die Eroberung der 
Staatsmacht durch die Juristen als eine emanzipatorische Strategie gewertet werden, die 
darauf zielte, sich der Bevormundung durch den Monarchen zu entziehen, indem die 
gesamte staatliche Funktionsweise von juridischem Wissen abhängig gemacht wurde. 
Dieses wird im juridischen Feld produziert und reproduziert, und in den politischen 
Kämpfen um den Staat als symbolisches Kapital eingesetzt. Die politische Strategie 
bestand in einer Verallgemeinerungsarbeit, „an deren Ende die Erfindung und 
Durchsetzung der offiziellen Darstellung des Staates als Ort der Allgemeinheit und des 
Dienstes am allgemeinen Interesse steht“ (ebd., 123). Sie ist somit auch verbunden mit 
der Herausbildung eines spezifisch männlichen, professionalisierten Habitus. 
 
Obwohl der Staat in dieser Sichtweise für die Einheit und die Allgemeinheit (d.h. die 
letztlich legitime oder hegemoniale Sichtweise) der modernen Gesellschaft steht, wurde 
das Allgemeine von Staatsbeamten erfunden und monopolisiert, die sich so zum 
„Staatsadel“ machen konnten. 
„Die sozialen Gruppen, die die preußische oder die französische Bürokratie aufgebaut haben, 
hatten ein Interesse am Allgemeinen, und sie mußten das Allgemeine (das Recht, die Idee des 
öffentlichen Dienstes, die Idee des allgemeinen Interesses usw.) und sozusagen die Herrschaft 
im Namen des Allgemeinen erfinden, um zur Herrschaft zu gelangen.“ (ebd., 156) 
Um dies zu bewerkstelligen müssen sich Staatsbeamte aber selbst dem Allgemeinen 
unterwerfen, was aber nicht selbstlos geschieht, sondern materielle oder symbolische 
Verallgemeinerungsprofite verspricht (ebd. 124) – vor allem Konformitäts- und 
Distinktionsprofite. Deshalb entwickeln Bürokraten ein besonderes Interesse an der 
Abwesenheit von Interessen. 
 
Bourdieu beschreibt damit die Genese des bürokratischen Feldes in gewisser Analogie 
zu Max Webers Idealtypus des modernen Beamten, mit dem Unterschied, dass er auch 
die Diskrepanz zwischen der offiziellen Norm und der tatsächlichen Praxis benennt. Mir 
erscheint hingegen wichtig darauf hinzuweisen, dass mit den Grenzziehungen des 
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bürokratischen Feldes zentrale Trennlinien von Staatlichkeit eingezogen wurden: die 
Scheidung zwischen staatlich vs. nicht-staatlich, offiziell vs. inoffiziell, aber auch 
bürokratisch vs. politisch. Die damit geleistete Entpolitisierung der Verwaltung erfolgte 
juridisch und in diesem Sinne normativ. Die tatsächliche Verwaltungspraxis ist aber 
zutiefst politisch, gerade weil sie ein zentrales Element der Formierung und 
Durchsetzung staatlicher Sicht- und Teilungsprinzipien ist. 
5.4.11. Staatliche Setzungsarbeit 
Mit diesem Verständnis von staatlicher Bürokratie und dem Staat als besonderes 
Institutionengefüge (bürokratisches Feld) gelingt es Bourdieu, ein an sich institutionell 
verengtes Staatsverständnis mit einem sozial weiter gefassten Verständnis von 
Staatlichkeit kompatibel zu machen. Die Normierungs- und Kodifizierungsarbeit des 
Staates ist eine spezifische Setzungsarbeit, die von der Anerkennung eines Allgemeinen 
und des Dienstes am Allgemeinen abhängig ist, um als legitim zu gelten. Zugleich 
erzeugt sie mentale Strukturen, die die eigentliche Willkürlichkeit sowie die eminente 
Gewalt- und Herrschaftsförmigkeit staatlicher Setzungen vergessen lässt. Dieser 
Prozess der Inkorporierung staatlicher Ordnungsstrukturen ermöglicht die doxische und 
somit präreflexive Unterwerfung unter staatliche Herrschaft, bei denjenigen, deren 
soziale Lebenswirklichkeit, d.h. die objektiven Strukturen ihrer praktischen Erfahrung, 
und die mentalen Strukturen ihrer Weltsicht, mit den staatlichen Setzungen 
übereinstimmen, sodass sie sie als natürliche Ordnung anerkennen. Somit ist physische 
Gewaltanwendung in der Herrschaftsausübung sekundär. Die doxische Unterwerfung 
unter staatliche Herrschaft konvergiert vielmehr zu einer Form der Partizipation an 
Herrschaft. Denn durch habituelle Anpassung an staatliche Setzung können 
Konformitätsprofite lukriert werden, die eine moralische Überlegenheit gegenüber 
denjenigen ermöglicht, die diese Anpassung nicht vornehmen können. Diese hingegen 
werden häufiger auf physische Gewalt stoßen. 
 
Damit konnte schließlich liberale Bürgertugend konstruiert werden, d.h. ein moralisch 
hoch stehender, im Allgemeininteresse denkender und agierender Staatsbürger als 
Bürgerschaftsideal. Die Verinnerlichung des Allgemeinen ist partikulares Interesse 
bestimmter sozialer Gruppen, die daraus Distinktionsgewinne erzielen. Veränderungen 
stoßen dann auf Widerstand, was Bourdieu (ebd., 95f.) am Beispiel der 
Rechtschreibreform illustriert. Das bedeutet aber, wenn staatliche Setzungsarbeit 
erfolgreich ist, schreibt sie sich in die Körper und Köpfe als hegemoniale Sichtweise ein, 
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und Versuche einer Veränderung bzw. Reform stoßen dann auf breiten (konservativen) 
Widerstand. 
 
Der Staat ist aber keine selbst handelnde Entität, sondern Produkt einer Akkumulation 
sozialen Kapitals über Anerkennungsbeziehungen. Er „verhält sich wie eine Bank für 
symbolisches Kapital und bürgt für all diese Autoritätsakte, für all die zugleich 
willkürlichen und als willkürliche nicht erkannte Akte der ‚legitimen Hochstapelei’ […]“ 
(ebd., 114). Er ist Ergebnis eines Interesses am Allgemeinen, das darin besteht, aus 
einem spezifischen Kapital wie z.B. einem akademischen Titel ein symbolisches Kapital 
zu machen, indem es allgemein anerkannt wird, und so zur Ressource symbolischer 
Herrschaft und sozialer Distinktion werden kann. Er bildet sozusagen die Metaebene, auf 
der Setzungsriten unterschiedlicher Felder (Bildungssystem, Familie, Ritterschlag), die 
ihrerseits Wahrnehmungs- und Gliederungsprinzipien festlegen, die der Konstruktion 
sozialer Realität dienen, als allgemein gültige, legitim anerkannte abgesichert werden. 
Dies erfolgt über körperliche und mentale Zwänge und Disziplinierungen, die dauerhafte 
Dispositionen aller Akteure bewirken, und Staatlichkeit als „immanentes 
Transzententales“ (ebd., 117) in die Staats-Subjekte einschreibt. 
 
Es ist also nicht der Staat in einem engen, institutionellen Verständnis, der soziale 
Realität konstruiert oder die Instrumente für soziale Wirklichkeitskonstruktion produziert. 
Es sind politische Strategien der Verstaatung bestimmter Setzungspraktiken, die dann 
als allgemeine Kategorien durchgesetzt werden, was in Form einer Durchstaatung der 
Gesellschaft erfolgt. So sind die allgemein anerkannten Wahrnehmungskategorien, die 
alle Menschen, die auf einem Territorium leben, einteilen entlang von Geschlecht, Alter, 
Kompetenz, Sprache usw. staatliche Setzungsakte, durch deren inkorporierte 
Anerkennung Gesellschaft und Staat gleichermaßen konstruiert werden. Die Anwendung 
gemeinsamer Klassifizierungsschemata stellt ein Gemeinsames her, das zudem als 
normal, natürlich oder national spezifisch erscheint. Damit werden aber auch zukünftige 
Strategien der Verstaatung als transformatorische Praxis schwieriger, weil das 
gesellschaftliche Widerstandspotenzial durch erfolgreiche Durchstaatung anwächst. Ein 
Ansatzpunkt für transformatorische Politik besteht so gesehen in der Delegitimierung 
bestimmter Verstaatungen über Beweis ihrer ursprünglichen Partikularität. Dies 
entspricht klassischer Ideologiekritik, die aber unwirksam bleiben muss, solange 
habituierte Dispositionen so strukturiert sind, dass sie der Kritik widersprechen. Bourdieu 
zog die Möglichkeit einer symbolischen Revolution in Betracht, die eine kollektive Aktion 
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sein müsste, die die Grundlagen der Produktion, Reproduktion und Akkumulation 
symbolischen Kapitals zerstört.  
„Das symbolische Kapital ist eine beliebige Eigenschaft (eine beliebige Kapitalsorte, 
physisches, ökonomische, kulturelles, soziales Kapital), wenn sie von sozialen Akteuren 
wahrgenommen wird, deren Wahrnehmungskategorien so beschaffen sind, daß sie sie zu 
erkennen (wahrzunehmen) und anzuerkennen, ihr Wert beizulegen, imstande sind.“ (ebd., 108) 
Aufgrund dieser Omnipotenz symbolischen Kapitals fungiert es aber als Zentralkategorie 
für das Verständnis sozialen Verhaltens schlechthin. Es ist damit unmöglich 
abzuschaffen. Vielmehr ist in einem sozialen Kontext danach zu fragen, was je als 
symbolisches Kapital fungieren kann bzw. anerkannt wird. Transformatorische Politik 
kann nur an diesen Anerkennungsstrukturen ansetzen. 
 
So wurde schon in der frühen Neuzeit Männlichkeit mit Berufsehre verknüpft und zum 
sozialen Kapital für ihre Träger. Bruderschaften und Polities schufen die Strukturen 
seiner Anerkennung selbst, indem sie männliche Ehrstrategien ritualisierten und 
institutionalisierten. Diese Praktiken wurden verstaatet, indem zunächst die königliche 
Anerkennung z.B. des Meistertitels angestrebt wurde, dann durchstaatet, indem der 
Meisterbrief als Qualifikationsnachweis autorisiert und somit allgemein anerkannt wurde. 
Er fungiert gesellschaftlich als Garantieschein für besondere Qualität, zugleich aber, und 
hier liegt das Problem, für eine herrschaftsrelevante Form von Handwerkermännlichkeit. 
Nun ist es zwar ein Leichtes, Transformationen herbeizuführen, die ein Handwerk 
delegitimieren, indem z.B. industriell gefertigte Waren zum halben Preis und zufrieden 
stellender Qualität auf den Markt gebracht werden. Es ist aber ungleich schwieriger die 
Verknüpfung von Männlichkeit und Berufsehre aufzubrechen. Politische Strategien z.B. 
Frauen in sogenannte Männerberufe zu holen, beweisen in steter Regelmäßigkeit, wie 
sehr die Ökonomie der symbolischen Güter patriarchal strukturiert ist. Damit wird aber 
auch deutlich, dass emanzipatorische Politik nicht bei Frauen ansetzen muss, die 
männlich konnotierte Berufsfelder erobern sollen, sondern fundamentaler bei sozialen 
Praktiken der Vergeschlechtlichung. 
5.4.12. Gouvernementalisierung des Staates 
Der souveräne Territorialstaat in seiner absolutistischen Ausprägung ist das Konstrukt, 
das auch Michel Foucault in seinen Vorlesungen zur Gouvernementalität als erste Form 
moderner Staatlichkeit ins Auge fasst. Im Gegensatz zu den historischen Theorien der 
Staatsbildung beschäftigt sich Foucault allerdings nicht mit tatsächlichen 
Transformationen und strukturellen Veränderungen der frühmodernen Gesellschaft, 
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sondern mit Texten, in denen über die Art zu regieren nachgedacht wurde. Diese 
Schriften zur „Regierungskunst“ beschreiben nicht, wie die Regierenden wirklich regiert 
haben, sondern wie über das richtige Regieren nachgedacht wurde. Foucaults 
Diskursanalyse zielt also darauf, „die Instanz der Reflexion in der Regierungspraxis und 
auf die Regierungspraxis zu erfassen“ (Foucault 2006b, 14). Dieses Nachdenken setzte 
mit der Entstehung von Territorialstaaten im 16. Jahrhundert ein. In der so entwickelten 
Konzeption von Staatsräson sieht Foucault die erste Form gouvernementaler Vernunft 
(Foucault 2006a, 520). Obwohl also der absolutistische Staat historisch als Mythos 
betrachtet werden muss, bildet Staatsräson doch eine Orientierungsnorm für staatliche 
Herrschaftspraxis. 
 
Transformationen von Staatlichkeit sind in gouvernementalitätstheoretischer Sicht 
wechselnde Gouvernementalitäten oder genauer deren Modifikationen, die in 
staatstheoretischen, juridischen, ökonomischen und pädagogischen Texten zu 
Regierungskunst und -technik entwickelt werden. Sie definieren Gegenstand und Ziele 
von Regierung, legen Mittel und Einsatzmöglichkeiten fest und operieren dabei als 
„Wahrheitsdiskurse“. Die Gouvernementalisierung des Staates ist so gesehen auch eine 
Verwissenschaftlichung der Regierungspraxis, die mit einem steigenden Einfluss der 
Bildungsschichten korreliert. Im 18. Jahrhundert verfestigten sich in diesem Denken 
Regierung, Bevölkerung und politische Ökonomie als dauerhafte Serie, die auch noch 
heutige Gouvernementalität charakterisiert (ebd.). Dadurch wurde (politische) Ökonomie 
zur zentralen Staatswissenschaft. Der Territorialstaat wurde sozusagen zum 
Bevölkerungsstaat, die souveräne von einer liberalen Gouvernementalität193 abgelöst. 
 
Während Souverän und Untertan in einem wechselseitigen Verhältnis konzipiert waren, 
das den Souverän zum Schutz des Untertanen verpflichtet, ist der Liberalismus in einem 
widersprüchlichen Wechselspiel von Freiheit und Sicherheit befangen, was 
paradoxerweise zur Ausweitung von Verfahren der Kontrolle, der Beschränkung und des 
Zwangs führt (Foucault 2006b, 102). Im permanenten Abwägen von Sicherheitsrisiken 
und der Herstellung von Freiheit entwickelt der Liberalismus eine eigene Krisendynamik, 
die Foucault als „Geschichte [der] Krisen des allgemeinen Dispositivs der 
Gouvernementalität“ bis zu den amerikanischen Liberterians und den Ordoliberalen der 
„Freiburger Schule“ nachzeichnet. Der aktuelle Neoliberalismus kann so gesehen als 
eine spezifische Antwort auf die Krise der (liberalen) Gouvernementalität gelesen 
                                                 
193  Der Territorialstaat ist nach außen souverän, muss sich aber im europäischen Staatensystem selbst 
beschränken. Nach innen ist er jedoch Polizeistaat, womit seine Gouvernementalität keine inneren Schranken 
kennt. Der Liberalismus stellt die Forderung einer Begrenzung der Regierungsmacht im Inneren.  
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werden. Modifikationen hegemonialer Gouvernementalität sind trotz, oder gerade 
aufgrund ihrer Eigenschaft als (ökonomische) Wahrheitsspiele als transformatorische 
Politikstrategien zu interpretieren. So betrachten auch Thomas Lemke, Susanne 
Krasmann und Ulrich Bröckling (2000, 9) Neoliberalismus „vor allem als ein politisches 
Projekt, das darauf zielt, eine soziale Realität herzustellen, die es zugleich als bereits 
existierend voraussetzt“. Indem eine soziale Realität – ökonomische Notwendigkeiten 
sowie bestimmte Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der Bevölkerung – behauptet 
wird, können also in Transformationszeiten neuartige Regierungsweisen als 
Problemlösungsstrategien plausibel gemacht werden. 
 
Im Rahmen der Vorlesungsreihe zur Gouvernementalität verfolgte Foucault eine 
Genealogie des Staates im Sinne einer Gesamtökonomie der Macht in modernen 
Gesellschaften194 (vgl. Sennelart 2006, 466). Die grundlegenden Differenzen zwischen 
dem Staat und anderen Polities sind demnach im umfassenden Anspruch einer 
„Gesamtökonomie“ begründet, die nur für den Staat, nicht aber für andere Polities 
entwickelt wurde. Foucault (2006a, 164f.) unterscheidet drei große Ökonomien der 
Macht im Abendland: Gerichtsbarkeit, Verwaltung (Polizei) und Regierung. 
? Dem Staat der Gerichtsbarkeit mit einem feudal bestimmten Territorium 
korrespondiert eine Gesellschaft des Gesetzes. Dies entspricht im Wesentlichen 
der mittelalterlichen bzw. feudalen Herrschaftsorganisation, die den Feudalherren 
zur Rechtsinstanz und zum Richter über die Bevölkerung macht, die von ihm 
abhängig ist. Diese Ökonomie der Macht ist aber auch noch im frühneuzeitlichen 
Vertragsdenken präsent, das Herrschaft als Verhältnis auf Gegenseitigkeit 
definiert. 
? Im 15. und 16. Jahrhundert transformiert der Staat der Gerichtsbarkeit zum 
Verwaltungsstaat, dessen Territorialität und damit Herrschaftszuständigkeit durch 
Grenzen bestimmt ist. Die ihm korrespondierende Gesellschaft ist eine der 
Verordnungen und Disziplinen. An anderer Stelle spricht Foucault vom 
„Polizeistaat“ (ebd., 21), der eine Stütze der Gouvernementalität bildet. Darin 
drückt sich die Unbegrenztheit der absoluten Souveränität des Territorialstaats 
nach innen aus. 
? Der Regierungsstaat schließlich ist durch seine Masse definiert sowie durch eine 
durch Sicherheitsdispositive kontrollierte Gesellschaft. Die Masse der 
                                                 
194  Dies kann als Fortsetzung der Überlegungen betrachtet werden, die er 1976 angestellt hat. Gemeint ist die 
Vorlesung „In Verteidigung der Gesellschaft“ (Foucault 2001), in der Foucault die Konstituierung eines Kriegs-
Diskurses untersucht, um sich letztlich selbst von seiner zuvor verwendeten Kriegshypothese in der 
Machtanalyse zu verabschieden (vgl. Lemke 1997, 132). 
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Bevölkerung mit ihrem Umfang, ihrer Dichte und dem Territorium, auf dem sie 
ausgebreitet ist, bildet Gegenstand und Bezugspunkt von Regierungspraktiken. 
Der Regierungsstaat bildet den modernen Staat, der durch die 
Gouvernementalisierung des Verwaltungsstaates entstanden ist. 
 
Die Gouvernementalisierung des Staates und die Entstehung der staatlich-
institutionellen Struktur fasst Foucault als historisch zeitgleiche Prozesse, die er zentral 
zwischen Westfälischem Frieden und Siebenjährigem Krieg ansiedelt. Der 
Verwaltungsstaat mit seinen besonderen Instrumenten, die in der zeitgenössischen 
Literatur unter der Bezeichnung „Polizey“ subsumiert wurden, bildete die institutionelle 
Stütze der Gouvernementalität nach innen – also im Verhältnis des Staates bzw. der 
Regierung zur Bevölkerung – der militärisch-diplomatische Komplex und seine 
Techniken stützten staatliche Souveränität nach außen ab – also im Verhältnis zu 
anderen Staaten. Die spezifische Regierungsrationalität, die für diesen souveränen 
Territorialstaat entwickelt wurde, ist die Staatsräson (Foucault 2006b, 17). Diese 
begründet gleichzeitig den Staat als eine spezifische und (relativ) autonome Wirklichkeit. 
„Der Staat ist eine spezifische und unzusammenhängende Wirklichkeit“ (ebd.). Spezifik 
meint, dass er sich von anderen Polities unterscheidet, und ihnen gegenüber einen 
Sonderstatus einnimmt. Der Staat ist keine Kirche, kein Haus und auch kein Reich. 
Autonomie gründet in seiner Selbstbezüglichkeit – er ist in keinen weiteren Herrschafts- 
oder Legitimationszusammenhang wie ein Reich oder Imperium eingebunden (daher 
unzusammenhängend) – ein Charakteristikum, das andere Polities nicht vorweisen 
können. 
 
Staatliche Autonomie ist aber relativ zur Autonomie anderer Staaten. Diese notwendige 
Selbstbeschränkung nach außen wurde im Westfälischen Frieden ausgeklügelt und 
begründete das europäische Gleichgewicht. Der moderne, europäische Staat existiert 
somit nur im Plural. Mit diesen Überlegungen liegt Foucault auf der Linie der meisten 
historischen Staatsbildungstheorien. Im Unterschied zu diesen sieht er aber in der 
Summe und Zentralisierung staatlicher Institutionen noch keinen Staat. „Alles in allem ist 
der Staat vielleicht nur eine bunt zusammengewürfelte Wirklichkeit, eine mythifizierte 
Abstraktion, deren Bedeutung viel beschränkter ist, als man glaubt“ (Foucault 2006a, 
163). Foucault fragt vielmehr nach den Rationalitäten, die so etwas wie eine staatliche 
Einheit erst denkbar gemacht haben, und Praktiken angeleitet haben, die den Staat 
wirklich und erfahrbar machen. 
Theoretisierung von Transformationen von Staatlichkeit 318 
„Und wenn der Staat so besteht, wie er jetzt ist, dann wahrscheinlich dank genau dieser 
Gouvernementalität, die dem Staat zugleich innerlich und äußerlich ist, da es ja die Taktiken 
des Regierens sind, die in jedem Augenblick erlauben zu definieren, was in die Zuständigkeit 
des Staates fallen darf und was nicht, was öffentlich und was privat ist, was staatlich ist und was 
nicht staatlich ist.“ (Foucault 2006a, 164) 
 
Der moderne Staat ist also nicht im Verwaltungsstaat verwirklicht, sondern erst in seiner 
gouvernementalisierten Form. Moderne Staatlichkeit ist Regierungsstaatlichkeit, die sich 
auf die Lenkung und Bearbeitung ihrer Bevölkerung richtet. Sie wird in den Texten, die 
Foucault untersucht zunächst konstruiert und wissenschaftlich als soziale Realität 
behauptet. Sofern das auf dieser Basis empfohlene Regieren zur Handlungsorientierung 
dient, zielt die Regierungspraxis auf die Herstellung der behaupteten sozialen Realität. 
Im Unterschied zu Bourdieu fragt Foucault aber nicht nach den sozialen Positionen 
derer, die diesen performativen Staatsdiskurs halten. 
 
Seit dem 16. Jahrhundert ist eine enorme Explosion an Literatur zu verzeichnen, die sich 
mit dem Problem der Regierung auseinandersetzte, das jedoch noch nicht auf den Staat 
fokussiert war. Vielmehr wurden Probleme der Lenkung von Kindern im Rahmen der 
Pädagogik, der Seelen- und Verhaltensführung im katholischen oder protestantischen 
Pastorat, aber auch durch die Neurezeption des Stoizismus angeregte Probleme der 
Selbstführung verhandelt (ebd., 135). Die sogenannte Hausväterliteratur gab 
Anweisungen für die richtige Regierung der Familia. Auch die Regierungskunst im Staat 
wurde zunächst anhand der Familie als Modell der Regierung diskutiert.195 Mit dem 
Aufkommen der Bevölkerungsproblematik Mitte des 18. Jahrhunderts veränderte die 
Familie ihren Stellenwert vom Modell der Regierung zum (privilegierten) Instrument für 
die Regierung der Bevölkerungen (ebd., 158). In der frühen Neuzeit wurde also eine 
weite Palette von Regierungskünsten und entsprechenden Regierungstechniken für eine 
Vielzahl von Herrschaftsverhältnissen diskutiert, die nicht immer als strikt getrennte 
Bereiche gedacht wurden. In der staatstheoretischen Literatur ging es letztlich darum, 
eine Besonderheit staatlicher Regierung zu begründen. Mit dem Konzept der 
Gouvernementalität fasst Foucault nun das, was den modernen Staat auszeichnet, in 
dem gouvernemental definierte Problemlagen und Regierungstechniken „zum einzigen 
politischen Einsatz und zum einzig realen Raum des politischen Kampfes“ geworden 
sind (ebd., 164). 
 
                                                 
195  Ein Erbe des Familienmodells ist die Zentralität der Ökonomie für die Gouvernementalität. 
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Ein Spezifikum der Gouvernementalität ist darin begründet, dass sie Verfahren integriert 
hat, die zuerst im christlichen Pastorat entwickelt worden sind, das auf die „Führung der 
Seelen“ gerichtet war. Die Gouvernementalität mit der Bevölkerung als politische 
Zielscheibe richtet sich analog auf die Führung von Menschen, genauer auf deren 
Verhaltensweisen, deren Selbstführungen, womit Gouvernementalität zur „Führung der 
(Selbst-)Führungen“ wird. Im Gegensatz zu Disziplinartechniken betont das Konzept der 
Gouvernementalität subtilere Lenkungsweisen und Steuerungsverfahren,196 die 
verbunden sind mit historisch spezifischen Subjektivierungsweisen – also 
gouvernementale Subjekte hervorbringen und voraussetzen. Dementsprechend liegt ein 
wesentlicher Forschungsfokus in Anschluss an Foucault in der Herstellung neoliberaler 
Subjektivität (z.B. Bröckling 2007; Gertenbach 2007, 105ff.), wobei in der feministischen 
Forschung auf die Geschlechtsspezifik der scheinbar geschlechtsneutralen Figur des 
neoliberalen „Unternehmers seiner selbst“ hingewiesen wird (Pühl 2003). Ich gehe davon 
aus, dass die Gouvernementalisierung des Staates nicht unabhängig von der 
Entwicklung von Männlichkeiten im Rahmen unterschiedlicher Polities und ihren 
Herrschaftsmodi erfolgt ist. Vielmehr bilden Polities und andere kollektive Akteure sowie 
staatliche Institutionen und juridisch geschultes Staatspersonal Stützpunkte für 
Regierungsrationalitäten, die mit geschlechtsspezifischen Subjektivierungsweisen 
korrespondieren.  
5.4.13. Maskulinistische Rationalität  
Obwohl Sexualität und der Umgang mit dem (eigenen) Körper zentrale Aspekte seiner 
Arbeit sind, beschäftigt sich Foucault in den Vorlesungen zur Geschichte der 
Gouvernementalität vordergründig nicht mit Fragen der Sexualität und des Geschlechts. 
Die Vorlesungen zur Gouvernementalität reihen sich jedoch recht logisch in seine 
Untersuchung gesellschaftlicher Macht, obwohl sie von Foucault selbst als Bruch 
eingestuft wurden (vgl. Lemke 1997, 128). Allerdings stehen hier zunächst 
Regierungstechniken im Zentrum, „die der Bildung des modernen Staates unterlegt sind“ 
(Sennelart 2006, 483). In der weiteren Behandlung des Problems der Regierung verliert 
das Konzept der Gouvernementalität zusehends seinen Zuschnitt als besonderer 
historischer Prozess und wandelt sich konzeptuell zu einer den Mikromächten 
immanenten Rationalität (vgl. ebd., 484). In dieser Verwendung kann m. E. 
                                                 
196  Foucault behauptet hier keinen Gegensatz, sondern holt seine Arbeiten zur Psychiatrie, zu Strafinstitutionen 
und Sexualität wieder herein, indem er die Veränderungen, die auch als Milderungen in diesen Verfahren 
erscheinen, nun als Facetten oder Beispiele einer umfassenden Gouvernementalisierung interpretiert (vgl. 
Foucault 2006b, 58ff.).  
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Gouvernementalität als Konstitutionsprinzip maskulinistischer Rationalität begriffen 
werden. 
 
Die Bedeutung als Rationalitätstypus in Machtverhältnissen wird deutlich in Foucaults 
Hinwendung zur Thematik von Subjektivierungsprozessen und ethischen Fragen, die er 
in den beiden Bänden „Der Gebrauch der Lüste“ und „die Sorge um sich“ vertieft.197 
Thomas Lemke (1997, 260) weist darauf hin, dass diese thematische Verschiebung eine 
Konsequenz der Analyse moderner Gouvernementalität ist, in der Foucault aufgezeigt 
hat, „dass Regierung eine historische Form der Macht darstellt, die über Subjekte und 
deren Freiheit operiert.“ Der Begriff der Regierung wird nun allgemeiner gefasst als 
Verfahrensweisen zur Verhaltenssteuerung und wird damit zum Analyseraster für 
Machtverhältnisse (vgl. Sennelart 2006, 483) und in diesem Sinne der 
Subjektkonstitution. Denn moderne Machtmechanismen funktionieren gerade mittels 
spezifischer Subjektivierungsformen (Lemke 1997, 260).  
 
Foucault selbst reiht die beiden Bände nicht in die publizierte Trilogie „Sexualität und 
Wahrheit“ ein, obwohl er die Kontinuität seiner Beschäftigung mit Wahrheitsdiskursen 
bzw. Wahrheitsspielen betont (Foucault 1989a, 12f.). Dennoch betrachtet er „Der 
Gebrauch der Lüste“ als ersten Band einer neuen Trilogie, die chronologisch verfahren 
sollte (ebd., 20). Der erste Band beschäftigt sich mit Texten der klassisch-griechischen 
Antike des 4. Jahrhunderts vor unserer Zeitrechnung, der zweite mit solchen der 
griechischen und lateinischen (hellenistischen) Tradition der ersten beiden Jahrhunderte 
unserer Zeitrechnung. Der nicht mehr verfasste dritte Band sollte den Titel „Die 
Geständnisse des Fleisches“ tragen und sich mit der christlichen Pastoral 
auseinandersetzen, ein Thema, das Foucault sowohl in der Vorlesung von 1974/75 (die 
Anormalen) als auch von 1978 (Sicherheit, Territorium, Bevölkerung) behandelt. Die 
Thematik der Sexualität bleibt jedoch bestehen. Foucault verwirft aber sehr schnell die 
Idee, eine Genealogie des Begehrens zu verfassen zugunsten der Frage, wann, warum 
und wie sexuelle Aktivitäten problematisiert werden. Zur Beantwortung dieser Frage 
analysiert er präskriptive Texte, also „praktische“ Texte von Ärzten und Philosophen, die 
Regeln nahe legen, Hinweise und Ratschläge für richtiges Verhalten geben, durch deren 
                                                 
197  Da diese als Teil 2 und 3 zur „Geschichte der Sexualität“ erschienen sind, in derem ersten Teil „Der Wille zum 
Wissen“ Wissensformation und Machttechniken – also die Konstituierung eines spezifischen Macht/Wissens-
Komplexes – noch zentral waren, wurde mitunter angenommen, Foucault habe sich von der Machtanalyse 
verabschiedet (vgl. Lemke 1997, 258). Demgegenüber ist festzuhalten, dass gerade die Frage nach der 
Subjektkonstituierung zentral eine Frage der Macht ist, zumal Foucault Subjekt in seiner Doppelbedeutung 
begreift – als handlungsfähiges und als unterworfenes (subjetiviertes) Individuum.  
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Lektüre und Aneignung, Menschen auf sich selbst einwirken sollten, um sich als 
ethisches Subjekt zu gestalten (vgl. Foucault 1989a, 20f.). 
 
Das eigentliche Projekt, das Foucault verfolgt, ist somit nicht vordergründig die 
Beantwortung der Frage „warum Sexualität für die Selbstdefinition der Menschen so 
wichtig geworden ist“ (Sennett/Foucault 1984, 25) wie Richard Sennett das formuliert, 
sondern umfassender die Frage, wie überhaupt die Vorstellung eines sinnstiftenden 
Subjekts so dominant werden konnte. 
„Um aus der Subjektphilosophie herauszukommen, habe ich eine Genealogie des modernen 
Subjekts als einer historischen und kulturellen Realität versucht, d.h. als etwas, was sich 
eventuell ändern kann (was natürlich politisch wichtig sein kann).“ (Foucault/Sennett 1984, 34f.) 
Die scheinbare Natürlichkeit des (Begehrens-)Subjekts versucht er zu widerlegen, indem 
er diese Subjektform als eine historische entschlüsselt. Für das Projekt einer Genealogie 
des Subjekts198 in der abendländischen Zivilisation reicht es nicht aus, nur die Techniken 
der Beherrschung zu analysieren, sondern man muss zudem die Techniken des 
Selbst199 betrachten (ebd., 36). Diese Selbsttechnologien, die Foucault auch als „Künste 
der Existenz“ bzw. der Ästhetik bezeichnet markieren quasi das tatsächliche 
Praktischwerden, die konkrete Anwendung von Verhaltensvorschriften, die gerade nicht 
durch Verbote, Disziplinarmassnahmen und Zwangsmittel auf die Körper einwirken, 
sondern als scheinbarer Akt des freien Willens auf das eigene Selbst angewendet 
werden. 
„Darunter [Selbsttechnologien] sind gewusste und gewollte Praktiken zu verstehen, mit denen 
sich die Menschen nicht nur die Regeln ihres Verhaltens festlegen, sondern sich selber zu 
transformieren, sich in ihrem besonderen Sein zu modifizieren und aus ihrem Leben ein Werk 
zu machen suchen, das gewisse ästhetische Werte trägt und gewissen Stilkriterien entspricht“ 
(Foucault 1989a, 18). 
 
                                                 
198  Martin Saar (2003, 158f.) betont diese Verbindung von Genealogie und Subjekt bei Foucault. Demnach 
umfasst Genealogie drei relativ unabhängige Ebenen: Genealogie als Geschichtsschreibung bzw. historische 
Methode, als Kritik oder Wertungsweise und als textuelle Praxis bzw. spezifisches stilistisches Genre. Auf 
allen drei Ebenen findet sich eine konstitutive Beziehung zwischen Genealogie und Subjekt. Das Subjekt ist 
für Foucault somit nichts Substantielles, Überhistorisches und Letztverbürgtes. „Was ein Subjekt ist, kann nur 
genealogisch aufgewiesen werden.“ Genealogien entschlüsseln somit die Prozesse der Entstehung und 
Herstellung bestimmter Subjektivitäten. 
199  In „Überwachen und Strafen“ hatte Foucault die gesellschaftliche Dynamik disziplinierender Individualisierung 
beschrieben, die als Objektivierung von Individualität verstanden werden kann. Dieses Verständnis war auch 
in „Sexualität und Wahrheit“ dominant. Die disziplinierenden Techniken der Individualisierung generieren 
jedoch kein individuelles Selbstverhältnis, sondern normieren ein solches (vgl. Hesse 2003, 302). Die 
Hinwendung zu Fragen der Selbsttechniken und des Selbstverhältnisses hingegen zielen auf die Herstellung 
von Subjektivität, deren Dreh- und Angelpunkt „Freiheit“ ist – freiwillige Unterwerfung unter Regeln und 
Gebote, und Freiheit als Voraussetzung dafür. Dennoch sind beide Subjektkonzeptionen (disziplinär und 
ästhetisch-existentiell) als praktische Selbstverhältnisse zu begreifen, die sich erst im Handeln konstituieren 
(vgl. Menke 2003, 286f.). 
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Sexualität und die Problematisierung sexueller Praktiken sind seit der klassischen Antike 
fixer Bestandteil der Texte, die zur Anwendung solcher Selbsttechnologien anregen. Der 
Unterschied im Vergleich der untersuchten Epochen ist weniger in den konkreten 
Moralvorschriften zu sehen, als in den Begründungszusammenhängen, weshalb 
Foucault von einer Geschichte der Ethik und nicht der Moral spricht. Im Bereich der 
moralischen Empfehlungen sind vier Motive identifizierbar, die sich scheinbar über die 
Zeit bis in die moderne Gesellschaft fortschreiben: 
? Das erste Motiv erweckt die Angst an ungewolltem Samenverlust als 
Krankheitsbild bzw. als durch Onanieren verursachte Erkrankung entweder zu 
verdummen, zu verweiblichen oder gar zu sterben. 
? Das zweite Motiv ist ein Verhaltensschema, das eheliche Treue als Äußerung von 
Tugend, Seelenstärke und Selbstbeherrschung lobt, und bspw. bei Aristoteles mit 
politischer Bedeutsamkeit aufgeladen wurde. 
? Das dritte Motiv ist das abschreckende Bild des Effeminierten, des 
Homosexuellen oder Invertierten. Dieses Motiv ist nicht durchgängig mit 
Homophobie verbunden, sondern zeugt von „Ablehnung von allem, was nach 
freiwilligem Verzicht auf Prestige und Erscheinung der männlichen Rolle aussieht“ 
(Foucault 1989a, 29). 
? Das vierte Motiv ist ein Modell von (sexueller) Enthaltsamkeit, die sowohl ein 
Zeichen der Selbstbeherrschung ist und damit zur Herrschaft über andere würdig 
macht, als auch ein Weg zur Weisheit und damit Zugang zu einer Wahrheit, die 
anderen verschlossen bleibt. 
5.4.14. Männliche Herrschaftsfähigkeit 
Insbesondere in der Antike korrespondieren die vier Motive der sexuellen Strenge nicht 
mit sozialer, politischer oder religiöser Ordnung, weshalb auch nicht davon gesprochen 
werden kann, dass es eine Kontinuität der Sexualmoral gegeben habe. Vielmehr 
unterscheidet sich die christliche Pastoral von der heidnischen Sexualmoral dadurch, 
dass die Kirche eine Moral zur Geltung brachte, die zwingend war und universal 
(Foucault 1989a, 31). Die antike Konzeption hingegen, gibt Empfehlungen ab. Die 
ethische Lebensform wird nicht durch die bedingungslose Unterwerfung unter Regeln 
verwirklicht, sondern wird selbst zur freien Entscheidung der Handelnden (Hesse 2003, 
304). Sie wendet sich nur an bestimmte Menschen – an freie Männer. Frauen hingegen 
waren äußerst strengen Zwängen unterworfen (Foucault 1989a, 33), womit sich diese 
Moralvorschriften für sie erübrigten. 
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„Es ist eine Männermoral: eine Moral, die von Männern gedacht, geschrieben, gelehrt wird und 
an Männer – natürlich freie – gerichtet ist. Folglich eine männliche Moral, in der die Frauen nur 
als Objekte oder bestenfalls als Partner vorkommen, die es zu formen, zu erziehen und zu 
überwachen gilt, wenn man sie in seiner Macht hat, und deren man sich zu enthalten hat, wenn 
sie in der Macht eines anderen (Vater, Gatte, Vormund) sind […]: sie versucht nicht, ein 
Verhaltensfeld und einen Regelbereich – mit den nötigen Differenzierungen – für die beiden 
Geschlechter zu definieren; sie ist eine Ausarbeitung des männlichen Verhaltens vom 
Standpunkt der Männer aus und mit dem Ziel, ihrer Lebensführung Form zu geben“ (Foucault 
1989a, 33). 
Es geht um Verhaltensempfehlungen, die auf den korrekten Gebrauch von Rechten, 
Autorität, Macht und Freiheit zielen, die Frauen aufgrund der Gesetze und Sitten nicht 
haben. Sie befassen sich mit dem Verhältnis zum eigenen Körper, zum anderen 
Geschlecht, zum eigenen Geschlecht und zur Wahrheit. Sie versprechen Gesundheit, 
Macht, Ansehen und Weisheit. Sie wurzeln in männlichen Erfahrungsbereichen und 
konstituieren männliche Subjekte. 
 
In der römischen Kaiserzeit (hellenistische Philosophie, insbesondere die Stoa) kommt 
es zu ethischen Verschiebungen der an sich durchgängigen Vorschriften, was sich in der 
übertriebenen Betonung der „Sorge um sich selbst“ zeigt. Das dahinter liegende Motiv, 
die Vorstellung, man müsse sich zuerst um sich selbst kümmern (z.B. durch körperliche 
und kriegerische Ertüchtigung), um zu erlernen, „was zum Regieren unabdingbar ist“ 
(Foucault 1989b, 61), wurde bereits von Sokrates (bzw. Platon) vertreten. Dies war ein 
herrschaftsbegründendes Prinzip der Überlegenheit, das einerseits im Kontext der Polis 
als agonistisches, politisches Spiel, andererseits im Rahmen einer hierarchischen 
Organisationsform des Hauswesens (oikos) entstand, und letztlich Überlegenheit durch 
Selbstbeherrschung signalisieren sollte: im Haus die Überlegenheit des freien Mannes 
über Unfreie, Kinder und Frauen, in der Polis die Überlegenheit einzelner freier Männer 
über andere. Die Reflexionen zum „Gebrauch der Lüste“ waren somit an der engen 
Verbindung zwischen der Herrschaft über sich selbst, über das Haus und über andere 
gebunden, und konstituierten sich folglich als reine Männermoral. In den ersten beiden 
Jahrhunderten der Kaiserzeit waren die gesellschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen jedoch andere. Es kam zu Veränderungen der Ehepraxis und zu 
Modifikationen in den Regeln des politischen Spiels (ebd., 97). 
 
In der Ehe wurde die konjugale Beziehung aufgewertet: das Paar wurde zum Kern der 
Familie. Denn ökonomischer und politischer Erfolg wurden zusehends von Verbindungen 
zwischen Familiengruppen unabhängig (ebd., 101), was es ermöglichte, Eheverträge zu 
schließen, die tatsächlich zwischen Mann und Frau und nicht mehr zwischen den Vätern 
geschlossen wurden. Als Folge nicht zuletzt der politischen Enteignung des Bürger-
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Mannes, kam es zu einer positiven Stärkung der Stellung der Frau. Sie konnte über ihr 
Heiratsgut mitunter frei verfügen, war auch erbberechtigt, was eine relative ökonomische 
Unabhängigkeit anzeigt, und auch rechtlich war sie nicht mehr der vollen Autorität ihres 
Vaters unterworfen. So konnten manchmal Väter die Ehe ihrer Tochter nicht mehr gegen 
ihren Willen scheiden lassen. In den Eheverträgen (z.B. im hellenistischen Ägypten des 
4. und 3. Jahrhunderts) wurden Pflichten festgelegt, die die Frau u. a. zum Gehorsam 
gegenüber ihren Mann verpflichteten, aber auch den Mann dazu anhielten, für die 
Bedürfnisse seiner Frau aufzukommen (ebd., 104). Es entstand ein zwar ungleiches, 
aber doch wechselseitiges System von Verpflichtungen. Dies schlägt sich in der Literatur 
der Kaiserzeit nieder, in deren Reflexionen die Ehe als Lebensform betrachtet zur Suche 
nach einer „ehelichen Ehre“ wurde (ebd., 106). Zwei Hinweise scheinen mir jedoch für 
die Beurteilung der hellenistischen Ethik im Hinblick auf eine Konstituierung 
maskulinistischer Rationalität wichtig: Zum einen betont Foucault, dass schriftliche 
Zeugnisse ausschließlich von Männern vorliegen (ebd., 105), zum anderen dass die von 
ihm untersuchten Texte keinen Aufschluss darüber geben, wie das Eheleben der 
Kaiserzeit tatsächlich ausgesehen hat (ebd., 109). Die Haltung des Ehemannes 
gegenüber seiner Frau ist somit als eine praktische Übung zu interpretieren, die ein 
ethisches, wiederum männliches Subjekt erzeugen soll.  
 
Die Veränderungen der politischen Rahmenbedingungen wurzeln im Verwaltungsbedarf 
des Imperiums, wodurch die Dienstaristokratie zahlenmäßig ausgedehnt wurde, die 
politische Rolle und der Platz im politischen Spiel aber im Verhältnis zum Kaiser, dessen 
Ratgebern und Vertretern definiert wurde. Damit bricht die Einheit von gesellschaftlichem 
Stand und politischer Tätigkeit auf. Unter welchen Bedingungen „politisches Handeln, 
eine Teilnahme an den Lasten der Macht, die Ausübung einer Funktion möglich oder 
unmöglich, akzeptabel oder notwendig“ (ebd., 117) ist, wird zum Gegenstand 
moralischer Reflexion. Im administrativ hierarchischen Gefüge findet sich der politisch 
tätige Mann (z.B. Offizier, Fiskalbeamter, Provinzstatthalter) in einer „Schanierstellung“. 
„Man ist stets in gewisser Weise Regierender und Regierter“ (ebd., 119). Die 
Veränderten Regeln des politischen Spiels, das im Vergleich zur klassischen Antike zu 
einem viel weiteren und komplexeren Feld von Machtbeziehungen wird, erschwert die 
Konstitution seiner selbst als ethisches Subjekt der eignen Handlungen (ebd., 115). Das 
große Interesse dieser Eliten an einer persönlichen Ethik, einer praktischen Moral des 
Privatlebens und der Lüste interpretiert Foucault als „Krise des Subjekts oder richtiger 
der Subjektivierung“ (ebd., 129). In den moralischen Texten der Kaiserzeit zeigt sich „die 
Suche nach einer neuen Weise […], die rechte Beziehung zu seinem Stand, seinen 
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Funktionen, seinen Tätigkeiten und seinen Pflichten zu bedenken“ (ebd., 114). Aufgrund 
der gigantischen Kluft zwischen einer kleinen Zahl von Reichen und einer Masse von 
Armen, wurde auf der einen Seite zur Betonung von Stand und Rangordnung auf 
sichtbare Zeichen und Zurschaustellung von Reichtum gesetzt (ebd., 115) im Sinne einer 
Ästhetisierung des Selbst. Auf der anderen Seite wurde gerade dieser standesgemäße 
Prunk abgewertet, zugunsten eines reinen Verhältnisses zu sich selber, „eine 
Beziehung, die so unabhängig wie möglich vom Stand und dessen äußeren Formen ist, 
da sie nur in der Souveränität ruht, die man über sich selbst ausübt“ (ebd., 116).  
 
Diese Entwicklungen gipfelten im „Prinzip der Sorge um sich“, das zusehends die 
Stellung eines zentralen Imperativs annahm, „der durch alle möglichen Lehren wanderte“ 
und folglich alle Moralvorschriften begründete. Auch hier ist zu betonen, dass diese 
Vorschriften nur eine zahlenmäßig geringe soziale Gruppe betrafen, die Kulturträger 
waren (ebd.) und sich vorrangig an Männer richteten. Das klassisch-griechische Prinzip 
der Überlegenheit verschwindet zwar nicht, aber es „muß einem gewissen Gleichgewicht 
zwischen Ungleichheit und Wechselseitigkeit im Eheleben weichen“ sowie im politischen 
Leben „eine gewisse Aufspaltung zwischen der Macht über sich selber und der Macht 
über die anderen zulassen“ (ebd., 129). Entgegen einer häufig vorgebrachten 
Einschätzung, wonach die Stoa (vor allem Epiktet) als Vorläufer oder gar Vorwegnahme 
einer christlichen Moral bewertet wird, betont Foucault die Eigenständigkeit dieser 
Modifikationen der Sexualmoral, die aus der spezifisch hellenistischen Krise der 
Subjektivierung zu erklären sind. Die Intensivierung einer Kunst der Existenz, die von der 
Sorge um sich beherrscht wird, wird immer stärker auf Praktiken, Übungen und 
Prozeduren konzentriert, die auf Kontrolle über sich selbst zielen und die volle 
Souveränität über sich herstellen sollen. Die Frage von Abhängigkeit und 
Unabhängigkeit wird in eine gesteigerte Wachsamkeit für sexuelle Praktiken verlagert. 
Doch je mehr Aufmerksamkeit ihnen geschenkt wird, desto gefährlicher erscheinen sie. 
Sexualität wird als Bedrohung des Selbstverhältnisses wahrgenommen. 
„Es erscheint zunehmend notwendig, ihr zu mißtrauen, sie zu kontrollieren, sie, soweit sich das 
machen läßt, ausschließlich in den Ehebeziehungen zu lokalisieren – um sie dann dort, im 
Eheverhältnis, mit intensiveren Bedeutungen zu beladen“ (ebd., 306). 
Im Gegensatz zu christlichen Moralvorstellungen wird Sexualität jedoch nicht mit dem 
Übel schlechthin identifiziert; auch die Knabenliebe wird zwar problematischer, aber 
dennoch nicht als Widernatur verurteilt. Im Umgang mit dem Begehren geht es in der 
hellenistischen Zeit wie in der klassisch-griechischen Antike um Zügelung, Meisterung 
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und das richtige Maß, zunehmend nun um eine Einhegung in der Ehe200, nicht jedoch 
wie in der christlichen Moral um absolute Verwerfung und vollkommene Reinigung 
(Hesse 2003, 302).  
 
Nachdem Foucault den geplanten Band über das Pastorat nicht mehr verfassen konnte, 
muss die Rekonstruktion etwas spekulativ bleiben: in „die Anormalen“ (Vorlesungen 
1974/1975) konzentrierte er sich auf die neue Pastoral, die im Zuge der 
Gegenreformation ausgehend vom Konzil von Trient entwickelt wurde (vgl. Foucault 
2007, 425), in „Sicherheit, Territorium, Bevölkerung“ hingegen setzt er den Beginn der 
Geschichte des Pastorats bereits bei den Kirchenvätern201 an und betrachtet die 
Entwicklung ab dem 3. Jahrhundert (Foucault 2006a, 240). Dies kann mit Sennelart 
(2006, 481) so interpretiert werden, dass Foucault die Perspektive von den Techniken 
der Seelenführung, die er in einer detaillierten Beschreibung des (neuen) Bußrituals 
ausführt, zur Programmatik hin verschiebt, somit von der Analyse der Wirkmechanismen 
der Macht zum Selbstbewusstsein des Regierens. Diese Einschätzung untermauert er 
mit einem Zitat aus der Einleitung zum Seminar von 1979, in der Foucault betont hatte, 
dass es ihm nicht darum gehe, die Praktiken zu untersuchen, sondern die ihnen 
inhärente, programmatische Struktur. 
„Jede Gouvernementalität kann nur strategisch und programmatisch sein. Das klappt niemals. 
Doch mit Bezug auf ein Programm kann man sagen, dass das niemals klappt.“202 (Foucault zit. 
n. Sennelart 2006, 481f.). 
Gleichzeitig geht Foucault aber davon aus, dass Gouvernementalität ein Praxistypus ist, 
der Objektivierungs- und Veridiktionseffekte bezüglich der Menschen hat, indem er sie 
als Subjekte konstituiert (ebd.). Im Hinblick auf den geplanten Titel („Geständnisse des 
Fleisches“) sowie auf die anderen beiden Bände zur Geschichte der Ethik, in denen er 
Handlungsanleitungen analysiert, wären die Ausführungen zur Buße mit den 
Anweisungen, wie eine Beichte abzunehmen ist, und wie gebeichtet werden soll, der 
logischere Anschlusspunkt. Im Hinblick auf die Gouvernementalität und sein dort 
verfolgtes Verfahren, programmatische Texte zu analysieren hingegen, sind wohl die 
                                                 
200  Wie wenig tatsächlich die Entwicklung einer christlichen Moral für diese Veränderung verantwortlich war, zeigt 
Jack Goddy (1983, 96ff.) auf, der den Wandel der christlichen Sekte zur Kirche nachzeichnet. Gerade in 
Bezug auf Ehe und Familie mussten Eingeständnisse gegenüber der römischen Tradition gemacht werden, 
um die relevanten Eliten überhaupt erst bekehren zu können. Dies beinhaltete eine Aufwertung der Familie  
gegenüber der Sekte, die eigentlich die Bindung an die Familie hätte ersetzen sollen, sowie zur Aufwertung 
ehelicher Sexualität, wobei hinzukam, dass zölibatäre Lebensweisen der Ehe vorzuziehen sind. In der Folge 
kam es aber auch zu einer relativen Schlechterstellung der Position der Frau, vor allem was die Erbfähigkeit 
betraf, zumal sich im Zweifelsfall die Kirche als Erbin anbot. Aus demselben Grund wurden Adoptionen 
verboten, die einen fehlenden Erben hätten ersetzen können.  
201  Als ersten, der eine philosophische Reflexion über das Pastorat anstellte, nennt Foucault (2006a, 221) den Hl. 
Gregor von Nazianz. 
202  Dass das niemals klappt, zeigt Foucault (2006a, 296ff.) an den mittelalterlichen Formen des Gegen-
Verhaltens zur pastoralen Macht auf. 
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Grundlegungen der Kirchenväter relevanter. Dennoch schließen sie sich m. E. nicht aus, 
zumal gerade die Ausführungen zur Beichte auf eine spezifische Subjektkonstituierung 
hinweisen, die für das Verständnis von Gouvernementalität zentral ist, und die Foucault 
im übrigen auch in den Gouvernementalitätsvorlesungen mit einschließt.  
 
Das Motiv des Pastors, des Hirten und seiner Herde, ist sowohl in der jüdischen 
Tradition als auch in der griechischen nicht unbekannt (vgl. Foucault 2006a, 239). Als 
spezifischer Machttypus mit seinen vielfältigen Verfahren zur Regierung von Menschen 
jedoch ist es erst mit dem Christentum in der abendländischen Welt entstanden (vgl. 
ebd., 217). Die pastorale Macht konnte sich nur durch die auf der ganzen Welt 
einzigartige Institutionalisierung einer Religion als Kirche entwickeln. Im Gegensatz zu 
den vorhergehenden Machttypen erhob sie von Anfang an den Anspruch für die gesamte 
Menschheit (zumindest alle Christen) zu gelten und diese in ihrem täglichen Leben zu 
regieren (ebd., 218). Die Kirche institutionalisierte das Pastorat als ihre zentrale 
Organisationsform,203 deren Hierarchie durch die Wechselseitigkeit des Regierens und 
Regiertwerdens erzeugt wird. Die Pastoral bildet die grundlegende Programmatik, die 
Lehre oder „Kunst, mittels deren man die Leute lehrt, die anderen zu regieren, oder wie 
man die anderen lehrt, sich von bestimmten Leuten regieren zu lassen“ (ebd., 222). 
 
Diese Kunst der Regierung entwickelte sich aber bis ins 18. Jh. getrennt von der 
politischen Macht. Sie war eine auf die Seelenleitung der Individuen aber auch des 
Kollektivs gerichtete Regierung – also eine irdische Macht, die auf das Jenseits 
ausgerichtet war.204 Trotz historisch realer Interferenzen blieben die Machtbereiche von 
pastoraler und politischer Macht distinkt: der Pastor übt seine Macht im mystischen 
Bereich aus, der König im imperialen (ebd., 228). Erst mit der Gouvernementalität bzw. 
der Gouvernementalisierung des Staates kam es zu einer Übertragung pastoraler 
                                                 
203  So gilt der Papst als Pastor, Bischöfe sind Pastoren und auch Äbte sind Pastoren. Allerdings sollte die 
katholische Kirche den kleinen Gemeindepfarrern diese Stellung nicht zuerkennen, worin Foucault (2006a, 
225) auch einen zentralen Streitpunkt in der Reformation vermutet. Denn in protestantischen Pfarren sollten 
sie Pastoren werden. Diese Anmerkung Foucaults gilt als Hinweis darauf, dass seine Überlegungen zur 
pastoralen Macht und deren Universalität auch für nicht-katholische Länder gelten, was er im Übrigen auch in 
die Anormalen (Foucault 2007, 244) ausführt. Ich sehe darin aber auch einen Hinweis darauf, dass der 
Universalitätsanspruch keineswegs eingelöst werden sollte, sondern auch die pastorale Macht zunächst ganz 
klare Zielgruppen hatte, nämlich diejenigen, die in der Kirchenhierarchie agierten – wiederum großteils 
Männer. Frauenklöster und ihre Äbtissinnen wurden folglich auch stärker zentralen Kontrollorganen unterstellt. 
Und die berühmten Mystikerinnen des Mittelalters zählt Foucault selbst zu den Formen des Gegenverhaltens 
– also eine Art des Widerstands gegen die pastorale Macht. 
204  Die pastorale Macht und ihre Techniken unterscheiden sich von Politik, Pädagogik und Rhetorik. Politik zielt 
darauf, Menschen einem Gesetz oder Souverän zu unterwerfen, Pädagogik auf die Formung von Kindern und 
Heranwachsenden, Rhetorik darauf Menschen zu überzeugen oder zu überreden. Die pastorale Macht 
hingegen entwickelte Techniken, die umfassend auf die Regierung von Menschen zielen, auf Lenkung, 
Anleitung, aber auch Manipulation (Foucault 2006a, 241) bis hin zur Gewissenserforschung (vgl. Foucault 
2007, 240), die die Beichte als „permanentes Tribunal“ (Foucault 2006a, 295) ergänzt. 
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Techniken und Rationalitäten auf politische Regierungsweisen. Das Pastorat bildet somit 
den historischen Hintergrund der Gouvernementalität und zudem eine Voraussetzung für 
die Entstehung des modernen Staats seit dem Ende des 16. Jahrhunderts (ebd., 242). 
 
„Der pastor führt zum Heil, er verfügt das Gesetz, er lehrt die Wahrheit“ (Foucault 2006a, 
244). Doch im Unterschied zur antiken Moral geht es im Pastorat um das Seelenheil. Der 
Pastor verwaltet eine subtile Ökonomie von Verdiensten und Verfehlungen (Foucault 
2006a, 252). Der Pastor ist wie jeder Christ zum reinen Gehorsam verpflichtet. Das 
christliche Prinzip des Gehorsams bedeutet nicht einem Gesetz oder einer Vorschrift zu 
gehorchen, deren Sinnhaftigkeit einsehbar wäre, sondern sich vollständig – letztlich auch 
vollständig individualisiert – in die Abhängigkeit von jemanden zu begeben. So ist z.B. im 
Kloster die Beziehung zum Abt oder zum Lehrmeister der Novizen als persönliches 
Abhängigkeitsverhältnis institutionalisiert (ebd., 256). Doch auch der Pastor kann erst 
dann befehlen, nachdem ihm das Befehlen befohlen worden ist. Der Pastor verwaltet 
nicht nur die Wahrheit, die er als Lehrmeister unterrichtet, sondern durch die 
Gewissenserforschung holt er eine geheime, innere Wahrheit der Individuen ans 
Tageslicht (vgl. ebd., 264ff.). 
„Diese neuen Beziehungen von Verdiensten und Verfehlungen, von absolutem Gehorsam, von 
der Erzeugung verborgener Wahrheiten bilden […] die Essenz, die Originalität und die Spezifität 
des Christentums, [und] nicht das Heil, nicht das Gesetz, nicht die Wahrheit“ (Foucault 2006a, 
267). 
 
Die zentralen Techniken des Pastorats untersucht Foucault anhand der scholastischen 
Bußlehre und der daran anschließenden Reformen nach dem Konzil von Trient. Die 
Beichte als umfassendes Geständnis von Fehlverhalten oder auch nur sündigen 
Gedanken, war in der Urkirche noch kein Teil des Bußrituals. Erst ab dem 13. 
Jahrhundert wurde die regelmäßige Beichte verpflichtend. Hinzu kam eine Verpflichtung 
auf Vollständigkeit. D.h. nicht der Sünder selbst kann entscheiden, welche seiner Taten 
und Gedanken sündhaft sind, sondern der Beichtvater (Foucault 2007, 226f.). Um die 
Vollständigkeit des Geständnisses zu kontrollieren, wurden immer raffiniertere Methoden 
entwickelt, um den Beichtenden zu befragen und zu prüfen. Diese Kontrolle des 
„Geständnisses des Fleisches“ in Kombination mit der Erhebung der Buße zum 
Sakrament macht den Beichtvater zu einem mächtigen Mann, der, um diese 
Machtstellung205 ausüben zu können, selbst besondere Tugenden aufweisen muss: Er 
                                                 
205  An anderer Stelle nennt Foucault als ein Charakteristikum des Pastorats, dass es zu „keinerlei Herrschaft 
weder über sich noch über die anderen führt“ (Foucault 2006a, 261), weil absoluter Gehorsam und die 
Absage an jeglichen eigenen Willen die zentralen Tugenden innerhalb der Kirchenorganisation darstellen. 
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muss eifrig sein – also nach der Sünde suchen – er muss heilig sein – also selbst frei 
von Todsünde – und er muss gelehrt sein, als Richter, als Arzt und „als Führer“, der 
seine Beichtkinder an den Klippen vorbeilotst (ebd., 236), und zudem muss er umsichtig 
sein. Trotz des Universalanspruchs der pastoralen Macht zielt die pastorale 
Subjektivierung ganz zentral auf die Pastoren selbst – also wiederum auf eine männliche 
Elite. Frauen waren von der Ausübung der sakramentalen Macht ausgeschlossen. Für 
die Mehrheit der katholischen Bevölkerung war die Beichte ein alljährliches Ritual. Die 
komplexe und komplette Beichte kam „zum Tragen, wenn es sich darum handelte, nicht 
den gewöhnlichen Durchschnittsgläubigen, sondern die Beichtväter selbst zu formen“ 
(ebd., 255). 
 
Die Beichte als Gewissenserforschung wurde in den Seminaren und Kollegien, die reine 
Männerorte waren, ergänzt durch die Gewissenslenkung. Um es also zur „pastoralen 
Meisterschaft“ zu schaffen, ist es für die Seminaristen erforderlich sich ihrem geistlichen 
Führer anzuvertrauen, ihm ihr Innerstes zu erzählen (ebd., 242f.). Und diese Seminare 
waren der Ausgangspunkt und häufig das Vorbild für die großen Schulen im Sekundar-
Unterricht, wie bspw. die großen Kollegien der Jesuiten und der Oratorianer. Die „subtile 
Technologie der Beichte [wurde] somit sicher keine Massenpraxis“ (ebd., 255). Aber 
„[s]ie hat wirklich Eliten geformt“ (ebd., 256). Da auch diese Schulen reine Männerorte 
waren, verstärkt sich der Verdacht, dass nicht nur die antiken Moralvorschriften, sondern 
auch die christliche Pastoral eine reine Männermoral war. Auch die vier klassischen 
Motive bleiben erhalten, verändern sich jedoch durch die Absolutsetzung der sexuellen 
Enthaltsamkeit, die zumindest für den Pastor als Zölibat gefordert wurde. Damit sinkt die 
moralische Toleranz gegenüber allen Formen von Sexualität, die letztlich ausschließlich 
in der Ehe verortet und reglementiert wird.  
 
Die Angst an ungewolltem Samenverlust zu erkranken, wird mit der tridentinischen 
Pastoraltheologie und der Reform und Verallgemeinerung der Beichte zu einem Motiv, 
das die Sündhaftigkeit des Fleisches symbolisiert. Denn die Seele ist im Körper, der 
Träger von Lust und Begierde ist (Foucault 2007, 256). Der Körper gilt somit nicht nur als 
Ursprung aller Sünden, sondern umgekehrt, jede moralische Verfehlung, hat fast 
zwangsläufig mit Fleischeslust zu tun. In den Prozeduren des Beichtgeständnisses 
kommt es zu einer „Identifizierung des Körpers und des Fleisches“, wodurch „Begehren 
und Lust im Raum des Körpers“ zur Erkrankung der Seele führen können. Masturbation 
                                                                                                                                                        
Somit darf ein Pastor nicht befehlen, „um zu befehlen, sondern er muß einzig deshalb befehlen, weil ihm die 
Weisung gegeben wurde zu befehlen“ (ebd.). 
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ist dann bereits die erste Gestalt von Sexualität des mit seinen Körper allein gelassenen 
Heranwachsenden. Sie ist zudem die erste in der Beichte zu gestehende Sexualität 
(ebd., 257). 
„Dieser immense Apparat der Technik des Beichtwesens hat fast nur in den Seminaren und 
Kollegien der angehenden Zölibatäre so recht Wirkung gezeigt, d.h. in den Stätten, wo die 
einzige Form der Sexualität, die es zu kontrollieren gab, selbstverständlich die Masturbation 
war.“ (ebd.) 
Sexuelle Verhaltensweisen, die dem abschreckenden Bild des Effeminierten, des 
Homosexuellen oder Invertierten entsprechen, wurden zusehends zur Widernatur. Doch 
erst in der Psychiatrie und Medizin des 19. Jahrhunderts entstand Homosexualität als 
Krankheitsbild, die nicht selten als Folge jugendlicher Masturbation diagnostiziert wurde. 
Auch in diesen beiden Bildern wird deutlich, dass in erster Linie männliche Sexualität als 
Problem wahrgenommen wurde. (vgl. Foucault 1983, 58) 
5.4.15. Gewaltförmigkeit bürgerlicher Geschlechterordnung 
Charakteristisch für die Gesellschaft des 19. Jahrhunderts sind leztlich „Dispositive 
sexueller Sättigung“ (ebd., 61), die eine gewisse Omnipräsenz von Sexualität in der 
bürgerlichen Gesellschaft erklären. Diese bringen immer neue Formen von Sexualitäten, 
von Lust und Begehren hervor und bilden sozusagen die andere Seite der bürgerlichen 
Geschlechterordnung, die zentral in der heterosexuellen Ehe definiert ist. Die gestiegene 
Relevanz von Männlichkeit, die ich in einem Zusammenhang mit der Vervielfältigung von 
Positionen in der Herrschaftsstruktur staatlicher Gesellschaften vermute, war schon in 
der frühen Neuzeit mit einer Entwertung des Zölibats als erstrebenswerte Lebensweise 
verknüpft. Mit dem Niedergang der Klosterkultur büßte mönchische Enthaltsamkeit ihre 
Stellung als angesehenste Form von Sexualität ein (vgl. Connell 1995, 186). An ihre 
Stelle trat eheliche Heterosexualität. Sexuelle Enthaltsamkeit oder Mäßigung ist somit 
nicht mehr ein Zeichen für Selbstbeherrschung und damit Befähigung zur Herrschaft 
über andere, sondern eheliche Sexualität, über die ein Mantel der Verschwiegenheit 
gebreitet wird. In der bürgerlichen Gesellschaft funktioniert die Ehe zusehends als Norm, 
die ordentliche Sexualität definiert. Eheliche Sexualität kann Diskretion beanspruchen 
(Foucault 1983, 53), nicht-eheliche, nicht-heterosexuelle und nicht-monogame 
Sexualitäten hingegen geraten in den Blick von Lehrern, Ärzten und Psychiatern. In 
jedem Körper außerhalb der Ehebeziehung werden perverse Sexualitäten vermutet. Sie 
werden in privilegierten Räumen, dem Klassenzimmer oder dem Schlafsaal, gesucht, 
und in bestimmen Riten, der Visite oder der Konsultation, erforscht. (ebd. 63) An die 
Stelle der Schlafsäle des Priesterseminars traten also Schlafsäle von Offiziersschulen 
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und Kaderschmieden, an die Stelle des Beichtvaters Erzieher und Ausbildner, deren 
Aufgabe es immer noch war, eine Elite zu formen, die fähig ist zur Selbst- und damit 
Fremdbeherrschung. 
 
Gouvernementalität als Führung der Führungen, das Regieren derer, die sich selbst 
regieren können und daher auch regiert werden können, ist also historisch als elitäre 
Männermoral entwickelt worden. Der Umgang mit der eigenen Sexualität dient als 
Gradmesser für die Selbstbeherrschung, die in weiterer Folge zur Fremdbeherrschung 
befähigt. In Foucaults Ausführungen zur Sexualität der bürgerlichen Gesellschaft im 19. 
Jahrhunderts wird jedoch deutlich, dass der Erwerb korrekter Sexualität nicht ohne 
Disziplinartechniken auskam. Generell entspricht die Disziplinargesellschaft, die er in 
„Überwachen und Strafen“ entworfen hat, nicht dem Bild der Gouvernementalität. Aus 
dieser Perspektive scheint nicht die Gouvernementalisierung des Staates stattgefunden 
zu haben, sondern eine Vervielfältigung und zunehmende Verstaatung von 
Disziplinartechniken. Doch beide Perspektiven auf Subjektivierung ausschließen 
einander nicht aus und sind in moderner Staatlichkeit gleichermaßen verankert. 
 
Auf der einen Seite haben wir ein Subjekt, dass disziplinierenden Verfahren unterworfen 
wird, damit es ein bestimmtes Verhalten an den Tag legt. Dieses Subjekt ist zugleich 
Objekt von Regierung, Teil der Bevölkerung, die in der Biopolitik zur Zielscheibe von 
Regierung wird, bzw. Untertan im Souveränitätsdenken der Staatsräson. Auf der 
anderen Seite haben wir ein Subjekt, das zwar ebenfalls disziplinierenden Verfahren 
unterworfen wird, um ein bestimmtes Verhalten an den Tag zu legen, dessen 
Unterwerfung aber zum Akt eines freien Willens, zur Selbstunterwerfung stilisiert wird. 
Damit erhält dieses Subjekt auch Subjektivität im Sinne von Handlungsfähigkeit und 
Autonomie. Als ethisches Subjekt kann es sich selbst regieren, weiß regiert zu werden, 
und handelt richtig, selbst wenn keine Disziplinartechniken auf es einwirken. Es ist 
regierungsfähig und selbstständig, Bürger im Denken des liberalen 
Gesellschaftsvertrages. Diese politische Subjektivierung verbirgt sich im Konzept der 
Gouvernementalität. Im Liberalismus erblickte Foucault daher auch eine „Renaissance 
der Selbstführung“. Was er ausblendet, ist die Tatsache, dass auch diese politische 
Subjektivierung nur für elitäre Männlichkeit möglich war. 
 
Im feministischen Diskurs wird liberale Gouvernementalität daher auch als 
vergeschlechtlichtes Ordnungsmuster analysiert (Griesser/Ludwig 2008, 11), dessen 
Geschlechterdimension an der liberalen Trennung von Öffentlichkeit und Privatheit mit 
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ihren geschlechtsspezifischen Zuweisungen festgemacht wird, die von liberaler 
Gouvernementalität bekräftigt und aufrechterhalten wird. Gouvernementalität kann auch 
als Instrument zur Analyse der diskursiven Konstruktion (hegemonialer) Männlichkeit 
eingesetzt werden. (vgl. Bruns 2002) Noch allgemeiner stellt sich die Frage, ob die 
Konzepte von Selbst- und Fremdführung und schließlich von Regierung als „Führung der 
Führungen“ nicht zumindest männlich konnotiert sind, wenn nicht gar notwendig 
männliche Subjekte voraussetzen bzw. herstellen. Diese Dimension des 
Gouvernementalitätskonzepts ist in der bisherigen Rezeption weitgehend unthematisiert 
geblieben. Sofern die aktuelle Transformation aber auch die bürgerliche 
Geschlechterordnung außer kraft setzt, könnte politische Subjektivierung ihre historische 
Verbindung zu elitären Männlichkeiten jedoch auch einbüßen. So sieht etwa Katharina 
Pühl (2003, 120) geradezu einen „Qualitätssprung, der feministisch zu leisten ist, [darin], 
von einer Kritik an Subtexten männlicher Modellierungen von Subjektivität, die als 
allgemein gültig angesehen werden und so genannte weibliche Formen von Handeln, 
Empfinden und Perspektive desartikulieren, also unterwerfen“, weg zu kommen. 
Stattdessen sei eine Flexibilisierung von Subjektivierungsweisen und daraus folgend 
eine Neuanordnung von Gender-Kategorien insgesamt in den Blick zu nehmen. 
 
Der feministisch-queere Fokus liegt dabei meist auf sexualisierenden Prozessen der 
Subjektkonstituierung, der über die Regime binär-hierarchischer Geschlechterdifferenz 
und normativer Heterosexualität an gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
rückgebunden bleibt, zugleich aber die Option für die Zukunft eröffnet, gerade diese 
Regime durch zunehmende Individualisierung und Pluralisierung in Frage zu stellen 
(Engel 2002, 227). Auch mithilfe der diskursiven Figur der „Unternehmerin ihrer selbst“ 
lässt sich diese neoliberale Fragmentierung erfassen.206 In der neoliberalismus-
kritischen Literatur erhellt jedoch Re-Kontextualisierung des vergeschlechtlichten 
Subjekts in gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse „geschlechtsspezifisch 
unterschiedlichen Handlungsoptionen und Anforderungsformen sowie diskursiv-
materielle Ausgangsbedingungen“ (Pühl 2003, 131), die am bisherigen Erfolg 
emanzipatorischen Gegenverhaltens zweifeln lässt. Dennoch ist hier ein Ansatzpunkt für 
eine „symbolische Revolution“ benannt, die aber im Gegensatz zu Bourdieus Vorschlag, 
keine kollektive, sondern eine höchst individualisierte und pluralisierte Form annehmen 
                                                 
206  Pühl (2003, 122) nennt vier Aspekte, die in dieser Figur deutlich werden: 1. Entnennung – d.h. konkrete 
Lebensbedingungen werden de-thematisiert; 2. Dekontextualisierung – d.h. ursprünglich emanzipatorische 
Konzepte wie „empowerment“ oder „Gender Mainstreaming“ werden aus ihrem Kontext in neoliberale 
Operationslogik transferiert; 3. die Ökonomisierung des Sozialen verlegt kollektive Verantwortung auf das 
Individuum; 4. die Umsetzung neoliberaler Leistungsideologie erfolgt in neuen, kleinteilig zerlegten 
Alltagspraktiken. 
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würde. Zentral wäre nicht, die bürgerliche Geschlechterordnung durch eine andere zu 
ersetzen, sondern jegliche Geschlechterordnung als soziale Orientierungsnorm 
aufzuheben. 
5.5. Gouvernementalisierung als transformatorische Strategie 
Die Gouvernementalisierung des Staates, die Foucault im Laufe des 18. Jahrhunderts 
vermutet, bezieht er zunächst auf einen Staatsdiskurs, der deshalb besonderes 
Interesse verdient, weil er sich vom älteren Juristendiskurs der Staatsräson fundamental 
unterscheidet. Der frühneuzeitliche Diskurs über die Staatsräson kann mit Bourdieu als 
performativer Staatsdiskurs betrachtet werden, der den modernen Staat als ein 
Machtfeld konstituiert hat. Die staatstheoretische Strategie war mit praktischen 
Interessen einer klar definierbaren sozialen Gruppe verbunden, die sich selbst ihrer 
diskursiven Konstruktion unterworfen hat, um symbolisches Kapital zu produzieren und 
zu akkumulieren. Der Erfolg dieses performativen Aktes zeigt sich in einer realen 
Wirkmächtigkeit des Staates, der selbst als heterogenes Ensemble von juridisch 
definierten Institutionen entsteht. Seine Wirkmächtigkeit erlangte der Staat, weil er auch 
von anderen politischen Akteuren als zentrale Verallgemeinerungsinstanz anerkannt 
wurde. Die Anerkennung und damit Legitimation dieses Institutionengeflechts erfolgte 
durch dauerhafte praktische Ausrichtung politischen Handelns an den Staat. Diese war 
durch politische Erfolge motiviert: die Integration von Herrschaftsmodi einzelner Polities 
in die Operationsweise des Staates (Verstaatungen), was Polities zur Befolgung und 
Anerkennung staatlicher Kodifizierungen und Normierungen (Durchstaatungen) 
veranlasste. 
 
Für die Transformation der Geschlechterordnung zentral waren Verstaatungen 
bestimmter Verfahren der Ehrerzeugung und Männlichkeitskonstruktion. Juristen und 
Staatsbeamte konnten ihre Ehe- und Lebensweisen über die Inkorporierung kognitiver 
Strukturen, die auf Verallgemeinerung gerichtet waren, als staatliche Ordnung 
verallgemeinern. Andere, die auf diesem neuen Feld der Macht agierten, formierten 
ebenfalls einen Habitus, der Verallgemeinerungsprofite erzielen kann. Dass dieses sich 
herausbildende Bürgerideal ein geheimes Männlichkeitskonstrukt darstellt, kann als ein 
Kompromiss der beteiligten politischen Akteure in der Transformation von Staatlichkeit 
interpretiert werden. Männlichkeit wurde so zu einem Eintrittsgeld in das neuartige Feld 
der Macht und in alle es umgebenen Felder – insbesondere Politik, Bürokratie und 
Justiz. Dies war zunächst noch offenkundig und ein offiziell anerkanntes Kriterium, wurde 
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aber im Laufe weiterer politischer Transformationen, insbesondere nach der Erlangung 
des Wahlrechts durch Frauen, zunehmend zu einer geheimen, weil vergessenen 
Struktur, die männliche Dispositionen privilegiert. 
 
Zur von Bourdieu beschriebenen Juristenfiktion besteht eine Analogie zu der Staatsform, 
die Foucault als Verwaltungsstaat bezeichnet. Diese Form von Staatlichkeit oder besser 
von Staatsdenken wurde praktisch in der Herstellung von (juridisch definierten) 
Untertanen als Prolongation hierarchischen Herrschaftsdenkens und der Erfindung und 
Behauptung von staatlicher Souveränität, die politische Kämpfe auf Beteiligung am 
staatlichen Metakapital ausgerichtet hat. Tatsächlich konnte der absolutistische Staat 
bzw. seine Amtsträger die so gedachte Staatsgewalt nicht vollständig realisieren.207 Sie 
legte aber gewissermaßen die Pfade für die Formierung einer Disziplinargesellschaft, die 
die im Staatsdiskurs vorausgesetzten Subjekte (Untertanen) erst herstellte. Dieses weite 
Netz an disziplinierenden Gewaltverhältnissen prägt kognitive Strukturen, die 
symbolische Gewalt des Staates aufrichten und stabilisieren. Diese gewaltförmige 
Vergesellschaftung, die jeder Subjektkonstitution immanent ist, war aber nicht staatlich 
dirigiert oder kontrolliert. Klöster, Krankenhäuser, Psychiatrie, Schulen, Gefängnisse 
usw. sind zunächst keine zentralisierten Staatsapparate, sondern Einrichtungen 
unterschiedlicher Polities, die auf das Verhalten ihrer Mitglieder durchaus gewaltsam 
einwirken, und für die Nichteinhaltung ihrer Regeln auch Bestrafungsprozeduren 
entwickeln. Der Prozess der Zentralisierung, der in Staatsbildungstheorien gerne 
einseitig als ein An-Sich-Ziehen von Ressourcen durch den König betrachtet wird, ist 
aber eher als ein langfristiger Trend zu betrachten, der sich aus politischen Ver- und 
Durchstaatungsstrategien entwickelt. 
 
Ähnlich wie zunächst die Juristen, bilden sich in der Disziplinargesellschaft 
professionalisierte Gruppen, Ärzte, Lehrer, Wachleute usw., die eine besondere 
Berufsehre entwickeln, und ein Interesse daran haben es in symbolisches Kapital zu 
verwandeln, um damit Distinktionsprofite zu erzielen.208 Verstaatung ihrer 
feldspezifischen Regeln der Reproduktion wie der Ausbildungsstandards, 
Zugangsbeschränkungen und Verfahren der Titelvergabe kann eine allgemeine 
Anerkennung der Profession sicherstellen. Es gibt hier ein Interesse an Verstaatung, das 
von den Gruppen selbst ausgeht, und insofern auch Zentralisierung präferieren kann, als 
                                                 
207  Dass sowohl Bourdieu als auch Foucault so unproblematisch mit dem absolutistischen Staat umgehen, liegt 
daran, weil beide Frankreich als Bezugsstaat verwenden. Das französische Anciene Régime ist aber im 
Vergleich der Staatsbildung von Staaten im westlichen Europa als Ausnahme zu betrachten. 
208  Für Wachleute ist z.B. das Tragen einer Uniform ein Symbol, das sie von gewöhnlichen Leuten unterscheidet 
und als Träger von Staatsgewalt ausweist. 
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damit die Kontrolle z.B. von Krankenhäusern durch Mitglieder der professionalisierten 
Gruppe selbst erfolgt, und damit die Eingriffe von „unqualifizierten“ Beamten aus den 
Polities entfällt, während für die eigenen Mitglieder Karrierechancen entstehen. Was 
Foucault dann als Verstaatlichung von Disziplinartechniken bezeichnet, ist die 
Übertragung und Weiterentwicklung von Machttechnologien in juristisch als staatlich 
definierte Einrichtungen und Apparate, wie das Militär oder Staatsgefängnisse. 
 
Die Gouvernementalisierung des Staates ist eine davon zu unterscheidende politische 
Strategie, die nicht vorrangig mit der Verallgemeinerung oder Legitimierung staatlicher 
Macht befasst ist, sondern mit der Entwicklung und Etablierung einer spezifisch 
staatlichen Rationalität. Dabei handelt es sich zunächst um einen pädagogischen 
Diskurs im weitesten Sinne, der zum (im Vergleich zur Staatsräson) alternativen 
Staatsdiskurs konvergiert. Die Orientierung an Leitungs- oder Führungsdenkens aus der 
kirchlichen Organisationskultur hat sicher auch mit der pädagogischen Vormachtstellung 
kirchlicher Einrichtungen zu tun. Bei der Übertragung auf den Staat erfolgt eine 
Veränderung dieses Denkens, das es zu einem Steuerungs- und Lenkungsdenken 
transformiert. Damit geht eine Verwissenschaftlichung des Staates einher. So wie 
Juristen die Funktionsweise des Staates von ihrer juridischen Kompetenz abhängig 
gemacht haben, entwickeln sich nun neue und konkurrierende Staatswissenschaften. 
Foucault fokussiert in den Gouvernementalitätsvorlesungen auf die Ökonomie, Bourdieu 
betont die Relevanz von Statistik und Soziologie. Diese Wissenschaften sind damit 
befasst die Probleme, Objekte und Ziele staatlicher Regierung zu identifizieren und dabei 
zu erfinden. Foucault nennt die Entdeckung oder besser Erfindung der Bevölkerung als 
Zielscheibe von Regierung, die Einführung von Biopolitik, d.h. die Versuche Generativität 
und Sterblichkeit zu steuern, aber auch die Entwicklung von Staatsrassismus (vgl. 
Foucault 2001, 282ff.). 
 
Mit der Gouvernementalisierung setzen Transformationen von Staatlichkeit ein, die die 
juridisch definierten Grenzverläufe von öffentlich vs. privat oder staatlich vs. nicht-
staatlich permanent umgehen, verschieben und zu äußerst flexiblen und dehnbaren 
Demarkationslinien machen. Zugleich erfolgt mit der Gouvernementalisierung auch eine 
Entpersönlichung von Herrschaft, und zwar nicht, wie Weber meinte, durch die 
Gesetzestreue von Beamten, sondern deshalb, weil diese staatliche Rationalität keinen 
bestimmbaren subjektiven Träger hat. Einerseits generiert sie die sprichwörtliche 
Omnipotenz des Staates, andererseits wird sie nicht ausschließlich von offiziellen 
Staatsbediensteten entwickelt und angewendet. Sie operiert vielmehr als ein 
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eigenständiges Machtspiel, dessen Funktionsprinzip zuerst mit der 
Disziplinargesellschaft installiert wurde. Bei der Gouvernementalisierung geht es jedoch 
nicht um Verstaatung von Machttechnologien, sondern von Regierungsweisen, die sich 
aus unterschiedlichen Regierungs- und Lenkungstechnologien zusammensetzen. Die 
Verstaatungsstrategie besteht darin, eine Realität zu behaupten, die (mittels 
Durchstaatung) erst hergestellt werden soll. Dies erfolgt praktisch durch staatliche 
Setzungsarbeit, die deren Inkorporierung als kognitive Strukturen bzw. in Form 
entsprechender Subjektkonstitution fördert, weil sie objektive und subjektive Strukturen 
in Einklang bringt. Individualisierung entspricht einer Regierungstechnologie, die den 
oder die Einzelne zur Selbstführung aufruft, damit aber zugleich kollektive Strategien 
delegitimiert und Chancen auf Verallgemeinerungsprofite reduziert. 
 
Während der Verwaltungsstaat demokratisiert wurde, entzieht sich die Gestaltung des 
Regierungsstaats demokratischer Verfahren. Das Machtfeld, in dem um ihn gerungen 
wird, ist höchst selektiv und exkludierend. Es sind Think Tanks großer Organisationen 
und Vertreter von Bildungseliten, die daran partizipieren können. Auf Ebene der 
Subjektformierung trugen gouvernementale Vorschriften historisch immer dazu bei 
maskulinistische Rationalität zu konstituieren, weil sie zentral den Umgang mit Freiheit 
diskutierten, und sich daher nur an den männlichen, ökonomisch unabhängigen 
Vollbürger richteten. Neoliberale Subjektivierung betrifft aufgrund verwaltungsstaatlicher 
Setzungsarbeit zunehmend alle. Sie ist aber nur in dieser Fassung hegemonial, nämlich 
als Erwerb von Dispositionen, die eine doxische Unterwerfung bewirken. Sie ist jedoch 
nicht hegemonial, in der Fassung, wonach der selbst bestimmte Umgang mit Freiheit 
symbolisches Kapital generiert und zur Herrschaft befähigt. Gouvernementalität hat 
insofern ihren maskulinistischen Subtext nicht abgeworfen, als mit dem Rückbau 
wohlfahrtsstaatlicher Rechtsansprüche die materielle Absicherung realisierbarer 
Freiheitsgrade abgenommen hat. Damit eröffnen neoliberale Gebrauchsanweisungen 
der Freiheit vor allem sozial Unterprivilegierten keine Handlungsmöglichkeiten, die 
neoliberale Subjektivierung aber verspricht. 
 
Verwaltungs- und Regierungsstaat sind so gesehen zwei parallele Staatsformen, die sich 
überlagern. Transformationen von Staatlichkeit betreffen immer beide. So ist er 
Verwaltungsstaat schon lange kein absolutistischer Staat mehr, der er ja nie wirklich war. 
Er wurde in den meisten westeuropäischen Staaten zum demokratischen 
Wohlfahrtsstaat um- und ausgebaut. Verwaltungsstaatlichkeit umfasst die klassischen 
Foren der Politik und Politikgestaltung: Parteien, Parlamente, Ministerien, Regierungen, 
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aber auch Interessensvertretungen und Sozialpartner. Der Regierungsstaat überlagert 
den Verwaltungsstaat und nimmt ihn zur Durchsetzung gouvernementaler Strategien in 
Dienst. Gouvernementale Strategien sind zugleich Transformationsdiskurse, die auf die 
Herstellung einer gesellschaftlichen und verwaltungsstaatlichen Realität zielen, indem 
sie sie als gegeben behaupten und daran ihre Steuerbarkeit diskutieren. In diesen 
Diskursen werden soziale Probleme definiert und gelöst, wobei der Verwaltungsstaat 
selbst als Problem verhandelt werden kann.209 In Foucaults Interpretation sind daher 
Transformationen von Staatlichkeit wechselnde Gouvernementalitäten. Auf der Ebene 
der Texte, die einen Gouvernementalitätsdiskurs bilden, erscheint dies auch genau so. 
An der Umsetzung in transformatorische Praxis sind aber unterschiedliche Akteure mit 
divergierenden Strategien beteiligt, womit deren unterschiedliche Zusammensetzungen 
und Kräfteverhältnisse die gouvernementale Rationalität permanent variieren. Das was 
z.B. Willke heute als Wissensgesellschaft tituliert, besteht zu einem erheblichen Teil aus 
diesen Feldern, die gouvernementale Strategien entwickeln und erproben. Es sind 
vorrangig exklusive Zirkel von Wissenschaft und Politikberatung, die auch versuchen, 
direkt Einfluss auf Verwaltungsstaatlichkeit zu nehmen und dabei demokratische Wege 
abkürzen. 
 
Gouvernementale Strategien sind in ihren Erfolgschancen nicht unabhängig von 
Verwaltungsstaatlichkeit und somit auch von Verstaatungs- und 
Durchstaatungsstrategien, was sich insbesondere an den Aktivitäten von politischen 
Lobbys nachvollziehen lässt. Mit der Beeinflussung von Gouvernementalität als 
staatliche Rationalität, die die Wahrnehmungs- und Bearbeitungsweise gesellschaftlicher 
Probleme steuert, erlauben sie aber auch Geschlechterpolitiken, die eine Politisierung 
der Geschlechterordnung ermöglichen. Hierin ist die Chance auf eine emanzipatorische 
Politik der Transformation. Voraussetzung dafür wäre, die Formen der Politikgestaltung, 
in denen um Gouvernementalität gerungen wird, zu demokratisieren.  
 
                                                 
209  Der staatstheoretische Diskurs der 1970er Jahre war vorrangig mit Problemen befasst, deren Ursache im 
Wohlfahrtsstaat vermutet wurde. 
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6. Konklusionen: Politiken der Transformation 
Im Zentrum der Arbeit stand die Frage nach Möglichkeiten einer staatstheoretischen 
Konzeptualisierung von Politiken der Transformation von Staatlichkeit, und in weiterer 
Folge, die Frage, ob solche transformatorischen Politiken als geschlechter-
emanzipatorische Strategien denkbar sind. Sofern Staatstheorien als performative 
Diskurse politisch wirksam werden können, münden beide Fragen letztlich in der 
Diskussion der Relevanz feministischer Staatstheorien für derartige Strategien. 
 
Die Sichtung staatstheoretischer Ansätze seit 1945 hat ergeben, dass alle mit Fragen 
der Politik, der Politikformierung und der Konstitution politischer Akteure befasst waren. 
Zugleich kann behauptet werden, dass gesellschaftliche Transformationen für die 
Entwicklung der staatstheoretischen Diskussion zentral waren, zumal alle untersuchten 
Theorienkonglomerate aufgrund neuartiger Problemwahrnehmungen Modifikationen 
vornahmen, die die Ansätze selbst transformierten. Der Staat wurde als Gegenstand 
politikwissenschaftlicher Forschung quasi neu entdeckt. In den neueren 
Theorienkonglomeraten, die ich unter Neo-Pluralismus, Neuer Institutionalismus und 
Neo-Marxismus zusammengefasst habe, werden vor allem Transformationen des 
Verhältnisses von Staat und Politik diskutiert. Dabei werden Transformationen benannt, 
die im Grunde demokratiepolitisch bedenklich sind, aber recht unterschiedlich gedeutet 
werden. Transformationen des Staates werden im Großen und Ganzen wahrgenommen, 
thematisiert und auch in ihrer politischen Gestaltbarkeit diskutiert. Das ist aber nicht 
gleichbedeutend mit transformatorischer Politik. Transformationen von Staatlichkeit 
werden vorrangig als Reaktionen und Anpassungen von Staat und staatlicher Politik an 
Transformationsprozesse verstanden, die jedoch selbst nicht als politische Strategien 
konzipiert werden. Ein Grund für die mangelnde Fähigkeit politische Transformationen 
von Staatlichkeit zu konzeptualisieren liegt in Staatsbegriffen, die es unmöglich machen, 
eine Transformation des Staates zu denken. Hierin schlummert auch die Gefahr, dass 
Staatstheorien zu legitimatorischen Staatsdiskursen werden. 
 
Quasi als Gegengift wurde vor allem im (neo-)marxistischen Diskurs, Staatskritik als 
alternative Form von Staatstheorie entwickelt. Aber auch diese Ansätze scheitern an der 
Frage nach emanzipatorischen Transformationsstrategien, weil diese erfolglos sein 
müssen, solange Vergesellschaftung und Staat kapitalistisch sind. Die diagnostizierten 
strukturellen Hindernisse konvergieren zu Denkbarrieren, wenn Fragen nach 
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geschlechter-emanzipatorischer Politik gestellt werden. Was marxistische und neo-
marxistische Ansätze aber auszeichnet, ist die herrschaftskritische Grundhaltung, die die 
meisten anderen Theorienkonglomerate vermissen lassen. Feministische Herrschafts- 
und Staatskritik ist nicht zufällig in einem Diskurszusammenhang mit diesen Ansätzen 
entwickelt und vorangetrieben worden. Feministische Herrschaftskonzepte werden aber 
ihrerseits nicht vorrangig in Auseinandersetzung mit moderner Staatlichkeit konzipiert. 
Feministische Staatstheorien müssen aber den aktuellen Stand dieser Diskurse in ihre 
Diskussion von Staatlichkeit integrieren können. Zudem bieten feministische 
Herrschaftskonzepte einen begrifflichen Rahmen, mit dessen Hilfe transformatorische 
Politik konzipiert werden kann. Transformation meint hier strukturelle Wirkmächtigkeit 
und in diesem Sinn Veränderungen von Herrschaftsverhältnissen. 
 
Mit dem hier entwickelten Konzept von Geschlechterpolitik ist ein Grundstein für die 
weitere Argumentation gelegt. Es ermöglicht transformatorische Politik zu denken, weil 
es Struktur veränderndes Handeln erfassen kann. Es ist aber nicht notwendig 
emanzipatorisch und es ist nicht notwendig auf den Staat gerichtet. Letzteres liegt daran, 
weil ich es auf Basis des feministischen Herrschaftsdiskurses entwickelt habe, und nicht 
auf Basis des feministischen Staatsdiskurses. Dies war deshalb erforderlich, weil die 
Ausrichtung von emanzipatorischer Politik an den Staat eine durchaus umstrittene 
Strategie ist. Sie unterstellt, dass Politik nur in staatlich definierten Formen zulässig und 
sinnvoll ist. Weite Politikkonzepte werden damit vorschnell verworfen. Im feministischen 
Staatsdiskurs werden demgegenüber meist weite Politik- und Staatskonzepte präferiert. 
 
Feministische Ansätze zur Staatstheorie und -kritik zeichnen sich im Vergleich zu den 
zuvor diskutierten Theorienkonglomeraten dadurch aus, dass sie durchgängig die Frage 
nach geschlechtsspezifischer Herrschaft in und mit dem Staat stellen. Dabei kommen 
verschiedene Herrschaftskonzepte zur Anwendung, sodass Herrschaft nicht notwendig 
im Staat seinen Ursprung hat. Aufgrund ihres geschlechter-emanzipatorischen 
Interesses sind sie auch eher in der Lage, transformatorische Politik zu 
konzeptualisieren. Der Versuch den zuvor entwickelten Begriff von Geschlechterpolitik 
zur Anwendung zu bringen scheitert jedoch über weite Strecken. Lediglich in den 
Ansätzen, die klassische, staatlich definierte Formen von Politik als wirksame Strategien 
begreifen, scheinen auch emanzipatorische Politikstrategien möglich, die letztlich auch 
Staatlichkeit transformieren können. Dies gilt für die Fassung eines frauenfreundlichen 
Wohlfahrtsstaats, der weniger als Gegenwartsdiagnose denn als alternative 
Zukunftsvision entworfen wurde. Dies gilt aber auch für einige Varianten post-
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strukturalistischer Staatstheorien. Werden in diesen Ansätzen jedoch klassische 
Politikinstrumente und -strategien ausgeblendet, reduzieren sich Möglichkeiten 
emanzipatorischer Politik auf Transformationen der Bedingungen für Subjektkonstitution. 
Sofern tatsächlich strukturelle Bedingungen politischer Subjektivierung in den Blick 
genommen werden, machen diese Überlegungen m. E. emanzipatorische 
Geschlechterpolitik denkbar. Sofern Strukturen vernachlässigt werden können sie nicht 
als transformatorische Strategien qualifiziert werden. 
 
Die Analyse des vorhandenen staatstheoretischen und herrschaftskritischen 
Instrumentariums hat ergeben, dass es zwar einige Möglichkeiten gibt, Politik 
staatstheoretisch und herrschaftskritisch zu konzipieren, diese Konzepte aber kaum 
systematisch verknüpft sind. Das transformatorische Potenzial politischen Handelns und 
politischer Praxis bleibt zudem unterthematisiert. An diese Diagnose habe ich einige 
Überlegungen angeknüpft zur Theoretisierung von Transformationen von Staatlichkeit. 
Die Grundlagen für diese Überlegungen habe ich in Form eines Kriterienkatalogs 
zusammengestellt. Dieser soll den staatstheoretischen Umgang mit Transformation in 
einem feministisch-herrschaftskritischen Sinne sicherstellen. Relevante Eckpfeiler einer 
feministischen Staatskritik sind der Umgang mit Trennungsparadigmen und die Frage 
nach der Konstitution politischer Akteure im Verhältnis zu einem Politik- und 
Demokratieverständnis, das eine Politisierung von Geschlecht zulässt. Dafür ist es auch 
erforderlich staatliche Handlungsfähigkeit zumindest im Sinne einer Wirkmächtigkeit in 
die Konzeption zu integrieren. Da der Staat aber kein Subjekt und keine 
Handlungseinheit ist, sind bei Theoretisierungen seiner Handlungsfähigkeit und 
Wirkmächtigkeit zumindest drei Fragen zu berücksichtigen: Fragen nach staatlichen und 
quasi-staatlichen Akteuren, nach Staatsgewalt und nach spezifisch staatlichen 
Rationalitäten. 
 
Transformationen des modernen Nationalstaates und des internationalen 
Staatensystems sind ein allgegenwärtiges Thema, das nicht ausschließlich auf dem 
staatstheoretischen Terrain verhandelt wird. Vielmehr werden auch Theorien der 
historischen Staatsbildung rezipiert und bestimmte Modelle der Genese moderner 
Staatlichkeit in die staatstheoretische Bearbeitung integriert, die als Grundlage für die 
Argumentationen gegenwärtiger Transformationsdiagnosen herangezogen werden. Dies 
habe ich anhand der aktuellen Staatstransformationsdebatte aufgezeigt. Zudem konnte 
ich damit auch die Unzulänglichkeiten gemessen am zuvor entwickelten Kriterienkatalog 
aufzeigen. Es besteht nämlich die Tendenz lediglich solche Formen politischer Praxis in 
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ihrer transformierenden Wirkmächtigkeit zu diskutieren, die faktisch einer 
Entdemokratisierung von Politik entsprechen. Demokratie wird einerseits an ein relativ 
eng gefasstes Verständnis von Nationalstaatlichkeit gebunden, andererseits als 
möglichst staatsfreies Handeln konzipiert. Dies liegt daran, dass auch staats- und 
demokratietheoretische Konzepte unvermittelt bleiben. Damit entwickelt sich im 
Transformationsdiskurs die Tendenz, alle politischen Prozesse mit Demokratie 
gleichzusetzen. Die tatsächlich undemokratischen Strukturen dieser Entwicklungen 
werden unterschiedlich beurteilt und werden teilweise sogar als Demokratiezugewinn 
eingestuft. An dieser Art der Theoretisierung aktueller Transformation wurde bereits 
feministische Kritik geübt, die ich auch weitgehend teile. Dennoch erscheint mir ein 
Aspekt an dieser Art der Transformationsdebatte von Interesse, der bis dato kaum 
geschlechtertheoretische Ausdeutung erfahren hat, nämlich die Diagnose eines 
epochalen Bruchs. 
 
Dies meint die Unterstellung, dass gegenwärtige Transformationen von Staatlichkeit 
einen qualitativen Bruch mit der bisherigen Genese moderner Staatlichkeit darstellen, 
der so tief greifend ist, dass ein historisches Denken von Veränderung nicht mehr 
möglich ist. Stattdessen wird eine radikale Offenheit der Zukunft von Staat und Politik 
angenommen. Umgekehrt stimuliert aber gerade diese Vorstellung vom epochalen Bruch 
historische Suchbewegungen, die in die Vorzeit europäischer Staatlichkeit zurückgehen, 
eine Phase, die einen ähnlichen Bruch markiert. Der frühneuzeitliche 
Staatsbildungsprozess wird so als Kehrseite der gegenwärtigen Staatstransformation 
verstanden. Theorien der historischen Staatsbildung verfahren aber meist 
staatstheoretisch oberflächlich, weil sie sich vornehmlich auf die Suche nach den 
zentralen Staatsapparaten machen. Zudem sind sie geschlechtertheoretisch blind, weil 
sie Ergebnisse der Geschlechtergeschichtsforschung nicht in ihre Überlegungen 
integrieren. Doch was die frühe Neuzeit auch zu einem epochalen Bruch macht, ist die 
Ausbildung und Etablierung der modernen Geschlechterordnung, die m. E. nicht zufällig 
mit dem modernen Staat entstanden ist. Der politische Charakter dieser 
Transformationen meist übersehen. 
 
Zur Erprobung meiner staatstheoretischen Konzeptualisierungen habe ich mir nun die 
Diagnose des epochalen Bruchs zunutze gemacht. Die Staatsbildung der frühen Neuzeit 
ist ohne Zweifel eine Transformation von Staatlichkeit, und kann in diesem Sinne als 
Experimentierfeld fungieren. Ich gehe nun aber nicht davon aus, dass diese historische 
Staatsbildung so etwas wie den Wesenskern moderner Staatlichkeit festlegt. Die 
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Analogie zur gegenwärtigen Transformation besteht lediglich im politischen Charakter 
von Transformationen von Staatlichkeit. Um dies zu erfassen, habe ich ein Konzept von 
Staatlichkeit entwickelt, das sich von weiten Staatsbegriffen darin unterscheidet als der 
Staatsbegriff nicht in der Zivilgesellschaft verschwindet. Vielmehr werden die politischen 
Kämpfe um die Grenzziehungen zwischen staatlich und nicht-staatlich zum eigentlichen 
Bestimmungsmoment von Staatlichkeit. Im Kampf um diese Grenzen werden 
unterschiedliche Strategien von Verstaatung und Durchstaatung verfolgt, aber auch 
Umgehungsstrategien. Damit sind Transformationen von Staatlichkeit immer mit 
politischen Strategien verbunden. 
 
Anhand des frühneuzeitlichen Staatsbildungsprozesses konnte aufgezeigt werden, dass 
Transformationen von Staatlichkeit komplexe politische Prozesse sind. Weil es kein 
steuerndes Zentrum gibt, können sie analytisch, von einer Makroperspektive aus 
betrachtet, zu einem anonymen Transformationsprozess verdichtet werden. Dies ist der 
häufigste Ansatz in historischen Theorien der Staatsbildung wie auch in 
staatstheoretischen Transformationsbearbeitungen. Tatsächlich konstituierten sich aber 
im Rahmen der Staatsbildung mehrere kollektive politische Akteure, die unterschiedliche 
geschlechterpolitische Strategien verfolgten. 
 
Das diskutierte Konzept von Polities nach Sylvia Walby eignet sich hervorragend, um 
diese kollektiven Akteure in ihrer geschlechtertransformatorischen Relevanz zu erfassen. 
Ein Phänomen des frühneuzeitlichen Transformationsprozesses ist die zunehmende 
Bedeutung des männlichen Geschlechts oder genauer von Männlichkeiten. Beinahe alle 
sozialen Gruppen, die sich in Bruderschaften organisierten, formulierten auch je eigene 
Männlichkeitsentwürfe, die zu Orientierungsnormen avancierten. „Krisen der 
Männlichkeit“, wie sie auch gegenwärtig gerne diskutiert werden, korrelieren mit sozialen 
Veränderungen und sozialer Mobilität. Damit entsteht das Risiko, die Stellung im 
gesellschaftlichen Gesamtgefüge zu verlieren. Bruderschaften bildeten optimale 
organisatorische Strukturen, die es ihren Mitgliedern erlaubten, sich ihrer Männlichkeit 
wechselseitig zu versichern, und sie zu symbolischem Kapital zu machen, das in 
politischen Strategien zum Einsatz kam. 
 
Soziale Mobilität eröffnet aber auch emanzipatorische Chancen. Und tatsächlich sind 
zahlreiche politische Strategien, die zur Anwendung kamen, als emanzipatorische 
Strategien zu werten: Handwerksgesellen, die sich aus dem Hausverband 
emanzipierten, Juristen, die sich vom König emanzipierten, Stadtbürger, die sich vom 
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Feudaladel emanzipierten usw. Was diese Strategien aber durchgängig auszeichnet, ist 
die Indienstnahme von Geschlechterkonstruktionen. Die emanzipatorische Idee bestand 
darin, sich aus einem Herrschaftsverhältnis zu lösen, indem die eigene 
Herrschaftsfähigkeit hergestellt wurde. Es ging also nicht darum die Herrschaftsstruktur 
selbst in Frage zu stellen, sondern lediglich so zu transformieren, dass der eigene 
soziale Aufstieg möglich und ein Abstieg verhindert wird. Diese Form emanzipatorischer 
Transformationsstrategie entpuppt sich somit immer auch als Diskriminierungsstrategie.  
Die emanzipatorischen Erfolge hingen ab von der Anerkennung der männlichen Ehre 
einer sozialen Gruppe durch andere, was den Vorrang der Geschlechterordnung vor der 
Standesordnung als Orientierungsnorm für soziale Hierarchisierungen voraussetzt. 
Diese Vorrangstellung kann aber in der frühen Neuzeit nicht als hegemoniale Vorstellung 
gewertet werden, sondern wurde hauptsächlich von intermediären Gruppen behauptet.  
 
Die Durchsetzung von Geschlecht als primäre soziale Orientierungsnorm und polare 
Geschlechterkonstruktionen, die die Transformationen der Geschlechterordnung 
kennzeichnen, können mithilfe von Bourdieus Konzeption der 
Verallgemeinerungsstrategien erklärt werden. Dabei spielt der Staat als diskursive 
Konstruktion – als Juristenfiktion – eine zentrale Rolle. Denn in diesem Staatsdenken 
wird der Staat als hierarchische Einheit hergestellt, was insbesondere mit der Erfindung 
und Einführung des Instanzenzuges deutlich wird, und zur zentralen 
Verallgemeinerungsinstanz. Die sozialen Gruppen, die aus ihrer Tätigkeit im Staat 
(Verwaltung oder Justiz) einen Beruf gemacht haben, konnten ihre männlichen 
Ehrerzeugungsstrategien verallgemeinern, indem sie ihr eigenes Handeln als eines 
repräsentierten, dass keinem Eigeninteresse folgt, sondern dem allgemeinen Wohl. Im 
Staatsdiskurs wird damit der verallgemeinerte Staatsdiener zum Garanten für Recht und 
Ordnung. Die staatlich gesetzte Ordnung folgt weitgehend den Sicht- und 
Teilungsprinzipien, die die bürgerliche Geschlechterordnung ausmachen. Auch die 
charakteristischen Grenzziehungen moderner Staatlichkeit wie öffentlich vs. privat, legal 
vs. illegal usw. wurden von dieser Gruppe etabliert. Der Erfolg dieser 
Verallgemeinerungsstrategie bestand darin, dass zunehmend alle politischen Akteure 
ihre Strategien an den Staat ausrichteten und das Staatsdenken inkorporierten. 
 
Das am Modell des „absolutistischen Staates“ entwickelte Schema der 
Verallgemeinerung durch staatliche Setzungsarbeit, entspricht weitgehend der Richtung 
einer Durchstaatung von Gesellschaft. Um Transformationen zu konzipieren, ist zudem 
zu berücksichtigen, dass auch Verstaatungsstrategien von unterschiedlichen Akteuren 
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angewendet wurden. Die Chance auf Verstaatung eigener Herrschaftsmodi motiviert die 
politische Ausrichtung an den Staat. Zumindest partielle Erfolge dabei erleichtern auch 
die Inkorporierung staatlich gesetzter Ordnung, die wiederum Voraussetzung ist für die 
Wirksamkeit symbolischer Gewalt. Staatliche Setzungsarbeit und symbolische Gewalt 
sind die zentralen Konzepte bei Bourdieu, mit denen die Wirkmächtigkeit des Staates 
erfasst werden kann. Nach Bourdieu haben politische Strategien, die sich an den Staat 
wenden, immer das Manko der präreflexiven Unterwerfung, weil die eigene 
Staatsförmigkeit, das Durchstaatet-Sein politischer Akteure, in Vergessenheit geraten ist. 
Der Staat kann solcherart nicht transformiert werden. Tatsächlich zeichnet die 
Geschichte des modernen Staates aber ein anderes Bild. Es ist dieses Staatsdenken, 
das aus dem absolutistischen einen demokratischen Staat machen konnte. Ich gehe 
daher im Gegensatz zu Bourdieu davon aus, dass gerade politische Strategien, die das 
Staatsdenken transformieren wollen, sich an den Staat richten müssen. Die Frage ist, ob 
das auch für emanzipatorische Geschlechterpolitik gilt. Denn vor allem verstaatete 
emanzipatorische Strategien sind vorzugsweise Diskriminierungsstrategien. Hieran 
schließt sich die Frage an, inwiefern staatlich verordnete Gleichstellungsmaßnahmen 
diskriminierende Effekte zeitigen müssen, sei es im Verhältnis der Geschlechter oder auf 
anderen „Achsen der Ungleichheit“. 
 
In Michel Foucaults Konzeption frühneuzeitliche Staatsbildung sind zwei Diskurse 
relevant: zum einen der Diskurs der Staatsräson, zum anderen der Diskurs über 
Regierungskünste. Während der erste einen Verwaltungsstaat etabliert, bewirkt der 
zweite eine Transformation des Staates. Diesen Prozess nennt Foucault die 
Gouvernementalisierung des Staates. Im Gegensatz zu Foucault gehe ich davon aus, 
dass der Verwaltungsstaat nicht durch Gouvernementalisierung allein transformiert 
wurde, sondern durch vielfältige politische Strategien, die sich an den Staat richteten. 
Dies ermöglichte Transformationen hin zum demokratischen Wohlfahrtsstaat. Was mit 
Foucaults Konzeption aber gefasst werden kann, ist eine Art analytische Verdoppelung 
des Staates. Denn der Verwaltungsstaat, der in seinem Kern ein Rechtsstaat ist, operiert 
vorzugsweise über Gesetze. Der gouvernementalisierte Regierungsstaat hingegen setzt 
eine Vielzahl unterschiedlicher Steuerungs-, Regelungs- und Kontrolltechniken ein. Darin 
wird eine ganz andere Rationalität manifest. Der Diskurs der Gouvernementalität 
konstituiert nicht vorzugsweise einen Staat, sondern die Objekte der Regierung. Er setzt 
keine demokratisch verhandelbaren und auf Kompromissen beruhenden allgemein 
anerkannten Grenzen, sondern institutionalisiert Umgehungsstrategien. Dieses „zweite 
Gesicht von Staatlichkeit“ ist eines der permanenten Transformation. Politik auf diesem 
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Terrain entzieht sich formaler demokratischer Verfahren. Sie ist ein exkludierender 
Elitendiskurs, der sich als Kampf um Deutungsmacht der relevanten gesellschaftlichen 
Problemlagen und ihrer Lösungsvorschläge interpretieren lässt. Es handelt sich 
vorrangig um politische Strategien, die als Wissenschaft vorgetragen werden. An dieser 
Form transformatorischer Politik sind auch Staatstheorien prominent beteiligt. 
 
Gouvernementale Strategien sind transformatorische Strategien. Sie zielen auf 
Beeinflussung und Transformation staatlicher Rationalität, die die Wahrnehmungs- und 
Bearbeitungsweise gesellschaftlicher Probleme im (Verwaltungs-)Staat steuert. In 
geschlechter-emanzipatorischer Hinsicht tut sich hierbei die Möglichkeit auf, die 
hegemoniale Sicht der Geschlechterordnung zu durchbrechen und Geschlecht selbst zu 
politisieren. Auch gouvernementale Strategien wie bspw. der neoliberale Diskurs sind 
Diskriminierungsstrategien. Dies vor allem deshalb, weil im neoliberalen Denken, 
ökonomische Verwertbarkeit oberste Priorität hat. Zudem wird der Kampf um Hegemonie 
von einer vorrangig männlichen Elite geführt, was maskulinistische Perspektivierung und 
geschlechter-konservativen Fundamentalismus fördert. Diese Diagnose entspricht 
feministischer Neoliberalismuskritik. 
 
Demgegenüber kann feministische Staatskritik aber auch mögliche Alternativen zu 
neoliberaler Gouvernementalisierung aufzeigen, und damit eine andere 
Gouvernementalisierungsstrategie verfolgen. Damit diese aber nicht zu einer alternativen 
Diskriminierungsstrategie verkommt, muss zu allererst aufgezeigt und benannt werden, 
dass im Gouvernementalisierungsdiskurs ein politisches Feld etabliert wird, das 
demokratischer Gestaltung entzogen wird. Demokratisierung gouvernementaler Politik, 
auch im Sinne von Geschlechterdemokratie, muss oberste Priorität erlangen. Das 
bedeutet konkret demokratische Entscheidungsverfahren über die Einführung und 
demokratische Kontrolle des Einsatzes aller Regierungspraktiken, seien sie im 
(Verwaltungs-)Staat institutionalisiert oder in formal privaten Einrichtungen. 
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8. Anhang 
8.1. Zusammenfassung 
Im Zentrum der Arbeit steht die Frage nach den Möglichkeiten staatstheoretischer 
Konzeptualisierung von Politiken der Transformation von Staatlichkeit, und in weiterer 
Folge, die Frage, ob solche transformatorischen Politiken auch als geschlechter-
emanzipatorische Strategien denkbar sind. Sofern Staatstheorien als performative 
Diskurse politisch wirksam werden können, münden beide Fragen letztlich in der 
Diskussion der Relevanz feministischer Staatstheorien für derartige Strategien.  
 
Entlang einer Aufarbeitung der neueren staatstheoretischen Diskussion wird die 
Verbindung zwischen Staat und Politik bzw. Demokratie innerhalb unterschiedlicher 
theoretischer Ansätze analysiert. Zudem sind alle Theorienkonglomerate mit 
Transformationen ihres Gegenstandes befasst, was zum Wechsel staatstheoretischer 
Paradigmen beigetragen hat. Dennoch sind die staatstheoretischen Möglichkeiten, 
Transformationen von Staatlichkeit als politische Strategien zu begreifen begrenzt. Als 
geschlechter-emanzipatorische Strategien sind sie auf dieser Basis nicht konzipierbar, 
zumal fast alle Ansätze die Dimension des Geschlechts vernachlässigen. Diese Mängel 
werden anhand feministischer Kritiken an einzelnen Ansätzen verdeutlicht. Dennoch 
könnten einige auch Anschlussstellen für eine geschlechtertheoretische Staatssicht 
bieten. 
 
Voraussetzung dafür ist ein staatstheoretisches Grundverständnis, das eine theoretische 
Befassung mit dem Staat als spezifische Form von Herrschaftskritik meint. 
Herrschaftskritik ist selbst aber nicht notwendig Staatskritik. Im Bereich der kritischen 
Geschlechterforschung wurde eine Vielzahl von Herrschaftskonzepten entwickelt, die je 
andere Dimensionen von geschlechtsspezifischer Herrschaft benennen und damit einer 
Transformation zugänglich machen wollen. Die unterschiedlichen Dimensionen 
schließen sich nicht notwendig aus, was es ermöglicht sie in ein Konzept von 
Geschlechterpolitik zu integrieren, das ein Herrschaft transformierendes Handeln 
konzipierbar macht.  
 
Feministische Ansätze zur Staatstheorie sind als Staatskritiken zu qualifizieren, sofern 
sie auf bestimmte Konzepte von geschlechtsspezifischer Herrschaft im und mit dem 
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Staat abstellen. Staatstheoretisch stehen sie in Diskurszusammenhängen mit anderen 
staatstheoretischen Theorien. Dies gilt insbesondere für neo-marxistische und post-
strukturalistische Zugänge. Hier haben feministische Ansätze bereits maßgeblich die 
theoretische Diskussion vorangetrieben. Eine Konfrontation dieser Ansätze mit einem 
Konzept von Geschlechterpolitik zeigt jedoch, dass auch feministische Staatssicht mit 
einem politischen und darüber hinaus emanzipatorisch wirksamen Verständnis von 
Transformationen von Staatlichkeit Schwierigkeiten hat. Vielmehr werden aus einer 
Geschlechterperspektive negative Entwicklungen diagnostiziert und kritisiert. Ihre 
Veränderung wird zwar als möglich betrachtet, es wird aber kaum ein begriffliches 
Repertoire erarbeitet, das diese Möglichkeit auch als politische Strategien konzipiert. 
 
Auf Basis dieser Analyseergebnisse zum Stand der staatstheoretischen und -kritischen 
Diskussion werden Kriterien erarbeitet, die als Grundlagen für eine Theoretisierung von 
politischer Transformation von Staatlichkeit dienen sollen. Zunächst wird die Thematik 
der Transformation von Staat und Staatlichkeit,  wie sie im Rahmen der aktuellen 
Transformationsdebatte verhandelt wird, genauer in den Blick genommen. Dabei fällt 
auf, dass der an sich nahe liegende Zugang zu Transformation über die Geschichte des 
modernen Staates als nicht mehr gangbar betrachtet wird, zugleich aber das Interesse 
an historischen Theorien der Staatsbildung steigt. Dies hängt mit der Diagnose eines 
epochalen Bruchs zusammen, der für die aktuellen Phänomene der Transformation 
ebenso behauptet wird, wie für die Phase der Staatsbildung in der frühen Neuzeit. Doch 
Theorien der historischen Staatsbildung verfahren staatstheoretisch oberflächlich und 
zudem geschlechterblind. Die fundamentalen Transformationsprozesse der frühen 
Neuzeit sind nicht als Spiegelbild zur gegenwärtigen Staatstransformation zu 
interpretieren. Sie bieten aber ein relativ gut erforschtes Terrain, um Konzepte zur 
Theoretisierung von Transformationen von Staatlichkeit zu testen. Dazu müssen sie aber 
auch durch geschlechterhistorische Forschungsergebnisse ergänzt werden. 
 
Entlang der historischen Diskussionen wird anschließend die Tragfähigkeit eines 
theoretischen Begriffsapparats überprüft, das speziell die politischen Strategien in der 
Staatsbildungsphase aufzeigen soll. Das erfolgt unter Berücksichtigung und Integration 
der umfassenden gesellschaftlichen Transformation, die auch Geschlechterverhältnisse 
und die Geschlechterordnung betreffen. Damit kann aufgezeigt werden, dass 
Staatsbildung und -transformation untrennbar mit Geschlechterpolitiken verbunden sind. 
Zudem wird deutlich, dass Transformationsprozesse nie unabhängig sich von 
Staatsdiskursen, die verschiedene Akteure produzieren und strategisch einsetzen 
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können. Damit wird eine politische Orientierung am Staat erzeugt, die für moderne Politik 
charakteristisch ist. Zugleich entsteht aber eine zweite Ebene des Politischen, die den 
modernen Spielregeln der Politik nicht entspricht. Diese ist es schließlich die neben 
klassischen Politikinstrumenten für emanzipatorische Strategien der Transformation 
nutzbar gemacht werden sollte. Darin liegt auch die Relevanz feministischer 
Staatstheorien begründet. 
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